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Vorwort. 



Der Vorstand der deutschen Städteausstellung 1903 in Dresden 
hatte zur Verwirklichung der einheitlichen Gestaltung des Kassen- 
wesens der deutschen Städteverwaltungen im November 1901 ein 
Preisausschreiben erlassen, wonach ein Leitfaden geschaffen werden 
sollte, welcher vor allem in allgemeinen Grundzügen zur Darstellung 
zu bringen habe: 

a. wie die Kassen- und Rechnungsführung einzurichten sei, 
damit sie sowohl in Bezug auf den laufenden Haushalt und 
die sonstigen Betriebsausgaben und Einnahmen, als auch 
in Bezug auf das Stadtvermögen jederzeit und in kürzester 
Frist ein klares Bild vom jeweiligen Stand der städtischen 
Finanzen gebe; 

b. welche Buchführung für die Kassen- und Rechnungs- 
führung anzuwenden sei, ob und beziehungsweise für 
welche Teile der städtischen Verwaltung sich die kauf- 
männische Buchführung oder die gewöhnliche Verwaltungs- 
buchführung (kameralistische) empfehle; 

c. wie die Kassen- und Rechnungsführung am wirksamsten 
einzurichten sei, und welche Kontrollemassregeln zu 
schaffen seien.*) 

Als der Verfasser der nachfolgenden Schrift an den Versuch 
herantrat, die gestellte Aufgabe zu lösen, musste er sich die Fragt» 
vorlegen, für welchen Leserkreis das Werkchen wohl bestimmt sein 



*) In Nr. 23 der deutschen Gemeindezeitung vom Jahre 1903 sind die 
Grundsätze abgedruckt, die der Referent des Preisgerichts, der Königl. Rat Unland 
in München, fQr die Prüfung und Beurteilung der eingegangenen 15 Arbeiten 
aufgestellt hat, sowie dessen Kritik der einzelnen Arbeiten. Es wird den vielen 
Lesern der Gemeindezeitung interessant sein, nach dieser Kritik die vorliegende 
Arbeit selbst zu beurteilen. 
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werde. Offenbar soll dasselbe den berufsmässig ausgebildeten Be- 
amten des Kassen- und Eechnungsdienstes allein nicht dienen, es 
soll auch denen, die sich diesem Zweige der Gemeindeverwaltung 
zuwenden und sich für denselben vorbereiten wollen, ein Lehrbuch sein. 
Nicht minder aber sollen auch die Beamten anderer Dienstzweige 
einer Gemeindeverwaltung aus ihm das entnehmen können, was 
ihnen bei ihren mannigfachen Beziehungen zum Kassendienste zu 
wissen erforderlich ist. Endlich soll es auch ein Wegweiser sein 
für die verantwortlichen Leiter der Gemeindeverwaltungen, wie 
für die zahlreichen nach der Gemeindeverfassung zur Mitarbeit im 
Verwaltungs- und Aufsichtsdienst berufenen Personen. Gewann aus 
dieser Erwägung der Verfasser die allgemeinen Gesichtspunkte für 
die Ausarbeitung, so galt es noch, die Schwierigkeit zu überwinden, 
die daraus erwuchs, dass die Arbeit notwendiger Weise den Finanz- 
dienst der kleinen, mittleren und grossen Städte zugleich in's Auge 
zu fassen habe. 

Die Gestaltung und Ordnung des Finanzwesens der kommu- 
nalen Körperschaften ist eine ausserordentlich verschiedenartige, 
zum Teil bedingt durch die staatliche Zugehörigkeit, im Wesent- 
lichsten aber durch die Grösse der Gemeinde und den Umfang 
der Verwaltungs-Aufgaben. Die Etats- und Verwaltungsberichte 
der Städte zeigen deshalb auch eine grosse Mannigfaltigkeit in 
der Darstellung und in dem Aufbau der finanziellen Ergebnisse 
und es ist aus diesem Grunde gar nicht leicht, Vergleiche anzustellen 
über die Leistungsfähigkeit der einzelnen Gemeinden, über die Er- 
giebigkeit ihrer Einnahmequellen usw., kurz ein Gesamtbild zu ge- 
winnen über das kommunale Finanzwesen. Es ist daher der Wunsch 
berechtigt, es möchte sich hierin ein einheitliches System durchringen. 

Dass dieses Ziel durch eine Ausarbeitung bestimmter Grund- 
sätze zu erreichen sei, wird niemand ernstlich glauben, der den 
deutschen Charakter kennt und weiss, wie schwer es ist, fest- 
gewurzelte Meinungen umzustossen. Ein solcher Versuch müsste 
ohne Weiteres scheitern. Aber es kommt noch etwas anderes in 
Betracht. Es hat sich die Verschiedenheit in der Ordnung der 
Finanzen den jeweiligen örtlichen Bedürfnissen angepasst, sie ist 
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nirgends eine diktierte, schablonenartige gewesen. In der einen 
Gemeinde ist in den Vordergrund getreten, was in einer andern 
als minderwichtig zurücktrat; vielfach ist die Gestaltung des Staats- 
rechnungswesens vorbildlich gewesen; in der Hauptsache ist sie auf 
die Autonomie der Gemeinden zurückzuführen. Darin aber liegt ein 
gar wichtiges und wertvolles Moment der Entwickelungsmöglich- 
keit, das zu erhalten ist. Darin liegt die Kraft und der Antrieb 
der Weiterentwickelung und Ausgestaltung nach den verschiedensten 
Richtungen. Denn indem Viele eine Sache bearbeiten, jeder nach 
seiner Eigenart, und wenn weiter bauend jeder das sich aneignet, 
was ein anderer Vollkommeneres geschaffen hat so muss schliesslich 
die höchste Vollkommenheit erreicht werden. 

Wenn daher auch der Mangel einer gleichartigen systematischen 
Beaibeitung des Gemeindefinanzwesens vielfach störend empfunden 
wird, so muss doch die Entstehungsweise als eine ganz ausser- 
ordentlich fördernde und schöpferische anerkannt werden. Ein ein- 
heitliches Muster würde auch schon deshalb nicht für alle Gemeinden 
anwendbar sein, weil die Verschiedenheit der Bedürfnisse, der Ver- 
mögenslage, der Verfassung und der organischen Einrichtung die 
Zwangsjacke der Schematisierung und eines starren Formalismus 
nicht verträgt. 

Der Verfasser musste es deshalb für seine Aufgabe erkennen, 
die verschiedenen zur Anwendung gekommenen Systeme neben- 
einander zur Darstellung zu bringen. Es muss dies zu einer 
kritischen Betrachtung notwendiger Weise anregen und weiter 
dahin führen, dass veraltete und unzweckmässige Einrichtungen 
aufgegeben und bessere an deren Stelle gesetzt werden. 
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I. Abschnitt 



§1. 

Die Entwickelung des Finanzwesens der 

deutschen Städte. 

Es kann im Altertum nicht von einem eigentlichen Finanz- 
wesen, noch weniger von einem geordneten, die Rede gewesen sein. 
Ein solches hat sich im Laufe der Zeit mit der Entwickelung der 
Städte selbst erst allmählich herausgebildet. Die geschichtlichen 
Überlieferungen aus jener Zeit enthalten auch nur dürftige Nach- 
richten. Erst aus dem Mittelalter geben uns die erhaltenen Ur- 
kunden, Stiftungsbriefe und Stadtrechnungen einige Aufschlüsse. 
Will man von der Entstehung und von der Ausbildung der kom- 
munalen Finanzen sich eine einigermassen zutreffende Vorstellung 
inachen, so muss man die Entwickelung des Städtewesens selbst 
verfolgen, man muss die Blätter der Geschichte durchfliegen und 
sich die Zeitläufte vergegenwärtigen, die über den Wohnsitzen und 
Ansiedelungen der Menschen hingezogen sind. Die ersten Städte in 
Deutschland entstanden zur Zeit der Römerzüge aus den römischen 
Besitzungen, Municipien und stehenden römischen Heereslagern am 
Rhein, an der Mosel, am Main und an der Donau. Schwere Drang- 
sale und Verwüstungen brachte die Völkerwanderung der Hunnen, 
w r elche die Länder überfluteten und unterwarfen. (452 n. Chr.) 
Viele Städte wurden damals vollständig verwüstet und ausgeplündert, 
so die herrlichen Rheinstädte Strassburg, Speier, Worms, Mainz, 
Trier. Zwar entstanden aus den Trümmern allmählich neue Orte, 
aber erst nach langen Jahrhunderten begannen sie sich zu heben 
und ein deutsches Städtewesen zu bilden, gefördert durch das Ent- 
stehen zahlreicher Bistümer, Bischofssitze und Pfalzen weltlicher 
und geistlicher Fürsten. Auch die überall entstehenden Klöster 
zogen Schutz suchende Ansiedler an, und die entstandenen neuen 
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Ansiedelungen gediehen allmählich zu Städten. Die von den Geist- 
lichen eingerichteten Messen, zu denen viele Gläubige zusammen- 
kamen, wurden der Sammelpunkt für Kaufleute und Käufer und be- 
kamen dadurch eine kaufmännische Bedeutung. Das Geld war 
damals selten, darum bestand der Handel meist nur in Tausch. Es 
gab deshalb zu jener Zeit eine eigentliche Finanzwirtschaft noch 
nicht. Die Leistungen der Ortsbewohner bestanden in Frohn- 
diensten und Naturalabgaben. 

Unter Heinrich L, dem Städteerbauer, (919 — 930) ward die Um- 
mauerung der Orte zur Verteidigung gefordert, namentlich in 
Sachsen und Thüringen (Meissen, Merseburg, Erfurt, Quedlinburg. 
Nordhausen u. a.). Diese Städte waren aber — meist unter dem 
Schutze fester Burgen stehend, und bestimmt. Besatzung und Vor- 
räte aufzunehmen — nur ein Mittelding zwischen Burgen und wirk- 
lichen Städten und hiessen daher Burgwarten. Sie wurden wegen 
der Sicherheit, die sie gewährten, allmählich der Sitz der Gewerbe, 
des Handels und des Wohlstandes. Mit dem Aufblühen der Ge- 
werbe machten sich mancherlei örtliche Einrichtungen nötig. Es 
wurden Marktplätze angelegt und öffentliche Gebäude errichtet, um 
den fremden Kaufleuten Bequemlichkeit, Sicherheit und Schutz gegen 
die Ungunst der Witterung zu verschaffen. So entstanden Kaut- 
halien, Leghäuser, Messhäuser. (Nach den Annalen von Korvey 
wurde dort 950 ein Kaufhaus erbaut für die Bequemlichkeit und 
Sicherheit der Kaufleute, die zum Feste des heiligen Vitus herbei- 
kamen.) Die Tuchhändler, Leineweber und Kürschner errichteten 
die ersten Kaufhallen, jedes Gewerbe für sich. Man baute von 
Holz, später erst von Stein, und so entstanden jene Bogengänge 
(Lauben), die heute noch in mehreren alten Städten zu finden sind. 
In diesen Lauben hatten die gleichartigen Waren ihre Läden und 
Bänke nebeneinander (Brotbänke, Fleischbänke, Fischbänke.) Der 
Händler, der eine solche Bank benutzte, bezahlte für die Erlaubnis, 
hielt aber darauf, dass ihm immer diese, seinen Kunden bekannte 
Bank verblieb. Daraus bildete sich ein Herkommen und aus dem 
Besitze eines Ladens entstand ein erbliches Recht. In Köln waren 
Gewölbe und Läden bereits im Jahre 1180 erblich, in Worms 
hatten 110() dreiundzwanzig Fischer den Fischhandel ausschliesslich 
und erblich an sich gebracht. Damals auch entstanden die Zünfte 
(Tuchmacher, Kürschner, Schlächter, Bäcker werden als die ältesten 
deutschen Zünfte genannt.) Ebenso fällt in diese Zeit die Ent- 
stehung der Gilden der Kaufleute. (1200). Von den Bischöfen, die 
erkannten, welcher Nutzen von den gewerbfleissigen Städten zu 
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ziehen sei, wurden die geschlossenen Orte mit Privilegien und 
Gnadenbriefen begabt. Die sächsischen Kaiser verliehen Zollbefrei- 
ungen, Jahrmarkts- und Messprivilegien und andere wichtige Rechte 
iz. B. zum Anlegen und zur Erweiterung eines Stadtmarktes.) Da- 
mals entstanden auch die sogenannten Stadtrechte, um welche sich 
die meisten Städte bewarben. So wurde das Lübecker Stadtrecht 
im Laufe der Zeit noch 90 anderen Städten verliehen. Der Auf- 
schwung des Handels und der Gewerbe — namentlich zeichneten 
sich aus die deutschen Goldschmiede, Wollenweber, Sattler, Riemer, 
Grob- und Kupferschmiede — musste notwendiger Weise zu einer 
politischen Machtentwickelung der Städte führen. Ihr Reichtum 
gab den Bürgern den Mut, nach Selbständigkeit zu streben. Ihr 
Geld verschaffte ihnen von geldbedürftigen Fürsten grosse Freiheiten. 
Es verschafften sich die Städte das Recht der Selbstverfassung, der 
Selbstverwaltung und Selbstgerichtsbarkeit (Willküren, Statuten, 
Weichbildsrechte). Die Ausartung des Ritterwesens und des Faust- 
rechts nötigten die Städter, sich in Waffen zu üben. Zu jener Zeit 
finden die Schützenkompagnien ihre Entstehung. Die Städte wurden 
mit Wallgräben, festen Mauern und Türmen umgeben. Zum Bauen 
der Mauern mussten die Bewohner beihülfliche Dienste, wie Stein-. 
Holz- und Erdfuhren leisten.*) Dieses Pflichtverhältnis bildete die 
Mauer-Baulast, welche teils als reine persönliche, teils als eine der 
Hufe anhaftende Grundlast gefunden wird. Den Aufwand für Ma- 
terialankauf und Werklohn suchte man in der Regel durch allge- 
meine städtische oder bestimmte landesherrliche, der Stadt über- 
wiesene Einnahmen zu decken. So wurde z. B. das sog. „Ungeld* 
zum Teil auf eine bestimmte Zeitdauer von der Stadtherrschaft für 
verwendbar erklärt, um „mit demselben deyle unsere Stadt zu buven, 
bevesten, und bessern", um damit „den buwe an murern, zwingen), 
thornen. porten, stat graben zu halten und usszurichten 44 , oder es 
wurde die hergebrachte „Landesbede" vom Landesherrn zu vor- 
stehendem Zweck überlassen. Oder es wurden die bei Rechtsver- 
letzungen erkannten „Brachten" (Brocken) dem Rate „tho des 
Stades muren geantwordet". Die Einnahmen zur Deckung der Be- 
festigungskosten bestanden in 1) der Mauersteuer (direkte Auflage 
auf die Stadtbewohner) 2) dem Mauerzoll (Zuschlag zu dem Wege- 
geld, welches von allen die Stadt passierenden „geladenen Wagen 
und karren" erhoben wurden) 3) der Mauer „Accise" (eine Ver- 
kehrsabgabe ), 4) dem Maurervermächtnisse (d. h. in jedem Testa- 



*) Aus: Dr. (jengier, Deutsche Staatsrechts-Altertümer. 
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ment eines Stadteinwohners auszuwerfender Zwangsbeitrag), 5) dem 
Mauer „Drittel" (von allen, bei Todesfällen in der Stadt sich er- 
gebenden erblosen Gütern) 6) der Mauergeldbusse, (bei gewissen, 
an öffentlichen Orten verübten, gewalttätigen Handlungen), 7) den 
Mauersteinlieferungen (ebenfalls Ahndungen von Freveln, namentlich 
bei Gefährdungen der Stadtordnung). Die Erweiterung des Ver- 
kehrs und der gesteigerte Handel hatte die Einrichtung der Markt- 
plätze mit sich gebracht, welche dem Handelsbedürfnisse ent- 
sprechend mit Verkaufsstellen (Stände, Bänke, Buden, Waagen) ver- 
sehen sein mussten. Von den Händlern musste für die Benutzung 
eine Gebühr gegeben werden (halle— penning, lethure, später Stand- 
gelder). Die Abgabe bestand nicht immer in Geld, sondern zuweilen 
in Gewerbeprodukten, Naturalien (z. B. in einem zollartigen Pfeffer- 
„Reichnisse" — Bremen 1288 — , bei den Benutzern eines Fleisch- 
scharrens in „quatuor pedes porci" oder in duo lapides fusi boni 
sepi — Allenstein 1380 — als Zugabe zum Geldzinse. Von den 
Landesfürsten wurden ihren Städten als besondere Gnade die Er- 
richtung neuer Bänke in bestimmter Anzahl bewilligt mit der 
Zweckbestimmung, dass daraus der Brückenbau bestritten werde 
(z. B. von Herzog Heinrich IV. von Schlesien zu Gunsten der Bürger 
Breslaus 1271). Buden und Stände wurden öfters in der Nähe des 
Rathauses und an Kirchen angebaut, dergestalt, dass sie deren 
Wände als Rücken hatten. Diese Buden wurden unter verschie- 
denen Rechtsformen übertragen : a) durch Verlosung (z. B. die 
Heringsbuden in Lübeck alljährlich zu Michaelis, die Tuchbuden in 
Rostock zweimal des Jahres — (Satzungen von 1278 und 1346); 
b) durch allgemeine übliche Vermietung auf Jahre gegen halb- 
jährlich fälligen Zins oder gegen festgesetzte Wochenpfennige; c) 
durch Verstiftung der Bude auf Lebenszeit des Einsitzers ; d) durch 
Erbverpachtung gegen einen „census annualis", welcher — bei Kirchen- 
buden — als „ewiger zinss in derselben kirchenbuwe an den buwen- 
meister der kirche*' zu zahlen war. 

Die Jahrmärkte, Krammärkte, Wochenmärkte fielen meistens 
auf bestimmte örtlich hervortretende Marien-, Apostel-, Heiligen- 
oder sonstige hohe Feiertage, weil zugleich kirchliche Messen statt- 
fanden. Der Fremde, der den Markt bezog, hatte die mitgebrachten 
Waren („vina, frumentum, bernas, cerevisiam vel hujus modi mo- 
biles res 4 ' — Eisenach 1283 — , tuch, wein oder mete, rindsheute 
oder pferdeheute, Schafwolle, wolle, honig — Eger 1352 — ) tarif- 
mässig zu verzollen, sofern nicht etwa in betreffendem Marktprivileg 
den Fremden die besonders verlockende Vergünstigung zugesichert 



war, daz alle koufflute one gobe sullen zien zu denselben jarmark- 
ten" — Guben 1367 — . Neben dem herkömmlichen Städte- und 
Budengelde für die gemietete Verkaufsstelle mussten noch die 
weiteren oft ziemlich beschwerlichen Marktgebühren an die Stadt- 
gemeindekasse entrichtet werden. Bei allen Käufen mussten die 
Waren auf der Stadt- oder Ratswaage gewogen werden. Diese 
Waage brachte nicht unbeträchtliche Einkünfte ein. Zur Erhaltung 
der Brücken und Stege diente der Brückenzoll. Als besondere Ein- 
künfte sind noch nennenswert: die Standgelder für Kaufhausplätze, 
der Dorf- und Mühlenzins, Korn- und Habergülten, Pfeffer-Eenten, 
auch Beisteuer benachbarter Ortschaften in Geld, Hühnergaben und 
Holzlieferungen. Zu den Bürgerpflichten zählte auch die Gewährung 
ausserordentlicher . Handlungen und sonstige Beihülfen zu rascher 
Beseitigung baulicher Gebrechen einer Hauptbrücke, deren Ver- 
säumnis mit Strafen bedroht war. Wie Dienstleistungen, der da- 
maligen Naturalwirtschaft entsprechend, von den Gemeindegenossen 
in natura gefordert wurden, so wurden sie auch zur Befriedigung 
des administrativen Bedürfnisses wieder verwendet. So erhielten 
Geistliche, Lehrer und Beamte Fruchtbesoldungen und Deputathölzer. 
Vielfach wurden auch die Besoldungen in Gestalt von Dienstlände- 
reien gewährt. Bei der damaligen Unvollkommenheit des Geld- 
wesens würde eine andere Art der Leistung gar nicht durchführbar 
gewesen sein. Erst mit der seit dem 16. und 17. Jahrhundert ein- 
getretenen stärkeren Vermehrung des umlaufenden Münzenmaterials 
ist die Geldzahlung an die Stelle der NaturaMienste und Natural- 
leistungen getreten. Die Gemeindeländereien wurden entweder 

a) zu erblicher Nutzung gegen Jahrescanon verliehen (Erb- 
leihe, Erbzinshufe), oder 

b) auf eine bestimmte Reihe Jahre um die dritte Garbe ver- 
stiftet, (Zeitpachthufe), 

c) nach dem Lose an die Gemeindemitglieder zu zeitweili- 
gem Genüsse vergeben. 

Mussten Leihehufen vorerst „neugereuthet" werden, so wurden 
zur Ausgleichung Zinsfreijahre gewährt. 

Ähnlich den Zinsackerhufen finden sich Frohnhufen, Grund- 
stücke, welche an Stadtbewohner geliehen wurden, von denen der 
Besitzer Pflugarbeiten, Fuhr- und Spanndienste leisten musste. 

Zur Besserung der gemeindlichen Finanzzustände wurde oft ein 
Nutzungszins auf die Allmende (gemeinsamer Wald, gemeinsame 
Weide) gelegt. 

Zur Förderung der Ansiedelung wurden Bauhufe abgegeben. 
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Wer die ihm zugeteilte Baustätte in Besitz genommen hatte, musste 
sie auch bei Vermeidung der Wiedereinziehung binnen bestimmter 
Frist überbauen, d. h. eine Herdstätte auf derselben errichten. Der 
Bauhufeneigentümer hatte aber für den Genuss an die Stadt regel- 
mässig einen jährl. Hufenzins zu entrichten. Dieser Zins ward in 
althergebrachten Terminen: Martini oder Walburgis und Remigii, 
Philippi-Jacobi und Martini, Ostern und Michaelis, Pet. Pauli und 
Thomae fällig. Die Leistung bestand in einfachem Geld oder in 
Geld und Hühnern, in Kapaunen oder in einem Reichniss von Wachs. 
Honig, Unschlitt, Eier, Käse etc. Da Geld noch rar war, so waren 
Naturalabgaben sehr gebräuchlich. Die kommunalen Bedürfnisse 
waren beschränkte. Für die Instandhaltung, Beleuchtung und Rei- 
nigung der Strassen hatte man kein Geld übrig. Sie waren in 
einem schauderhaften Zustand, selbst in den grossen Städten, kotig 
und im Winter „sehr tief". Erst im XIV. Jahrhundert beginnt man 
in den bedeutenderen Städten Strassen zu pflastern (Nürnberg 1368, 
Frankfurt a/M. 1399). Vielfach war es Pflicht der Anwohner die 
Kosten zur Herstellung und Ausbesserung der Strassen zu tragen, 
doch haben auch die Städte Zuschuss geleistet. Vielfach wurde der 
Kostenteil der Stadt aus der allgemeinen städtischen Kasse bestritten, 
häufiger aber wurden dafür besondere Einnahmequellen eröffnet, so 
z. B. hatte Düsseldorf von seinem Landesherrn das Recht erhalten, 
von jedem durchziehenden Fuhrwerk Abgaben zu erheben, Köln 
erhob ein Tor- und Wegegeld. 

über den Zustand der Strassen gibt das Buch von G. von 
Below „das ältere deutsche Städtewesen" einige anmutige Schilder- 
ungen. In einem Vertrage, den die Geistlichen des Bartholomäus- 
und des Leonhardsstiftes in Frankfurt a/M. 1318 schlössen, wird 
unter anderem festgesetzt, dass die Herrn des letzteren Stiftes zur 
gemeinschaftlichen Feier gewisser Feiertage nur dann in dem Dome 
zu erscheinen brauchen, wenn das Wetter und der „Schmutz der 
Strassen" es gestatteten. Um während der Frankfurter Messe den 
Strassenverkehr möglich zu machen, musste man im XIV. Jahr- 
hundert vorher (ausnahmsweise!) den r Dreck" aus der Stadt fahren 
und die Strassen stellenweise mit Stroh bedecken lassen. Den ein- 
zelnen Bürgern war es erlaubt, die Strassen vor ihren Häusern da- 
durch rein zu erhalten, dass sie Stroh auf sie streuten; nur musste 
es im Sommer nach acht, im Winter nach vierzehn Tagen wieder 
entfernt werden. Die kotige Beschaffenheit der Strassen machte 
den Gebrauch von Holzschuhen oder Schuhen mit Holzsohlen nötig. 
Selbst die Mitglieder des Rates mussten sich, wenn sie in die Rats- 
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Sitzung gingen, häutig dieser Schuhe bedienen, aber sie mussten sie 
vor der Sitzung ausziehen. Der Reformator Mvconius schreibt über 
Gotha: „Man muss auf Stelzen und Holzschuhen gehen und fast alle 
Kathsherrn gingen auf Holzschuhen zu Rath. Und wenn sie in der 
Rathsstube sassen, standen die Holzschuhe draussen vor der Stube, da 
konnte man fein zählen, wie viel ihrer zu Rath gekommen waren". 
Über Nürnberg klagt der Kanzler Karls IV., Johann von Neumarkt, 
wie durch häufigen Regenfall auf den Strassen eine solche Schmutz- 
masse anwachse, dass die Reiter nicht mehr sicher fortkommen 
könnten, da der Reiter immer befürchten müsste, dass entweder sein 
Pferd in die Schmutztiefe stürze und ihn ,.wie ein Schwein mit dem 
(Gestank des schmierigen Strassenkothes beschmutze" oder dass er 
durch andere Pferde beschmutzt werde. Die Tüttlinger warnten 
den Kaiser Friedrich III., in ihre Stadt zu kommen, und als er es 
doch tat, versank sein Pferd bis an die Schenkel im Schmutz. Der- 
selbe Kaiser wäre in der freien Reichsstadt Reutlingen beinahe 
samt seinem Pferde in dem grundlosen Schmutze der Strassen ver- 
sunken. Diese Zustände lassen damals den Gebrauch der Sänfte 
notwendig erscheinen. Im Jahre 1562 wurden auf eifriges Bemühen 
des Reichsmarschalls aus Anlass der Krönung Maximilians II. einige 
Strassen der Neustadt in Frankfurt a. M. und in Sachsenhausen vom 
Dünger gereinigt. Die aufgeführten Beispiele mögen genügen um 
zu zeigen, in welchem Zustande im Mittelalter die städtischen 
Strassen sich befunden haben. Damals trieben die Städter noch 
Ackerbau und Viehzucht, und das Vieh durfte sich in den Strassen 
herumtreiben. 1553 befiehlt der Frankfurter Rat dem Rentmeister 
wegen der Menge der auf der Strasse umherlaufenden Schweine, 
welche viel (Gestank machen, den Hundeschläger zu unterstützen, 
Hunde und Schweine in der Strasse totzuschlagen; der Platz an 
der goldenen Zange in Frankfurt hiess im XIV. Jahrhundert ein- 
fach „auf der Schweine-Mist* 4 . In Breslau wird erst 1495 verboten, 
die Schweine frei auf der Gasse herumlaufen zu lassen. Eine Kanali- 
sation zur Abführung des Regenwassers und der Abwässer kannte 
man nicht. Auch mit der Abfuhr der Abfälle und des Mülls gab 
man sich nicht ab. Die Bürger beseitigten diese Dinge aus ihren 
Gehöften und Häusern, indem sie dieselben einfach auf die Strassen 
warfen. Daraus erklären sich Zustände, die man heute kaum für 
möglich hält. Der städtische Säckel brauchte zu jener Zeit für 
Strassenreinigung und Beleuchtung nicht herzuhalten, wie für Vieles 
nicht, was heute für unentbehrlich gilt. 

Für die Unterhaltungskosten der Brücken wurde ein Brückengeld 
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erhoben. Der Zöllner, der das Brückengeld erhob, hatte vielfach die 
Verpflichtung, die Brücke direkt in Stand zu erhalten. Das Militär, 
das die Städte zum Schutz gegen Überfalle halten musste. erforderte 
grosse Ausgaben. Köln z. B. hatte 1379 Zweiund achtzig Prozent 
seiner Gesamtausgabe für militärische Sicherheit verwendet. Teils 
mussten die Bürger die militärische Dienstpflicht üben, teils wurden 
Söldnerheere angeworben und in's Feld gestellt, auch musste Geschütz- 
material beschafft werden. Die Dienstpflicht wurde nach Besitz 
und nach dem Aufwand aufgelegt, es musste z. B. mit Harnisch und 
Büchse oder Armbrust der Bürger gerüstet sein, der einen silbernen 
Gürtel trägt, oder der, dessen „Weib bunt trägt," d. h. einen gewissen 
Kopfputz hat. In manchen Städten (Braun schweig) war ein gewisser 
Luxus in Kleidern und Geschmeide für Mann und Frau gestattet, 
wenn der Ehemann ein Streitross von bestimmtem Wert hielt. Um 
die Mittel zur Kriegführung zu erlangen, wurden auswärtige Landes- 
herrn und Ritter in die Bürgerschaft aufgenommen, wenn sie sich 
zu einer jährlichen Geldrente und zu bewaffneter Hülfeleistung ver- 
pflichteten. 

Als Einnahmequelle der Städte sind die Zölle zu nennen, die 
sogen. Accise. Sie ist die wichtigste städtische Steuer das Mittel- 
alter hindurch. Ihr waren zuerst Getränke unterworfen, aber vom 
XIII. Jahrhundert an erweiterte sich der Kreis der Gegenstände, 
welche der Accise unterlagen, immer mehr. In den Reichsstädten 
wurden aber auch andere Steuern, Vermögens- und Personalsteuern 
erhoben. Von den in das Bürgerrecht aufzunehmenden Personen 
wurde der Nachweis eines bestimmten Einkommens verlangt, auch 
bestand die Forderung eines Bürgergeldes. Vielfach war die Er- 
werbung des Bürgerrechtes an eine Menge drückender Fesseln ge- 
knüpft. Die Gemeindemitgliedschaft war die Voraussetzung für den 
Betrieb von Gewerben, sowie für den Gebrauch gemeinsamer städ- 
tischer Anstalten und die Nutzung der städtischen Allmende oder 
für den Eintritt in eine Zunft. 

Zur Gleichgewichtserhaltung benutzten die Städte vielfach den 
öffentlichen Kredit. In den Kriegen, die mit Adel und Fürsten ge- 
führt wurden, hatten die Städte das Schuldenmachen gelernt. Um 
dem Zinsverbote zu entgehen, gab man den Darleihern Leib- oder 
Zinsrenten, wodurch der Zinsfuss bisweilen auf 17 bis 20% gesteigert 
wurde. Das Verbot der Ausleihung von Geld gegen Zins war aus 
dem Altertum überkommen.*) Es fusste auf dem Rechtsgrundsatz: 

*) Aus Oscar Fleischhauer, Theorie un<l Praxis der Kentenrechnung-. 
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«Alles was ein Mann mehr einnimmt, als er ausgegeben hat, wenn 
er es sich zuvor bedungen hat, ist Wucher." Nach diesem Grund- 
satze war namentlich die Ausleihung von barem Geld gegen Zins 
ganz und gar verboten, und alle Kontrakte, welche mehr als die 
Zurückgabe des Dargeliehenen bedungen, waren von vom herein 
nichtig. Personen, welche solche Bedingungen gestellt hatten, wur- 
den von Staatswegen verfolgt und mit dem Verluste des vierten 
Teils ihres Kapitals eventl. mit Gefängnis und bei gewerbs- 
mässigem Betriebe derartiger Geschäfte sogar mit Zuchthaus bestraft. 
Man half sich durch die, von Alters her üblichen Geschäfte des 
Renten- oder Gültkaufs und das Weddeschatts oder der Satzung. 
Beim Renten- oder Gültkauf wurde für die Darreichung eines Kapitals 
an eine Person auf deren Haus und Güter eine Rente in der Weise 
aufgerichtet, dass sie unablösbar an diesen Immobilien haftete und 
auch von allen späteren Eigentümern dieser Grundstücke entrichtet 
werden musste. Bei der Satzung dagegen wurde ein Gut mit Frucht- 
genuss so lange für ein Kapital versetzt, bis das letzte zurückge- 
zahlt war. Die Rente betrug im billigsten Fall 10%, und überdies 
war oft der Schuldner noch gezwungen, sein Gut dem Gläubiger 
lehnbar zu machen und in jene Form der Hörigkeit sich zu fügen, 
nach der bei jedem Sterbefall oder Verkauf an den Lehnsherrn das 
Besthaupt, und für seine Einwilligung zur Übertragung noch über- 
dies eine gewisse Summe nach dem Gutswerte, das sogen. Handlehn, 
zu entrichten war. Erst durch die Reichspolizeiordnungen von 1530, 
1548 und 1577 wurde festgesetzt, dass die auferlegt« Rente nicht 
mehr als 5% des für dieselbe gezahlten Kaufpreises ausmachen dürfe. 
Um diese Zeit hatten auch die abgeschlossenen Rentenkäufe schon 
häufig den Charakter eines blos verschleierten Darlehns angenommen, 
indem sie gleich von vorn herein als ablösbar (Wiederkaufsgülten 
oder wiederkäufliche Zinsen) abgeschlossen wurden. 

Das Rechnungswesen der Städte war bereits im Mittelalter gut 
ausgebildet. Köln war wegen seines musterhaft geführten Schulden- 
wesens berühmt. So oft ein Darlehn aufgenommen wurde, traf man 
Anordnung, dass mit den Zinsen zugleich ein Teil des Hauptstockes 
zurückbezahlt wurde. In manchen Städten geriet man indessen mit 
der Schuldentilgung bald ins Stocken. So musste man in Wetzlar, 
um eine Schuld von 78850 Gulden abzutragen, die Steuern auf die 
wichtigsten Verkaufsgegenstände erhöhen. Von den Steuerzahlungen 
war für die Gläubiger die Hälfte bestimmt, die in einen ver- 
schlossenen Kasten getan, zu bestimmten Zeiten in Gegenwart des 
Rats nachgezählt und Bevollmächtigten der Gläubiger ausgehändigt 
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wurde. So einfach waren die Anfänge unseres verwickelten Schulden- 
wesens. 

Die Amter waren zum Teil Ehrenämter. Bürgermeister, Rats- 
herrn und Deputierte, Schöffen und städtische Richter bezogen kein 
festes Gehalt. Regel war, das die städtischen Organe nur Gebühren 
empfingen. Sie hatten Anteil an den Strafgeldern und allerlei 
Sportein. Sie genossen gewisse Vorrechte, Steuerfreiheit, auch 
wurde für ihr Vergnügen gesorgt z. B. durch Abhalten von Fest- 
essen. So hatte vielfach der Bürgermeister, der sein Amt antrat oder 
es aufgab, den Beamten ein Essen zu geben. Es wurde aber auch 
der Stadtsäckel für Festessen in Anspruch genommen. In Köln 
wurde bei jeder Ratssitzung gegessen und getrunken. Veranlassungen 
gaben auch die Besichtigung der Bauten, die Abhaltung von 
Turnieren, Prozessionen etc. In Frankfurt a. M. waren die be- 
rühmtesten Ratsessen das sogen. „Walpurgis- oder Bürgermeister- 
gelage" und das „Hirschessen". Das Gelage war höchst kostspielig, 
weil man es allmählich für notwendig hielt, das Fest zwei Wochen 
hindurch jeden Tag zu wiederholen. Jedes Ratsglied, welches das 
Gelage zum ersten Male mitmachte, musste den „Bleistock", einen 
bleiernen Becher, zum Willkommen austrinken. Mit der Veranstaltung 
des Frankfurter Hirschessens wurden die städtischen Rechner be- 
auftragt. Die städtischen Rechenmeister wurden, wie man sieh 
scherzhaft ausdrückte, zu Küchenmeistern ernannt. Der vom Rat 
erteilte humoristische Befehl lautete: „Die Rechenmeister sollen den 
ungarischen Hirsch im Graben aus dieser Welt thun, damit von 
seinem Leibe kein Schaden geschehe, auch sollen sie etliche Gänse 
bestellen und dann jenem Hirsch sein Begängnis in Prusses Garten 
halten und ihm aus dem Kistchen 1er Ratsbussen opfern." Ahnliche 
Festgelage gab es an verschiedenen Orten (z. B. das Gänsemahl in 
Nördlingen.) Besoldete Berufsbeamte gab es im Allgemeinen nur 
für die Bewältigung des Schreibwerks und im Subalterndienst. 
Jenes besorgte der „Stadtschreiber", ein Mann, der einen bescheidenen 
Titel führte, aber ein einflussreiches Amt bekleidete und in grossen 
Städten vielfach juristische Bildung besass. 

Das Mittelalter war die Zeit des Aufblühens des Städte- 
wesens. Bemerkenswert ist das innere Wachstum der Städte, die 
Ausdehnung des Handels nach aussen, nach fremden Ländern, die 
Gliederung der Stände, das Entstehen der Geschlechter (Adlige und 
grosse Grundbesitzer), der Kampf der Zünfte gegen die Geschlechter 
um die Verwaltung. In diese Zeit fällt die Entstehung des Hansa- 
bnndes der nordischen Städte, entstanden aus der Unsicherheit des 
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Verkehrs zum Zwecke des gegenseitigen Beistandes gegen fremden 
Angriff, sowie einiger Bündnisse süddeutscher Städte. Durch die 
Kreuzzüge, welche mehrere Jahrhunderte lang Europas Bevölkerung 
nach dem Orient hingezogen hatte, war der Luxus von Byzanz und 
Kleinasien bekannt geworden. Infolgedessen wurden Handels- 
beziehungen zum Morgenlande hergestellt, auch fand ein lebhafter 
Warenaustausch zwischen Deutschland und Italien, sowie mit den 
Niederlanden statt. Zwischen den grossen nordischen Handelsbünd- 
nissen der Hansa und den niederländischen Städten einerseits, den 
oberitalienischen Städten andrerseits entstand ein Verkehr so lebendig, 
so grossartig, wie ihn frühere Zeiten nicht gekannt hatten. Es 
schlang sich ein Netz von Handelsbeziehungen um den ganzen Erd- 
teil und stellte eine Verbindung mit dem Oriente her. Durch diese 
Handelstätigkeit bildete sich erst das eigentliche Geldgeschäft aus, 
sowie das Wechselgeschäft, zum Austausch der verschiedenen Münz- 
sorten und Arten. Die Verzweigung der grossen Handelshäuser in 
den verschiedenen Städten und Ländern rief eine Neuerung hervor, 
welche bald überall Nachahmung fand und zu einer mächtigen Er- 
leichterung des Verkehrs sich herausbildete. Man umging nämlich 
die Versendung von Geldsummen nach den Orten, wo man Ver- 
bindungen besass, denn eine Anweisung jener Handelshäuser ge- 
nügte, um an jedem Platze von Bedeutung eine darin namhaft gemachte 
Summe Geldes ausgezahlt zu erhalten. In diesen sogenannten Wechsel- 
briefen sehen wir den Beginn des heutigen grossartigen Wechsel- 
verkehrs. Durch die Handelsbeziehungen zu Italien gelangte auch die 
Kenntnis der dort gebräuchlichen doppelten Buchhaltung nach 
Deutschland und fand letztere Eingang und Anwendung bei den 
grossen Handelshäusern. Durch die Ausbreitung des Geldwesens 
veranlasst, gaben viele grosse Kaufmannshäuser den Warenhandel, 
den Handel mit Spezereien, Seiden- und Wolhvaren, zum Teil auf 
und wandten sich dem Geldhandel zu, so die Welser, die Fugger, 
die Paumgärtner, welche im XVI. Jahrhundert die Bankiers der 
Fürsten waren. 

Die Umwälzung, die das XII. und XIII. Jahrhundert her- 
vorgebracht haben, kann man als grosse volkswirtschaftliche 
Revolution auf allen Gebieten des Handels und Wandels be- 
zeichnen. Die Bevölkerung hatte ständig zugenommen, die be- 
baute Fläche hatte sich immer weiter ausgedehnt, die ver- 
mehrten Handelsverbindungen, der steigende Wohlstand und die 
wachsenden Bedürfnisse der ländlichen Bevölkerung steigerten 
fortschreitend den Absatz der Waren der Städte, wodurch an- 
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drerseits wiederum der Absatz der ländlichen Produkte vermehrt 
wurde. 

Diese Blütezeit des deutschen Städtewesens besteht bis weit 
in das XVI. Jahrhundert, wennschon sich gegen die Mitte des XV. 
bereits Spuren des Verfalles zeigen. Der Grund des Handelsrück- 
gangs liegt zum Teil in der Verschiebung der Handelsbeziehungen 
in Folge der Auffindung des Seewegs nach Ostindien und der Ent- 
deckung Amerikas. Eine andere Ursache des Verfalles lag in den 
grossen und rasch aufeinander folgenden Zusammenbrüchen ober- 
deutscher Handelshäuser, welche sich in weitgreifende Finanzge- 
schäfte mit Fürsten sowie in Spekulationen und Unternehmungen 
eingelassen hatten, die über ihre Kräfte gingen. Dazu kam der 
Staatsbankrott Spaniens und Frankreichs (1557) und Zahlungs- 
schwierigkeiten anderer Mächte. In der Zeit von 1580 — 1620 
folgten die Bankrotte grosser Handelshäuser Schlag auf Schlag, so- 
dass nur wenige von einiger Bedeutung übrig blieben. Auch für 
die Hansa begann Mitte des XVI. Jahrhunderts der Rückgang. 
Sie musste der nationalen Politik Englands und der skandinavischen 
Staaten weichen, nachdem schon die niederländischen Städte ihr in 
der Nord- und Ostsee erfolgreich Konkurrenz gemacht hatten. Im 
XVII. Jahrhundert war die alte Herrschaft des deutschen Kauf- 
manns in den nordischen Gewässern verschwunden. Der dreissig- 
jährige Krieg (1618 — 1648) vollendet« den Ruin der deutschen 
Städte. Er zerstörte, was an Glanz aus der vergangenen besseren 
Zeit noch vorhanden war, vollständig. Die Verwüstungen waren 
fürchterlich. In Württemberg waren 8 Städte niedergebrannt, in 
Hessen 17. Es war nur noch ein Viertel der Bevölkerung vor- 
handen. In Mähren war die Entvölkerung so arg, dass die Städte 
den Beschluss fassten, jeder Mann dürfe zwei Weiber nehmen. Noch 
lange nach dem Kriege durchzogen Räuberbanden die Länder, die 
Warenlager wurden geplündert, und was sie fanden, als Beute fort- 
geschleppt. Die Städte selbst waren so verwildert, dass die Bürger 
ebenfalls raubten und plünderten. Deutschland war verarmt, seine 
politische Geltung vorbei. Nur langsam erholte es sich wieder. 
Einige wenige Städte nur hatten ihre alte Heirlichkeit bewahrt 
(Bremen. Hamburg, Frankfurt, Augsburg, Nürnberg). Einige als 
Residenzstädte entwickelten sich auch wohl zu neuer Blüte, 
indessen überwog der allgemeine Niedergang. Es war die Zeit, in 
welcher der Einfluss der Fremden in politischer wie wirtschaftlicher 
Beziehung hervortrat. Die allmählich wieder auflebenden Gewerbe 
mussten sich lange Zeit mit der Versorgung des Inlandes begnügen, 
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da die fremden Staaten sich durch hohe Zölle gegen die Einfuhr 
deutscher Waren schützten und Frankreich und England mit ihren 
Fabrikaten sogar Deutschland überschwemmten. 

In den folgenden Jahrzehnten hob sich nach und nach die 
Gewerbtätigkeit wieder und in die Industriezweige, welche lange 
Zeit ganz daniedergelegen hatten und verkümmert waren, kam 
neues Leben. Die Tuchfabriken, das Metallgewerbe, die Leinwand- 
manufaktur blühten wieder auf, der Handel, namentlich in den Ost- 
seestädten Stettin, Elbing, Danzig, Königsberg u. a., dann aber auch 
in den Binnenplätzen z. B. Leipzig, Braunschweig, wurde wieder 
lebhafter betrieben und gewann wieder Bedeutung. Den grössten 
Aufschwung nahmen aber die Nordseehäfen, als die französische 
Revolution und die darauffolgenden Kriege zwischen Napoleon und 
England Frankreichs Seehandel zerstörten. Leider war der Auf- 
schwung nur ein kurzer, denn abermals brachten neue Kriegsjahre 
und langjährige Handelsstockungen herbe Verluste im Geschäfts- 
und Erwerbsleben mit sich. Durch die wiederholten Kriegszüge, 
Kämpfe und Schlachten erlitten die deutschen Städte neue Ver- 
wüstungen und Schädigungen aller Art, namentlich aber wurden sie 
von den Franzosen in unerhörter Weise gebrandschatzt. Hamburg 
z. B. zahlte in den Kriegsjahren 174 Millionen Mark Banko, und 
Königsberg i. Pr.*) hatte im Jahre 1808 eine Kriegsschuld von 
5244105 Mark aufnehmen müssen, welche erst 1900 vollständig 
getilgt worden ist. 

Während nun ein allgemeiner Tiefstand des wirtschaftlichen 
Lebens vorlag, bildete die im Jahre 1808 entstandene preussische 
Städteordnung, jene grosse Schöpfung des Freiherrn von Stein, einen 
Wendepunkt in der inneren Entwickelung des Städtewesens. Sie 
hat einer Reihe anderer Städteordnungen zum Muster gedient, so 
der von Sachsen, Kurhessen, Hannover, Braunschweig, Bayern (1818) 
u. a. und wird als der Ausgangspunkt für die Wiederbelebung der 
kommunalen Institutionen in Deutschland bezeichnet und zwar so- 
wohl hinsichtlich des administrativen Wirkungskreises der Kommunal- 
verwaltung wie hinsichtlich des Finanzwesens. Letzteres freilich 
hat sich hinsichtlich der Form im Allgemeinen erst herausbilden 
können, als durch die landständische Verfassung die Einrichtungen 
des staatlichen Finanzdienstes zur allgemeinen Kenntnis gelangten 
und dadurch die Budgeteinrichtungen des Staates vorbildliche Be- 



*) Im Verwaltungsbericht der Stadt Königsberg vom Jahre 1900/1 ist das 
Nähere über die Tilgung dieser Kriegsschuld enthalten. 
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deutung für die Ausbildung des kommunalen Budgetwesens ge- 
wannen. Xaturgemäss ist die Entwickelung in den einzelnen Staaten 
eine sehr verschiedenartige gewesen, und sie erlangte eine um so 
grössere Vielgestaltigkeit, je mehr die kommunale Autonomie in den 
einzelnen Staaten verschieden war und je mehr das Finanzwesen 
der Kommune von positiven Leistungen der Finanzwirtschaft des 
Staates abhing. Von massgebendem Einfluss auf die Ausgestaltung 
der kommunalen Besteuerung war die Entwickelung der Steuer- 
gesetzgebung der einzelnen Staaten. Die Bildung des deutschen 
Zollvereins, welcher das zwischen den einzelnen Staaten bestehende 
Mauthsystem beseitigte, alle Kommunal- und Privat-Binnenzölle 
aufhob, sowie das den Kommunen zustehende Recht der Accise- 
Erhebung beschränkte, war gleichfalls von einschneidender Bedeutung 
für die kommunalen Finanzen. Endlich griff auch die Gesetzgebung 
tief in das Finanzwesen der Städte ein durch die Ablösung grund- 
herrlicher Rechte, der Lehngelder, Frohnden, Erbzinsen und dergl. 
Naturalabgaben, Aufhebung des Stapelrechtes und dergl. 

Wenn auch in fortschreitender Entwickelung begriffen, blieb 
doch das kommunale Finanzwesen in der ersten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts ein beschränktes und es ist das zumeist auf die Beschwer- 
lichkeit des Verkehrs zurückzuführen, welche jeden Fortschritt auf- 
hielt, Handel und Industrie erschwerte und ein Hemmschuh war für 
jede Entwickelung der Städte. Wenn sich der Verkehr nur lang- 
sam hob, so ist das vor allen Dingen einem kurzsichtigen Kirchturms- 
patriotismus in die Schuhe zu schieben, der nicht einsehen konnte, 
dass ein gesteigerter Verkehr die Prosperität ganzer Gegenden be- 
dingen könne. Man Hess die verwahrlosten Strassen und Verkehrs- 
wege ruhig weiter bestehen, wenn anch das Reisen von einer Stadt 
zur anderen gefahrvoll, mühselig, zeitraubend und teuer war und 
ebenso darunter die Güterzufuhr litt. 

Noch im vorausgegangenen Jahrhundert hatten sich Gemeinden 
gewehrt, die Strassen ordentlich in Stand zu setzen, weil durch Rad- 
achsenbrüche nicht nur die Reisenden zu längerem Aufenthalt ge- 
zwungen wurden und dadurch Geld sitzen Hessen. So hatte auch 
Kurmainz der Preussischen Post den Transit versagt mit der aus- 
drücklichen Begründung, dass sie zu schnell gehe, sodass Gastwirte, 
Bäcker, Sattler, Schmiede, Bierbrauer u. s. w. an den Landstrassen 
nicht die Nahrung fänden, wie bei den Lohnfuhrwerken. Der da- 
durch bedingte Zustand bestand noch in der ersten Hälfte des 
XIX. Jahrhunderts. Die Heerstrassen waren in ungünstiger Jahres- 
zeit mit so bodenlosem Kot bedeckt, dass oft 20 und mehr Pferde 



— 15 — 

vorgespannt werden mussten, um einen Postwagen aus dem Drecke 
zu ziehen. Erst um 1800 begann man mit dem Bau von Kunst- 
strassen (in Rheinland unter Napoleon L), und die Folge war natur- 
gemäss ein erhöhter Personen- und Frachtverkehr. Freilich pflegte 
man diese Strassen noch über steile Anhöhen hinzuziehen, weil da 
weniger wertvolles Land verwendet werden konnte. Dadurch ge- 
langten Ortschaften, welche an den Hauptverkehrsstrassen in der 
Nähe solcher steilen Anhöhen lagen, zu Bedeutung, denn Vorspänner, 
Wirte, Herbergen, Schmiede, Sattler, Wagner u. s. w. fanden guten 
Verdienst. 

Zum entscheidendsten Faktor in der Entwickelung der Ort- 
schaften und Städte wurde die Eisenbahn. Sie rief eine enorme 
wirtschaftliche Umwälzung hervor, sie brachte eine Verbilligung des 
Transports der Personen und der Güter, sie hob den Verkehr zu 
vorher nie gekannter, ungeahnter Grösse, sie brachte Städten reichen 
Segen, andere freilich gingen auch zurück, denn der Frachtverkehr 
auf den Landstrassen hörte auf und damit versiegte die Quelle ihrer 
Einnahmen. Wo früher lebhafter Verkehr geherrscht hatte, trat 
Stille und Ode ein, die Ortschaften verarmten und vieler Jahrzehnte 
bedurfte es, um solche Schäden auszugleichen. 

Doch nur zögernd trat man anfangs an den Bau der Bahnen 
heran und auch der Verkehr, dem durch die Eisenbahnen neue 
Wege geschaffen waren, hob sich nicht mit einem Schlage; nur 
allmählich, wenn auch ständig steigend, passte sich das Bedürfnis 
den gegebenen Verkehrserleichterungen an. 

Die erste Dampfeisenbahn war am 27. September 1825 in 
England eröffnet worden, die erste in Deutschland, zwischen Nürn- 
berg und Fürth, erst zehn Jahre später, am 7. Dezember 1835. 

Mit welchem Misstrauen einerseits, welcher Engherzigkeit und 
Kurzsichtigkeit andererseits man damals den Eisenbahnbau be- 
trachtete, geht daraus hervor, dass der Preussische Generalpost- 
meister Nagler seinen König dringend bat, als es sich im Jahre 1838 
um die Erbauung einer Bahn von Berlin nach Potsdam handelte, 
doch nicht auf diesen ,. faulen Schwindel" hineinzufallen; das Projekt 
sei völlig aussichtslos, da nicht einmal sein dahingehender Post- 
wagen immer voll sei. 

Die Umwälzung, welche die Einführung der Dampfmaschine und 
Eisenbahnen im gesamten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Leben hervorbrachte, trat auch auf dem Gebiete des Handels und 
der Industrie in Erscheinung. Der Umschwung in den Verkehrs- 
verhältnissen schuf neue Absatzgebiete, verbilligte den Transport, 
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erleichterte den Bezug der Rohprodukte und musste so auf die Preis- 
gestaltung der Waren eine tiefgehende Wirkung üben. Damit hob 
sich die Betriebsamkeit und das Vermögen in den Städten, und gab 
zu Gründung von Fabriken und gewerblichen Unternehmungen An- 
lass. Arbeiter zogen von dem platten Land nach den Städten, wo 
ihnen Arbeitsverdienst und Lebensgenüsse winkten. Es folgte eine 
rasche Zunahme der Bevölkerung und infolgedessen eine grosse Ent- 
wickelung der Bautätigkeit. Reisende kamen in grosser Zahl teils 
um Geschäfte zu machen, teils aus anderen Gründen. Ortschaften, 
welche in landschaftlich bevorzugten Gegenden lagen oder Heilbäder 
besassen, entwickelten sich zu Kurorten und Sommerfrischen, die 
von den Städtern zur Erholung aufgesucht wurden. 

Durch diese Verkehrsentwickelung ist allerorts ein Streben ge- 
weckt worden, gute Wege herzustellen, Anlagen und Promenadenwege 
zu schaffen, um den Fremdenstrom heranzuziehen und zu fesseln. 
Einen gewaltigen Einfluss anf das Wachsen der grossen Städte hatte 
die Einführung der Freizügigkeit und der Gewerbefreiheit. Erst 
mit dem Falle der hemmenden Schranken konnten sich die Gewerbe 
so entwickeln, dass sie dem Maschinenbetrieb noch wirksame Kon- 
kurrenz machen konnten. Zu dieser aufwärtsstrebenden Ent- 
wickelung traten Erfindungen und Vervollkommnungen aller Art 
hinzu. Gasanstalten, Elektrizitätswerke, Strassenbahnen entstehen. 
Die erste elektrische Strassenbahn von Steglitz nach Grosslichter- 
felde ward 1881 eröffnet. Heute, nach 20 Jahren, ist die Zahl der 
Städte, welche mit elektrischem Strassenbahn verkeil r versehen sind, 
enorm. Die Wissenschaft ist auf allen Gebieten fortgeschritten. 
Die Pflege der Volkshygiene drängt dazu, veraltete Einrichtungen 
zu beseitigen und Besseres zu schaffen. Tiefkanalisation, Wasser- 
leitungen, Krankenhäuser, Sanatorien, Bäder, Markthallen, Schlacht- 
häuser entstehen, der Reinigung der Strassen, der Beseitigung der 
Abfälle und der Fäkalstoffe wird grössere Sorge zugewendet. Die 
Ausgaben für das Volkswohl und ebenso auch die für die Volks- 
bildung nehmen einen breiten Raum ein in dem Haushalte der 
Städte. In den Grossstädten erfordert der zuuehmende Verkehr 
breitere Strassenzüge und die Verlegung der Strassenbahnen über 
oder unter das Strassen-Niveau. Aber alle diese Aufgaben treten 
erst in der neusten Zeit zwingender, intensiver hervor, es sind Auf- 
gaben der modernen Stadt. Die gesteigerten Ausgaben drängen not- 
wendiger Weise dazu, neue Einnahmequellen zu schaffen und diese 
werden in städtischen Unternehmungen gefunden, in Gasanstalten, 
Elektrizitätswerken, Wasserwerken, Schlachthallen, Strassenbahnen, 



— 17 — 

welche mehr und mehr aus dem Besitz von Privatunternehmern und 
Aktiengesellschaften in städtischen Besitz und städtische Verwaltung 
übergehen, sind sie doch rentierende Anlagen, die nicht nur das ange- 
legte Kapital verzinsen und amortisieren, sondern bei guter Ver- 
waltung auch noch einen Uberschuss ergeben können. Die Bedürf- 
nisse der Gegenwart zwingen die Stadtverwaltung, ihre Betriebe 
kaufmännisch zu betreiben und auszunutzen. Eine sorgsame Ver- 
waltung wird aber auch den Blick noch weiter lenken und auf eine 
Erhöhung des Wertes des eigenen Besitzstandes zu richten haben. 
Besonders wird sie bestrebt sein, den städtischen Grundbesitz durch 
Zukauf geeigneter Flächen zu mehren, denn selbst, wenn er zeit- 
weilig keine hohe Rente abwerfen sollte, so erhöht sich doch sein 
Wert fortwährend. Auch sind wertlose Flächen in Kultur zu 
nehmen, Odflächen sind aufzuforsten, Grundstücke, welche in späterer 
Zeit zur Anlegung von Strassen, Marktplätzen, Kanälen, zur Er- 
bauung von Schulen, Kirchen, Krankenhäusern usw. dienen sollen, 
sind bei Zeiten für die Stadt zu erwerben. Je gesteigerter die 
Tätigkeit im Erwerbsleben hervortritt, und je mehr alle Unter- 
nehmungen zum Gegenstand der Spekulation werden, um so mehr 
ist eine städtische Verwaltung genötigt, der Spekulation zuvorzu- 
kommen und selber spekulativ zu wirtschaften. 



Die vorstehende Darstellung aus der Geschichte der Entwickelung 
der deutschen Städte und des städtischen Finanzwesens, welche den 
Zwecken dieser Arbeit entsprechend notwendiger Weise nur eine 
skizzenhafte sein konnte, hat in raschem Fluge Jahrhunderte vor 
unserem inneren Auge vorüberziehen lassen. Sie hat uns die auf 
und niedergehenden Kurven im Erwerbsleben erkennen lassen, hat 
uns gezeigt, wie oft fast unvermittelt ein Aufschwung von einem 
Stillstande oder einem Niedergänge im Handel und Wandel abgelöst 
wird, wie wirtschaftliche Krisen oder auch neue Erfindungen den 
Niedergang, ja den Untergang mächtiger Industrien herbeiführen 
konnte, sie hat aber auch gelehrt, wie immer aus einem Verfall 
— wenn auch oft erst nach schwerem Ringen — eine neue Blüte- 
zeit sich entwickelt. 



II. Abschnitt. 



Die Ordnung des Gemeindefinanzwesens. 

§2. 
Ortsgemeinden und Sondergemeinden. 

Wenn von dem Finanzwesen einer Gemeinde gesprochen wird, 
so ist in der Begel die politische Gemeinde, die Ortsgemeinde, ge- 
meint, es kommen jedoch neben der Ortsgemeinde oder innerhalb 
derselben noch Sonderbildungen vor, die hervorgegangen sind, wo 
besondere Verwaltungsaufgaben zu erfüllen waren und zu ihrer 
Bildung drängten. So bestehen noch Schulgemeinden, Kirchgemein- 
den, Flurgemeinden, Deichgemeinden, Interessengenossenschaften, 
z. B. zu Bewässerungs- und Entwässerungsanlagen, Wegebau, Melio- 
rationen, Bergwerksbetrieben, feiner Genossenschaften der Jagdbe- 
rechtigten u. dergl., die teils ein Sondervermögen besitzen und ein 
eigenes Finanzwesen umfassen und infolge dessen eine eigene Ver- 
waltung haben, teils in dem Finanzwesen der Ortsgemeinde einge- 
schlossen sind. Es kommen auch Vereinigungen verschiedener Ge- 
meinden, sowie Einverleibungen von Vororten vor, wie umgekehrt 
eine Ortschaft in mehrere Gemeinden zerfallen kann. Es kann hier 
eine Sonderverwaltung oder eine gemeinschaftliche Verwaltung der 
gesondert gehaltenen Vermögen oder eine vollständige Verschmelzung 
der ursprünglich geschiedenen Vermögen vorliegen. Es fällt daher 
die Gemeinde nicht notwendiger Weise mit der Ortschaft zusammen. 
Wird die Verwaltung des Finanzwesens verschiedener kommunalen 
Körperschaften an einer gemeinschaftlichen Stelle ausgeübt, so ist 
erforderlich, dass über die Verwaltung jedes Einzel Vermögens ein 
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gesonderter Nachweis geführt wird, es müssen über die finanziellen 
Vorkommnisse jeder Körperschaft gesonderte Aufzeichnungen gemacht 
werden. Aber auch da, wo eine Verschmelzung der Vermögens- 
stücke zu einem gemeinsamen Finanzwesen stattgefunden hat, findet 
man häufig, dass die Einzelvermögen noch als spezielle Fonds ge- 
führt werden. 

§3. 
Begriff des kommunalen Finanzwesens. 

Das Finanzwesen einer kommunalen Körperschaft umfasst die 
Verwaltung ihres Vermögens und dessen Erträge, die Verwaltung 
der kommunalen Unternehmungen und Betriebe und der Gewerbs- 
einkünfte, die Beschaffung und Verwaltung der sonstigen Mittel, 
welche entweder als Abgaben oder Gebühren oder Steuern auf Grund 
von Rechten oder gesetzlichen Befugnissen der Gemeinde zur Ver- 
fügung stehen, und endlich die Verwendung der verfügbaren Mittel 
zur Erfüllung der Gemeindeaufgaben innerhalb der durch Gesetz 
und durch berufene Verwaltungsorgane festgesetzten Grenzen. 



§4. 
Der Aufgabenkreis der Gemeinden. 

Die Aufgaben der Gemeinde sind teils obligatorische, d. h. solche, 
welche notwendig sind und entweder auf Gesetzen beruhen oder aus 
der Selbstverwaltungspflicht sich ergeben, oder es sind fakultative, 
dem Belieben anheim gestellte, für deren Erfüllung entweder Gründe 
der Nützlichkeit oder Zweckmässigkeit oder Annehmlichkeit sprechen. 
Zu den obligatorischen Aufgaben sind zu rechnen: die Erhaltung 
des Vermögens, die Erhaltung der Gemeindestrassen, einschliesslich 
deren Beinhaltung und Beleuchtung, der Wege, Plätze, Brücken, 
Flussläufe, Kanäle, ferner die Fürsorge für die Sicherheit der Person 
und des Eigentums, die Wohlstandspflege, Gesundheitspflege, Arnien- 
und Krankenpflege, das Unterrichts- und Bildungswesen, das Zivil- 
standswesen, das Begräbniswesen, Leistungen für die Kirche, sowie 
stiftungsmässige und vertragsmässige Leistungen. Zu den fakul- 
tativen Aufgaben gehören die Einrichtung gewerblicher Betriebe 
aller Art, Verschönerung der Stadt durch Baumanpflanzungen, An- 
lagen, Promenadenwege, Springbrunnen, Denkmäler, die Erhaltung 

2* 
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von Theatern, Bildergalerien, Museen, Bibliotheken, Lesehallen, 
Bädern, Spielplätzen, Reitbahnen, die Erhaltung höherer Lehr-An- 
stalten, Fachschulen, die Erbauung von Markthallen, Schlachthäusern, 
Strassenbahnen, die Einrichtung und Erhaltung von Volksküchen, 
Kochschulen, Wärmstuben u. s. w. 

Landgemeinden und kleine Städte pflegen fast ausschliesslich 
sich auf die Erfüllung der notwendigen Aufgaben zu beschränken, 
während grössere Städte auch die Annehmlichkeits- und Nützlich- 
keitszwecke in den Kreis ihrer Verwaltungsaufgaben einbeziehen. 
Das Mass, in welchem die Wirkungssphäre ausgedehnt werden kann, 
hängt einerseits von den natürlichen Bedürfnissen der Gemeinde ab, 
andrerseits von den Grenzen, welche ihr Vermögen, die Ergiebigkeit 
ihrer Einnahmequellen und ihre Steuerkraft ihnen zieht, also von 
der Leistungsfähigkeit, drittens von der den Gemeinden in den ver- 
schiedenen Staaten gegebenen Organisation und dem Grade freier 
Bewegung, welche ihnen für die Gestaltung ihres Finanzwesens und 
für die Vertiefung und Erweiterung ihrer Einnahmequellen gelassen 
ist. Für den Umfang des Aufgabenkreises und für die Art der 
Aufgaben kommen weiter in Betracht, ob die Gemeinde auf Land- 
wirtschaft oder Industrie angewiesen ist, oder ob sie Naturanlagen 
oder Heilquellen besitzt und sich zu einer Sommerfrische oder einem 
Badeort eignet, ob eine Gemeinde an Wasserstrassen liegt und für 
Hafenanlagen, Quais u. dergl. zu sorgen hat, endlich ob sie Garni- 
sonort, Festung oder Residenzstadt ist. 



§ 5. 
Deckungsmittel und Einnahmequellen. 

Zur Bestreitung der durch die Erfüllung der Gemeindeaufgaben 
entstehenden Ausgaben bedarf die Gemeinde der Deckungsmittel, 
der Einnahmen. Als die gewöhnlichsten Einnahmen sind anzu- 
führen : 

1. Die Nutzung des Gemeindevermögens, als: Pacht- und Miet- 
gelder von Gebäuden und Ländereien, Erträge selbstbewirt- 
schafteter Grundstücke, Erträge aus Forsten, Steinbrüchen, 
Kiesgruben, Torfstichen, Lehmgruben, Fischteichen; 

2. Pachtgeld für verpachtete Jagd- und Fischereigerechtsame; 

3. Grundabgaben und Nutzungen aus sonstigen Berechtigungen; 

4. Anerkennungs- oder Erlaubnisgebühren für die Benutzung 
städtischen Eigentums zur Niederlegung von Baumaterialien, 
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Schutt, Aufstellung von Gerüsten, Anbringung von Schildern 
und Tafeln, Aufstellung von Trink-, Schau- oder Verkaufs- 
buden, Einlegung von Kanal- und Wasserleitungsröhren, 
Legen von Geleisen (z. B. bei Feldbahnen), Errichtung von 
Telegraphen- oder Telephongestängen, Benutzung von Strassen 
zu Schienenwegen, ferner für Ausbau von Erkern, Altanen, 
welche in den über dem Strassenterrain befindlichen Luft- 
raum vorspringen, sowie für Herstellung von Kelleröffnungen 
oder für Anbringen von Stufen im Strassenterrain (die von 
den Interessenten zu leistenden Entgelte haben der Haupt- 
sache nach die Natur des Mietzinses, zum grossen Teil jedoch 
erfüllen sie auch den Zweck der Aufrechterhaltung des 
^Rechtsverhältnisses. Sie sind daher meistens als Anerken- 
nungsgebühren anzusehen) ; 

5. Zinsertrag des Kapitalvermögens und von Stiftungsgeldern ; 

<3. Erträge aus städtischen Unternehmungen und Gewerbebe- 
trieben (Gaswerken, Wasserwerken, Elektrizitätswerken, 
Bahnanlagen, Theatern, Brauereien, Fuhrparks); 

7. Abgaben für die Benutzung von Markthallen, Marktständen, 
Schlachthäusern, Bewässerungs- und Entwässerungsanlagen; 

8. Kosten oder Vergütungen für Leistungen der städtischen An- 
stalten oder der Gemeindeverwaltung (Polizeiverwaltung. 
Bauverwaltung, Unterrichts Verwaltung, für die Abfuhr des 
Hausmülls, der Fäkalstoffe, für Reinigung der Bürgersteige und 
Strassen u. s. w.), ferner Gebühren für Erlaubniserteilungen, 
Dispensationen, Beglaubigungen u. dergl. mehr; 

9. Indirekte Abgaben (Lustbarkeitssteuer, Hundesteuer, Ver- 
brauchsabgabe*) von Fleisch, Wild, Brennmaterial, Bier, 
Spirituosen, Mehl, Backwerk etc., sowie Abgabe bei Grund- 
stücks veräusserungen — sog. Umsatzsteuer — ); 

10. Ablösungsgelder für die Befreiung vom Feuerwehrdienst; 

1 1. Direkte Steuer von Grundbesitz, Einkommen, Gewerbebetrieb, 
Wanderlagern. 

An einzelnen Orten bestehen noch Naturalleistungen, z. B. 



*) Die Erhebung einer Abgabe von Gegenständen der Artlichen Kon- 
tiumption ist beschränkt durch den Zoll Vereinsvertrag vom 8./7. 1867 Art. 5 
Abschn. I u. II § 7 und Abänderungsgesetz vom 27./5. 1885, § 1. (Bundesge- 
setzblatt von 1867 und Reichsgesetzblatt von 1885). 

Für Rechnung von Kommunen dürfen vom 1. April 1910 ab Abgaben auf 
Getreide, Hülsenfrüchte Mehl und andere Mühlenfabrikate, Backwaren, Vieh, Fleisch 
und dergl. nicht mehr erhoben werden, vergl. Zolltarifgesetz vom 25. Dezbr. 1902. 
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die Ausübung des Feuerwehrdienstes, die Leistung von Fuhren zu 
bestimmten Zwecken, Leistung von Arbeiten, die Ausübung des 
Nachtwachtdienstes in kleinen Gemeinden u. dergl. m. 

§6. 
Die formelle und die materielle Ordnung. 

So verschieden die Interessen der einzelnen Gemeinden geartet 
sind, so verschieden ist auch das Finanzwesen derselben gestaltet; 
immer aber ist das gleiche Erfordernis vorhanden, dass dasselbe ge- 
ordnet sei. 

Von einer Ordnung der kommunalen Finanz Wirtschaft kann in 
zweifacher Beziehung gesprochen werden, von einer formellen und 
einer materiellen. Die formelle besteht in Einrichtungen, welche 
die Einnahme- und Ausgabewirtschaft zur übersichtlichen Dar- 
stellung bringt. Die materielle dagegen hat dafür zu sorgen, dass 
der Finanzbedarf befriedigt werden kann, d. h. dass die nötigen 
Einnahmen vorhanden sind zur Deckung der Bedürfnisse. Die Mass- 
nahmen der letzteren Art haben zum Ziele, dem öffentlichen Haus- 
halte ein ständiges Gleichgewicht zu geben. 

Während die formelle Ordnung die Finanzergebnisse syste- 
matisch gliedert und gruppiert und weiter die einzelnen Gruppen 
vereinigt und zu Schlussergebnissen zusammenfühlt, ist die mate- 
rielle Ordnung darauf gerichtet, entweder die Bedürfnisse, welche 
aus den Aufgaben der Gemeinde erwachsen, den gegebenen Mitteln 
anzupassen oder neue Mittel zu finden, um jene zu befriedigen. 

Die formelle Ordnung bringt zur Darstellung, inwieweit die 
durch die vorausgegangene materielle Ordnung festgelegten Grund- 
sätze eingehalten worden sind. Die materielle dagegen stellt das 
System der Gleichgewichte dar, sie begrenzt den Aufgabenkreis und 
schafft einen Ausgleich zwischen dem Erfordernis und den Deckungs- 
mitteln. 

17. 
Vermögen der Gemeinde und seine Unterscheidung. 

In der Technik der formellen Ordnung werden den einzelnen 
Bestandteilen des Gemeindevermögens sowohl in ihrem Wesen wie 
auch in Ansehung der Beziehungen, in denen sie sowohl zu einander, 
wie zur Gemeinde oder zu dritten treten können, sehr verschiedene 
Bedeutungen und Bezeichnungen beigelegt. 
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Das Vermögen wird nach seiner Beschaffenheit unterschieden als: 

1. Grundvermögen (unbewegliches, liegendes, Immobiliar- Ver- 
mögen) ; 

2. Bewegliches Vermögen; letzteres wieder kann sein: 

a. Kapitalvermögen, und zwar: eisernes Kapital (Stamm- 
vermögen, unantastbares, in seinem Bestände zu erhalten- 
des), Betriebskapital oder Wirtschaftsfonds (die zum Be- 
trieb einer Geld Wirtschaft erforderlich sind, um Ausgaben 
bestreiten zu können zu einer Zeit, zu welcher Einnahmen 
noch nicht vorliegen), Stiftungsvermögen, (das zu be- 
stimmten Verwendungszwecken übergeben worden ist und 
nicht zur freien Verfügung steht), 

b. Inventar (lebendes und totes), 

b. Vorräte und Bestände (Getreide, Waren, Roh- 
stoffe etc.), 
d. Forderungen; 

3. Nutzbare Rechte. 

Man kann ferner das Vermögen unterscheiden als: 
produktives (ertraggebendes, werbendes) oder unproduk- 
tives (wenn es zur unmittelbaren Befriedigung des Ver- 
waltungsbedürfnisses dient). 
Ist ein Vermögensteil zur Gründung eines gewinnbringenden 
Unternehmens oder zur Beschaffung eines nachhaltigen Ertrags an- 
gelegt (verwendet), so bezeichnet man dasselbe als Anlagekapital. 
Stehen dem Vermögen Schulden gegenüber, so unterscheidet man 
Aktivvermögen (eigenes Vermögen, Aktiva), 
Passivvermögen (fremdes Vermögen, Schulden, Passiva). 
Den Wertsunterschied beider nennt man reines Vermögen, 
wenn das eigene Vermögen grösser ist, als das fremde; im um- 
gekehrten Falle liegt Überschuldung vor. 

Neben den eigentlichen, für einen längeren Zeitraum auf- 
genommenen Schulden gibt es noch schwebende, d. h. solche, die 
auf kurze Zeitdauer aufgenommen werden, um einem vorübergehenden 
Bedürfhisse abzuhelfen, z. B. wenn laufende Einnahmen noch nicht 
eingegangen sind, die aus denselben zu bestreitenden Ausgaben 
aber bereits geleistet werden müssen. Sie dienen in diesem Fall 
zur vorübergehenden Verstärkung der Betriebsmittel. Den schweben- 
den Schulden stehen als Deckungsmittel feststehende, aber noch 
nicht flüssige Einnahmemittel gegenüber. 

Die Tätigkeit, welche auf die Erhaltung, Benutzung, Anwendung 
oder Bereithaltung des Vermögens gerichtet ist, begreift man unter 
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Wirtschaft, Vermögensverwaltung. Die Zeiträume (Perioden), mit 
deren Ablauf man die Ergebnisse der Tätigkeit übersichtlich zu- 
sammenfasse bezeichnet man als Wirtschaftsjahr, Verwaltungsjahr, 
Geschäftsjahr oder Dienstjahr, sowie auch Rechnungsjahr oder 
Etatsjahr. 

§ 8. 
Einnahmen und Ausgaben und ihre Unterscheidung. 

Einnahmen und Ausgaben benennt man im weiteren Sinne alle 
Eingänge und Ausgänge von Geld oder Sachen, im engeren Sinne 
dagegen den Vermögenszuwachs (das Einkommen, die Einkünfte, 
den Ertrag, die Rente, den Abwurf, den Gewinn), oder den Ver- 
mögensabfall (den Aufwand, die Auslagen, die Kosten, die Einbusse, 
den Zuschuss, den Verlust). 

Man unterscheidet hinsichtlich der Vorausbestimmbarkeit : 
ständige (feststehende, bestimmte, unveränderliche und unständige 
(ungewisse, veränderliche, steigende und fallende, bedingte, abhängige). 

Es können Einnahmen und Ausgaben hinsichtlich des Ein- 
tritts ständige sein, hinsichtlich ihrer Höhe aber veränderliche. 
Ferner unterscheidet man hinsichtlich der Zeit ihrer Entstehung 
oder ihres Aufkommens: Reste (vorjährige), laufende (diesjährige) und 
vorausgegriffene (künftigjährige), je nachdem dieselben dem voraus- 
gegangenen oder dem laufenden, oder einem künftigen Wirtschafts- 
oder Geschäftsjahre zugehören. 

Man bezeichnet als rohe Einnahme (Brutto-Einnahme) solche, 
welche Ausgaben zu ihrer Erlangung bedingen (z. B. Erlös von 
Waldhölzern, die Aufbereitungskosten erfordern), nach deren Ab- 
zug sich die reine Einnahme (Netto-Einnahme) ergibt. 

Man unterscheidet ordentliche Einnahme und Ausgabe (ge- 
wöhnliche, laufende, wiederkehrende, fortdauernde oder periodische), 
wenn sie in den gewöhnlichen dauernden Verhältnissen eines Wirt- 
schaftsbetriebs begründet sind und daher in der Regel in jeder 
Wirtschaftsperiode vorfallen; diesen gegenüber ausserordentliche 
(aussergewöhnliche, einmalige, vorübergehende, auch Stammvermögens- 
oder Grundstocks-Einnahmen*) und Ausgaben), wenn sie zu den er- 

*) Vielfach ist über die Veränderungen am Gemeindevermögen eine be- 
sondere Vermögensrechnung zu führen. Es entspricht das der in einigen Staaten 
(z. B. in Bayern durch Ges. vom 29. /4. 1869 Art, 26) gegebenen Vorschrift, nach 
welcher die Gemeinden verbunden sind, den Grundstock ihres Vermögens un- 
geschmälert zu erhalten. Es umfasst dann die Rechnung der ausserordentlichen 
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wartungsmässigen Einnahmen und Ausgaben des Wirtschaftsbetriebes 
nicht gehören. 

Zu den ausserordentlichen Ausgaben zählen in der 
Regel: 

1. zurückgezahlte Schulden (die regelmässigen Schuldentilgungen 
gehören jedoch zu den ordentlichen Ausgaben), 

2. ausgeliehene Aktivkapitalien, 

3. Ausgaben für Ankauf von Grundbesitz, 

4. Aufwände für den Bau von Strassen, Brücken, Kanälen, 
Gebäuden, Betrieben, 

5. endlich auch Ausgaben für einmalige bedeutende Kultur- 
zwecke oder zur Beseitigung ausserordentlicher Schäden, 
die durch Naturereignisse, durch Explosion, Aufruhr. 
Krieg herbeigeführt wurden. 

Zu den ausserordentlichen Einnahmen gehören: 

1. aufgenommene Schulden, 

2. zurückgezahlte Aktivkapitalien, 

3. Erlös für veräusserten Gemeindegrundbesitz, 

4. Erlös aus verkauften Baumaterialien, 

5. Einnahmen von Ablösungskapitalien für abgelöste Grund- 
rechte, Berechtigungen etc., sowie von Stiftungskapitalien 
und von Rechnungsüberschüssen des letzten Rechnungsjahres. 

Als Grundsatz gilt, dass die ordentlichen Ausgaben ihre Deckung 
finden müssen aus ordentlichen Einnahmen, w r ährend die ausser- 
ordentlichen Ausgaben in der Regel durch ausserordentliche Ein- 
nahmen zu bestreiten sind. 

Ergibt die Vergleichung der Endsummen der sämtlichen ordent- 
lichen Einnahmen und Ausgaben, sowie der ausserordentlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben eines Rechnungsjahres, dass die Einnahmen 
höher sind als die Ausgaben, so nennt man den Unterschied Über- 
schuß (Rechnungsüberschuss), im umgekehrten Fall entsteht ein 
Fehlbetrag (Rechnungsdefizit). 

Überschüsse kommen einem kommenden Rechnungsjahr zu gute, 

Fehlbeträge belasten ein solches, d. h. sind aus den Ein- 
nahmen des nächsten Jahres zu decken, und zwar sind 

Rechnungsüberschüsse*) aus der ordentlichen Einnahme und 



Ausgaben und Kinnahmen nur die des Betriebes, nicht aber diejenigen des Ver- 
mögens (vergl. Abschnitt VII). 

*) Es entspricht nicht den Grundsätzen einer gesunden Finanzwirtschaft, 
liechnangsüberschüsse in das Ordinarium zu übertragen, wie häutig geschieht. 
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Ausgabe entweder zur Bildung eines Ausgleichsfonds 
zurückzustellen und anzulegen, oder ebenso wie die Rech- 
nungsüberschüsse aus der ausserordentlichen Einnahme und 
Ausgabe in die ausserordentliche Einnahme des nächsten 
Rechnungsjahres zu übertragen, 
Rechnungsdefizite bei der ordentlichen Einnahme und Ausgabe 
sind entweder aus einem Ausgleichsfonds zu decken, oder 
ebenso wie die Rechnungsdefizite bei der ausserordentlichen 
Einnahme und Ausgabe in die ausserordentliche Ausgabe 
des nächsten Rechnungsjahres zu übertragen. 

§9- 
Die Art der Ausführung der finanziellen Ordnung. 

Die materielle und formelle Ordnung erfordert zu ihrer Aus- 
führung vor Beginn einer Wirtschaftsperiode 

1. die Aufstellung eines Voranschlags, der zu erwartenden Ein- 
nahmen und Ausgaben (Etatswesen), s. Abschnitt III, 

2. während der Periode die Vollziehung des Voranschlags, 
welche im Zahlungs-, Kassen- und Rechnungswesen ihre 
Erledigung findet, s. Abschnitt IV, A, 

3. die Kontrolle über die Finanzwirtschaft, gleichfalls während 
der Periode, s. Abschnitt V. 

4. die Rechnungslegung und die Inventarisierung der Ver- 
mögensbestände nach dem Ablaufe der Periode, s. Abschn. IV, B, 

5. die Prüfung und Feststellung der Jahresrechnung und der 
Bestandsnachweisung, und 

6. die Entlastung der Verwaltungsorgane ulustifikation), s. § 82. 



Die Annahme, dass Überschüsse zu viel erhobene Steuern seien (was sich in der 
Kegel überhaupt nicht nachweisen lässt) und deshalb zur Herabminderung des 
nächsten Steueraufbringens zu dienen haben, kann aus hnanz wirtschaftlichen 
Gründen nicht gebilligt werden. Im Etat muss man möglichst auf wieder- 
kehrende, stabile Einnahmen rechnen können, nicht auf so zufällige Einnahmen, 
wie Kecbnungsüberschüsse. Solche gehören deshalb in das Extraordinarium und 
sind zu einmaligen Ausgaben zu verwenden. Es müssten folgerichtig dann aber 
auch Fehlbeträge eines Jahres auf den ausserordentlichen Etat übernommen 
werden. Das ist jedoch nicht ganz einwandfrei und empfiehlt sich jedenfalls nicht 
zur regelmassigen Anwendung. Am richtigsten ist es, wenn Überschüsse ganz 
oder teilweise zur Bildung eines Ausgleichsfonds verwendet werden, (z. B. in 
Frankfurt a. M. die Hälfte), aus welchem gegebenenfalls Fehlbeträge gedeckt 
werden können. 



III. Abschnitt. 



Das Etatswesen. 



§10. . 

Begriff. 

Unter Etat versteht man im Allgemeinen einen nach Gründen 
der Erfahrung oder der Wahrscheinlichkeit entworfenen Voranschlag 
aller bei einer Verwaltung innerhalb einer bestimmten Rechnungs- 
periode zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben. 

Er hat den Zweck, das Gleichgewicht zwischen Bedarf und 
Deckungsmittel herbeizuführen und einen geordneten Verlauf der 
Finanzverwaltungsgeschäfte zu sichern, er hat ferner die Dispo- 
sitionen der Finanzverwaltung zum Ausdruck zu bringen und die 
finanziellen Unterlagen für die Geschäfts- und Wirtschaftsführung 
während der Etatsperiode zu bilden. 

In der Regel wird der Etat für je ein Rechnungsjahr aufge- 
stellt, also für einen beschränkten und in seinen Ergebnissen im 
Voraus mit einiger Zuverlässigkeit übersehbaren Zeitraum (Etats- 
jahr)*) Mit Rücksicht auf den Zweck, der mittels des Etats als 
Wirtschaftsplan im ausgedehnteren Sinne erstrebt wird, ist bei der 
Etataufstellung zu beachten, dass die Erhaltung des Gleichgewichts 
über das Etatsjahr hinaus möglich ist. Es soll die Etataufstellung 
nach dem Grundsatze der Vorsicht, nicht etwa in dem Sinne einer 
auf die Erzielung von Überschüssen bedachten Finanzveranschlagung 
sondern in dem Sinne einer auch ungünstige Umstände in Erwägung 
ziehenden Voraussicht erfolgen. 

*) Für einzelne Verwaltungszweige genügt es zuweilen, wenn Etats für 
längere Zeiträume, für zwei-, drei- oder vierjährige Perioden aufgestellt werden. 
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§11. 
Brutto-Etatisierung. Spezi al-Etats. 

Die Etats sind in der Regel als Brutto-Etats aufzustellen, d. h. 
es sind die Roheinnahmen und die Unkosten anschlagsmässie: einzu- 
stellen, da die Aufführung der Kosten zur Gewinnung der Einnahmen 
ein wichtiges Moment zur Beurteilung der ökonomisch-technischen 
Leistung der Verwaltung darstellt. Es empfiehlt sich jedoch, da- 
mit die Netto-Erträge mit Leichtigkeit erkannt werden können, die 
nötigen Hinweise auf korrespondierende Posten nicht fehlen zu 
lassen, oder die Netto-Erträge anmerkungsweise beizufügen. 

Um die Aufwände für einzelne Zweige der Verwaltung und die 
Rentabilität*) einzelner Betriebe zur Anschauung zu bringen, ist die 
Aufstellung von Neben-Etats oder Spezial-Etats zweckmässig. Die 
Abschlussbeträge derselben sind dann als Nettobeträge in den 
Hauptetat einzustellen. In der Regel werden solche Etats aufgestellt 
für die Armenversorgung, Krankenhäuser, Schulen, Gaswerke, 
Wasserwerke, Elektrizitätswerke, Strassenbahnen, Schlachthöfe. 
Markthallen, Fuhrparks, Theater, Museen, Sparkassen, Badeanstalten 
u. s. w., zuweilen auch über einzelne Verwaltungszweige wie Bauver- 
waltung, Grundstücksverwaltnng u. s. w. 

§12. 
Das Ordinarium und Extraordinarium des Etats. 

Zur richtigen Wahl der Deckungsmittel ist der Etat in einen 
ordentlichen Teil (Ordinarium) und einen ausserordentlichen (Extra- 
ordinarium) zu scheiden. In das Ordinarium gehören alle Einnahmen 
und Ausgaben der laufenden Verwaltung oder des Wirtschafts- 
betriebes, also alle wiederkehrenden, in jeder Wirtschaftsperiode 
vorkommenden Einnahmen und Ausgaben; in das Extra-Ordinarium 
dagegen alle einmaligen, vorübergehenden, in der Kegel eine Mehrung 
oder Minderung des Gemeindevermögens bedingende Einnahmen und 
Ausgaben von erheblichem Umfange (vergl. § 8). 



*) Von einer Rentabilität ist dann die Kerle, wenn die Einnahmen eines 
Unternehmens nicht nur die laufenden Ausgaben desselben decken, sondern auch 
eine angemessene Verzinsung*- und Tilgungsrente des zur Anlage und Hetriebs- 
einrichtung verwendeten Kapitals, sowie einen Ubcrschuss — letzteren zur Aus- 
gleichung des mit dem Unternehmen verbundenen Risikos — ergeben. 
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Die Ausgleichung des ordentlichen Teils des Etats hat, soweit 
der Bedarf nicht durch die laufenden Wirtschaftseinnahmen gedeckt 
werden kann, durch Steuern zu erfolgen. Im ausserordentlichen Teil 
des Etats erfolgt die Ausgleichung, soweit nicht ausserordentliche 
Einnahmen zur Deckung zu verwenden sind, in der Regel durch 
Aufnahme von Anlehen.*) Eine Verwendung von Kapital aus dem 
( lemeindevermögen kann nur dann zur Deckung ausserordentlicher 
Ausgaben als gerechtfertigt erscheinen, wenn diese Ausgaben zur 
Gewinnung neuer Vermögensstücke, z. B. zum Erwerb von Grund- 
besitz, dienen sollen, oder wenn das aufgezehrte Kapital durch im 
Voraus festbestimmte jährliche Rücklagen aus den ordentlichen Ein- 
nahmen wieder angesammelt wird. Je nach der Art der Aufwen- 
dungen ist die Zeit zu bestimmen, innerhalb welcher das aufgewen- 
dete Kapital wieder angesammelt werden muss und es ist dement- 
sprechend die Höhe der Rücklagen zu bemessen. Soll die Deckung 
solcher ausserordentlicher Ausgaben durch Anlehens-Aufnahme er- 
folgen, so ist deren regelmässige Tilgung auf eine Zeitdauer zu ver- 
teilen, die mit der Dauer der Wirkung jener Ausgaben im 
richtigen Verhältnis steht, d. h. es muss das Anlehen aus den ordent- 
lichen Einnahmen aufgebracht und zurückgezahlt sein, wenn jene 
Wirkung ihr Ende erreicht hat. Es wird häufig darin gefehlt, dass 
Ausgaben auf den ausserordentlichen Etat gebracht w r erden, die 
— wenn auch nicht jährlich — so doch periodisch wiederkehren 
und darum als ordentliche Ausgaben aus laufenden Mitteln zu decken 
wären, z. B. Kosten der Umpflasterung von Strassen, Erneuerung 
von Bürgersteigen u. dergl. Man will, indem man die Mittel für 
solche Aufwendungen auf dem Wege der Kreditinanspruchnahme 
beschafft, herbeiführen, dass auch die Zukunft an der Kostendeckung 
teilzunehmen habe. Allein wenn derartige Aufwendungen auch 
künftigen Jahren zu gute kommen, so ist dieses Verfahren doch nicht 
richtig, denn es erwachsen fortschreitend neue Bedürfnisse und auch 
die künftigen Jahre werden ihre Aufgaben zu erfüllen und ebenfalls 
für die vor ihr liegende Zukunft zu sorgen haben. Jede Aufwen- 
dung, die aus Anleihemitteln gedeckt wird, erfordert höhere 
Kosten, als wenn sie sofort aus Erträgnissen des laufenden Jahres 
entnommen würde; denn zur allmäligen Tilgung des Kapitals ist eine 
Geldsumme aufzubringen, die dem ursprünglichen Kostenauf wände voll- 
ständig gleich ist, daneben aber sind noch die Zinsen des Schuld- 

*) Man kann auch durch vorherige Ansammlung die Mittel für ausserordent- 
liche Aufwendungen verfügbar machen. Es geschieht das z. B. durch die Sch-attung 
von Erneuerungsfonds, vergl. §§ 72 u. 85. 
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kapitals zu tragen. Es wird also die Herstellung um den Betrag 
der Zinsen verteuert. Da nun die Umpflasterung von Strassen wie 
die Erneuerung der Bürgersteige in grösseren Gemeinden in kürzeren 
oder längeren Zeiträumen wiederkehren, so empfiehlt sich die Auf- 
bringung der Mittel für solche periodisch vorkommende Aufwendungen 
durch jährliche gleichbleibende, angemessene Rücklagen aus den 
laufenden Einnahmen. (Vergl. VI. Abschnitt, Kommunale An- 
leihen, § 83.) 

§ 13. 
Nachverwilligungen zum Etat. 

Es machen sich vielfach im Laufe des Jahres Nachverwilligungen 
von Ausgaben nötig, die bei der Aufstellung des Etats nicht 
erwartet und deshalb auch nicht berücksichtigt werden konnten. 
In vielen Etats sind für solche erfahrungsmässig alljährlich in die 
Erscheinung tretende Fälle Reservebeträge (Dispositionsfonds) vor- 
gesehen. Sind jedoch solche Reserven nicht vorhanden, so ist durch 
die Nachverwilligungen eine Störung des durch den Etat herge- 
stellten Gleichgewichtes zu befürchten, wenn nicht gleichzeitig mit 
der Bewilligung neuer Ausgaben auch entsprechende Deckungsmittel 
vorgesehen werden. Häufig erfolgen unklugerweise Nachverwilli- 
gungen von Ausgaben, indem man auf Überschüsse des laufenden 
Jahres spekuliert; zuweilen auch wird die Deckung durch schwebende 
Anleihen beschafft, die zurückzuzahlen sind, wenn durch einen 
späteren Etat die Deckungsmittel bereit gestellt worden sind. 



§14. 
Übertragung von Etatspositionen in künftige Etats. 

In der Regel sind diejenigen Finanzoperationen, welche bereits 
eine Etatsposition eines früheren Etats gebildet haben, jedoch in 
Folge verzögerter Ausführung oder Abwickelung in eine künftige 
Periode hinüberreichen, nicht in den Etat dieser künftigen Periode 
aufzunehmen, sondern als Reste weiter zu führen. Zuweilen jedoch 
ist es bei Gegenständen des ausserordentlichen Etats notwendig oder 
zweckmässig, diese Aufnahmen in den künftigen Etat doch vorzu- 
nehmen, um die Ermächtigung zur Fortführung eines Unternehmens 
zum Ausdruck zu bringen; es hat dann die Einstellung aber in einer 
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Weise zu geschehen, welche sie als Bestandteil einer früheren Etat- 
periode kenntlich macht, z. B. dadurch, dass die nicht zur Ver- 
wendung gekommenen Beiträge als Einnahme- bezügl. Ausgabe-Reste 
des früheren Etats übertragen werden. 

Sind bestimmte Etatverwilligungen des ausserordentlichen Etats 
überhaupt nicht zur Ausführung gekommen, so sind die Beträge 
unter die Einnahmen des künftigen Etats, als un verwendet ge- 
bliebene Mittel des früheren Jahres, zu übernehmen. Da aber diese 
unverw T endeten Mittel in der Rechnung des Verwilligungsjahres unter 
den Überschüssen nachgewiesen werden, so ist zu beachten, dass sie 
schon Mittel des neuen Etats geworden sind, und dass die Über- 
schüsse daher nur nach Kürzung der bereits übernommenen Beträge 
in den künftigen Etat übertragen werden dürfen. 

§15 
Bemessung der Etatsansätze. 

Der Zweck des Etats erfordert, dass die Aufstellung desselben 
mit reiflicher Überlegung ausgeführt wird, damit die Einnahmen 
nach der Wirklichkeit und höchsten Wahrscheinlichkeit übernommen 
und die Ausgaben zwar auf das Notwendigste beschränkt, doch nicht 
zu knapp bemessen werden. Es würde mit der Sicherheit auf die 
Bereitstellung der zur Führung des Gemeindehaushaltes erforder- 
lichen Mittel unverträglich sein, die einzelnen Einnahmeposten höher 
zu schrauben, als sich nach den Regeln einer vorsichtigen und ge- 
sunden Wirtschaftsführung verträgt, oder die Ausgaben unter den 
notwendigsten Bedarf herunterzudrücken, so dass sich die Einhaltung 
der gesteckten Grenzen bei jedem unvorhergesehenen Fall als un- 
möglich erweist, denn es könnte sonst bei irgend welchen widrigen 
Umständen und namentlich bei ausserordentlichen Ereignissen, wie 
solche im Laufe der Zeiten erfahrungsgemäss immer einmal vor- 
kommen, die Verwaltung leicht in einen Zustand der Entblössung 
von bereiten Mitteln überrascht werden. 

Die in den Etat einzustellenden Posten sind entweder 

a) ständige Posten, die nach ihrem feststehenden Betrage 
einzustellen sind, 

b) veränderliche, zur Zeit der Etatvorbereitung hinsichtlich 
ihrer Höhe aber feststehende Posten, wie Besoldungen, 
Pachtgelder, Mietzinsen u. dergl, die vorläufig nach ihrer 
derzeitigen Festsetzung einzutragen sind, 
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c) unbestimmte Posten, die, wenn sie Einnahmen sind, 
nur in ihren sicheren Mindestbeträgen, wenn sie aber 
Ausgaben sind, in ihren möglichen Höchstbeträgen in den 
Etat aufzunehmen sind. 
Abweichungen von den Etatsätzen früherer Jahre oder die Ein- 
stellung neuer Posten in den Etat müssen besonders erläutert und 
begründet werden. 

Die Veranschlagung der einzustellenden Beträge ist nach der 
Erfahrung vorzunehmen, unter Beachtung derjenigen Verhältnisse, 
die in dem Anschlagsjahr voraussichtlich eine Einwirkung aus- 
üben werden. Bei allen Einstellungen wird daher, wenn nicht der 
Betrag im Voraus bestimmt ist, auf Grund der Rechnungsergebnisse 
der letzten Jahre eine Durchschnittsberechnung vorauszugehen haben. 
In der Regel genügen 3 Jahre, zeigen jedoch die Rechnungsergeb- 
nisse grosse Schwankungen, so sind die Ergebnisse von 5 — 10 Jahren 
der Durchschnittsberechnung zu Grund zu legen. Sind die Rech- 
nungsergebnisse fortdauernd entweder steigende oder fallende und 
wird anzunehmen sein, dass die beobachtete Bewegung auch weiter- 
hin bleibt, so ist der Durchschnittsbetrag der jährlichen Steigerung 
oder Abminderung dem letztjährigen Rechnungsergebnisse hinzu- 
zuzählen, wenn eine steigende Tendenz besteht, im entgegengesetzten 
Falle aber abzuziehen, und es ist der so gefundene Betrag in den 
Etat einzustellen. 

Kommen in einer Reihe von Rechnungsergebnissen, aus denen 
der Durchschnitt gezogen werden müsste, Jahre vor, die in Folge 
besonderer Umstände ausnehmend hohe oder niedrige Ergebnisse 
zeigen, so sind solche Jahre ausser Berücksichtigung zu lassen. 
Für solche ausgesonderte Jahre sind die nächstzurückliegenden ein- 
zureihen. 

Liegen Verhältnisse vor, nach denen sich zur Zeit der Vorbe- 
reitung des Etats auf andere Weise mit grösserer Sicherheit ein 
Anschlagsbetrag ermitteln lässt, so ist dieser in Betracht zu ziehen. 
Ferner sind diejenigen Verhältnisse in Anschlag zu bringen, welche 
preisbildend wirken, wie z. B. Arbeitsmangel, oder Mangel an Ar- 
beitskräften, auf die Höhe der Arbeitslöhne, schlechte oder gute 
Ernten auf die Höhe der Frachtpreise, Arbeitseinstellungen, oder 
Ring- oder Syndikatsbildungen auf Kohlenpreise, Preise der Er- 
zeugnisse, Fabrikate usw. 

Ausgaben für Arbeiten, bei denen Materialien und Arbeits- 
löhne in Betracht kommen und deren Kostenhöhe durch die Art 
und den Umfang der Ausführung bedingt wird, erfordern besondere 
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technisch ausgearbeitete Kostenanschläge. Bei Anschaffungen von 
Maschinen, Tonnenabfuhrwagen, Sprengwagen, Motoren, Bahnwagen 
u. dergl. sind Lieferungsangebote und Preisverzeichnisse leistungs- 
fähiger Firmen beizuziehen, um einen Anhalt für die Etatein- 
stellung zu gewinnen. Die Spezialetats für Betriebe (Gaswerke. 
Wasserwerke, Elektrizitätswerke etc.) sind nach den von den be- 
treffenden technischen Bureaus gefertigten Entwürfen und Vor- 
schlägen zu entwerfen. Alle Anschlagsbeträge sind in abgerundeten 
Summen in den Etat aufzunehmen. Kommen bei Einzelansätzen 
im Etat Pfennigbeträge vor, so sind diese in wirklicher Höhe ein- 
zustellen, es sind jedoch die Summen der Abschnitte auf volle Mark- 
beträge abzurunden. 

§ 1«. 
Sonstige Erfordernisse. 

Damit die vorgeschlagenen Einzelansätze bei der Beratung des 
Etatsentwurfs durch die berufenen Organe richtig beurteilt werden 
können, ist es notwendig, dass in dem Etatsentwurf die hierzu er- 
forderlichen Angaben gemacht werden. Namentlich muss zu jeder 
Etatsposition der Etatsansatz des vorhergehenden Etats und der 
Rechnungsbetrag der letzten abgeschlossenen Rechnung angegeben 
sein. Überall, wo den Etatsansätzen Durchschnittsbeträge ver- 
gangener Jahre zu Grunde liegen, sind auch die Rechnungsbeträge 
dieser Jahre ersichtlich zu machen, aus denen diese Durchschnitts- 
zahlen gewonnen wurden. Es ist zweckmässig, wenn bei jeder 
Etatsposition derjenige Betrag ersehen werden kann, um welchen 
der vorjährige Etatsatz überstiegen oder nicht erreicht wird. Bei 
Pacht- und Mietgeldern sind die Grundstücke genau zu bezeichnen, 
auch ist die Dauer des Pacht- oder Mietverhältnisses sowie der Zahlungs- 
termin anzugeben. Bei Zinsen von Aktiv- und Passivkapitalien ist 
die Kapitalbezeichnung (Hypotheken, Effekten) sowie der Zinsfuss 
ersichtlich zu machen. Wo Einnahmen auf tarifmässigen Festsetzungen 
beruhen, sind auch diese Tarife anzuführen (z. B. bei Schulgeld, Gas- 
und Wassergeld, bei den Vergütungen für Abfuhr von Müll, Fäkal- 
stoffen u. dergl.). 

Der Etat muss möglichst übersichtlich*) sein. Er muss foliiert 
und ihm ein Inhaltsverzeichnis vorangestellt, sowie auch ein sum- 



*) Als einer der übersichtlichsten und allen Anforderungen am besten 
entsprechenden Etats ist derjenige der Stadt Dresden zu bezeichnen. 
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mansche Zusammenstellung der Einnahme- und Ausgabesummen der 
Etatsabschnitte beigegeben sein. In dieser Zusammenstellung ist zu 
jedem Abschnitt zugleich die Seite des Etats anzugeben, auf welcher 
der in seinen Einzelteilen ausgeführte Abschnitt zu finden ist. Auf 
dem Umschlage ist der Name der Stadt, Jahr und Einwohnerzahl 
anzuführen. Wo Spezial-Etats vorhanden sind, ist im Hauptetat 
auf diese mit Angabe der Seite zu verweisen. Ebenso sind dann 
auch in den Spezial-Etats die Hinweise auf die Seiten im Haupt- 
etat zu machen, auf denen die Zuschuss- oder Uberschussbeträge 
oder sonstige Zahlungsleistungen zu finden sind. Wo Zahlenangaben 
auf Beilagen zum Etat sich gründen, ist auf letztere zu verweisen. 
Um mehrstellige Zahlenausdrücke im Etat übersichtlich darzustellen, 
sind nicht Kommata anzuwenden, sondern es sind die Ziffern in 
Gruppen von je drei zu ordnen (z. B. 4 366 844, 50 M.). 

Dem Etat sind Übersichten über den städtischen Grundbesitz 
beizugeben, aus denen die einzelnen Grundstücke nach Lage, 
Nummer und Grösse, sowie ihre Verwendungsweise, ihr Abwurf, ihr 
Ankaufswert, bei Gebäuden auch die Brandversicherungssumme, 
ferner ihre Belastung, ihre Unterhaltungskosten u. dergl. zu ersehen 
sind. In einer besonderen Spalte kann ihr Eeinertrag oder Mehr- 
aufwand angegeben sein. Falls Grundstücke zeitweilig unvermietet 
oder aus bestimmten Gründen dauernd ertragslos sind oder zu Ver- 
waltungszwecken verwendet werden oder als Dienstwohnungen 
dienen, so ist dieses besonders anzugeben. Bei vermieteten oder 
verpachteten Grundstücken ist die Zeitangabe für den Ablauf des 
Miet- oder Pachtverhältnisses beizufügen. Ferner sind dem Etat 
Übersichten über das Kapitalvermögen und die Schulden, sowie 
Nachweise über Bestands Veränderungen, Ausführung der Schulden- 
tilgung, über die Durchführung von Anleiheoperationen und über die 
Verwendung der Anleihemittel beizugeben. Sehr nützlich ist es. 
wenn eine Übersicht über die Kursschwankungen der begebenen 
Stadtanleihe-Obligationen beigefügt wird, weil solche Übersichten 
einen Anhalt zur Beurteilung der Verhältnisse bei Neuaufnahme 
von Anleihen geben. Endlich sind dem Etat Übersichten der ange- 
stellten Beamten und Lehrer mit Angabe ihres Dienstalters, ihres 
Diensteinkommens, der pensionsberechtigten Dienstzeit, und der Ge- 
haltsstufen anzufügen. 

Beilagen und Übersichten zum Etat sind zweckmässig in einem 
besonderen Hefte beizulegen, nicht aber mit dem Etat zu einem 
Bande zu vereinigen, weil dadurch eine grössere Übersichtlichkeit 
gewahrt wird. Sollen jedoch die Beilagen mit dem Hauptetat zu- 
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sammengebunden werden, so reihe man sie nicht innerhalb des Etats 
ein, sondern bringe sie an das Ende desselben. Als zweckmässig 
wird sich erweisen, wenn der Hauptetat, die Spezialetats, sowie die 
Beilagen auf verschiedenfarbigem Papier gedruckt werden, sodass 
schon äusserlich die einzelnen Teile unterscheidbar sind und mit 
Leichtigkeit aufgeschlagen werden können. 



§17. 

Die Einteilung der Etats. 

Ein Etat soll in zweckmässiger, möglichst einfacher und über- 
sichtlicher Form aufgestellt sein. Er soll in seinen einzelnen 
Abteilungen ziffermässig die Überschüsse, welche die einzelnen Ver- 
waltungszweige ergeben, und ebenso die Zuschüsse, welche andere 
erfordern, darstellen; er soll erkennbar machen, welche Mittel er- 
forderlich sind zur Erfüllung jeder der mannigfachen Verwaltungs- 
aufgaben, und er soll die Ergiebigkeit der Einnahmequellen ersehen 
lassen. Zur Erreichung dieser Zwecke ist eine systematische An- 
ordnung des EtatsstofFes erforderlich. Die Einnahmen und Aus- 
gaben gleicher Art sollen daher abschnittsweise zusammengefasst, 
die Abschnitte in übersichtlicher Weise nach den verschiedenen Ein- 
nahmequellen und den verschiedenen Verwendungszwecken geordnet sein. 
Die einzelnen Abschnitte sind mit einer bezeichnenden Überschrift 
zu versehen und mit fortlaufenden Ziffern zu bezeichnen. Auch sind 
die Abschnitte je nach Umfänglichkeit und der Art des Gegen- 
standes noch in verschiedene Abteilungen und diese wieder in Unter- 
Abteilungen zu scheiden, um eine systematische Gliederung zu er- 
reichen. Ein bestimmtes Prinzip in der Anordnung der einzelnen 
Abschnitte hat sich bisher nicht herausgebildet, es zeigen im Gegen- 
teil die Etats der einzelnen Städte, dass gerade in dieser Beziehung 
ausserordentlich verschiedenartig und meist willkürlich und unlogisch 
im Aufbau und in der Gliederung des Etatsstoifes verfahren wird. 
Die Einteilung des Etats ist erfolgt, wie gerade das zufällige 
Bedürfnis oder die Entwickelung der Finanzen, oder die individuelle 
Anschauung der jeweilig massgebenden Personen es mit sich ge- 
bracht hat. Diese ausserordentliche Verschiedenheit macht daher 
auch eine Vergleichung des Vermögens, der Steuerkraft, der Schulden 
der Aufwände usw. der Städte schwierig. Man sollte deshalb 
dahin streben, dass bei der Etataufstellung gewisse einheit- 
liche Grundsätze festgehalten werden, wenn auch aus erklärlichen 

8* 
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Gründen ein völlig übereinstimmendes Muster nicht zur Anwendung 
gelangen kann. Ob in den Etats der verschiedenen Städte die 
Abschnitte, z. B. als „Kapitel", „Rubrik", „Abteilung", „Paragraph" 
oder „Konto", die Unterabteilungen der einzelnen Abschnitte als 
„Titel", „Position", „Unterposition", „Nummer", „Littera" usw. be- 
zeichnet w r erden ist ganz belanglos, wenn nur die Einteilung 
und die Anordnung des Stoffes nach einheitlichen Grundsätzen er- 
folgt. Aber gerade in dieser Beziehung herrscht die grösste Un- 
einheitlichkeit. Was die formelle Anordnung anlangt, so kann man 
fünf Systeme unterscheiden, während es der Möglichkeiten unzählige 
sind, nach denen man die Verwaltungszweige und Einnahme- 
quellen zu einander geordnet findet. 

Die fünf Systeme formeller Gliederung sind die folgenden: 

a) die Scheidung des Etatsstoffes ist lediglich nach dem Gesichts- 
punkte erfolgt, ob er Gegenstand der Einnahme oder der 
Ausgabe ist, der Etat besteht daher aus zwei Teilen, von 
denen der eine alle Einnahmen, der andere alle Ausgaben 
umfasst. Es ist entweder: 

1. jeder Teil in eine verschiedene Anzahl Abschnitte (Kapitel 
etc.) eingeteilt und es sind die Abschnitte der Einnahme 
nicht übereinstimmend mit denen der Ausgabe, oder 

2. Einnahme und Ausgabe sind in die gleiche Anzahl Ab- 
schnitte eingeteilt und die Abschnitte der Einnahme sind 
gleichlautend mit denen der Ausgabe. 

b) der Etatstoff ist entweder nach den Verwaltungszweigen oder 
nach dem Gesichtspunkte seiner Wirkung auf das Gemeinde- 
vermögen, oder nach seiner Bestimmung zur Erfüllung einzelner 
Verwaltungsaufgaben in eine Anzahl Abschnitte (Kapitel etc.) 
eingeteilt, es ist also eine sachliche Spezialisierung des Etat- 
stoffes erfolgt, und es ist jeder einzelne Abschnitt für sich in 
Einnahme und Ausgabe geschieden. Es bildet daher jeder 
ein abgeschlossenes Ganzes. Nachdem in jedem Abschnitte 
die Ausgabesumme von der Einnahmesumme, oder umgekehrt, 
wenn die erstere die grössere ist, die Einnahmesumme von 
der Ausgabesumme abgezogen worden ist, schliesst derselbe 
entweder mit einem Uberschuss oder mit einem Zuschussbetrag 
(Fehlbetrag) ab. 

Innerhalb dieser Kategorie kann wieder in dreierlei Weise 
verfahren werden: 

1. Es sind innerhalb jedes Abschnitts erst alle Einnahmen 
und dann alle Ausgaben untereinandergestellt. 
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2. die Einnahmen und Ausgaben jedes Abschnitts sind ein- 
ander gegenüber gestellt, indem die Einnahmen auf die 
linke Blattseite, die Ausgaben auf die rechte gebracht werden, 

3. die Einnahmen und Ausgaben jedes Abschnitts sind eben- 
falls einander gegenübergestellt, aber die Ausgaben be- 
finden sich auf der linken Blattseite und die Einnahmen auf 
der rechten. 

Die Etats, bei denen die Gliederung nach dem vorstehend unter 
b beschriebenen Systeme erfolgt ist, haben vor den anderen den 
Vorzug, dass man mit einem Blick ersehen kann, welche Unkosten 
jeder Verwaltungszweig erfordert und zwar sowohl überhaupt, wie 
auch nach Abzug etwaiger Einnahmen und ebenso, welchen Ertrag 
jede Einnahmequelle sowohl überhaupt, wie auch nach Abzug der 
Aufwände ergibt. Bei den Etats dagegen, welche — wie unter a 
beschrieben — zunächst in Einnahme und Ausgabe geschieden sind, 
kann man erst nach mühevollen Vergleichen und nach Kürzung 
der Gegenposten die Netto-Erträge und Netto-Aufwände ermitteln, 
und es sind diese Ermittelungen umso schwieriger, wenn die Ein- 
nahmen irgend einer bestimmten Art sich in einem anders be- 
zeichneten Abschnitte vorfinden, als die jene Einnahme betreffenden 
Aufwände. 

Ist man veranlasst, an einem Etat der letzteren Art eine Änderung 
vorzunehmen, so benutze man diese Gelegenheit, um eine Einteilung 
des Etats durchzuführen, wie solche unter b besprochen ist. Ob 
man dann in jedem Abschnitt die Einnahmen und Ausgaben gegen- 
überstellt, oder erst die Einnahmen aufführt und dann die Ausgaben 
folgen lässt, ist für den Zweck, der erreicht werden soll, bedeutungslos. 
Für die eine oder die andere Form sprechen Gewohnheit und örtliche 
Zweckmässigkeitsgründe. Am übersichtlichsten indessen erscheinen 
dem Verfasser diejenigen Etats, in denen für jeden Zweig der Ver- 
waltung die Einnahmen und Ausgaben einander gegenübergestellt 
sind und die Bilanz zwischen beiden gezogen ist, so dass auf den 
ersten Blick übersehen werden kann, ob in einem Verwaltungszweige 
ein Uberschuss vorhanden oder ein Zuschuss erforderlich ist. 

Als Verfasser sich vor einiger Zeit vor die Aufgabe gestellt 
sah, einen städtischen Etat mit veraltetem, unzweckmässigem Auf- 
bau der Etatkapitel umzugestalten und die einzelnen Kapitel oder 
Abschnitte in einer übersichtlichen und logischen Weise zu ordnen, 
ging er zunächst daran die verschiedenen Etats anderer Städte 
einer Musterung zu unterziehen und da er an jedem etwas auszu- 
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setzen fand und sich für keinen ohne Weiteres entscheiden konnte, 
so versuchte er, eine den örtlichen Verhältnissen entsprechende Ord- 
nung auszusinnen. Ihm erschien es selbstverständlich, dass in der 
Reihenfolge der Abschnitte diejenigen obenanstehen müssten, welche 
die wichtigsten Aufgaben der Gemeinde darstellen. Als die alier- 
wichtigste Aufgabe erschien ihm aber diejenige, w r elche darauf ge- 
richtet ist, den Verkehr auf den öffentlichen Strassen, Wegen und 
Plätzen gut zu gestalten. Verkehrswege müssen vorhanden sein und 
müssen in Stand erhalten werden, wenn Verkehr und Erwerbsleben 
möglich sein soll. Gute Verkehrswege sind eine Grundbedingung 
für das Gedeihen einer Stadt. Verfasser stellte deshalb die Aus- 
gaben auf die Strassenerhaltung, Strassenreinigung und Strassen- 
beleuchtung und die Erhaltung der öffentlichen Brunnen oben an. 
Als die nächstwichtigste Aufgabe galt ihm diejenige auf Gewährung 
der allgemeinen Sicherheit für Person und Eigentum (Polizeiwesen, 
Feuerlöschwesen). An diese Aufgaben reihten sich dann ganz von 
selbst diejenigen an, welche die Sanitäts- und Wohlfahrtseinrichtungen 
betreffen (Krankenhäuser, Bäder, Friedhöfe), sowie das Armenwesen. 
Es folgt sodann in der weiteren Reihe der wichtigen Aufgaben das 
Unterrichts- und Bildungswesen (kirchliche Ausgaben, Schulen und 
sonstige Bildungsanstalten, z. B. Museen, Bibliotheken, Theater), 
endlich die Ausgaben auf Verzinsung und Tilgung der Schulden, 
deren Entstehung auf die Förderung aller vorgenannter Aufgaben 
zurückzufuhren ist (z. B. durch Strassenbau, Bau von Brücken, 
Schulen, Krankenhäusern etc.). 

An diese Ausgaben, welche alle der Erfüllung der Gemeinde- 
aufgaben dienen, Hess er nun die Ausgaben sich anreihen, welche die 
Verwaltung der Stadt erfordert. Durch die Anordnung der Ausgaben 
in der angegebenen Weise wird äusserlich zum Ausdruck gebracht, 
dass die Erhaltung der Verkehrsanlagen, die Schaffung der Sicher- 
heit für die Bevölkerung und deren Eigentum, die Schaffung von 
Einrichtungen, welche dem Volkswohle dienen, als die obersten 
Pflichten der Gemeindeverwaltung anzusehen sind. Den Ausgaben 
Hess Verfasser nunmehr die Einnahmen (Deckungsmittel) folgen, 
die aus Grundbesitz und sonstigem Vermögen, aus Unternehmungen, 
Berechtigungen, Steuern etc. gewonnen werden. 

Durch diese Anordnung des Etatstoffes bildete sich eine Gliederung 
in folgende drei Hauptgruppen: 

A) Gemeinde-Aufgaben, 

B) Gemeinde -Verwaltung, 

C) Gemeinde -Mittel. 
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Diese Anordnung, welche die Aufgaben mit ihren Ausgaben voran- 
stellt und die Deckungsmittel nachfolgen lässt*), erscheint auch von 
anderen Gesichtspunkten aus betrachtet, angemessen. Denn wenn 
bei der Aufstellung eines Wirtschaftsplanes einer Privatwirtschaft 
nötig erscheint, erst die Einnahmen festzusetzen und nach den ge- 
wonnenen Ergebnissen die Ausgaben zu bemessen, so bedingen die 
Grundsätze eines Gemeindehaushaltes das umgekehrte Verfahren. 
Hier müssen zunächst die voraussichtlichen notwendigen Ausgaben 
eingesetzt werden, deren Deckung alsdann im Ansätze der Einnahmen 
anzustreben ist. Treten die Verwaltungskörper der Gemeinde an 
die Prüfung eines Etatsentwurfes heran, so werden sie regelmässig 
erst die Ausgabeansätze prüfen und festsetzen und dann erst die 
Einnahmen einer Betrachtung unterziehen, die zur Deckung der 
Ausgaben dienen sollen. Es ist aus diesen Gründen den Ausgaben 
im Etat die erste Stelle einzuräumen. 

Um die bestmöglichste Übersicht zu erlangen, stellte Verfasser 
in jedem Abschnitte die Einnahmen und Ausgaben gegenüber, er 
brachte jedoch, abweichend von der gewöhnlichen Form, die Aus- 
gaben auf die linke Blattseite und die Einnahmen auf die rechte. 
Es war ihm hierfür vorbildlich das Gewinn- und Verlust-Konto der 
kaufmännischen Buchhaltung, sowie das Manual der Verwaltungs- 
doppelbuchhaltung, das gleichfalls die Unkosten und Aufwände auf 
der linken Blattseite und die Erträgnisse auf der rechten zur Dar- 
stellung bringt (vergl. § 75). Durch diese Anordnung wollte der 
Verfasser erreichen, dass der Etat ebenso für den nicht kaufmännisch 
gebildeten Leser, wie für den Kaufmann verständlich wird. 

Der vom Verfasser entworfene Etat war folgendermassen ge- 
staltet : 

A. Ordentliche Ausgabe und Einnahme. 

1. Teil. Gemeinde-Aufgaben. 

Abschnitt I. Öffentliche Verkehrs- und sonstige Anlagen: 

A. Strassen- und Wegebau, 

B. Anlagen zur Verschönerung, Baumanpflanzungen, 
Denkmäler, 

C. Kanalisation und deren Reinigung, 



*) Der Reichshaushalts-Etat stellt gleichfalls die Ausgaben voran. 
Derselbe teilt die Ausgaben in fortdauernde und einmalige, letztere scheidet 
er in zwei Teile : a, ordentlicher Etat und b, ausserordentlicher Etat. Die Ein- 
nahmen werden unterschieden nach den verschiedenen Quellen, aus denen sie 
fliessen, sowie als ausserordentliche Deckungsmittel. 
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D. Ufer- und Wasserbau, 

E. Brücken und Stege, 

F. Werkzeuge und Insgemein, 

6. Bauverwaltungskosten (Besoldungen). 
Abschnitt IL Beleuchtung und Reinigung der Stadt: 

A. Strassenbeleuchtung, 

B. Strassenreinigung und Strassenbesprengung. 
Abschnitt EH. Öffentliche Brunnen. 

Abschnitt IV. ' Anstalten im Interesse der öffentl. Sicherheit: 

A. Feuerlöschwesen, 

B. Polizeiwesen (Besoldungen, Gefangenen-Ver- 
pflegung, Feuerstättenbesichtigung). — In der 
Einnahme: Polizeistrafen. — 

C. Feld- und Forstschutz, 

D. Militärwesen. 

Abschnitt V. Gesundheitswesen u.Wohlfahrtseinrichtungen: 

A. Das Krankenhaus, 

B. Ausgaben im Interesse der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege, 

C. Schwimm- und Badeanstalten, 

D. Aichwesen, 

E. Begräbniswesen und Friedhöfe, 

F. Beiträge zu anderen Wohlfahrtsanstalten. 
Abschnitt VI. Das Armenwesen. 

Abschnitt VII. Kirchen, Schulen, Bildungsanstalten: 

A. auf die Kirche, 

B. auf die Bürgerschulen, 

C. auf die Fortbildungsschulen, 

D. auf die Töchterschule und das Lehrerinnen- 
seminar, 

E. auf das Realgymnasium, 

F. für Pflege von Kunst, Wissenschaft und Bildung. 
(Museen, Bibliotheken, Theater). 

AbschnittVIII. Verzinsung und Tilgung der städt. Schulden: 



Ausgabe: 


Einnahme: 


A. Verzinsung, 


A. Beiträge der städtischen 


B. Tilgung. 


Betriebe (Gaswerk, Was- 




serwerk etc.) zur Ver- 




zinsung, 




B. Beiträge derselben zur 




Tilgung. 
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2. Teil. Gemeinde-Verwaltung. 

Abschnitt IX. Persönlicher Verwaltungsaufwand: 

A. Besoldungen und Vergütungen (in der Einnahme : 
Beiträge anderer Kassen zur Besoldung), 

B. Pensionen, 

C. Remunerationen. 

Abschnitt X. Sonstiger Verwaltungsaufwand: 

Schreibmaterialien, Schreibhülfe, Insertionen , 
Druckkosten, Buchbinderlöhne, Heizung, Be- 
leuchtung, Reinigung der Diensträume, Bücher, 
Zeitungen, Dienstreisen, Porti etc. 

Abschnitt XI. Auf Inventarienstücke. 

3. Teü. Gemeinde-Mittel. 

Abschnitt Xu. Öffentliche Abgaben, Grundgefälle. 

„ Xm. Aufwand u. Nutzung des städt. Grundeigentums: 

A. von verpachteten und vermieteten Grundstücken, 

B. von selbstbewirtschafteten Ländereien, 

C. von der städtischen Waldung, 

D. von der Lehmgrube, 

E. auf die Gewinnung von Sand, Kies, Steinen und 
Erlös daraus. 

AbschnittXIV. Zinsen vom Stammkapital und von Legat- 
geldern. 
Abschnitt XV. Städtische Unterneh mu ngen u. Betriebe: 

A. das Gaswerk, 

B. das Wa:serwerk, 

C. das Fuhrenwesen, 

D. die Latrinenabfuhr, 

E. die Abfuhr von Asche und Müll. 
Abschnitt XVI. Gemeindeberechtigungen, 

„ XVII. Indirekte Abgaben, 

„ XVIII. Direkte Gemeindesteuer, 

„ XIX. In gern ein, 

„ XX. Betriebsfonds, Reserven, Überschüsse. 

6. Ausserordentliche Ausgabe und Einnahme. 

Abschnitt XXI. Auf Grunderwerb und Erlös aus Grundbesitz, 
„ XXII. Auf Hochbau und Erlös aus Baumaterialien, 
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Abschn. XXIII. Auf Strassenbau, Kanalisation, Brückenbau, Ufer- 

und Wasserbau und Beiträge der Anlieger, Er- 
lös aus Baumaterialien. 

„ XXIV. Ausleihung und Rückzahlung von Aktivkapitalien. 

„ XXV. Rückzahlung und Aufnahme von Schuldkapitalien. 

„ XXVI. Sonstige ausserordentliche Ausgaben und Einnahmen. 

§18. 
Ausführung und Einhaltung des Etats. Etatrecht. 

Nachdem die Etatsentwürfe von den berufenen Verwaltungs- 
körpern beraten und festgestellt worden sind, bilden sie für das 
betreffende Etatjahr die Grundlage für die Gemeindewirtschaft und 
dienen dieselben den einzelnen Verwaltungsorganen zur Richtschnur. 
Hierbei ist indessen zu beachten, dass der Etat an sich noch nicht 
die Vollmacht zum Einziehen der Einnahmen und zur Leistung der 
Ausgaben enthält, sondern dass diese entweder generell oder für die 
einzelnen Zweige oder Vorkommnisse von Fall zu Fall von dem 
berufenen Organe erteilt werden muss. 

Der Etat ist nach Massgabe der erteilten Aufträge im laufen- 
den Etatjahre zur Ausführupg zu bringen. Es sind demgemäss die 
erforderlichen Vorbereitungen zu treffen, es sind die Etatsanätze in 
den Hauptbüchern (Manualen) vorzutragen. 

Im Allgemeinen gilt als Regel, dass die durch den Etat fest- 
gesetzten Ausgabebeträge einzuhalten sind, und dass eine Ersparnis 
von einem Titel zur Verwendung auf einen anderen, oder von einem 
Etatjahr auf ein anderes nicht übertragen werden darf, sofern diese 
Ubertragbarkeit nicht besonders verwilligt ist. Haben bestimmte 
Aufgaben in dem Etatjahre nicht zur Ausführung kommen können, 
es steht jedoch diese Ausführung in dem folgenden Jahre bevor, so 
sind die Mittel für das künftige Jahr zurückzustellen (in Rest zu 
führen). Von den ausführenden Beamten ist fortdauernd zu über- 
wachen, dass eine Überschreitung nicht vorkommt, auch ist bei der 
Verwendung der Etatsmittel mit Überlegung und Berechnung zu 
verfahren, damit aus ihnen die Bedürfnisse des ganzen Jahres bestritten 
werden können. Es sind daher die Mittel im voraus nach der Er- 
fahrung auf das Jahr einzuteilen. Stellt sich heraus, dass 
die verwilligten Mittel nicht ausreichen, so ist rechtzeitig eine 
Nachverwilligung weiterer Mittel zu beantragen. Sind die Mittel 
eines Abschnittes, welche auf dem Durchschnitte der Rechnungs- 
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ergebnisse mehrerer Jahre beruhen oder durch Schätzung ermittelt 
sind, überschritten worden, so wird eine solche Überschreitung nach 
dem Brauche als eine ungesetzliche Überschreitung der Ausführungs- 
vollmacht dann nicht anzusehen sein, wenn die Überschreitung durch die 
Ausführung der im Etat vorgesehenen Aufgaben innerhalb der not- 
wendigen und vorgesehenen Grenzen herbeigeführt worden ist. Nach 
Analogie der Grundsätze des konstitutionellen Staatsrechtes würde 
aber alsdann die Pflicht bestehen, die Notwendigkeit und Nützlich- 
keit der Aufwendung der Justifikationsbehörde gegenüber zu beweisen 
und die nachträgliche Bewilligung zu beantragen. Indessen wird 
man diese Grundsätze im kommunalen Finanzdienst nicht überall 
ohne Weiteres als feststehend ansehen können, es werden vielmehr 
durch die bestehenden Gemeindeverfassungen sowie durch Normativ- 
bestimmungen der kommunalen Körperschaften die Grenzen bald 
enger bald weiter gesteckt sein. Es besteht daher kein allgemeines 
und einheitliches Etatrecht. Es hat sich ein solches örtlich ver- 
schieden namentlich in Bezug auf die Grenzen, innerhalb deren Etat- 
überschreitungen statthaft sind, als Gewohnheitsrecht ausgebildet. 
Aus der Tatsache, dass ein Etat aufgestellt und genehmigt wird, 
ergibt sich jedoch als feststehende Norm, dass nur Geldverwendungen 
innerhalb des genehmigten Rahmens statthaft sind. Es würde also 
eine Überschreitung des Etatrechtes bedeuten, wenn Ausgaben ohne 
besondere Bewilligung geleistet werden, welche im Etat nicht vorge- 
sehen und nicht unter allgemeine Etattitel einzubegreifen sind, z. B. 
für neu gebildete Beamtenstellen, Neubauten u. dergl. 



IV. Abschnitt. 



Das Kassen- und Rechnungswesen. 



§a 

Einleitung. 

Jede Gemeinde bedarf zur Verwaltung ihrer Einkünfte je nach 
ihrer Grösse eines oder mehrerer Beamter, welche die Einnahmen 
zu erheben, die Ausgaben zu leisten, die Kassengelder zu verwahren, 
über Einnahme und Ausgabe Buch zu führen, sowie nach Ablauf 
jedes Rechnungsjahres Rechnung abzulegen haben. Ihre Dienst- 
obliegenheiten sind durch eine Dienstanweisung im Allgemeinen zu 
regeln, im Besonderen haben die Etats mit den ergänzenden Be- 
schlüssen, wie von Fall zu Fall die besonderen Anweisungen der 
hierzu berufenen Organe die Grundlage und die Richtschnur für 
ihren Dienst zu bilden. 

Um dem Kassendienst sowohl an sich, wie auch nach aussen 
den Charakter der Zuverlässigkeit und Richtigkeit zu verleihen, sind 
besondere Kontrolemassregeln erforderlich. Es sollen sowohl die 
Gemeinde, wie die Beamten selbst vor Verlusten jeder Art nach 
Möglichkeit bewahrt werden, die durch Irrung oder Übersehen 
entstehen können, es soll aber auch einer etwaigen Untreue eines 
Beamten vorgebeugt werden. 

Diese Kontrolemassregeln bestehen: 
a) in einer Administrativkontrole, d. h. in einer ununterbrochenen 
Achthabung auf den Gang der Geschäfte und auf das sichere 
Ineinandergreifen der Funktionen der einzelnen Beamten, sowie 
in der Beachtung des dienstlichen und ausserdienstlichen Ver- 
haltens der Beamten, 
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b) in* der Kontrole des täglichen Kassen Verkehrs während des Rech- 
nungslaufes, 

c) in der Rechnungsprüfung nach erfolgter Rechnungsablegung. 

Uas Kassen- und Rechnungswesen umfasst daher folgende einzelne 
Dienstzweige : 

A) das Zahlungs- und Kassenwesen (den eigentlichen Kassen- 
dienst), 

B) die Buchführung und die Rechnungslegung, 

C) das Kontrolewesen und die Rechnungsprüfung. 



a. Das Zahlungs- und Kassenwesen. 

§20. 
Die Organisation einer Kassenverwaltung. 

Die organische Einrichtung einer Kassenverwaltung ist im 
Wesentlichen von der Art und dem Umfang der Dienstgeschäfte 
bedingt. In kleinen Verwaltungen muss man sich mit einem 
Kassenbeamten begnügen und muss diesem die Kassenführung allein 
überlassen ; in mittleren Verwaltungen, welche mehrere Beamten be- 
schäftigen, lassen sich aber schon die Arbeiten so unter die ein- 
zelnen Beamten teilen, dass neben einer zweckmässigen Arbeits- 
teilung zugleich eine wirksame Kontrole geschaffen wird; in einer 
grossen städtischen Verwaltung kann wieder die Organisation eine 
bessere, eine durchgebildetere sein, als in einer mittleren, weil eine 
grössere Zahl von Beamten überhaupt erforderlich und daher vor- 
handen ist und sich mithin eine Gliederung der Dienstfunktionen in 
einer Weise ausführen lässt, die in Bezug auf Kontrole die grösste 
Sicherheit gewährt. Aber es leuchtet auch ohne Weiteres ein, dass 
in einer grossen und weitverzweigten Verwaltung eine viel spezi- 
ellere Kontrole notwendig ist, als in einer mittleren oder in einer 
kleineren, weil die einzelnen Kassenvorgänge bei letzteren sich 
leichter übersehen lassen. Es kann daher auch bei letzteren meistens 
eine einfachere Form der Kontrole genügen. 

Vielfach wird in städtischen Verwaltungen mittlerer Grösse 
der Fehler gemacht, dass die Kassengeschäfte unter mehrere Beamte 
in einer Weise verteilt werden, dass jeder eine bestimmte Kasse in 
einem besonderen Kassenraum zu führen bekommt. Der eine Be- 
amte hat die Verwaltung der Kämmereikasse, ein zweiter die der 
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Steuer-Einnahme, ein dritter hat die Almosenkasse zu führeii, ein 
vierter die Schulkasse, ein fünfter die Gaswerkskasse usw., es ist 
wohl auch ein besonderer „Stadtrevisor" angestellt, dem die Kal- 
kulation und Feststellung der Kassenbelege vor ihrer Auszahlung 
obliegt, sowie die Prüfung der Jahresrechnungen, aber eine ständige 
Kontrolierung der Kassengeschäfte findet nicht statt, es ist also nur 
eine Kontrole minderen Werts vorhanden. Es schaltet und waltet 
jeder Beamter in seinem Dienstraum für sich, und es ist keiner mit den 
Arbeiten und Dienstobliegenheiten des anderen vertraut; eine Stell- 
vertretung stösst deshalb im Bedarfsfall auf die grössten Schwierig- 
keiten und wird daher in der Regel nur sehr mangelhaft geübt. 
Bei einem Stellenwechsel gar, machen sich zeitraubende, verwickelte 
Abrechnungen und die Aufstellung von Stückrechnungen erforderlich. 
Und wie leicht Hesse sich bei der gleichen Anzahl von Beamten 
eine Einrichtung schaffen, welche nicht nur eine wirksame Kontrole 
gewährleistet, sondern auch die Möglichkeit bietet, dass eine Ver- 
tretung eines Beamten in Krankheitsfällen und bei Urlaub auf das 
leichteste möglich ist! Bei einem Stellenwechsel kann die Abrech- 
nung in wenigen Stunden erfolgt sein, denn sie braucht lediglich 
im Abschluss des Kassenbuchs und in der Aufzählung und Übergabe 
des Kassenbestandes zu bestehen, das Kassenbuch und die Kassen- 
führung muss nur von einem Kassenkontroleur stets bis auf den neu- 
sten Stand geprüft sein und auf volle Richtigkeit bescheinigt werden 
können. Will man eine solche Einrichtung herbeiführen, so lege 
man möglichst viele Kassen zusammen, man beachte dabei nur, dass 
die Kassengeschäfte, die in eine Hand gelegt werden sollen, 
gleichförmige sind und dass nicht etwa einzelne Beamte überlastet 
werden. Es lassen sich z. B. meistenteils mit Erfolg die Steuerein- 
nahme mit der Erhebung von Schulgeldern und sonstigen Abgaben 
vereinigen, ebenso die Kämmerei mit der Almosenkasse, Schulkasse 
und Gaswerkskasse. Man hat dann statt vieler einzelner Kassenver- 
waltungen nur deren zwei. Zu jeder Kassenstelle sind zwei Beamte, 
der eine als Kassierer, der andere als Kontroleur nötig, daneben wird 
noch ein Beamte bei der Hauptkasse als Buchhalter erforderlich sein. 
Einer von den Beamten ist mit der Leitung und Geschäftsaufsicht 
zu betrauen. Dieser darf nicht zugleich Kassierer sein. Bei einer 
solchen Einrichtung sind die Geschäfte der Kassenverwaltung in das 
eigentliche Kassengeschäft und in die Kontrole und Buchhaltung 
geschieden. Der Kassierer ist verantwortlich für die Übereinstim- 
mung der Kasse mit dem Kassebuche, der Kontroleur oder der Ge- 
schäitsleiter dagegen für die Übereinstimmung des Kassenbuchs mit 
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dem Hauptbuche (dem Manual oder der Rechnung). Bei der be- 
sprochenen Einrichtung ist auch eine volle Ausnützung der Arbeits- 
kräfte eher möglich, als wenn die Beamten getrennte Arbeitsräume 
inne haben. 

Bei grossen Städten ist nun eine Zusammenlegung der sämt- 
lichen Kassen in einen Geschäftsraum nicht möglich. Die räum- 
liche Ausdehnung der Stadt macht die Dezentralisation zur Not- 
wendigkeit. Es müssen zur Bequemlichkeit der Zahlungspflichtigen 
Zweigkassen oder Kassen-Nebenstellen in den einzelnen Stadtteilen 
errichtet werden, einzelne Verwaltungszweige erfordern wohl auch 
wegen der Menge des zu bewältigenden Arbeitsstoffes getrennte 
Kassenverwaltungen für sich, z. B. Gaswerke, Elektrizitätswerke, 
Krankenhäuser, die Schuldenverwaltung u. dergl, es lässt sich jedoch 
bei jeder einzelnen Kassenstelle die gleiche Einrichtung treffen, dass 
jedem Kassierer ein Kassenkontroleur beigestellt ist. Die grössere 
Zahl der Kassenstellen macht es hier erforderlich, dass eine beson- 
dere Kassendirektion gebildet wird, der die Leitung über das ge- 
samte städtische Kassenwesen übertragen ist, sowie dass ein beson- 
deres Rechnungsrevisionsbüreau besteht. 

§21. 
Anstellungsfähigkeit der Kassenbeamten. 

Es sind nur solche Personen zur Anstellung in einer Kassen- 
verwaltung geeignet, welche die erforderliche Befähigung und Vor- 
bildung besitzen, und deren Charakter und Lebensführung Bürg- 
schaft für eine treue Erfüllung iher Obliegenheiten bietet. Personen, 
die keinen sittlichen, nüchternen und anständigen Lebenswandel 
führen, ebenso solche, welche einen grösseren Aufwand machen, 
als ihrem Einkommen entspricht, oder die durch Familienverhält- 
nisse in Not geraten sind, müssen als ungeeignet angesehen werden. 
Ein Kassenbeamter darf weder Schulden haben, noch Bürgschaften 
für andere Personen übernehmen, noch sich durch Wechsel ver- 
pflichten. 

§22. 
Diensteinführung, Verpflichtung, Kaution. 

Jeder Beamte ist bei seiner Einführung in sein Amt durch 
Diensteid zu gewissenhafter Erfüllung seiner Dienstpflichten und zu 
strengster Einhaltung der Dienstanweisung sowie der gesetzlichen 



— 48 — 

oder im Verordnungswege gegebenen Bestimmungen zu verpflichten. 
Bei der Einführung hat eine förmliche Übergabe der ihm zur Ver- 
waltung oder Verwahrung zu übertragenden Vermögensstücke, In- 
ventariengegenstände, Bestände, Urkunden usw. auf Grund besonderer 
Verzeichnisse zu erfolgen. Über die erfolgte Übergabe ist ein Pro- 
tokoll aufzunehmen. Im Allgemeinen ist es üblich, dass Beamte, 
denen Gelder und Werte einer Gemeinde anvertraut werden, eine 
angemessene Dienstkaution zu stellen haben, um in ihnen das Be- 
wusstsein zu wecken, dass sie mit dem eigenen Vermögen für 
Verluste haftbar sind, die sie verschulden. Einzelne Verwal- 
tungen jedoch, die zu den verantwortlichen Stellen diejenigen 
aus ihrem Beamtenkörper aufrücken lassen können, welche sich be- 
reits als vertrauenswürdig bewährt haben, sehen auch grund- 
sätzlich von der Stellung einer Kaution ab, 

8 88. 
Allgemeine Pflichten der Kassenbeamten. 

Beamte, die berufen sind, bei der Verwaltung einer Kasse tätig 
zu sein, sollen dienstlich wie ausserdienstlich jederzeit sich bewusst 
sein, dass sie eine Vertrauensstelle bekleiden. Sie haben ihre ganze 
Lebensführung daher so einzurichten, dass sie überall Achtung und 
Ansehen geniessen. 

Alle Dienstgeschäfte sind mit peinlichster Pünklichkeit und Ge- 
wissenhaftigkeit zu erledigen. Dienstlich bekannt gewordene Tat- 
sachen über dritte Personen sind vertraulich zu behandeln, über ge- 
schäftliche Vorkommnisse, deren Kenntnis nicht für Fremde be- 
stimmt ist, ist strengstes Dienstgeheimnis zu wahren. Dienstliche 
Schriftstücke, Akten, Geschäftsbücher, dürfen nicht ohne Genehmigung 
des Vorgesetzten an dritte Personen ausgehändigt noch Unbefugten 
zur Einsicht vorgelegt werden. Im dienstlichen Verkehr ist allen 
Personen höflich und zu vorkommend zu begegnen. Erbetene Auskünfte 
innerhalb des Dienstbereiches sind bereitwillig zugeben, handelt es sich 
aber um Fragen, die nicht zum eigenen Dienstbereiche gehören, so 
sind die Anfragenden an die zuständige Dienststelle zu verweisen. 

Im Verkehr mit den Mitbeamten soll jeder sich freundlich und 
gefällig zeigen. Ein Verlangen sei immer in die Form der Bitte 
gekleidet. Untergebenen ist mit Wohlwollen zu begegnen, Tadel 
und Rügen sind mit Ruhe ohne verletzende Redewendungen zu 
erteilen. 
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Privatgespräche und die Erledigung von Privatangelegenheiten 
sind während der Dienststunden zu vermeiden. Angebotene Ge- 
schenke oder andere Vorteile für eine in ihr Amt einschlagende 
Handlung haben die Beamten höflich aber bestimmt zurückzuweisen. 
Werden Geschenke oder Vorteile für eine Handlung angeboten, die 
eine Verletzung der Dienstpflicht voraussetzt, so ist dem Vorge- 
setzten Anzeige zu erstatten (vergl. §§ 331 und 332 des Strafges. B.). 

§ 24. 
Dienstobliegenheiten und Geschäftsführung. 

Wie für . jede Dienststelle, so soll auch für eine Kassenver- 
waltung die Regel bilden, dass alle Zuschriften an demselben, 
spätestens am darauffolgenden Tage, beantwortet oder erledigt 
werden. Sie sind unmittelbar nach dem Eingang mit dem Datum 
des Eingangstages zu versehen. 

Termine und Fristen sind pünktlich einzuhalten. 

Beamte, denen die Verwaltung einer Kasse übertragen ist, 
haben die Verpflichtung, darauf zu halten, dass: 

1. die Einkünfte rechtzeitig und vollständig eingebracht und 
bestimmungsgemäss verwendet, 

2. die Verbindlichkeiten rechtzeitig und vollständig erfüllt, 

3. die Nachweise über die Erfüllung dieser Obliegenheiten recht- 
zeitig und richtig geführt, und 

4. die Gelder und Wertsachen sicher aufbewahrt werden, sowie 
darüber zu wachen, dass 

5. bestehende Rechte auf Hebungen nicht erlöschen oder ver- 
fallen. 

Amtliche Gelder dürfen nicht zu Privatzwecken verwendet, 
Privatgelder nicht mit amtlichen Geldem vermischt werden. 

Gelder sind in der Regel nurzu erheben und Zahlungen nurzu 
leisten, nachdem sie von der verantwortlichen Stelle angewiesen sind. 
Die Anweisung muss schriftlich erteilt sein. Zahlungsanweisungen sind 
wohlgeordnet aufzubewahren. Alle Aufträge, mögen sie Zahlungen 
oder Hebungen betreffen, sind tunlichst ummittelbar nach deren 
Eingang zu vollziehen. Sie sind jedoch vor der Erledigung auf 
ihre Richtigkeit und Vollständigkeit zu prüfen. 

Zahlungen, die an bestimmte Termine gebunden sind, sind 
nicht vor dem Eintritt dieser Termine zu leisten. Ohne Ermäch- 
tigung dürfen auch keine Vorschüsse auf solche Zahlungen geleistet 

oder für sich selbst entnommen werden. 

4 
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Über alle Einnahmen und Ausgaben ist gewissenhaft nach Vor- 
schrift Buch zu führen. Bei der Buchung sollen die Angaben über 
die Zeit des Eintrags und der Zahlung, über den Gegenstand der 
Zahlung und über die Höhe des gezahlten Betrags genau den tat- 
sächlichen Verhältnissen entsprechen. Die Bücher sind so zu führen, 
dass dieselben jederzeit abschlussbereit sind. Der Kassenbestand 
soll stets mit den Büchern übereinstimmen. Es sind möglichst 
täglich, mindestens aber so oft, als durch die Dienstanweisung 
vorgeschrieben ist, die Kassenbücher abzuschliessen und durch Nach- 
zählung des Kassenbestandes zu prüfen, ob der tatsächliche Kassen- 
bestand mit dem buchmässigen in Übereinstimmung sich befindet. 
Am Schlüsse jedes Monats ist ein Kassensturz vorzunehmen und 
das Ergebnis in einem Kassenbericht zusammenzustellen, sofern 
nicht durch die Dienstanweisung dieses in kürzeren Zeiträumen vor- 
geschrieben ist. 

Die Beamten haben die Pflicht, sich mit den einschlagenden 
Gesetzen und Vorschriften bekannt zu machen und auf dem Laufenden 
zu erhalten. Sie haben behördliche Bekanntmachungen zu verfolgen 
und darauf zu prüfen, ob dieselben dienstliche Massnahmen er- 
heischen (z. B. wenn solche Bekanntmachungen Konkurse, Zwangs- 
verkäufe, Auslosung von Wertpapieren u. dergl. betreffen). 

§ 25. 

Einrichtung der Diensträume. 

Kassenräume müssen nicht nur den Anforderungen genügen, die 
man in sanitärer Beziehung, sowie hinsichtlich der Helligkeit, Er- 
wärmung und Ventilation an Dienstzimmer stellen muss, sondern sie 
erfordern auch noch Einrichtungen, die einen Schutz gegen Ein- 
bruch und Feuersgefahr gewähren. 

Sie müssen auch so eingerichtet sein, dass die Aufbewahrung 
der Bücher und Bestände mit Bequemlichkeit geschehen kann und 
dass solche in gehöriger Ordnung und Absonderung erhalten werden 
können, ferner dass die Abfertigung der einzahlenden oder geld- 
empfangenden Personen eine bequeme ist. 

Eiserne Türen und Fensterläden erschweren den Versuch eines 
Einbruches, sind deshalb nützlich, eine grössere Sicherheit bietet 
jedoch daneben noch eine elektrische Einrichtung, die so eingerichtet 
sein kann, dass sie - wenn eingeschaltet — eine schrille Glockeertönen 
lässt und in einem, in der Nähe gelegenen Wachraum ein Glocken- 
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zeichen gibt sobald ein Fenster, eine Tür oder ein Pult geöffnet 
wird. Befestigte Fenstergitter sind unzweckmässig, weil sie bei 
Feuersgefahr Rettungsversuche hindern. 

Zur Aufbewahrung der Bücher, Belege, Gelder und Wertsachen 
sei im Kassenlokale an geeigneter Stelle ein überwölbter feuer- und 
diebessicherer Eaum vorhanden, in dem sämtliche Geldschränke 
eingestellt sind. Besondere Vorsicht ist bei der Beleuchtungsein- 
richtung in einem solchen Räume erforderlich. Gaslampen sollten im 
Innern nicht angebracht sein, wegen Explosions- und Feuersgefahr, besser 
ist eine äusserlich an genügend langem Schlauch angebrachte, trag- 
bare Gaslampe, die bequem durch die geöffnete Tür in das Innere 
genommen werden kann, am besten ist aber jedenfalls elektrische 
Beleuchtung. 

Zur leichteren Einstellung der Handkassetten, Bücher u. s. w. 
in den Raum kann eine kleine Geleisverbindung zwischen jedem 
Schalter und dem Innern dieses Raumes hergestellt werden, auf dem 
Kassenständer mit Büchergestellen, die zur Aufnahme der Hand- 
kassetten und Bücher dienen und auf Rollen gehen, sich leicht hin 
und her befördern lassen. 

Findet im Kassenzimmer ein starker Personenverkehr statt, so 
sorge man für schalldämpfenden Fussbodenbelag, auch sind doppelte 
Ausgänge empfehlenswert. Sehr zweckmässig ist es, wenn der 
Arbeitsraum durch Glaswände von dem für das Publikum bestimmten 
Räume ganz abgetrennt ist und zur Annahme und Auszahlung der 
Gelder die erforderliche Anzahl von Schaltern vorgesehen sind. Die 
Bestimmung der einzelnen Schalter ist durch Tafeln so zu kenn- 
zeichnen, dass man sich leicht zurecht finden kann. 

Für das Publikum seien einige Schreibpulte mit dem erforder- 
lichen Schreibbedarf, Kleiderhaken, Schirmständer, Spucknäpfe, Stühle 
oder Bänke u. dergl. vorgesehen. 

Um bei Feuersgefahr rasch Akten und Bücher in Sicherheit 
bringen zu können, müssen eine Anzahl Rettungskörbe und Rettungs- 
säcke an einer leicht erreichbaren Stelle bereitgehalten werden. 

§ 26. 
Aufbewahrung der Gelder und Wertpapiere. 

Kassenbestände, Wertpapiere und Geschäftsbücher sind stets in 
den dazu bestimmten Behältnissen und Räumen unter Verschluss zu 
halten. Der Kassenbeamte ist hierfür und für sichere Aufbewahrung 

4* 
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der Kassenschlüssel verantwortlich. Schlüssel zur äusseren Tresor- 
türe sind nie mit den Schlüsseln zu den inneren Türverschlüssen zu 
einem Bunde zu vereinigen, weil dadurch die Gefahr besteht, dass 
die äusseren Schlüssel aus Versehen in den Schrank mit eingesperrt 
werden. Die äusseren Schlüssel sind aus gleichem Grunde nie in 
den Schrank hineinzulegen, am besten ist es, wenn sie an einer 
Schnur befestigt in einer besonderen Kleidertasche getragen werden. 

Alle Kassenschlüssel sind so sorgfältig aufzubewahren, dass sie 
anderen Personen nicht zugänglich sind. Es soll von ihnen nur je 
ein Stück in der Hand des Kassenbeamten sich befinden, die Reserve- 
stücke sollen wohl verpackt und versiegelt im städtischen Deposi- 
torium aufbewahrt sein. 

Der Kassenbeamte hat zu überwachen, dass alle Beamte, die 
Gelder an seine Kasse abzuliefern haben (Kassenboten, Unterein- 
nehmer), diese Ablieferungen rechtzeitig besorgen und nicht Kassen- 
gelder über Nacht bei sich in ungeeigneten Behältern aufbewahren. 
Verfehlungen hiergegen hat er bei eigener Verantwortung zur An- 
zeige zu bringen. 

Für den sicheren Verschluss der Kassenzimmer ist derjenige 
Beamte verantwortlich, dem die Schlüssel anvertraut sind. 

Müssen Schlüssel in der Hand mehrerer Beamten sein, so ist 
über jede Schlüsselübertragung eine Verhandlung aufzunehmen und 
zu den Akten zu bringen. Die Verantwortung über den richtigen 
Verschluss trägt derjenige, welcher zuletzt die Geschäftszimmer 
verlässt. 

Sind Gelder und Wertpapiere unter doppeltem Verschluss zu 
halten, sind also zwei bestimmte Beamte mit deren Verwahrung 
beauftragt, so hat jeder für sich für die sichere Aufbewahrung zu 
haften. Jeder von ihnen hat seinen Verschluss eigenhändig zu 
bewirken. Unter keinen Umständen darf einer von ihnen seinen 
Schlüssel dem andern überlassen und zugeben, dass jener allein 
über das Behältnis gehe. Bei jeder Einlegung oder Herausnahme 
von Geld oder Wertpapieren müssen beide zugegen sein, sie müssen 
sich aus den Akten und Büchern von der Rechtmässigkeit der vor- 
zunehmenden Handlung überzeugen und haben über das Geschehene 
sofort Buch zu führen. Die Niederschreibung oder der Bucheintrag 
ist von beiden Beamten zu unterzeichnen. Er soll so beschaffen 
sein, dass eine nachträgliche Veränderung der Eintragung nicht un- 
bemerkt bleiben kann. 
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§27. 
Zahlungsmittel. 

Zahlungen sind nur in den gesetzlichen Münzsorten oder in 
umlaufsfähigem Papiergeld zu leisten, das nach den gesetzlichen 
Bestimmungen dem baren Gelde gleichgestellt ist, und ebenso dürfen 
auch nur solche Zahlungsmittel in Zahlung angenommen werden. 
Nach dem Münzgesetze gelten als gesetzliche Zahlungsmittel die 
Reichsgoldmünzen und bis auf weiteres die Talerstücke deutschen Ge- 
präges. Die Reichssilbermünzen sowie Nickel- und Kupfermünzen sind 
grundsätzlich nur zu Zahlungen von geringfügigen Beträgen und zur 
Ausgleichung der in Goldmünzen nicht zahlbaren Restbeträge be- 
stimmt. Niemand ist verpflichtet, Reichssilbermünzen im Betrag von 
mehr als zwanzig Mark und Reichs-, Nickel- und Kupfermünzen im Betrag 
von mehr als einer Mark auf einmal in Zahlung zu nehmen. Auch ist 
niemand verpflichtet, Geldrollen und Beutel in Zahlung anzunehmen. 
Es werden jedoch von Kassen in der Regel Rollen und Beutel von 
anderen Kassen und auch von Privatpersonen angenommen, wenn 
sie vorschriftsmässig gefertigt, gesiegelt und mit Namensbeischrift 
des Ausgebenden versehen sind und wenn kein Grund zu einem Miss- 
trauen vorliegt. Bei Beuteln ist die Gewichtsangabe erforderlich. 
Reichskassenscheine werden bei allen Reichs- und 
Landeskassen nach ihrem Nennwert in Zahlung genommen, im Privat- 
verkehr besteht jedoch ein Zwang zu ihrer Annahme nicht.*) Zur 
Annahme von Banknoten sind Privatpersonen nicht verpflichtet. 
(Vergl. § 2 des Bankgesetzes vom 14. 3. 1875). 

Noten einer Bank, welche sich im Besitze der Befugnis zur 
Notenausgabe befindet, dürfen ausserhalb desjenigen Staates, welcher 
derselben diese Befugnis erteilt hat, zu Zahlungen nicht gebraucht 
werden (bis 150 Mark Geldstrafe), ausgenommen: 

die Reichsbank, 

die württembergische Notenbank in Stuttgart. 

die badische Bank in Mannheim, 

die bayrische Notenbank in München, 



*) Das deutsche Reich hat. an Reichskassenscheinen zu 5, 20 und 50 
Mark einen Betrag von 120 Mill. Mark in Umlauf, welche auf Verlangen 
bei der Keichsbankhauptstelle Berlin gegen klingende Münzen umgetauscht werdeu. 
Diese Reichskassenscheine haben ihre volle Deckung in dem im Juliusturme zu 
Spandau im Jahre 1871 hinterlegtem Kriegsschatze von 120 Mill. Mark in 10 
und 20 Markstücken. 
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die Frankfurter Bank, 
die Bank für Süddeutschland in Darmstadt, 
die Sächsische Bank in Dresden. 
Ein beschränktes Umlaufsgebiet haben die Noten folgender Banken: 
Die Braunschweiger Bank (Braunschweig), 
Die Bautzner landst. Bank (Königreich Sachsen). 
Verfallen sind, aber noch eingelöst werden: 

Leipzig-Dresdner Eisenbahn-Kassenscheine (Finanzhaupt- 
kasse zu Dresden), 
Preussische Bank (10, 25, 50, 100 und 500 Taler und 

100 Mk. vom V 5 1874), 
Sächsische Kassenbillete von 1855 und 1867, 
Weimarische Bank (präcludierte Talernoten werden in der 

Regel zu 8 / 4 des Wertes eingelöst), 
Reichskassenscheine zu 5, 20 und 50 Mk. vom 11. Juli 1874 
werden nur noch bei der Königlich Preussischen 
Kontrolle der Staatspapiere eingelöst. 
Mit den Vorschriften, welche die Behandlung falscher oder ge- 
waltsam beschädigter Münzen oder falschen Papiergeldes betreffen, 
mache man sich und die Kassenboten bekannt. 

Nach § 148 des Strafgesetzbuchs wird mit Gefängnis bis zu 
drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 300 Mk. bestraft, wer 
nachgemachtes oder verfälschtes Geld als echtes empfängt und nach 
erkannter Unechtheit als echtes in Verkehr bringt. Der Versuch 
ist strafbar. — Münzen, die durch den Umlauf an Gewicht und 
Gepräge so verloren haben, dass sie nicht mehr gesetzlich umlaufs- 
fähig sind, brauchen nicht mehr in Zahlung genommen zu werden; 
sie haben aufgehört, Geld zu sein. Beschädigte Münzen sind nicht 
anzunehmen. Reichsgoldmünzen, die das Passiergewicht nicht 
mehr erreichen, und Reichs-Silbermünzen, Nickel- und Kupfermünzen, 
die durch langen Umlauf an Gewicht oder Erkennbarkeit er- 
heblich eingebüsst haben, sind von den Reichs- und Landeskassen 
einzuziehen und daher an diese abzuliefern. 

Um den Überblick und die Behandlung der Kassenbestände zu 
erleichtern, sollen bare Gelder soviel als möglich sortiert und in 
feste Rollen oder Beutel verpackt werden. 

Zum Feststellen des Gewichts und zum Nachwiegen bei Kassen- 
revisionen muss eine Geldwaage als notwendiges Ausrüstungsstück 
eines Kassenzimmers erachtet werden. 

Bei der Anfertigung von Geldrollen hat man sich an die be- 
stehenden Vorschriften zu halten, sowohl hinsichtlich der Anzahl 
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der zusammenzufassenden Münzen, wie hinsichtlich der Farbe des 
Verpackungsmaterials (Goldmünzen rosafarbenes, Silbermünzen weisses, 
Nickelmünzen blaues und Kupfermünzen graues Papier). 

Geldrollen sollen enthalten: 

50 oder 100 Stück 20 Markstücke, 
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Als Verpackungsmaterial wähle man besonders vorbereitetes, 
durchbrochenes Papier, das den Inhalt erkennen lässt. 

Bei der Annahme von verpackten Münzen in Rollen oder Beuteln 
hat eine sorgfältige Prüfung dahin stattzufinden, ob die Siegelver- 
schlüsse vollkommen sind und ob überall der Name des Ausgebenden 
angegeben ist, bei Beuteln auch die Gewichtsangabe nicht fehlt. 
Durch Nachwiegen kann man sich annähernd von dem richtigen 
Inhalt überzeugen. 

Sollen Geldrollen oder Beutel geöffnet werden, so ist mit einiger 
Vorsicht zu verfahren. Geldrollen sind stets mit einem scharfen 
Messer zur Hälfte zu durchschneiden und dann durch Ausschütten 
zu entleeren und nachzuzählen, so dass man hinterher erforderlichen- 
falls die Stücke wieder einfüllen kann. Beutel sind vor dem Offnen 
genau nachzuwiegen. Am besten ist es, wenn das Öffnen und Nach- 
zählen in Gegenwart eines Zeugen stattfindet. Beim Öffnen von Geld- 
und Wertbriefen ist gleichfalls mit grosser Achtsamkeit zu verfahren. 
Vor dem Aufbrechen des Briefes oder Packets untersuche man, ob 
die Siegel unverletzt sind und der Umschlag oder die Umhüllung 
keine Beschädigung erkennen lässt. Das Offnen und Nachzählen ge- 
schehe sofort nach dem Eingang und möglichst in Gegenwart 
eines Zeugen. Bevor man einen Geldbriefumschlag beseitigt, unter- 
suche man genau, ob er vollständig entleert ist. 

Auch beim Verpacken von Geld und Wertpapieren ziehe man 
jemand hinzu, der sich von der richtigen Abzahlung der Stücke 
überzeuge. 

Das Durchzählen von Papiergeld und Zinsscheinen geschieht am 
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sichersten an einer freistehenden Tafel. Man achte darauf, dass in 
der Nähe nicht Papierkörbe oder andere Behälter ihren Standort 
haben, in welche beim Zählen Stücke abfliegen und unbemerkt ver- 
schwinden können. Auch lasse man in der Nähe der Geldbehälter 
niemanden verkehren oder sich aufhalten. 



§28. 
Zahlungsleistung. 

Es darf nichts empfangen und nichts ausgezahlt werden, ohne 
dass darüber quittiert wird, und umgekehrt darf nichts quittiert 
werden, ohne dass die Abgewähr wirklich geschehen ist (vergl. § 368 
d. B. G. B.). 

Eine vollständige Quittung muss enthalten: 

1. den gezahlten Betrag in einer Form, dass daran nichts geändert 

werden kann (z. B. in Buchstaben, oder auf schraffiertem 
Grund, doch lasse man Markbeträge stets mit Buchstaben aus- 
schreiben), 

2. die Angabe der Sache, eventuell auch die Angabe des Zeitraumes, 

wofür die Zahlung geleistet worden ist, 

3. die Benennung der Kasse, welche die Zahlung geleistet hat, oder 

des sonstigen Zahlungspflichtigen, 

4. die Zeitangabe, wann die Auszahlung erfolgt ist, 

5. die Unterschrift des Empfängers. 

Der Unterschrift des Empfängers muss beigefügt sein, in welcher 
Eigenschaft er die Zahlung empfangen hat, sofern er nicht persön- 
lich empfangsberechtigt ist. Erfolgt z. B. die Empfangnahme für 
eine Verwaltung oder für eine Kasse, so ist diese ausdrücklich 
mit anzugeben. Liegt eine Bechnung oder ein Schriftstück vor, 
worin bereits einige der obigen Erfordernisse enthalten sind, so 
genügt es, wenn unter dieses Schriftstück der Empfang des Geld- 
betrages in abgekürzter Form bescheinigt wird. Ist die Schluss- 
summe einer vorliegenden Bechnung abgeändert worden, oder ist die 
Möglichkeit vorhanden, dass Zusätze nachträglich hinzugefügt werden 
können, so ist in der darunter zu bringenden Quittung der empfangene 
Betrag ausdrücklich anzugeben. 

An Quittungen dürfen Änderungen nur durch den Aussteller 
selbst vorgenommen werden. Sind nachträglich Zusätze oder Er- 
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läuterungen erforderlich, so sind diese unter oder neben der Quittung 
mit andersfarbiger Tinte beizufügen und mit dem eigenen Xamens- 
zng zu vei-sehen. Quittungen dürfen nur vom Empfangsberechtigten 
oder dessen Beauftragten, als im Auftrage, eigenhändig unter- 
schrieben sein. Als Beauftragter gilt der öffentlich bekanntgegebene 
Verwalter oder Prokurist (vergl. §§ 49, 51, 54—58, 86 d. H. G. B.), 
oder der durch schriftlichen Auftrag oder durch Vollmacht sich 
Legitimierende. Derartige Aufträge können ein für allemal oder 
auch auf Widerruf ausgestellt sein. Sie sind sicher aufzubewahren. 
Ohne solchen Auftrag können auch Kinder nicht für die Eltern, 
Frauen nicht für ihre Ehemänner rechtlich gültige Quittungen aus- 
stellen. Quittungen, die nicht eigenhändige Unterschriften tragen, 
sondern mit einem blossen Abdruck des Firmenstempels oder mit 
einer gedruckten oder faksimilierten Unterschrift versehen sind, 
können als gültige Rechnungsbelege im Allgemeinen nicht angesehen 
werden. 

Quittungen mit Bleistiftsunterschriften und dergl. sind wegen 
ihrer leichten Verwischbarkeit nur in Ausnahmefällen zulässig. 
Handzeichen von des Schreibens unfähigen Personen sind von einem 
bei der Auszahlung unbeteiligten Zeugen zu bescheinigen. 

Die Beträge der vom Empfangsberechtigten quittierten Rech- 
nungen sind nur dann an den Überbringer derselben zu zahlen, 
wenn dem Kassenbeamten die Namensunterschrift des Ersteren be- 
kannt ist und sonst kein Bedenken besteht, andernfalls nur an 
den Empfangsberechtigten selbst.*) Jedenfalls ist der Kassen- 
beamte verpflichtet, in Hinsicht sowohl der Identität der Empfanger 
selbst, als auch der Legitimation dritter Personen mit Vorsicht und 
Prüfung zu verfahren. Quittungen von Mittelspersonen oder Zwischen- 
empfängern sind nur dann zulässig, wenn die Beschaffung einer 
Quittung desjenigen, welcher geliefert oder geleistet hat, untunlich 
ist (z. B. Porto- und Frachtauslagen, Eisenbahnfahrgelder, Käufe 
von Marktwaren, Trägerlöhne, Vergütungen für Reiseauslagen u. dergl.). 
Löhne der in städtischer Verwaltung beschäftigten Lohnarbeiter 
sind an den mit der Lohnzahlung beauftragten Beamten oder Be- 
diensteten zu zahlen. Die Quittung über die erfolgte Auszahlung 
ist von diesem und von ein oder zwei Arbeitern als Zahlungszeugen 
zu unterschreiben. 

Bei Armenunterst ützungen empfiehlt sich die folgende Ein- 

*) Nach § :J70 d. B. (I. B. gilt der Überbringer einer Quittung als ermäch- 
tigt, die Leistung zu empfangen, sofern nicht die dem Leistenden bekannten 
Umstände der Annahme einer solchen Ermächtigung entgegenstehen. 
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richtung, nach welcher die Unterstützungsgelder regelmässig gegen 
Zahlungslegitimation ausgezahlt werden, die der Armenpfleger 
auszustellen und dem Empfangsberechtigten auszuhändigen hat (die 
Zahlung erfolgt also ohne Quittung an den Überbringer der Legitima- 
tion). Zu diesem Behufe ist den Bezirksarmenpflegern über jede 
laufende Geldunterstützung eine von dem Vorsitzenden der Armen- 
kommission vollzogene Zahlungsanweisung zu übergeben, an der 
sich die erforderliche Anzahl leicht abtrennbarer Monate- Abschnitte 
befindet, damit die Armenpfleger die Aushändigung der einzelnen 
von ihnen zu unterschreibenden Abschnitte an die zu unterstützenden 
Personen als Legitimation zur Empfangnahme des Unterstützungs- 
betrages monatlich bewirken können. Eine solche Zahlungsanweisung 
ist in ihrer äusserlichen Anordnung einem Zinsscheinbogen ähnlich. 
Die Anweisungen und die Zahlungsabschnitte sind vor deren Hinaus- 
gabe an die Armenpfleger mit der laufenden Nummer des Zahlungs- 
registers (vergl. Anlage 17) zu versehen. Die einzelnen ein- 
gelösten Abschnitte gelten dann während des Rechnungsjahres 
als Belege. Nach Ablauf des Rechnungsjahres haben die Armen- 
pfleger auf den in ihren Händen befindlichen Zahlungsanweisungen 
zu bescheinigen, dass die Auszahlung der angeordneten Unterstützung 
erfolgt ist und dieselben an die Armenkasseverwaltung abzugeben. 
Diese Bescheinigungen werden dann Rechnungsbelege, indem sie an 
die Stelle der einzelnen Monatsabschnitte treten. 

§ 29. 
Fortsetzung. 

Bei der Auszahlung von Grundstückskaufgeldern hat der 
Kassenbeamte — sofern die Zahlungsanweisung*) hierüber nichts be- 
sonderes enthalten sollte — die Vorsicht zu üben, dass er vor der 
Zahlung sich vergewissert, dass das zu bezahlende Grundstück frei 



*) Es muss selbstverständlich in der Kassen Verfügung alles angegeben sein, 
was bei der Auszahlung zu beobachten und was zur Buchführung erfo rderlich ist. 
Die Verfügung muss daher enthalten: Den Betrag des Kaufgeldes, die Angabe 
des Zeitpunktes der Zahlungserfüllung, genaue Bezeichnung des Empfangsberech- 
tigten und des Grundstückes, letzteres nach Grundbuchs-Nummer, Lage, Grösse 
und Belastung, Angabe, ob das Grundstück hypothekenfrei ist, oder welche Hy- 
potheken aufruhen und abgestossen werden sollen, und sonstige vereinbarte und 
bei der Auszahlung zu beachtende Bedingungen. Die Aufgabe des Kassenbeamten 
soll nur sein, zu prüfen, ob in der Kassenverfügung alles Erforderliche vorge- 
sehen ist. 
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von Hypotheken und sonstigen Lasten ist. In Fällen, in welchen 
von dem Zahlungsempfänger zu den Akten des Gerichtes oder zu 
der Kaufurkunde Quittung erteilt worden ist, ist eine mindestens 
auszugsweise Abschrift des betreffenden Protokolls oder der Urkunde 
in beglaubigter Form als Rechnungsbeleg beizubringen. Sind an 
auszuzahlenden Beträgen Teilbeträge zu kürzen, z. B. wenn in Folge 
gerichtlicher Pfändung Beträge an Dritte abzuliefern sind, so sind 
trotzdem die Quittungen über den vollen Betrag der Bezüge aus- 
zustellen, es ist jedoch der erfolgte Abzug in der Quittung zum 
Ausdruck zu bringen. Die Quittungen über die in Abzug gebrachten 
Teilbeträge sind entweder sofort dem Empfangsberechtigten bei der 
Auszahlung des Quittungsbetrages zuzurechnen oder sobald als mög- 
lich später zuzustellen. Sind bereits Abschlagszahlungen auf irgend 
welche Zahlungsverpflichtungen geleistet worden, so ist entweder bei 
Auszahlung des Erfüllungsbetrages Quittung über den Gesamtbetrag 
zu fordern, die Abschlagsquittungen aber sind zu durchstreichen und 
zurückzugeben, oder es ist — was sich unter Umständen mehr em- 
pfiehlt, bei der Leistung des Erfüllungsbetrags nur Quittung über 
diesen beizubringen, die Abschlagsquittungen aber der Erfüllungs- 
quittung anzufügen, sodass man auch später noch die einzelnen Vor- 
kommnisse beweisen kann. Ist über die Forderung ein Schuldschein 
ausgestellt, so ist neben der Quittung die Rückgabe des Schuldscheins 
zu verlangen (§371 des B. G. B.) 

Sind Kapitalforderungen durch Übertragung oder Erbschaft 
auf einen Dritten übergegangen, so ist hierüber ein gerichtlicher 
Nachweis der Quittung beizufügen. 

Quittungen, welche von Ehefrauen auszustellen sind, müssen 
zugleich von dem Ehemanne mit vollzogen werden, sofern es sich 
nicht um den Geschäftsbetrieb von Handelsfrauen handelt. 

Bei Quittungen von Vormündern ist zu prüfen, ob die Ge- 
nehmigung des Vormundschaftsgerichtes erforderlich ist (§ 1813 u. 
1822 des B. G. B.). Bei Quittungen der Rechnungsführer öffent- 
licher Behörden sind bestehende Vorschriften über die Form der 
Quittungsleistung zu beachten, namentlich ob erfordert wird, dass 
amtliche Stempelabdrücke und Beglaubigung oder Mitunterschrift 
der vorgesetzten Behörde und dergleichen beigefügt werden müssen. 
In Fällen, in denen bleibende Verbindlichkeiten übernommen 
oder bestehende Rechte aufgegeben werden, ist in der Regel neben 
der Mitunterschrift des Bürgermeisters und des Vorsitzenden des 
Gemeinderats auch noch eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde 
erforderlich. 
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§30. 
Zahlungsleistung an auswärtige Geldempfänger. 

Erfolgt die Übermittelung eines Geldbetrages durch die Post, 
so gilt der Posteinlieferungschein solange als Belag für die erfolgte 
Zahlung, bis die Quittung des Empfängers eingegangen ist. Post- 
quittungen verpflichten die Post nur für die Dauer von 6 Monaten 
zum Ersatz verloren gegangener Sendungen, es ist deshalb darauf 
zu achten, dass innerhalb dieser Frist die Quittung des Empfängers 
eingegangen ist. Bei den Staats- und verschiedenen Stadtver- 
waltungen ist zugelassen, dass bei Zahlungen an auswärtige 
Empfänger bis zu dem für Postanweisungen zulässigen Höchstbe- 
trag (gegenwärtig 800 Mark) die Postscheine als giltige Rechnungs- 
belege anzusehen sind. Ist eine solche Bestimmung seitens der zu- 
ständigen Gemeindebehörde auch für die Gemeindeverwaltung ge- 
troffen, so erfordert es die Vorsicht, den Empfangsberechtigten durch 
Postkarte von der erfolgten Zahlung besonders in Kenntnis zu 
setzen. Überhaupt sollte nur bei solchen Zahlungsleistungen von 
einer Quittung abgesehen werden, für welche die kurzen Ver- 
jährungsfristen gelten (vergl. § 34), verjährt aber der Anspruch an 
eine Forderung erst in 30 Jahren, so sollte bei deren Bezahlung 
unbedingt Quittung verlangt werden. 

Bei der Übersendung grösserer Geld- oder Wertsummen ist es 
ratsam, gleichzeitig mit der Absendung der Wertsendung, jedoch ge- 
trennt von derselben, eine kurze Benachrichtigung an den Empfänger 
abzusenden. Handelt es sich um Wertpapiere in grösserem Be- 
trage, so tut man gut, die Zinsscheinbogen von den Mänteln ge- 
trennt zu versenden. 

Kommen häufiger Postwertsendungen vor, so benutze man die 
von der Post eingeführten Posteinlieferungsbücher. 

Bis zu dem zulässigen Höchstbetrag versende man Geldbeträge 
immer mittelst Postanweisungen. 

Die abzusendenden Geld- und Wertsendungen frankiere man, 
und zwar, wenn eine öffentliche Kasse oder Verwaltung Empfängerin 
ist, stets bestellgeldfrei. 

Ist die absendende Gemeindekasse nicht zur Tragung des Portos 
verpflichtet, so kürze man den Betrag desselben vorweg von der 
abzusendenden Summe, mache aber den erfolgten Abzug auf der zu 
bezahlenden Rechnung ersichtlich. Ob es zulässig ist, das Porto zu 
kürzen, kommt entweder auf vorherige Vereinbarung oder auf 
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Gebrauch an. Bei Kaufleuten ist es üblich, bei allen Zahlungen 
das Porto zu kürzen, sofern nicht auf der Rechnung ausdrücklich 
der Sitz der Firma als Zahlungsort benannt ist (vergl. jedoch § 270 
des B.G.B). 

Sofern nicht vertragsmässig etwas anderes vereinbart worden 
ist, sind Zahlungen aus einer öffentlichen Kasse an dem Orte zu 
leisten, wo die Kasse ihren Sitz hat. (Vergl. Art. 92 des Ein- 
führungsgesetzes zum B.G.B.). 

Befindet sich am Orte eine Reichsbankstelle oder -Nebenstelle, 
so lasse man bei derselben der städtischen Kasse ein Giro-Konto 
eröffnen und benutze den Giroverkehr zur Ausgleichung von Zahlungen. 
Es gibt keine einfachere und billigere Art und Weise der Geld- 
versendung als diejenige, welche mittels Cheks erfolgt. Wenn 
überhaupt möglich, versäume man nicht, diese Einrichtung sich zu 
Nutze zu machen. 

Erfolgt die Zahlungsleistung durch Giro-Überweisung, so ist der 
Empfänger durch Postkarte zu benachrichtigen und Quittung zu 
erbitten. 

§31. 
Zahlung von Wartegeld, Pensionen u. dergl. 

Quittungen über Wartegelder, Pensionen u. dergl. Zahlungen, welch 
letztere ein für allemal angewiesen sind und mit dem Ableben der 
Empfangsberechtigten erlöschen, bedürfen einer Bescheinigung, dass 
sich der Empfänger am Fälligkeitstag noch am Leben befindet. Kommen 
eine Witwe oder Kinder in Frage, so erfordert die Quittung noch 
eines Nachweises, dass die Witwe unverheiratet ist, die Kinder 
noch unversorgt, die über 1(5 Jahre alten Töchter noch un- 
verheiratet sind. 

Solche Bescheinigungen sind überall dann unbedingt erforder- 
lich, wenn die Empfangsberechtigten ausserhalb wohnen. Sind die- 
selben ortsansässig, so wird es in der Regel genügen, sofern die 
Verhältnisse der Empfangsberechtigten der Zahllingsstelle bekannt 
sind, oder das Geld persönlich abgeholt wird, wenn solche Be- 
scheinigungen nur der letzten Jahresquittung beigefügt werden. Solche 
Bescheinigungen sind in der Kegel von der Ortsbehörde oder dem 
Geistlichen des Wohnortes auszustellen. Befindet sich der Wohn- 
ort im Auslande, so ist eine Bescheinigung des Konsulats oder der 
Gesandtschaft erforderlich, ist diese nicht zu erlangen, eine solche 
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der zur Ausstellung solcher Zeugnisse befugten ausländischen 
Behörde. 

Von der zahlenden Kassestelle ist zu überwachen, dass Waisen- 
pensionen nicht über das zum Bezüge derselben berechtigende Alter 
(das 18. Lebensjahr) oder über die früher eingetreten Versorgung der 
Waisen hinaus, auch nicht über den zahlbaren Teil der festgesetzten 
Witwenpension für jede Waise hinaus gezahlt werden. 

Die bei dem Ableben eines Besoldungs-, Wartegeld- oder Pensions- 
empfängers anfällig gewordenen, aber noch unerhobenen Bezüge sind 
an dessen Erben auszuzahlen, nachdem dieselben einen Erbschein 
(§ 2353 des B. 6. B.) beigebracht haben, oder wenn deren Quittung 
mit einem entsprechenden Zeugnisse versehen ist. 

§32. 
Zahlungstermine. Teilbeträge. 

Alle an einen bestimmten Termin gebundene Auszahlungen (Be- 
soldungen, Zinsen, Mieten und dergl.) dürfen nicht vor dem Termin 
gezahlt werden, dafern nicht zu einer früheren Zahlung besondere 
schriftliche Ermächtigung gegeben wird. Zinsscheine werden in der 
Regel entsprechend dem allgemein eingeführten Brauche schon vier- 
zehn Tage vor dem Verfalltage eingelöst. Zahlungen, die an 
einem Sonntage oder einem staatlich anerkannten allgemeinen Feier- 
tage fällig werden, sind am nächstfolgenden Werktage fällig, (§ 193 
des B. G. B.). Vielfach ist jedoch gestattet, dass Besoldungen, 
Wartegelder, Witwen- und Waisengelder, sowie im voraus zahlbare 
Unterstützungen und Erziehungsbeihilfen, wenn der erste Tag des 
Monats auf einen Sonntag oder Festtag fällt, schon am letzten 
Werktag des vorhergehenden Monats gezahlt werden.*) 

Gehaltsbezüge sind — je nach den bestehenden Bestimmungen 
— entweder in Monats- oder Vierteljahrs-Beträgen zu leisten. 
Letztere können zahlbar werden zur Hälfte zu Beginn des Quartals, 
zur andern Hälfte nach dem Eintritt der zweiten Quartalshälfte: 
oder im vollen Betrage zu Beginn des Quartals, oder nach Ablauf 
der ersten Quartals-Hälfte, oder am Ende des Quartals. Die Zahlung 
der Monatsgehalte kann entweder zu Beginn des Monats, oder nach 
Ablauf der ersten Monatshälfte, oder am Ende des Monats zu er- 



*) Eine solche Ermächtigung besteht für die öffentlichen Kassen des 
Deutschen Keichs und des Preussischen Staates (vergl. Erste Beilage zum Deutschen 
Reichsanzeiger u. Kgl. Preussischen Staatsanzeiger Nr. 222 von 1900). 
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folgen haben. In der Regel wird für bestimmte Beamten-Kategorien 
die eine oder andere Zahlungsweise ein für alle Male vorgeschrieben 
sein, wobei gewöhnlich noch unterschieden wird, ob die Anstellung 
eine probeweise oder endgültige ist. In jedem Falle ist genau nach 
den .bestehenden allgemeinen Vorschriften oder nach der Einweisungs- 
verfügung zu verfahren. 

Unter dem Anfang des Monats wird der erste, unter Mitte des 
Monats der fünfzehnte, unter Ende des Monats der letzte Tag des 
Monats verstanden (§ 192 des B. 6. B.). Quartalsbeträge bestehen 
in dem vierten Teil des Jahresbetrags, Monatsbeträge in dem 
zwölften Teil desselben. Kommen bei der Auszahlung Teile eines 
Monats oder Vierteljahrs in Frage, so ist die Übung bei Berechnung 
des Teilbetrags nicht überall die gleiche. Meistenteils wird der 
Monat zu 30 Tagen gezählt, das Jahr zu 360 Tagen, sodass der auf 
einen Tag entfallende Betrag l j 90 des Monatsbetrages oder 1 I 90 des 
Vierteljahrsbetrages und V 860 des Jahresbetrages ausmacht. Oder 
auch es wird das Jahr zu 364 oder zur jeweilig wirklichen Anzahl 
von Tagen angenommen. Am zutreffendsten ist die Berechnung, 
wenn — je nachdem Monats- oder Vierteljahrszahlung zu leisten ist 
— der Monatsbetrag oder Vierteljahrsbetrag durch die wirkliche 
Anzahl von Tagen des in Frage kommenden Monats oder Viertel- 
jahrs geteilt wird, um den auf einen Tag entfallenden Anteilsbetrag 
zu erhalten. 

Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteilpfennige sind 
als ein voller Pfennig zu zahlen und zu verrechnen, wenn sie 
einen halben Pfennig oder mehr betragen. Bruchteilpfennige unter 
einem halben Pfennig sind unberücksichtigt zu lassen. 

Bei periodischen Hebungen hat die Abrundimg der Bruchteilpfennige 
in den Jahresbeträgen zu erfolgen. In den einzelnen Zahlungsterminen 
ist die Zahlungsleistung so zu bemessen, dass Teilbeträge eines 
Pfennigs vermieden werden und die Ausgleichung in dem Endter- 
mine erfolgt. 

§33. 
Ersatz verloren gegangener Quittungen. 

Soll an Stelle einer abhanden gekommenen Quittung eine neue 
ausgefertigt werden, so ist diese mit der Bezeichnung „Duplikat" 
oder „Zweite Ausfertigung" zu versehen, oder es ist eine Beschei- 
nigung auszustellen, dass die Zahlung erfolgt, dass aber die 
darüber ausgestellte Quittung als verloren bezeichnet worden ist. 
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§34. 
Verjährung. 

Es sind die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches über 
die Verjährung zu beachten. (§ 195 n. flgd. u. § 801 des B.-G.-B.). 
Die regelmässige Verjährungsfrist beträgt 30 Jahre, daneben be- 
stehen noch kürzere Verjährungsfristen von zwei Jahren und vier 
Jahren für die zahlreichen Geschäfte des täglichen Verkehrs. Es 
handelt sich hier um Verpflichtungen, die in einem ordentlichen 
Haushalte entweder sofort, oder doch in kurzer Zeit abgewickelt zu 
werden pflegen. 

In 2 Jahren verjähren unter anderen die Ansprüche der 
Kaufleute, Fabrikanten, Handwerker; die Forderungen für land- 
und forst Wirtschaft!. Erzeugnisse, die Schulgelder, Verpflegungs- 
kosten der Heilanstalten, die Honorare, Gehalte, Löhne, die Vergü- 
tungen der Arzte, Gebühren der Rechtsanwälte, Zeugen und Sach- 
verständigen u. dergl. 

In 4 Jahren verjähren die Ansprüche auf Zinsen, Tilgungsbe- 
träge, Miet- und Pachtzinsen, Besoldungen, Wartegeld, Ruhegehalt 
und alle anderen regelmässig wiederkehrenden Leistungen. 

Daneben bestehen noch einige kürzere Verjährungsfristen, z. B. 
6 Monate für den Ersatzanspruch des Vermieters (§ 558 d. B.G.B.), 
G Monate für den Anspruch des Bestellers wegen Mängel bei 
Arbeiten an einem Werk, 1 Jahr für solche an einem Grundstücke, 
5 Jahre für solche an einem Bauwerke (§ 638 d. B.G.B.). Auch 
das Handelsgesetzbuch, die Wechselordnung, das Reichshaftpflicht- 
gesetz und andere enthalten vielfach kürzere Verjährungsfristen. 

Die Verjährung beginnt mit der Entstellung des Anspruchs oder 
mit dem Zeitpunkte, von welchem ab die Kündigung zulässig ist 
(§ 199 d. B.G.B.). Hat der Verpflichtete die Leistung erst zu be- 
wirken, wenn seit der Kündigung eine bestimmte Frist verstrichen 
ist, so beginnt die Verjährung erst nach Ablauf dieser Frist. Die 
Verjährung der Forderungen beginnt mit dem Schlüsse des Jahres, 
in welchem einer der vorstehend bezeichneten Zeitpunkte eintritt. 

Die Verjährung ist gehemmt, solange die Leistung gestundet 
oder der Verpflichtete aus einem anderen Grunde vorübergehend zur 
Verweigerung der Leistung berechtigt ist. Die Verjährung wird 
unterbrochen, wenn der Verpflichtete dem Berechtigten gegenüber 
den Anspruch durch Abschlagszahlung, Zinszahlung, Sicherheits- 
leistung oder in anderer Weise anerkennt. 
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Ein rechtskräftig festgestellter Anspruch verjährt in 
dreissig Jahren, auch wenn er an sich einer kürzeren Verjährung 
unterliegt. 

Der Anspruch aus einer Schuldverschreibung auf den Inhaber 
erlischt mit dem Ablaufe von dreissig Jahren nach dem Eintrit der 
für die Leistung bestimmten Zeit, wenn nicht die Urkunde vor dem 
Ablauf der dreissig Jahre dem Aussteller zur Einlösung vorge- 
legt wird. 

Bei Zins-, Renten- und Gewinnanteilscheinen beträgt die Vor- 
legungsfrist vier Jahre. Die Frist beginnt mit dem Schlüsse des 
Jahres, in welchem die für die Leistung bestimmte Zeit eintritt 
(§ 801 d. B.G.B.). 

Ist ein Zins-, Renten- oder Gewinnanteilschein abhanden ge- 
kommen oder vernichtet, und hat der bisherige Inhaber den Verlust 
dem Aussteller vor dem Ablaufe der Vorlegungsfrist angezeigt, so 
kann der bisherige Inhaber nach dem Ablaufe der Frist die Leistung 
von dem Aussteller verlangen. Der Anspruch verjährt in vier 
Jahren (§ 804 d. B.G.B.). Für Schuldverschreibungen, welche vor 
dem Inkrafttreten d. B.G.B. ausgestellt sind, gelten die Bestimmungen 
des B.G.B., die Verjährung der Ansprüche bestimmt sich jedoch nach 
den bisherigen Gesetzen. Für Zins-, Renten- und Gewinnanteil- 
scheine, die nach dem Inkrafttreten des B.G.B. für ein vor dieser 
Zeit ausgestelltes Inhaberpapier ausgegeben werden, sind die Gesetze 
massgebend, welche für die vor dem Inkrafttreten des B.G.B. aus- 
gegebenen Scheine gleicher Art gelten (Art, 174, 175 des Einf. Ges 
zum B.G.B.). 

§ 35. 

Das Kassenbuch.*) 

Alle Einnahmen und Ausgaben sind in ein oder mehrere hier- 
zu bestimmte Bücher nach dem Zeitpunkt des Eingangs oder Aus- 
gangs einzutragen. Die Eintragungen müssen so erfolgen, dass man 
aus jeder den Geschäftsvorfalls genau ersehen kann. Jeder Eintrag 
muss enthalten: 

a) den Tag der Zahlung, 

b) die laufende Nummer, 

c) den Namen des Zahlenden oder Empfangenden, 



*) Das Kassenbuch bildet zwar einen Teil der gesamten Buchführung, vergl. 
§ 40, es ist hier jedoch dem Abschn. A hinzugefügt worden, weil dessen Führung 
zu den Obliegenheiten des Kassierers gehört. 
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d) den Gegenstand der Zahlung, sowie den Termin, 

e) den Betrag und 

f) die Angabe der Seite oder Nr. des Heberegisters oder 
Hauptbuchs. 

Die Einträge in die Bücher müssen unter fortlaufender Nummer er- 
folgen und so vollständig sein, dass Zweifel nicht entstehen können. Sie 
müssen so abgefasstsein, dass auch jeder Fremde aus dem Eintrage sich den 
Sachverhalt vergegenwärtigen kann, der dem Eintrage zu Grunde lag. Wo 
der Name eines Empfängers oder Zahlungspflichtigen nicht durch Neben- 
umstände hinlänglich genau bezeichnet ist, ist der Vorname oder 
der Stand mit anzugeben, mindestens der Anfangsbuchstabe des Vor- 
namens. Das Kassenbuch ist ferner so zu führen, dass aus dem- 
selben jederzeit der Bestand der Kasse festgestellt werden kann. 
Es müssen die Einnahmen unter einander, die Ausgaben — ab- 
gesondert von diesen — ebenfalls unter einander geschrieben sein. 
Die Einnahmen kommen auf die linke Blattseite, die Ausgaben auf 
die rechte, doch werden vielfach auch Einnahmen und Ausgaben in 
getrennte Bücher eingetragen. Es ist das besondere bei verzweigten 
Verwaltungen nötig. Häufig werden auch die Einnahmen und eben- 
so auch die Ausgaben, nach ihrer Art geschieden, in verschiedene 
Einnahme- und Ausgabebücher eingetragen. Das Kassenbuch muss 
die wirklichen Zahlungen ergeben. Es ist Grundsatz, dass keine 
Gelder zur Kasse gelegt oder aus derselben entnommen werden, 
die nicht im Kassenbuche verbucht worden sind. Bei Einnahmen 
hat daher die Eintragung in das Kassenbuch vor der Aushändigung 
der Quittung zu erfolgen. Bei Ausgaben hat die Auszahlung nur 
gegen Quittung zu erfolgen, die vor der Auszahlung des Geldes 
in das Kassenbuch eingetragen und mit der laufenden Nummer der 
Eintragung versehen ist. Hinsichtlich der Ausgabe besteht je- 
doch auch der andere Grundsatz, dass die Quittungen während der 
für den Kassenverkehr bestimmten Zeit in einer Mappe angesammelt 
und erst danach in das Kassenbuch eingetragen werden. Diese Ein- 
richtung hat vieles für sich, denn bei starkem Kassenverkehr wird 
die Abfertigung beschleunigt und der Kassenbeamte überblickt bei 
der späteren Eintragung noch einmal alle vorgekommenen Ausgaben. 
Diese Einrichtung hat sich bewährt und kann empfohlen werden. 
Selbstverständlich darf keine Zahlung erfolgen, für welche nicht ein 
Beleg vorhanden ist, und es muss aus dem Beleg der gezahlte Be- 
trag unzweifelhaft erkennbar sein. Haben Abrechnungen statt- 
gefunden, so sind diese auf dem Kassenbelag zu vermerken. Die 
Handhabung des Eintrags muss auch stets die gleiche sein. 
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Aus den Kassenbüchern soll ohne Schwierigkeit jederzeit der 
jeweilige Gesamtkassen bestand und — wenn die Verwaltung mehrere 
getrennte Kassen umfasst — der Kassenbestand jeder einzelnen 
Kasse ersehen werden können. Die Einnahmen und Ausgaben ver- 
schiedener Kassen müssen daher von einander geschieden werden, 
entweder indem man für jede Kasse ein besonderes Kassenbuch führt, 
oder indem man in einem Buch mehrere Rubriken (Geldspalten) 
vorsieht. Die Kassenbücher müssen stets abschlussbereit sein, d. h. 
sie müssen bis auf die letzte Seite summiert und die letzte Seiten- 
summe auf die folgende Seite übertragen sein. Sie müssen fort- 
laufende Seitenzahlen haben. 

Die Kassenbücher sind jeden Monat (bei manchen Verwaltungen 
aller 8 Tage oder auch täglich)*) in Verbindung mit dem Kassen- 
stuiz abzuschliessen. Jährlich in Verbindung mit dem Abschlüsse 
der Hauptbücher (Manuale) hat der Hauptabschluss der Kassenbücher 
stattzufinden. Der Abschluss der Kassenbücher hat übereinzustimmen 
mit dem Stande der Kasse selbst, wie auch mit dem Abschlüsse der 
übrigen Bücher, nachdem sämtliche Einnahmen und Ausgaben aus 
den ersteren in die letzteren übertragen worden sind. Für jedes 
Geschäftsjahr sind gesonderte Kassenbücher zu führen. 

Der beim Rechnungsabschlüsse des abgelaufenen Rechnungs- 
jahres nach dem Kassenbuche wie nach der Jahresrechnung sich er- 
gebende bare Kassenbestand ist in das Kassenbuch des neu begon- 
nenen Jahres zu übertragen. Um möglichst die Einnahmen des ab- 
gelaufenen Jahres einzuziehen und sämtliche Ausgaben desselben 
Jahres zu leisten, sind eine Zeit lang die Kassenbücher des abge- 
laufenen neben denen des neuen Jahres zu führen, bis der Abschluss 
und der Übertrag erfolgen kann. Der Abschluss soll so bald als 
möglich gemacht werden. 

Er ist von den bei der Kassen- und Buchführung beteiligten 
Beamten (Kassierer und Buchhalter oder Kontroleur) zu unterschreiben. 
Alle Belege sind mit der Nummer des Kassenbuchs zu versehen. 
Sind zuvor Abschlagszahlungen geleistet worden uud werden die 
Abschlagsquittungen zurückgegeben, so sind auf dem Hauptbeleg 
die Abschlagszahlungen und die betreffenden Kassenbuchs-Nummern 
anzugeben. 

Ist der Tag der Zahlung einer Quittung ein anderer, als der 
auf der Quittung angegebene, so ist ersterer neben der Kassen- 
buchs-Nummer zu vermerken. Erfolgt die Zahlungsleistung durch 

*) Es ist anzustreben, dass täglicher IJücherabschluss u. Kassensturz erfolgt. 

6* 
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die Post, so ist der Postschein der Zahlungsanweisung (der Rech- 
nung) beizufügen oder, wenn von der Post der Empfang der Sendung 
in einem Postquittungsbuch bescheinigt wird, die Nummer des letz- 
teren auf der Zahlungsanweisung zu vermerken. 

Geschieht die Zahlungsleistung im Wege der Giro-Überweisung, 
so ist dieses unter der Kassenbuchs-Nummer ebenfalls anzugeben. 

§36. 
Geldspalten des Kassenbuchs. 

Bei Kassenverwaltungen kleineren Umfanges ist gewöhnlich 
im Kassenbuche auf der Einnahme- wie auf der Ausgabeseite 
zur Eintragung der Geldbeträge nur eine Geldspalte (Rubrik) vor- 
handen, die durch eine feinere Linie in eine Spalte für die Mark- 
beträge und in eine solche für die Pfennigbeträge geteilt ist. Die 
Eigenartigkeit und Vielseitigkeit grösserer und verzweigterer Kassen- 
verwaltungen erfordert aber in der Regel, dass neben einer Geld- 
hauptspalte noch eine Anzahl von Geldnebenspalten vorgesehen sind. 
Ist in einer Kassenverwaltung die Führung mehrerer Kassen ver- 
einigt, so wird entweder für jede Kasse ein besonderes Kassenbuch 
geführt, oder es ist ein Kassenbuch vorhanden, das in der Einnahme 
wie in der Ausgabe so viele Geldspalten enthält, als einzelne Kassen 
zu verwalten sind. Letztere Einrichtung ist vorzuziehen, denn sie 
ermöglicht, dass man aus dem in allen einzelnen Geldspalten auf- 
summierten Kassenbuche sowohl den Kassenbestand jeder einzelnen 
Kasse, wie aus der Hauptspalte den Gesamt-Kassenbestand ersehen 
kann. Die Summen der Nebenspalten zusammengezählt, müssen die 
Summe der Hauptspalte ergeben. Die Endsumme jeder Nebenspalte, 
d. h. die Summe der Einnahme nach Abzug der Summe der Ausgabe, 
muss beim Hauptabschluss dem Bestand der betreffenden Kasse nach 
der Jahresrechnung gleich sein. 

Ist das Kassenbuch nur für eine einzige Kasse zu führen, so 
kann es trotzdem wünschenswert sein, neben einer Hauptgeldspalte 
noch verschiedene Nebenspalten zu haben, um die Einnahmen wie 
die Ausgaben nach bestimmten Grundsätzen zu scheiden. So ist es 
wünschenswert, aus dem Kassenbuche ersehen zu können, wieviel die 
Einnahmen und Ausgaben der laufenden Verwaltung jeweilig 
betragen, und wieviel die ausseror d e n 1 1 i c h e n Einnahmen und 
Ausgaben. Es tritt also dann eine Scheidung der Einnahmen und 
Ausgaben ein, wie eine solche der ausserordentliche Etat vorsieht. 
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Neben den Einnahmen und Ausgraben, die etatmäßige sind 
und daher in die Jahresrechnung aufgenommen werden, kommen 
noch solche vor, die vorübergehender Art sind, z. B. Einnahmen im 
Auftrage für andere Kassen, Asservate, ferner Vorschüsse und Ver- 
lagsposten und dergl. Diese müssen in einer besonderen Geldspalte 
des Kassenbuchs eingetragen werden, damit sie von den etatmässigen, 
den sogenannten Rechnungsposten, abgesondert bleiben (vergl. Spalte c, 
Anlage 1). 

Wird eine solche Scheidung in 

a) ordentliche Einnahme und Ausgabe, 

b) ausserordentliche Einnahme und Ausgabe, 

c) Einnahmen und Ausgaben für andere Kassen, Asservate 
und Verlagsposten 

vorgenommen, so ergibt der Abschluss des Kassenbuchs übersichtlich 
den allgemeinen Stand der Verwaltung.*) 

Es möchte erwünscht sein, wenn für jedes Konto oder jeden 
Etatabschnitt eine Geldspalte im Kassenbuche vorgesehen werden 
könnte, denn dann würde schon das Kassenbuch neben der Aufzeich- 
nung der Kassenvorgänge nach der Zeitfolge zugleich eine voll- 
ständige systematische Scheidung derselben ergeben, wie im Etat. 
Diesem Wunsche tritt jedoch bei grösseren Verwaltungen der Um- 
stand hindernd entgegen, dass mehr Geldspalten erforderlich sein 
würden, als der Raum des Buches zulässt, dessen Breite durch die 
zu erhaltende Übersichtlichkeit und Handlichkeit begrenzt wird. 

Sind daher, wie das gewöhnlich der Fall sein wird, mehrere 
Kassen vereinigt,, so muss man sich bescheiden, das Mögliche zu er- 
reichen. Die systematische Scheidung hat dafür im Manual (§ 45) 
zu erfolgen, das diesem Zwecke dienen soll. 

§37- 
Kassen-Nebenbücher. 

Zur Erhaltung der Übersichtlichkeit macht sich häufig die 
Führung von Kassennebenbüchern für bestimmte Einnahmezweige 
erforderlich, z. B. für Kosten, Strafgelder, Vergütung für Müllabfuhr, 
für Portoauslagen, für verlagsweise bestrittene Ausgaben, für Auf- 
tragszahlungen für fremde Kassen sowie für Hebungen für solche 
Kassen (z. B. Krankenkassen, Berufsgenossenschafteii und dergl.). 

*) Das Rubrikensysteni findet auch bei dem Kontroljournal Anwendung, vergl. 
$ SO und Anlage 2. 



— 70 — 

Solche Nebenbüclier sind zweckmässig sowohl um im Hauptkassen- 
buche Platz für die sonst erforderliche Anzahl von Kassenspalten 
zn erhalten, wie auch um gleichartige Einnahmen und Ausgaben 
übersichtlich zusammenzufassen. Die Kassen - Nebenbücher sind 
gleichzeitig mit dem Hauptkassenbuch abzuschliessen. Beim 
Jahresabschlüsse ist der Gesamtbetrag jedes Nebenbuchs in das 
Hauptkassenbuch zu übertragen unter Beifügung von Seite und 
Nummer, wo die Eintragung stattgefunden hat. Zum Zwecke der 
Abrechnung mit den Kassenboten, die mit der Einkassierung von 
Geldern beauftragt werden, ist die Führung eines Abrechnungs- 
kassenbuchs erforderlich. Dasselbe hat eine Geldspalte für den Soll- 
betrag der einzukassierenden Quittungen und eine Istspalte für die 
Ablieferungen der Kassenboten zu enthalten. Der Empfang der 
Quittungen ist in dem Abrechnungsbuche neben dem Sollbetrage vom 
Kassenboten zu bescheinigen. Für jeden Kassenboten bleibt eine 
Seite des Abrechnungsbuches frei bis zur Erledigung des Auftrages. 
Die einzelnen Ablieferungen sind in die Istspalte unter einander ein- 
zutragen unter Beifügung des Datums der Ablieferung, zuletzt erfolgt 
darunter der Eintrag der Summe der zurückgegebenen Quittungen 
(Reste). Die Summe der Istspalte muss den Betrag des Soll-Eintrags 
ergeben. Der Gesamtbetrag der baren Ablieferungen ist dann in 
das Hauptkassabuch zu übertragen. Im Abrechnungsbuch ist mit 
roter Tinte die Abrechnung zum Zeichen der Erledigung zu durch- 
kreuzen und die Seite und Nummer des Hauptkassenbuchs, wo der 
Eintrag erfolgt ist, zu vermerken. 

§ 38. 
Kassenstürze. 

Kassenstürze oder Kassenuntersuchungeu dienen zur Kontrole, 
um zu ermitteln, ob der nach den Büchern sich berechnende Kassen- 
best&nd wirklich vorhanden ist. 

Die Kassenstürze sind periodisch (täglich, wöchentlich oder 
monatlich) vorzunehmen, es sind solche jedoch von der vorgesetzten 
Dienststelle auch unvermutet anzuordnen. Vielfach wird zu den 
regelmässigen Kassenstürzen nicht der letzte Tag im Monat ge- 
wählt, w r eil an diesem häufig das Kassengeschäft sehr stark geht, 
auch bereits die zur Zahlung am folgenden Monatsersten erforderliche 
Summe Kleingeld schon eingewechselt sein muss, sodass ein zu 
dieser Zeit vorzunehmender Kassensturz besondere Mühe macht. 
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Es wird ein solcher deshalb zweckmässig auf einen bestimmten 
früheren Tag festgesetzt, z. B. auf den 25. jeden Monats. Die 
Wahl eines früheren Tages hat zugleich den Vorteil, dass man 
durch den Bücherabschluss rechtzeitig erfährt, ob der für den bevor- 
stehenden Zahltag erforderliche Kassenbestand vorhanden ist. Bei 
verzweigten Verwaltungen ist es insbesondere notwendig, einige Tage 
vor dem Monatsersten festzustellen, welche Bestände bei den ein- 
zelnen Kassenstellen sich vorfinden, welche Ablieferungen daher zur 
Hauptkasse noch zu erwarten sind und welche Zuschusszahlungen 
an diese geleistet werden müssen, um rechtzeitig vorsorgende Ver- 
fügung treffen zu können. 

Zur Vorbereitung eines Kassensturzes sind die Kassenbücher 
in allen Spalten vollständig zu summieren, es sind dann im Haupt- 
kassenbuch in der Textspalte die Einnahmesummen der verschiedenen 
Kassenbücher untereinander zu stellen und zusammenzuzählen, und 
ebenso die Ausgabesummen, es sind dann die gefundenen beiden 
Hauptsummen untereinander zu schreiben, die Ausgabesumme ist 
von der Einnahmesumme abzuziehen, und der verbleibende Restbe- 
trag, welcher den Kassensollbestand darstellt, darunter zu sclireiben. 
Auch pflegt man w T ohl das Zusammenstellen der Einnahme- und 
Ausgabesummen ans den einzelnen Kassenbüchern nicht im Haupt- 
kassenbuch vorzunehmen, sondern führt hierzu ein besonderes Buch 
oder Heft, in welchem dann die Ergebnisse der sämtlichen Kassen- 
stürze übersichtlich aufeinanderfolgen. 

Nachdem der Sollbestand der Kasse ermittelt worden ist, 
wird die Zählung der Barschaft vorgenommen und der Befand, 
der den Istbestand darstellt, unter den Sollbestand ge- 
schrieben. Ergibt sich Übereinstimmung, so wird dieses unter der 
Abschlusslinie durch die Worte: „hebt sich!" oder „begleicht sich !* 
zum Ausdruck gebracht. Ergibt sich ein Unterschied zwischen 
dem Sollbetrag und Istbetrag, so wird dieser unter die Abschluss- 
linie geschrieben und als „Kassenüberschuss" oder „Kassenfehlbe- 
trag** bezeichnet, je nachdem der Istbetrag höher oder geringer ist 
als der Sollbetrag. Eine Differenz soll möglichst sofort aufgeklärt 
werden, man hat daher den Abschluss nochmals in allen Einzel- 
heiten zu prüfen, auch den Kassenbestand sorgfältig nachzuzählen. 
Ist der Fehler nicht zu ermitteln, so hat der Kassenführer den 
Fehlbetrag sofort zur Kasse zu ersetzen, einen Überschussbetrag 
der Kasse zu entnehmen ist er jedoch nicht berechtigt, es ist ein 
solcher im Asservationsbuch einzutragen und vorläufig aufzubewahren. 
Kassenüberschüsse, welche sich bis zum Zeitpunkte der Justifikation 
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nicht aufklären lassen, sind zur Hauptkasse zu vereinnahmen. 
Sollte sich aus späteren Kassenstürzen überzeugend ergeben, dass 
eine Differenz auf ein Versehen beim Kassensturz zurückzuführen 
ist, so ist der Kassenführer berechtigt, seine Zubusse zurückzu- 
nehmen oder einen asservierten Überschussbetrag im Asservations- 
buch wieder zu verausgaben. Die Art und Weise der Erledigung 
ist unter dem Kassensturze und im Asservationsbuche anzugeben 
Solche Differenzen können entstehen, wenn Geld unrichtig verpackt 
oder Zinsscheine nach ihrem Wertbetrage nicht sorgfältig geschieden 
und daher solche verschiedenen Wertes als gleichartig zusammenge- 
zählt werden, oder wenn Geldstücke an einander haften oder sich 
verschieben, oder in Behältern sich aufrecht stellen und deshalb 
übersehen werden usw. 

Bei einem Kassensturz sollen in der Eegel zwei Beamte mit- 
wirken. Das Ergebnis ist von beiden Beamten zu unterschreiben. 
Neben den regelmässigen periodischen Kassenstürzen hat sich der 
Kassenführer fortwährend auf unvermutet von vorgesetzter Stelle 
angeordnete Kassenrevisionen vorbereitet zu halten. 

Solche Kassenrevisionen haben sich nicht allein auf die Haupt- 
kasse zu beschränken, sondern sich zugleich auf alle, dem Kassen- 
führer übertragene Nebenkassen und Kassenverwahrungen zu er- 
strecken. Über den Verlauf der Revision ist fortschreitend ein 
Protokoll aufzunehmen und in demselben alle einzelnen Vorkomm- 
nisse zu besprechen und zu erläutern, namentlich auch, ob und in 
welcher Weise sich ergebende Differenzen im Laufe der Revision 
aufgeklärt worden sind. 

Jede Kassenrevision hat damit zu beginnen, dass der beauftragte 
Revisionsbeamte einen schriftlichen Auftrag dem Kassenführer vor- 
legt und sich die Kassenbücher übergeben lässt. Der Revisions- 
beamte hat zunächst von dem Stande der Bücher Kenntnis zu nehmen. 
Sind nicht alle Seiten im Kassenbuche aufgezählt, oder sind noch 
nicht alle Aufgabebelege in demselben eingetragen, was bei starkem 
Kassenverkehr möglich sein kann, so ist dem Kassenbeamten zunächst 
Zeit zu lassen, die Buchung der noch unverbuchten Belege und die 
Aufsummierung der Seiten vorzunehmen. Es sind ihm sodann folgende 
Fragen schriftlich zur Beantwortung vorzulegen. 

1. Wann ist zum letzten Male die Kasse gestürzt worden und 
mit welchem Ergebnis? 

2. Befinden sich Kassengelder ausserhalb des Kassenschranks in 
besonderer Verwahrung oder in der Hand von Kassenboten 
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zur Besorgung von Zahlungen, und welche Beträge? oder 
ist der gesamte Kassenvorrat im Kassenschranke aufbewahrt ? 

3. Befinden sich im Kassenschranke Geldbeträge oder Wert- 
papiere, die nicht zum Kassenbestande gehören, und welche? 

4. Hat der Kassenbeamte noch andere Kassen zu verwalten als 
diejenigen, für welche die Kassenbücher übergeben worden 
sind? — Befinden sich die Bestände dieser Kassen mit unter 
dem allgemeinen Kassenvorrat e? (Vgl. Frage 3). 

5. Sind in den Kassenbüchern alle wirklich stattgehabten Ein- 
nahmen und Ausgaben bis zum Zeitpunkte des Beginns der 
Kassenrevision eingetragen? 

ß. Sind alle in den Kassenbüchern eingetragenen Einnahmen 
sämtlich eingegangen und die eingetragenen Ausgaben geleistet? 

7. Befinden sich in der Hand des Kassenbeamten eingegangene 
Quittungen, für welche dem Empfangsberechtigten Zahlung 
noch nicht geleistet w r orden ist, und welche? 

8. Sind mehrere Schlüssel zum Geldschrank vorhanden, und wo 
sind die weiteren Exemplare aufbewahrt? 

Es wird, nachdem der Kassenbeamte vorstehende Fragen 
schriftlich beantwortet hat, zur Vornahme des Kassen Sturzes ge- 
schritten und zwar hat der Kassenbeamte selbst die sämtlichen vor- 
handenen Gelder dem Revisionsbeamten vorzuzählen. Rollen und 
Beutel sind vom Letzteren auf Verschluss und Gewicht zu prüfen, 
im Zweifelsfall ist deren Inhalt nachzuzählen. " Sind Geldrollen vor- 
handen, die vom Kassenbeamten selbst verpackt worden sind, 
so sind einige nach Auswahl des Revisionsbeamten stichprobeweise 
zu öffnen und nachzuzählen. Befinden sich unter dem Kassenbestande 
eingelöste Zinsscheine, so sind diese hinsichtlich ihrer Fälligkeit zu 
prüfen. Über den Befund des Kassenbestandes ist ein Sturzzettel 
aufzunehmen. 

Nach beendigter Kassenbestandsaufuahme werden sämtliche 
Kassenbücher abgeschlossen. Sind nach der Erklärung des Kassen- 
beamten Gelder eingegangen und Ausgaben geleistet, die noch nicht 
im Kassenbuche eingetragen sind, so sind diese vorher nachzutragen. 
Es sind dann sämtliche Kassenbücher in allen Geldspalten zu 
summieren, die Summen sind untereinander zu stellen, unter die 
Hauptsumme der Einnahmen ist die Hauptsumme der Ausgaben zu 
schreiben, letztere ist von der ersteren abzuziehen und der ver- 
bleibende Betrag darunter zu setzen. Letzterer ist der Sollbetrag 
des Kassenvorrates. Wie bei den regelmässigen Kassenstürzen ist 
der gefundene Kassen-Ist-Bestand mit dem Sollbestande zu vergleichen 
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und festzustellen, ob Übereinstimmung besteht, oder ob ein Über- 
schuss oder ein Fehlbetrag vorhanden ist. 

Das weitere Revisionsverfahren hängt davon ab, ob der Auftrag 
auf die blosse Vornahme eines unvermuteten Kassensturzes mit Vor- 
nahme einzelner Stichproben lautet, oder ob eine vollständige Kassen- 
prüfung vorgenommen werden soll. Im ersteren Falle hat sich 
der Revisionsbeamte darauf zu beschränken, nachzusehen, ob 
die Kassenbücher und die sonstigen Bücher ordnungsmässig geführt 
werden und ob der Kontrolebeamte oder Buchhalter eine wirksame 
Kontrole ausübt, ob die Kassenbelege gut geordnet aufbewahrt sind 
und ob sonstige Anordnungen, welche für das Kassen- und Rechnungs- 
wesen bestehen, befolgt werden. Durch eine grössere Anzahl von 
Stichproben hat er sich von der ordnungsmässigen Buchung der Be- 
lege in den Kassenbüchern und in den Hauptbüchern und Manualen, 
sowie von der richtigen Übertragung der Einnahmen in die Manuale 
und Heberegister Überzeugung zu verschaffen. Wahrgenommene 
Mängel sind in dem Protokolle aufzuführen. Das Protokoll ist von 
sämtlichen Mitwirkenden zu unterschreiben. 

Soll die Kassenprüfung eine ausführliche sein, so hat der Re- 
visionsbeamte eine genaue Vergleichung der Einträge des Kassen- 
buchs mit den Einträgen im Hauptbuch oder im Manuale vor- 
zunehmen, er hat die sämtlichen Rechnungsbelege ebenfalls mit den 
Einträgen im Hauptbuch oder den Manualen zu vergleichen, er hat 
zu prüfen, ob die Rechnungsbelege in ordnungsmässiger Weise 
rechnerisch festgestellt, vorschriftsmässig bescheinigt und mit Zahlungs- 
ermächtigung versehen, und ob die Belege vollständig quittiert 
sind; er hat endlich einen vollständige nAbschluss der Hauptbücher 
und Manuale vorzunehmen, oder je nach Lage des Falles einen 
Rechnungsauszug aus denselben aufzustellen und zu untersuchen, ob 
der Abschluss übereinstimmt mit dem Abschlüsse der Kassenbücher. 
Die Prüfung der Bücher und Belege hat sich auf den ganzen Zeit- 
abschnitt zu erstrecken, der an die letztabgeschlossene Jahresrech- 
nung sich anschliesst. Es ist zu untersuchen, ob die Überträge aus 
dem abgelaufenen Rechnungsjahre richtig bewirkt worden sind, ob 
die Abschlüsse der zuletzt gelegten Jahresrechnungen mit den Ab- 
schlüssen der Kassenbücher desselben Jahres übereingestimmt haben, 
ob die vorgeschriebenen Kassenstürze vorgenommen worden sind, ob 
die ausgezahlten Besoldungen nicht vor den Verfalltagen geleistet 
wurden, endlich ob die eingelösten Zinsscheine ordnungsmässig ent- 
wertet und verbucht sind. Ferner hat eine Prüfung der bestehenden 
Rückstände zu geschehen. Durch Stichproben ist das Bestehen der- 
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selben festzustellen. Es ist zu untersuchen, ob die Beiziehung der 
Rückstände mit Energie betrieben wird und nicht in unzulässiger 
Weise Stundung geübt worden ist. Weiter hat sich die Prüfung 
auf das Vorhandensein der Kapitalbestände zu erstrecken. Zu diesem 
Behüte sind auf Grund der letzten Jahresrechnung, unter Berück- 
sichtigung der inzwischen vorgekommenen Ab- und Zugänge, sämt- 
liche im städtischen Depositum verwahrten Urkunden und Wert- 
papiere nachzusehen und zu prüfen, sowie mit den Einträgen im 
Depositenbuche zu vergleichen. Endlich ist noch eine Prüfung der 
Inventarienverzeichnisse und der Lagerbücher vorzunehmen. Etwaige 
beim Revisionsgeschäfte zu Tage getretene Fehler sind im Proto- 
kolle aufzuführen, und es ist über deren Aufklärung und Erledigung 
das Nähere anzugeben; ergibt die Untersuchung Zweifel und An- 
stände, welche sich nicht sofort beseitigen lassen, so ist auch hier- 
über das Erforderliche zum Protokolle zu vermerken uud dem 
Kassenbeamten Gelegenheit zu geben, sich über dieselben schriftlich 
zu äussern. 

Das Revisionsprotokoll soll die ganze Untersuchungsver- 
handlung darstellen. Es ist so abzufassen, dass dasselbe ein treues 
Bild von der Führung der Kasse und Bücher gibt.' Das Protokol 
ist von sämtlichen Beteiligten zu unterschreiben. 

§39. 
Kassenberichte. 

Kassen- und Rechnungsberichte verfolgen einen doppelten Zweck 

a) sie haben nach den Kassenbüchern die Einnahmen und Aus- 
gaben innerhalb eines Zeitabschnittes, wie auch die des ab- 
gelaufenen Teiles des Rechnungsjahres und den Kassenbe- 
stand zur Zeit der Aufstellung des Kassenberichtes zu er- 
geben, sowie das Ergebnis des Kassensturzes darzustellen; 

b) sie sollen die Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen 
Teiles des Rechnungsjahres nach dem Hauptbuche zir über- 
sichtlicher Darstellung bringen, so dass aus ihnen ersehen 
werden kann, ob sich das Finanzwesen innerhalb des Zeit- 
abschnittes erwartungsgemäss entwickelt hat, ob die Ein- 
nahmen den gehegten Erwartungen entsprechen, die Aus- 
gaben sich innerhalb der gesteckten Grenzen halten. 

Die Kassenberichte sind aufzustellen im Anschluss an die perio- 
dischen Kassenstürze, in der Regel also monatlich. Einzelne Ver- 
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waltungen begnügen sich mit vierteljährlichen Berichten, auch kommt 
es vor, dass monatlich nur kurze Berichte über die Kassenstürze 
und vierteljährlich ausführlichere Rechnungsberichte gefordert werden, 
über einzelne Zweige der Verwaltung ist sogar die Aufstellung 
wöchentlicher Berichte (Wochenrapporte) nicht zu entbehren. Ob 
die eine oder andere Art erforderlich ist, hängt von den örtlichen 
Verhältnissen und Einrichtungen ab und es sollte diese Frage ledig- 
lich durch das Bedürfnis entschieden werden. So ausserordentlich 
nützlich ausführliche Rechnungsberichte sein können, so verursachen 
sie doch eine erhebliche Arbeit und häufig steht leider ihre prak- 
tische Verwendung nicht im Verhältnis zu der darauf verwendeten 
Mühe und Zeit. Wie oft ein ausführlicher Bericht zu geben sei 
und in welchem Umfange, wird man nur entscheiden können, wenn 
man den Zweck der Berichte und die gegebenen Verhältnisse in 
Vergleich stellt. 

Die Kassen- und Rechnungsberichte müssen so eingerichtet sein, 
dass sie alle wissenswerten Fragen über den Stand der Verwaltung 
kurz aber vollständig beantworten. Sie sollen den Stand der Kasse 
zur klaren, übersichtlichen Darstellung bringen und zerfallen dem- 
gemäss in verschiedene Teile, nämlich in einen über den Kassen- 
verkehr, einen über den Kassensturz und einen über den Rechnungs- 
bericht. 

Der Bericht über den Kassen verkehr hat zu ergeben: 
1 den Kassenbestand nach dem vorigen Berichte, 

dazu: 

2. die Einnahme des abgelaufenen Zeitabschnittes (Monat pp.) 

davon ab: 

3. die Ausgabe desselben Abschnittes, 

mithin: 

4. den Kassen-Sollbestand zur Zeit der Aufstellung des 
Berichtes 

Umfasst die Kassen Verwaltung mehrere Kassen, so sind obige 
Angaben für jede Kasse erforderlich, und es müssen die einzelnen 
Sollbestände dann zu einem Gesamt-Sollbestand zusammengezogen 
werden. 

Es folgt nun die Wiedergabe des Kassensturzes und darunter 
die Vergleichung des Sollbestandes und Istbestandes: 

Mk. Pf. Kassen-Sollbestand, verglichen mit 
,. Kassen-Istbestand 
mithin 
Mk. Pf. Uberschuss oder Fehlbetrag. 
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Ergab der vorhergegangene Kassenbericht eine Differenz, so ist 
zugleich anzugeben, in welcher Weise dieselbe ihre Erledigung ge- 
funden hat. 

Der Rechnungsbericht hat die Einnahmen und Ausgaben 
des ganzen abgelaufenen Teiles des Rechnungsjahres zu übersicht- 
licher Darstellung zu bringen; er verlangt daher eine systematische 
Einteilung und Gruppierung der Zahlenergebnisse nach Art des Etats. 

Damit aus dem Rechnungsberichte ersehen weiden kann, ob die 
bisherigen Einnahmen und Ausgaben den Erwartungen entsprechen, 
ist erforderlich, dass die Etatbeträge daneben angegeben werden, 
bei gewissen Zweigen der Verwaltung ist zugleich die Einnahme 
und Ausgabe des gleichen Zeitraums des Vorjahres beizufügen. 

Werden noch genauere Angaben über einzelne Einnahmen und 
Ausgaben gefordert, z. B. über 

Ertrag der indirekten Abgaben, 
Einnahmen aus dem Strassenbahn verkehr, 
Frequenz eines Krankenhauses, 
und dergl. mehr, so ist zweckmässig, hierüber besondere tabellarische 
Aufstellungen zu fertigen, aus denen zugleich eine Vergleichung der 
einzelnen Zeitabschnitte des laufenden Jahres mit den gleichen Zeit- 
abschnitten der früheren Jahre möglich ist. Zuweilen ist es erforder- 
lich, in einem Anhange zum Rechnungsberichte auch über den Fort- 
gang gewisser finanzieller Unternehmungen, z. B. über die Begebung 
einer Anleihe, über den Kurs städtischer Werte, über den Geld- 
verkehr mit Banken, über Veränderungen an den Vermögensbeständen 
und dergl. periodische Übersichten oder Nachrichten zu geben. 

Damit Kassen und Rechnungsberichte ihren Zweck erfüllen* 
d. h. damit sie eine Kontrolle ausüben über die Verwaltung der be- 
treffenden Kasse selbst, und ein übersichtliches Bild darbieten über 
die Einhaltung des Etats und die Entwickelung der einzelnen Ein- 
nahmequellen und Verwaltungszweige, ist nötig, dass die Rechnungs- 
ergebnisse mit grosser Sorgfalt und Zuverlässigkeit aus den Haupt- 
büchern herausgezogen und summarisch zusammengefaßt in über- 
sichtlicher Folge aufgeführt werden, sowie dass die Berichte in 
kürzester Frist nach Ablauf des vorgeschriebenen Zeitabschnittes 
zur Vorlage kommen. Ein Bericht über einen Zeitabschnitt, der weiter 
zurückliegt, hat das Interesse bereits verloren. Es muss daher das 
Streben darauf gerichtet sein, die Zeit, welche die Herstellung des 
Rechnungsberichtes erfordert, möglichst abzukürzen, was sich durch 
zweckmässige Einrichtung der Buchführung erreichen lässt. (Vergl. 
§ 46 und 47.) 
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B. Die Buchführung. 

§40. 
Einleitung. 

Bildet der Etat die Grundlage für die Verwaltung im Allge- 
meinen, wie für das Kassen- und Rechnungswesen der Gemeinde im 
Besonderen, so sollen durch die Buchführung während des Rech- 
nungsjahres fortlaufend die einzelnen Verwaltungsmassnahmen und 
Finanzvorgänge zur Darstellung gebracht werden. 

Nach ihrem besonderen Zwecke unterscheidet man: 

1. eine Administrativ-Buchführung, 

2. eine Ausführungs - Buchführung der Verwaltungsabteilungen 
und Arbeitsämter, 

3. eine Finanz-Buchführung der Kassenverwaltungen, 

4. eine Kontrole-Buchführung durch die kontrolierenden Organe. 
Die Administrativbuchführung ist nur in grossen und 

verzweigten Verwaltungen Bedürfnis, um einen Nachweis zu führen über: 

a) die durch den Etat oder durch ausseretatmässige Verwilligung 
zur Verfügung gestellten Mittel, 

b) diejenigen Summen, welche hiervon den einzelnen Ver- 
waltungsämtern zu bestimmten Zwecken angewiesen worden 
sind mit Hinweis auf die betreffenden Akten und Angabe 
des Datums des Anweisungsbeschlusses, 

c) die Kostensummen, welche aus Anlass dieser Anweisungen 
in bestimmten Zeitabschnitten verwendet worden sind (er- 
geben sich aus den Rechnungsberichten). 

Die Ausführungsbuchführung der einzelnen Ver- 
waltungsabteilungen und Arbeitsämter (Bauamt, Gaswerksamt, 
Forstverwaltung, Grundstücksverwaltung und dergl.) ist nötig, um 
übersehen zu können, über welche Mittel sie verfügen können und 
welche Beträge verwendet worden sind. 

Zum Eintrag ist erforderlich: 

a) eine Geldspalte „Soll", welche die für die einzelnen Zwecke 
zur Verfügung stehenden Summen enthält, 

b) eine Geldspalte für die Anschlagsbeträge und Akkordbeträge 
der angeordneten Ausgaben, 

c) eine Geldspalte „Ist" für die zur Auszahlung bescheinigten 
Rechnungen der Lieferanten oder Arbeitsleistenden, 



— 79 — 

d) eine Datumsspalte zum Vermerk des Eingangsdatums der 
Rechnung und des Datums der Bescheinigung derselben, und 
deren Abgabe an die Kasse, 

e) eine Spalte für die Sachangabe, Namen des Lieferanten u. s. w. 
Die einzelnen Endsummen in der Geldspalte „Ist" sollen schliess- 
lich übereinstimmen mit denjenigen der Finanzbuchführung. 

Die eingetragenen Rechnungen müssen einen Buchungsvermerk 
erhalten, aus welchem ersehen werden kann, auf welchem Etat- 
abschnitt die Verbuchung geschehen ist, damit bei der Finanzbuch- 
führung die Buchung an derselben Stelle erfolgt. 

Die Ausführungsbuchführung ist gleichzeitig eine Kontrole- 
buchführung gegenüber der Kassenverwaltung, indem sie die 
Grundlage bildet für die von den Abteil ungs Vorstehern auszufertigen- 
den Kassen-Einnahmebelege. 

Auch von einzelnen Beamten sind Kontrol- oder Gegenbücher 
zu führen, z. B. von Steueraufsehern hinsichtlich der Verbrauchs- 
abgaben, von Bauaufsehern hinsichtlich der Baumaterialien, Fuhren 
und Arbeitsleistungen, von Grundstücksverwaltern hinsichtlich der 
Erträgnisse bewirtschafteter Ländereien, aus Viehzucht und dergl., 
von Leichenbestattera hinsichtlich der Gebühren von Begräbnissen, 
von Marktmeistern hinsichtlich der Marktgebühren, von Büreau- 
vorstehern für verschiedene Büreau-Einnahmen, Gebühren und Kosten; 
von Betriebsverwaltern (Gasanstalten, Wasserwerken, Strassenbahnen, 
Museen u. s. w.) für Einnahmen bei den ihnen unterstellten Betrieben 
und Verwaltungen. Diese Kontrolebuchführung ist zu unterscheiden 
von der eigentlichen Kassenkontrole, welche an anderer Stelle zu 
besprechen ist. Ihr Hauptzweck ist darauf gerichtet, zu verhindern, 
dass Einnahmen verloren gehen, indem sie nicht zur Kenntnis der 
Kassenstellen gelangen und in Folge dessen unerhoben bleiben. Alle 
mit der unmittelbaren Verwaltung einzelner Zweige, mit der Abgabe 
oder dem Vertrieb bestimmter Erzeugnisse u. s. w. betrauten Be- 
amten sind daher verantwortlich zu machen, dass alle Einnahmen 
unmittelbar nach ihrer Entstehung verbucht und den Kassenstellen 
zur Kenntnis gebracht werden. Sie haben die hierüber aufgestellten 
Einnahme-Nachweise hinsichtlich der Vollständigkeit und Richtigkeit 
zu bescheinigen, auch Ausfallscheine auszustellen, sofern in be- 
stimmten Zeitabschnitten Einnahmen nicht vorgekommen sind. 

Was endlich die F i nanz buch führ ung betrifft, die in 
dem gegenwärtigen Abschnitt ausführlich zu besprechen ist, so unter- 
scheidet man eine zweifache: eine zei tf olgegemä sse (chrono- 
logische) Aufzeichnung aller Geschäftsvorfälle (Einnahmen und Aus- 
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gaben), zweitens eine nach bestimmter Ordnung vor- 
genommene (systematische) Zusammenstellung derselben. Die 
Aufzeichnung der Einnahmen und Ausgaben nach der Zeitfolge ist 
erforderlich, um eine ununterbrochene Übersicht des gesamten Kassen- 
verkehrs zu erlangen. Die Aufzeichnung erfolgt im Kassen- 
buch (§ 35). 

Die Buchführung in systematischer Ordnung verfolgt den Zweck, 
nachzuweisen, wie sich die im Kassenbuche eingetragenen Kassen- 
posten auf die einzelnen Verwaltungszweige, mithin auf die ver- 
schiedenen Etatabschnitte verteilen. Sie hat die Aufgabe, den je- 
weiligen Stand jedes Verwaltungszweiges und jedes Fonds in der, 
durch den Etat vorgeschriebenen, übersichtlichen Form jederzeit zu 
ergeben und die spätere Rechnungslegung vorzubereiten. Die Ein- 
zeichnungen erfolgen im Manual (Hauptbuch, Rechnungsbuch). 

Das Gesamtergebnis des Jahresfinanzdienstes endlich wird in 
der Jahresrechnung oder Hauptrechnung, bei der kaufmännischen 
Buchführung im Gewinn- und Verlustkonto und in der Bilanz zur 
Darstellung gebracht. 

In der Buchhaltung sind die mannigfaltigsten Formen zur An- 
wendung gekommen, da einmal der zu erreichende Zweck ein ausser- 
ordentlich verschiedener sein kann, andererseits aber auch das, 
worüber Buch geführt werden soll, eine verschiedene Behandlung 
erfordert. 

Im allgemeinen kann man in der Buchhaltung folgende Systeme 
unterscheiden: 

1. die kameralistische Buchhaltung, 

2. die kaufmännische einfache Buchhaltung, 

3. die kaufmännische doppelte Buchhaltung, 

4. die Verwaltungs-Doppelbuchhaltung. 

Ausser diesen vier Systemarten gibt es noch eine ganze Reihe 
von Bezeichnungen für Buchhaltungsformen, z. B. „die amerikanische 
Buchführung", „Poppe's neue Buchführung," „die landwirtschaftl. 
Buchführung", und andere, die jedoch ihrem Wesen nach einem der 
obigen Systeme angehören und nur in der Einrichtung der Bücher 
von der gewöhnlichen Buchhaltungsform abweichen. 

§41. 

Allgemeine Erfordernisse der Buchführung. 

Die Bücher sind mit Sorgfalt und Genauigkeit zu führen, alle 
Einträge müssen leserlich und sauber ausgeführt sein, Berichtigungen 
oder Änderungen- sind zu vermeiden. Macht sich eine Änderung an 
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dem Eingetragenen nötig, so ist das ausnahmslos in der Weise vor- 
zunehmen, dass das Unrichtige durchgestrichen wird, so dass das- 
selbe noch leserlich bleibt und dass das Richtige darüber geschrieben 
wird. Ist eine eingetragene Zahl zu berichtigen, so ist, falls die 
Seite bereite zusammengezählt und der Seitenbetrag übertragen 
worden ist, die Berichtigung mittelst anders gefärbter Tinte vorzu- 
nehmen unter Hinweis auf die spätere Seite, auf welcher die mit 
derselben Tinte zu bewirkende Absetzung der falschen von, und Zu- 
zählung der richtigen Zahl zu der Seitensumme geschieht, Ist die 
Seite noch nicht aufgezählt, so ist die Berichtigung mit schwarzer 
Tinte auszuführen. Ein Wegschaben der falschen Zahl oder ein 
Überschreiben derselben ist unstatthaft. Müssen Einträge abge- 
strichen und auf andere Seiten übertragen werden, so ist jedesmal 
der Grund des Abstrichs und der Ort des neuen Eintrags kurz da- 
neben zu vermerken. Alle Abstriche sind mit Hülfe des Lineals vor- 
zunehmen. Linien sollen nur mit Hülfe eines Lineals ausgezogen 
werden. Man gewöhne sich daran, dieselben immer von gleicher 
Stärke herzustellen. Auch dürfen Linien niemals über die not- 
wendige Grenze hinausgehen. Doppellinien dürfen nicht in einander- 
fliessen und müssen genau die gleiche Länge haben. Tintenflecke. 
Fettflecke und dergl. Unsauberkeiten dürfen überhaupt nicht vor- 
kommen. Werden Einträge in Büchern verglichen oder geprüft, so 
sind den verglichenen Zahlen kleine Haken von Bleistift oder Tinte 
beizufügen. Solche Haken müssen stets an derselben Stelle ange- 
bracht werden, dürfen die eingetragenen Zahlenangaben nicht un- 
deutlich oder unleserlich machen, noch den Eintrag verunstalten. 
Alle Einträge in die Bücher müssen eine sichere und geübte Hand 
bekunden. Das Absanden frisch geschriebener Einträge hat unbe- 
dingt zu unterbleiben, weil haftenbleibende Sandkörner das spätere 
Schreiben in den Büchern erschweren und die Bücher verderben. 

Alle Bücher sollen ordnungsmässig gebunden sein, feste Rücken 
haben und entweder Blatt für Blatt, oder Seite für Seite mit fort- 
laufenden Zahlen versehen sein. Bilden die bei dem Aufschlagen 
eines Buches oifen liegenden beiden Seiten ihrem Inhalte nach zu- 
sammen ein vollständiges Ganzes, so sind sie äusserlich nur als eine 
Seite zu behandeln und erhalten beide nur eine Seitenzahl. Blatt- 
seiten dagegen, die je allein für sich ein vollständiges Ganzes 
bilden, haben eine besondere Seitenzahl zu erhalten, mit welcher sie 
in die Reihenfolge der übrigen Blattseiten eintreten. 

Bei Büchern mit systematischer Einteilung der Einträge kann 

nicht immer der nötige Raum im Voraus genau abgemessen werden, es 

6 
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kann vorkommen, dass Blätter leer bleiben und herausgenommen, 
oder dass es an Raum mangelt und Blätter nachgeheftet werden 
müssen. Auf solche Vorkommnisse muss man gefasst sein und dem- 
gemäss solche Bücher mit offenen Rücken binden lassen. Damit bei 
dem Gebrauche jedoch die Heftfaden nicht verletzt werden, lasse 
man vom Buchbinder an solchen Büchern Schutzrücken anbringen, 
die leicht geöffnet werden können, wenn sich ein Nachheften er- 
forderlich macht. Das Bezeichnen der Blattseiten geschehe bei 
solchen Büchern zweckmässig mit Bleistift und erst wenn sie ab- 
geschlossen sind, führe man die Seitenbezeichnung mit Tinte aus. 
In den Manualen lasse man am vorderen oder hinteren Umschlags- 
deckel eine einfache Papiertasche einkleben, in welche Notizblätter, 
Mitteilungen oder Berechnungen, die gelegentlich beim Eintragen 
in die Bücher gebraucht werden, eingeschoben und sicher aufbewahrt 
werden können. 

Das Titelschild auf der Vorderseite des Einbandes lasse man 
vertieft anbringen, damit dasselbe bei öfterem Gebrauch nicht ver- 
schabt oder verletzt werden kann. Stärkere Bücher müssen mit 
Leinewand- oder Lederecken gebunden werden. Zu allen Büchern 
verwende man dauerhaftes, kalkfreies Papier. Zur Schonung der 
Bücher lasse man in die Reposituren Wachstuch einkleben oder die- 
selben aus geglätteten Brettern mit abgerundeten Kanten anfertigen. 
Sehr zweckmässig ist es, wenn die Bücher verschiedenfarbig ein- 
gebunden sind, es müssen aber jährlich für dieselben Bücher die 
gleichen Farben gewählt werden. Es erleichtert das ungemein das 
rasche Herausgreifen des gesuchten Buches aus einer grösseren 
Reihe. — 

Grosse, schwere Bücher, z. B. Hauptbücher der Sparkassen, 
Steuerheberegister, Kontokorrentbücher und dergl. stelle man zum 
Gebrauch verkehrt neben einander auf einem Pulttisch auf, also 
mit dem Kopf nach unten. Um einen Band zu benutzen braucht 
man ihn nur nach vorn umzuköpfen und aufzuschlagen. Nachdem 
man das Nötige eingesehen oder eingetragen hat, wird der Band 
zugeschlagen und auf seinen Standort zurückgeköpft. Es erleichert 
und fördert das ganz ausserordentlich das rasche Abfertigen der 
zahlenden oder empfangenden Personen. Es müssen aber solche 
Bücher die Aufschrift doppelt auf dem Rücken tragen, einmal in 
der Richtung des Buches und einmal entgegengesetzt. 

Die Einträge in den Büchern müssen so vollständig sein, dass 
Zweifel nicht entstehen können. Sie müssen so abgefasst sein, dass 
auch jeder Fremde aus dem Eintrage sich den Sachverhalt ver- 
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gegenwärtigen kann, der dem Eintrage zu Grunde lag. Hinwei- 
sungsvermerke wie „desgl." sind überall da zu unterlassen, wo oben- 
stehende Einträge Änderungen erfahren oder andere Einträge da- 
zwischengesehoben werden können. In allen solchen Fällen ist ein 
vollständiges Ausschreiben der Angabe erforderlich. Wo der Name 
eines Empfängers oder Zahlungspflichtigen nicht durch Nebenum- 
stände hinlänglich genau bezeichnet ist, ist der Vorname oder der 
Stand mit anzugeben, meistens genügt der Anfangsbuchstabe des 
Vornamens. Bei Datumsangaben ist immer deutlich die Jahreszahl 
beizufügen, z. B. 16./6. 02. Zahlenausdrücke sind so zu schreiben, 
dass mehrstellige Zahlen in Gmppen von je drei Ziffern zusammen- 
gefasst werden, welche durch kleine Zwischenräume von einander 
getrennt sind. Das Komma darf nur zur Abtrennung der Dezimal- 
stellen verwendet werden, z. B. 18 486,16 M. Für Masse und Ge- 
wichte sind die gebräuchlichen Bezeichnungen anzuwenden, z. B. 
für Kilometer = km, Meter = m, Hektar — ha, Ar = a, Quadrat- 
meter = qm, Kubikmeter = cbm, Hektoliter = hl, Liter = 1, 
Tonne = t. Kilogramm = kg, Gramm = g usw. 



I. Die kameralistische Buchführung. 

§42. 
Geschichtliches. 

Die kameralistische Buchhaltung (der sog. Kameralstyl) ist nach 
Prof. Dr. Joseph Schrott*) eine österreichische Erfindung, gezeitigt durch 
die Bemühung, Ordnung in das Rechnungs- und Kontrolwesen zu 
bringen. Dort war ehedem der alte Kameralstyl in Anwendung, er 
war jedoch für die Zwecke der Finanzverwaltung als unzulänglich 
erkannt worden und an seine Stelle die doppelte Buchhaltung ge- 
setzt worden. Aber auch diese wurde für ungenügend befunden, 
und es war der Hauptbuchhalter der Hofrechenkammer, Matthias 
Puechberg. mit der Aufstellung neuer Grundzüge zur Regelung des 
Rechnungswesens beauftragt worden. Derselbe war bereits bei der 
Einfühlung der doppelten Verrechnung der Ansicht, das der Kame- 
ralstyl sich so einrichten lasse, dass er allen Anforderungen besser 
genügen werde, welche die Verwaltung an die Verrechnungsweise 



*) Lehrbuch der Verreehnungswissensohaften von Prof. Dr. -Fos. Schrott, Wien 
1881 — und F. Hügli, die Buehhaltungssvsteme, Bern 18*7. 
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zu stellen habe, als die weitläufigere, schwierigere und kostspieligere 
doppelte, oder sogenannte Doppische Buchführung. Er stellte sofort 
die Grundzüge des nach seiner Ansicht einzurichtenden Kameral- 
styles auf, und nachdem sich sein Entwurf in der praktischen An- 
wendung bei einem, an einer Gutsherrschaft gemachten Versuche 
bewählt hatte, wurde derselbe von der Hofrechnungskammer im Jahre 
1762 zunächst als Leitfaden bei den öffentlichen Vorlesunger ein- 
gefühlt und einige Jahre später — 1768 — für die Staatsver- 
waltung vorgeschrieben. In Deutschland hat alsdann vierundzw r anzig 
Jahre später der Heidelberger Professor Dr. Jung die kameralistische 
Buchhaltung noehnials erfunden (1786). 

§43. 
Wesen der kameralistischen Buchhaltung. 

Was bereits für die Buchhaltung im Allgemeinen als notwendig 
bezeichnet worden ist (§ 40). gilt im Besonderen auch für die kame- 
ralistische. Bei derselben findet eine chronologische Aufzeichnung 
der Kassenvorgänge im Kassenbuche (§ 35) und eine systematische 
im Manuale (auch Hauptbuch oder Rechnungsbuch genannt), statt. 
Charakteristisch für dieselbe aber ist, dass 

1. nicht nur die Einnahmen und Ausgaben gebucht werdeiu 
wenn sie wirklich eingegangen oder geleistet worden sind r 
sondern dass sie auch schon vorher, w T enn sie angeordnet 
werden, im Manuale in einer besonderen, mit „Soll" be- 
zeichneten Geldspalte vorzumerken sind, sodass eine Gegen- 
überstellung der angeordneten und der vollzogenen Kassen- 
vorgänge stattfindet. In Folge dieser Gegenüberstellung 
lassen sich die nicht eingegangenen Einnahmen und nicht 
geleisteten Ausgaben als Einnahme- oder Ausgabe-Beste 
nachweisen. 

2. dass in der Jahresrechnung alle Einnahmen und Ausgaben, 
wie solche im Laufe des Jahres im Manual zur Verbuchung 
gekommen sind, systematisch nach dem Etat geordnet unter 
Hinweis auf die Einnahme- und Ausgabe- Verordnungen und 
die Quittungen der Zahlungsempfänger einzeln aufgeführt 
werden. Die Jahresrechnung ist nicht nur eine Zahien- 
zusammenstellung, sondern stellt gleichzeitig den Zusammen- 
hang der Finanzvorgänge in geschichtlicher Form dar. 

Die kameralistische Buchhaltung ermöglicht, dass die Kassen- 
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fuhrung vollständig getrennt gehalten, d. h. in verschiedenen Händen 
sich befinden kann. Die Anordnung und die Vollziehung der Ein- 
nahmen und Ausgaben unterscheiden sich genau und treten als zwei 
besondere Momente der Geschäftsführung hervor. Es eignet sich 
dieselbe deshalb besonders für mehrgliederige Verwaltungen und 
namentlich für solche, bei denen die Verwaltung und die Kassen- 
führung verschiedenen Organen anvertraut sind. 

§44. 
Das Kassenbuch. 

Im Kassenbuch oder Tagebuch der kameralistischen Buchhaltung 
werden die Einnahmen und Ausgaben — geschieden von einander — 
nach der Zeitfolge der Leistung oder Vollziehung unter einander 
eingetragen. 

Die Einrichtung ist die in den §§ 35 und 36 beschriebene. 

§45. 
Das Manual. 

Das Manual ist bestimmt, alle Kassenvorgänge in der gleichen 
systematischen Ordnung in sich aufzunehmen, die im Etat vor- 
geschrieben ist. Es soll jederzeit den Stand der Verwaltung mit 
Leichtigkeit ersehen lassen und zwar sowohl in Bezug auf die wirk- 
lich eingegangenen Einnahmen und wirklich geleisteten Ausgaben, 
wie auch in Bezug auf die bereits feststehenden aber noch nicht 
eingegangenen Einnahmen und auf die angeordneten, aber noch 
nicht geleisteten Ausgaben. 

Es sind daher alle Einnahmen und Ausgaben, die entweder 
schon nach der vorhergegangenen Jahresrechnung feststehen oder 
neu angeordnet oder eingewiesen worden, sofort an der ihnen 
zukommenden Stelle in die Soll-Spalte einzutragen — in „Soll" zu 
stellen — , sodass das Manual dem Kassenführer eine fortlaufende 
Übersicht darüber gewährt, wann, warum, wieviel und von wem er 
etwas einziehen und an wen er etwas zu zahlen hat. Es sind weiter 
die Einnahmen und Ausgaben, nachdem sie erfolgt und in das Kassen- 
buch eingetragen sind, aus diesem in die Istspalte des Manuals, un- 
mittelbar neben dem Eintrag in der Sollspalte, zu übertragen. 

Das Manual bildet die Grundlage für die Jahresrechnung (§ 61), 
die eigentlich nur eine Abschrift oder Reinschrift des Manuals 
darstellt. 
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Das Manual soll so geführt werden, dass es, ordnungsmässig 
abgeschlossen, die Rechnung vertreten kann. 

Für eine jede selbständige Kasse und für ein jedes Rechnungs- 
jahr ist ein besonderes Manual, eingeteilt nach den Abschnitten. 
Kapiteln, Abteilungen und Unterabteilungen des Etats, vor Beginn 
des Rechnungsjahres anzulegen und während des Jahres zu führen. 

Das Manual in seiner einfachsten Form hat nur zwei Geld- 
spalten: eine Sollspalte und eine Ist-Spalte; ausser diesen aber noch 
eine Spalte zur Einstellung des Datums der erfolgten Zahlung und 
der Kassenbuch-Nummer, sodann eine Spalte zur Eintragung des 
Zahlungspflichtigen oder Empfangsberechtigten, des Gegenstandes 
oder Sachverhaltes, des Zahlungstermines u. dergl., endlich eine 



Soll. 


i 

Ist. 

'i 


M c) 





Tag der 

Zahlung 

und Nr. des 

Kassenbuchs. 



Name 

des Zahlungspflichtigen 

oder Zahlungsempfängers 

und 
Bezeichnung der Sache. 



Beleg 

Nr. 



Spalte für die Beleg-Nummer. Diese einfache Form genügt für 
kleine Verwaltungen in den allermeisten Fällen. 

Um die beim Bücherabschluss verbliebenen Reste ersichtlich 
zu machen, werden deren Beträge in die Istspalte neben dem Soll- 
betrag mit roter Tinte eingetragen mit Beifügung des Wortes „Rest" 
oder des Buchstabens „R u . 

Um weiter ersichtlich zu machen, wie sich die Soll-Einnahme 
und die Soll-Ausgabe jedes Abschnittes, Kapitels oder einer Unter- 
abteilung der Rechnung zu den betreffenden Etatbeträgen verhält* 
sind diese Etatbeträge entweder zu Beginn jedes Abschnittes, jedes 
Kapitels oder jeder Unterabteilung mit roter oder andersfarbiger 
Tinte in die Soll-Spalte, oder unterhalb der Überschrift in die Text- 
spalte einzustellen und darunter oder daneben, oder auch unter die 
beim Buchabschluss gefundene Summe des Abschnitts pp. ist schliess- 
lich zu vermerken, welcher Mehrbetrag oder Wenigerbetrag einge- 
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nommen oder ausgegeben worden ist. Durch diese Vermerke werden 
also die Mehrerträge bei der Einnahme, und die Ersparnis bei der 
Ausgabe, sowie die Einnahme-Mindererträge und die Ausgabeüber- 
stiege gegenüber dem Etat ersichtlich gemacht. 

Man kann jedoch auch die Einrichtung des Manuals dahin er- 
weitem, dass man vor der Sollspalte noch eine besondere Geldspalte 
zur Einzeichnung der Etatbeträge sowie der Naehverwilligungsbeträge, 
und neben der Istspalte noch eine Geldspalte für die Reste anbringt. 
Auch kann man, um das Mehr oder Weniger bei jedem einzelnen 
Buchungsposten ersichtlich machen zu können, hierzu zwei besondere 
Spalten vorsehen. 



Es leuchtet ohne Weiteres ein, dass ein Manual in dieser voll- 
kommeneren Ausbildung eine grossere Übersichtlichkeit gewährt, als 
dies in der einfachsten Form möglich ist. Trotzdem genügten die 
angewendeten Spalten noch nicht für alle Fälle. Ist irgend ein be- 
stimmter Betrag, z. B. eine Jahresmiete oder eine Jahresbesoldnng 
zu Beginn des Jahres angeordnet und daher in die Sollspalte einge- 
tragen worden und tritt im Laufe des Jahres, weil das Mißverhält- 
nis gelöst oder der Beamte versetzt worden ist, eine Änderung an 
dem Jahtessollbetrage ein. so macht es sich nötig, dass die einge- 
tragene Zahl abgestrichen und die nunmehrige darüber geschrieben 
wird. Will man solche Abänderungen vermieden sehen, so inuss 
man noch drei weitere Geldspalten zwischen der Soll- und Ist-Spalte 
einfügen, nämlich eine für Zugang, eine für Abgang und eine für 
„rechnungsmässiges SolK 

Je mehr Spalten vorgesehen werden, um so breiter inuss man 
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das Format wählen, wenn das Formular nur eine Seite einnehmen 
soll. Ein sehr breites Format hat aber mancherlei Unbequemlich- 
keiten im Gefolge; man spare deshalb nicht zu sehr mit dem Baum 
und verteile die Spalten lieber auf beide Seiten des aufgeschlagenen 
Buchs. Es wird zwar erheblich mehr Papier gebraucht, als wenn 
das Formular nur den Raum einer Seite einnimmt, aber man hat 
auch in den breiteren Text-Spalten mehr Platz zum Eintrag übrig. 
Sollte etwa das Buch in Folge dessen zu stark werden, so zerlege 
man dasselbe in mehrere Teile. Es ist überhaupt nicht rätlich, die 
Bücher allzustark anzulegen; sie sind unbequem zu handhaben, leiden 
auch durch den Gebrauch mehr als dünne Bücher. Besteht ein Buch 
aus mehreren Teilen, so können auch gleichzeitig mehrere Beamte 
in demselben arbeiten, was von Vorteil sein kann. 

Der Abschluss des Manuals wird herbeigeführt, indem jeder 
Abschnitt der Einnahme und Ausgabe in allen Spalten zusammen- 
gezählt wird, sodann werden die Summen aller Abschnitte der Ein- 
nahme ebenso wie derjenigen der Ausgabe untereinander gestellt 
und ebenfalls zusammengezählt, und endlich wird die Ausgabe von 
der Einnahme abgezogen. Der Abschluss ergibt: 

1. den Gesamtbetrag der Soll-Einnahmen 

2. „ ,. ,, Ist-Einnahmen 

3. „ „ „ Einnahmereste 

4. ,. ,. „ Soll- Ausgabe 

5. „ „ „ Ist-Ausgabe 

6. „ ,, „ Ausgabereste 

7. den Bestand nach Abzug der Ausgabe von der Ein- 

nahme, sowohl im Soll, wie im Ist. 

Der Istbestand bei denjenigen Verwaltungen, welche im Ist 
abschliessen, wird in das nächste Rechnungsjahr übernommen und 
in das Manual dieses Jahres übertragen, ebenso wie das mit dem 
Kassenbestande des Kassenbuchs zu geschehen hat, mit dem der 
Istbestand genau übereinstimmen muss. 

Ist das Manual des vorhergegangenen Rechnungsjahres abge- 
schlossen, so werden die in demselben nachgewiesenen Reste ein- 
zeln in das neue Manual übertragen, indem man sie in die Sollspalte 
derselben Rechnungsabschnitte einstellt, in denen sie im Manual 
des Vorjahrs gestanden haben. Sie erhalten die Sammel-Uberschrift : 
„1. Reste aus dem Vorjahre. 4 * Es folgen dann unter der Überschrift: 
„2. aus dem laufenden Wirtschaftsjahr" die weiteren, entweder aus 
der Vorrechnung feststehenden, also bereits früher angewiesenen, 
oder neu angeordneten Einnahmen und Ausgaben des laufenden Jahres. 
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Zwischen den einzelnen Einträgen ist soviel Kaum freizulassen, 
dass unmittelbar unterhalb eines Eintrags die Vollziehung in der Ist- 
spalte erfolgen kann. 

Es können Soll-Einträge entweder durch eine einmalige Zahlung 
zur Vollziehung kommen, oder auch mehrfache Abschlagszahlungen 
erfordern, es ist daher bei der Bemessung des Raumes zu erwägen, 
in wie vielen Teilzahlungen der Sollbetrag voraussichtlich zu leisten 
ist (z. B. monatlich zahlbare Gehalte). Die Vollziehung hat in der 
Weise zu erfolgen, dass die eingegangenen oder ausgezahlten Beträge 
aus dem Kassenbuch in die Istspalte des Manuals neben dem ent- 
sprechenden Eintrag in der Sollspalte eingestellt und daneben in der 
hierzu bestimmten Spalte Datum und Kassenbuchs-Xummer beige- 
schrieben werden. 

Um die Reste aus dem Vorjahre von den Einnahmen und Aus- 
gaben des laufenden Rechnungsjahres zu scheiden und besonders 
hervortreten zu lassen, pflegt man wohl auch die Reste nicht in die 
Sollspalte einzustellen, sondern für sie eine besondere Geldspalte. 
r aus früheren Rechnungsjahren" überschrieben, einzurichten. 

Das Manual für eine grosse und übersichtlich ausgestaltete 
Kassenverwaltung müsste daher, um allen Anforderungen zu ge- 
ntigen, die wir bisher kennen gelernt haben, mindestens folgende 
Spalten enthalten und zwar: (Anlage 3.) 

A) um die vom Genieinderate (Stadtverordnetenversammlung) ver- 
willigten Beträge aufzunehmen: 

1. eine Geldspalte zur Einzeichnung der Beträge des ge- 
nehmigten Etats, 

2. eine solche zur Einstellung der nachverwilligten Beträge, 

3. eine Spalte zur Einschreibung des Datums des Xachver- 
willigungsbeschlusses ; 

B) um die vom Stadtgemeinde- Vorstande (Magistrate) zur Verein- 
nahmung bezw. Verausgabung angewiesenen Beträge aufzunehmen 
folgende Spalten: 

1. für die angeordneten Einnahme- bezw. Ausgabebeträge zu 
Beginn des Jahres, sowie für die Zugangsstellung im laufen- 
den Jahre, 

2. für den Betrag der Abgangsstellung im laufenden Jahre. 

3. zur Einschreibung des Datums der Anweisung. 

4. zur Angabe des Blattes der SaMimelakten, in welche die 
Anweisungen sich eingeheftet finden; 

C) um die Ergebnisse der Rechnung zur Darstellung zu bringen 
folgende Spalten: 
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1. für die aus dem Vorjahre zu übertragenden Reste, 

2. für die wirkliche oder rechnungsmässige Soll-Einnahrae bezw. 
Soll-Ausgabe, 

3. für den Zahlungstermin, 

4. für die Ist-Einnahme bezw. -Ausgabe, 

5. für den Zahlungstag und die Kassenbuchs-Nummer, 

6. für die Einzeichnung der verbliebenen Reste, 

7. für die Angabe des Namens des Zahlungspflichtigen bezw. 
des Geldempfängers und zur Bezeichnung der Sache, 

8. zur Angabe der Mehr-Einnahme oder -Ausgabe, und 

9. der Weniger-Einnahme oder Ausgabe im rechnungsmässigen 
Soll gegenüber dem Etat, 

10. zur Übertragung unverbrauchter Kredite auf das nächste Jahr, 

11. zur Einstellung der Beleg-Nummer. 

Einzelne Verwaltungen übertragen die Reste jedoch überhaupt 
nicht in die Abschnitte, in denen sie im Vorjahre entstanden sind, 
sondern haben für dieselben einen besonderen Abschnitt „Rest Ver- 
waltung" vorgesehen. 

Wieder anders erfolgt der Übertrag bei Verwaltungen, welche 
die Bücher im „Soll" abschliessen. Der hierbei sich ergebende Bestand 
(die Gewährschaft) besteht nämlich aus dem baren Kassenbestande 
und dem Betrage der Einnahme-Reste, sowie etwaiger Verlags- 
zahlungen, jedoch abzüglich der Ausgabereste. Es ist hierbei zu 
beachten, dass Einnahmereste und Ausgabereste die entgegengesetzte 
AVirkung auf den Kassenbestand ausüben. Einnahmereste vermin- 
dern den Bestand, Ausgabereste vermehren ihn. Hat man daher 
die Sollausgabe von der Solleinnahme abgezogen und so die Sollge- 
währschaft gefunden, so muss man von dem gefundenen Betrag die 
Summe der Einnahmereste kürzen, Ausgabereste aber muss man 
hinzuzählen, um den Kassenbarbestand zu erhalten. Dieser 
muss dann selbstverständlich mit dem Kassenbuchsabschluss über- 
einstimmen. Die Sollgewähr schaft wird aus dem abgeschlossenen 
Manual in das neue und zwar in den besonderen, für die „Rech* 
nungsgewährschaft" bestimmten Einnahmeabschnitt übertragen und 
liier in der Sollspalte in ihre einzelnen Bestandteile zerlegt. Es 
geschieht das in der Weise, dass in die Sollspalte erst der bare 
Kassenbestand, darunter einzeln die Einnahmereste und Verlags- 
zahlungen eingestellt und zusammengezählt werden ; hierunter werden 
die Ausgabereste einzeln aufgeführt, diese ebenfalls zusammengezählt 
und letztere Summe von ersterer abgezogen. Der Restbetrag muss 
die Sollgewährschaft ergeben. 
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lst nun der Kassenbarbestand des abgeschlossenen Kassenbuchs 
in das Kassenbuch de* neuen Jahres übertragen worden, so ist der- 
selbe auch in die Istspalte des Manuals, — neben dem Eintrage in 
der Sollspalte — , einzustellen unter Beifügung des Datums und der 
Kassenbuehs-Nummer in die dafür bestimmte Spalte. Die Einnahme- 
Restposten werden im Laufe des Jahres eingehen, die Ausgabe- 
Restposten ausgezahlt werden, sie werden im Kassenbuche demge- 
mäss je nachdem entweder als Einnahme oder Ausgabe eingetragen 
und in weiterer Folge im Manual an betreffender Stelle in die Ist- 
spalte eingestellt weiden, wie das bereit* mit dem Kassenbarbe- 
stande geschehen ist. Auch die A T erlagszahlungen werden im Laufe 
des Rechnungsjahres entweder erstattet werden oder sind als defi- 
nitive Ausgabeposten an der ihnen zukommenden Stelle in Soll- 
Ausgabe zu stellen. Im letzteren Falle gleicht die Ausgabe die 
Einnahme aus, es wird der Betrag daher an beiden Stellen auch in 
die Istspalte eingetragen und in der Xebenspalte der Hinweis auf den 
(Tegenbuchungsposten gemacht. Einnahmereste, die unbeibring- 
lich sind und deshalb niedergeschlagen weiden, sind in derselben 
Weise zu behandeln. Sie werden in einem hierzu bestimmten Aus- 
gabe-Kapitel : ,.Ausfälle und Erlasse" in Soll- und Ist-Ausgabe ge- 
stellt, womit sich der Eintrag des Einnahmerestes erledigt. Ein- 
nahmereste und Verlagspostcn endlich, die nicht erledigt werden 
können, werden wieder in das künftige Manual übertragen. 

Beide Formen des Abschlusses, der Ahschluss im Soll und der 
Abschluss im Ist, laufen schliesslich auf dasselbe Endergebnis hinaus. 
Beide auch sind gleich wertvoll, nur bei Rechnungen, welche 
Reste nachweisen, die erst nach Verlauf längerer Zeit eingehen, — 
wie das z. B. in Rechnungen über Strassenkosten-Beiträge 
häufig der Fall sein wird — empfiehlt sich der Istabschluss, weil 
der in die künftige Rechnung zu übertragende Betrag zugleich auch 
den verfügbaren Betrag darstellt. 

Was die Einrichtung des Manuals betrifft, so ist noch darauf 
hinzuweisen, dass diejenigen Redmungsabschnitte, sowohl in der 
Einnahme wie in der Ausgabe, welche die Aufnahme oder Rück- 
zahlung von Schuldkapitalien und die Rückzahlung oder Ausleihung 
von Aktivkapitalien betreffen, noch eine Geldspalte erfordern, in 
denen die Einstellung des Kapitals zum Nennwert zu geschehen hat, 
wogegen in die Soll- und Istspalte der erlangte oder gezahlte Kurs- 
wert eingestellt wird. 

Endlich ist noch in denjenigen Abschnitten, welche für die 
Einnahme und Ausgabe von Kapitalzinsen bestimmt sind, ebenfalls 
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noch eine Geldspalte erforderlich zur Einzeichnung der Einzelkapi- 
talien (zum Nennwert), von denen Zinsen bezogen oder gegeben 
werden. 

Als selbstverständlich ist vorauszusetzen, dass dem Manual ein 
Inhaltsverzeichnis vorgeheftet sein muss und dass die folgenden 
Seiten für die Rechnungsübersicht freigehalten bleiben müssen. In 
einem Anhange zum Manuale ist ein Konto einzurichten zum Ein- 
tragen der Verlagszahlungen und deren Erstattungen, sowie der 
Asservate und deren Auszahlungen, sofern hierfür nicht ein be- 
sonderes Buch geführt wird (vergl. §§ 49 u. 50). 

Das Manual ist stets abschlussbereit zu führen, d. h. es sind 
alle vollgeschriebenen Seiten sofort aufzuzählen, sodass sämtliche Ab- 
schnitte zu gegebener Zeit möglichst rasch abgeschlossen werden 
können. Die Zusammenzählung innerhalb eines Abschnittes geschieht 
entweder in der Weise, dass die Summe jeder Seite auf die nächste 
Seite übertragen und mit dieser zusammengezählt wird, worauf die 
gefundene Summe wieder auf die folgende Seite zu übertragen ist, 
oder es wird jede Seite für sich allein zusammengezählt und mit 
fortlaufender Seitenziffer bezeichnet, und es werden auf der letzten 
Seite des Abschnitts die Seitenbeträge untereinander gestellt. Dieses 
Verfahren ist überall da anzuwenden, wo einzelne Seiten einer 
grösseren Folge erst am Schlüsse des Jahres abgeschlossen werden 
können, sodass man jeweilig nur die gerade vollgeschriebenen zu- 
sammenzählen kann. Können dagegen die sämtlichen Seiten ununter- 
brochen vollgeschrieben werden, so empfiehlt sich das Übertragen 
der Seitensummen immer auf die folgende Seite, weil dann die zu- 
letzt gefundene Summe zugleich das Gesamtergebnis der sämtlichen 
vorausgegangenen Seiten darstellt. 

§46. 

Systematisch und gleichzeitig chronologisch 

geführte Manuale. 

Bei jeder Verwaltung ist das Bedürfnis vorhanden, von Zeit 
zu Zeit den Stand der Finanzen, und zwar sowohl den der ver- 
schiedenen Zweige des Gemeindehaushaltes wie auch den des Ver- 
mögens überblicken zu können. Es macht sich wohl zuweilen auch 
erforderlich, eine Übersicht in kürzester Frist zu gewinnen. Es 
lässt sich das, je nachdem die Verwaltung mehr oder weniger ver- 
zweigt ist, auf verschiedene Weise erreichen. 
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Bei einfachen Verwaltungen kann das Kassenbuch so eingerichtet 
sein, dass der Abschluss desselben genügenden Aufschluss ergibt. 
Es ist nur notwendig, dass die ordentlichen Einnahmen und Aus- 
gaben von den ausserordentlichen abgesondert in besonderen Kassen- 
spalten verbucht, sowie dass alle Einnahmen und Ausgaben, welche 
entweder Asservaten oder Verlagsposten darstellen oder aus sonstigen 
Gründen nicht in die laufende Rechnung gehören, ebenfalls gesondert in 
besonderen Kassenspalten geführt werden (vgl. §§ 35—37.) 

Bei umfänglicheren oder gegliederten Kassenverwaltungen lässt 
sich indes durch das Kassenbuch allein das Gewünschte nicht erreichen, 
weil zu viele Geldspalten erforderlich sein würden. Man muss daher 
entweder dem Manual eine Form geben, dass die eingetragenen 
Beträge gleichzeitig in chronologischer Reihenfolge in die Erscheinung 
treten und nach Bedarf oder in bestimmten Zeitabschnitten zu 
Summen vereinigt werden können, oder mau muss ein besonderes 
Hilfsregister, z. B. die im § 47 beschriebene Tabelle anwenden. 

Wenn man das Manual verwenden will, um die Einträge 
neben ihrer systematischen Anordnung gleichzeitig nach der Zeit- 
folge ihrer Entstehung untereinander zu stellen, so sind hierzu ver- 
schiedene Wege offen. 

Man kann, was am einfachsten ist, für die chronologischen Ein- 
tragungen eine besondere Spalte führen, in welche alle in einem 
Rechnungsabschnitte in den vorkommenden Unterabteilungen einge- 
tragenen Ist-Beträge sofort nochmals, und zwar nach der Zeitfolge 
ihrer Entstehung untereinander gestellt werden. Man beginnt mit 
den Einträgen in dieser besonderen Spalte auf der ersten Seite jedes 
Abschnittes und setzt sie auf der zweiten und den folgenden Seiten 
fort. Es erfolgt also jeder Zahleneintrag doppelt, einmal an der 
Stelle des Abschnittes, an welchem er zur Einhaltung der systema- 
tischen Ordnung hingehört, und einmal in diese besondere Spalte 
untereinander nach der Zeit der Entstehung. Monatlich oder nach 
Bedarf wird von dieser chronologisch geordneten Zahlenreihe die 
Summe gezogen; damit aber eine Übereinstimmung mit den Summen 
des Kassenbuchs erlaugt wird, müssen selbstverständlich vorher alle 
Einträge im Kassenbuche in das Manual übertragen worden sein. 
Die gefundenen Summen der Abschnitte werden untereinander ge- 
stellt und ebenfalls zusammengezählt, der gefundene Gesamtbetrag 
muss dann derselbe sein, den das Kassenbuch nachweist. 

Hat man eine Scheidung der ordentlichen Einnahmen und Aus- 
gaben von den ausserordentlichen schon im Kassenbuch bewirkt, so 
muss der Kassenbestand sowohl im Ordinarium wie der im Extra- 
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Ordinarium mit den in der besonderen Spalte ermittelten Summen 
dieser Abteilungen des Manuals übereinstimmen. Diese Zusammen- 
Stellung und Ausmittelung der Übereinstimmung beider Bücher hat 
zweckmässig monatlich zu erfolgen. Sie bietet die Grundlage für 
den Kassen- und Rechnungsbericht (§ 39). Die Einträge in diese 
besondere Spalte sind allerdings etwas umständlich, weil sie nicht 
auf derselben Seite stehen, auf welche der Eintrag nach systematischer 
Anordnung hingehört. Man muss daher bei jedem Eintrag ver- 
schiedene Seiten aufschlagen, wodurch die Arbeit zeitraubend wird. 
Um die Eintragungen bequem zu machen, kann man auch neben 
der Istspalte 5 Quartalsspalten einrichten, von denen vier für die 
einzelnen Kalenderquartale und eine für die weitere Zeit bis zum 
erfolgenden Rechnungsabschluss bestimmt sind. (Anlage 3.) 

Es wird hier jede Istzahlung auch noch in die Spalte desjenigen 
Quartals eingetragen, in welchem die Zahlung erfolgt. 

Die Quartalsspalten werden jede für sich summiert und ergeben, 
zur Hauptsumme vereinigt, dann ebenfalls den jeweiligen Bestand 
des Kassenbuchs beim Quartalsschluss.*) 

Will man in gleicher Weise monatlich eine Übersicht haben, 
so sind statt der 5 Quartalsspalten 1 3 Monatsspalten anzulegen, von 
denen 12 für die einzelnen Monate und eine für die weitere Zeit 
bis zum Rechnungsschluss dienen. Die letztere Einrichtung ist die 
vollkommenste, die man beim Manual erreichen kann, auch hat sie 
sich bei ihrer Anwendung**) bewährt, sie erfordert aber ohne 
Frage viele Arbeitskräfte und setzt ein sehr breites Format des 
Manuals voraus. 

§47. 
Die Tabelle. 

Die im vorigen Paragraphen beschriebene besondere Spalte für 
die chronologischen Eintragungen kann auch auf einem losen Blatt 
zur Anwendung gebracht werden. 

Es ist dann für jeden Abschnitt ein solches loses Blatt, mit 
einer Anzahl Geldspalten versehen, anzulegen und mit dem Titel 
des Abschnittes zu überschreiben. Reicht ein Blatt für irgend einen 
Abschnitt nicht aus, so wird ein zweites, erforderlichen Falles ein 
drittes u. s. w. hinzugelegt, Jeder Zahleneintrag in die Istspalte 

*) z. B. in der Stadtkämmerei zu Weimar und Zeitz eingeführt. 

**) z. B. in der Stadtkämmerei zu Kassel und Dresden in Anwendung. 
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des Manuals ist dann zugleich in das zugehörige Blatt einzutragen. 
Die Einträge sind aufzuzählen, sowie eine Spalte vollgeschrieben 
ist und mit ihrem Seitenbetrag in die nächste Spalte vorzutragen. 
Auch ist am Schlüsse jedes Monats die Summe zu ziehen. Damit 
man die in diese Tabelle eingestellten Beträge im Manual zum 
Zwecke einer Prüfung leicht auffinden kaun, ist vor jeder Geld- 
spalte noch eine Spalte zur Einzeichnung der Manualseite vorzusehen. 

Will man stets auf dem Laufenden sein, so sind zwei Geld- 
spalten, eine für die Einzelbeträge und eine für die jedesmalige 
Summe anzulegen. Es kann dann an jedem Tage nach erfolgter 
Eintragung der Einzelbeträge sofort die Gesamtsumme daneben ge- 
stellt werden. 

Als Muster für eine solche Tabelle mag das folgende Schema 
dienen : 

Abschnitt der . . Ausgabe (Einnahme). 



Diese losen Blätter werden in einem Umschlag in der innerhalb 
der Manualdecke anzubringenden Papiertasche aufbewahrt oder zu 
einem besonderen Heft vereinigt. 

Sie sind überall zu empfehlen, wo man wünscht, den Stand 
irgend eines Zweiges der Verwaltung jederzeit ersehen zu können. 
Sie sind eine zweckmässige Grundlage für die periodischen Rechnungs- 
berichte. Sie entlasten das Manual von vielen Spalten, welche un- 
nötigen Raum einnehmen und zwingen, ihm eiue breite unhandliche 
Form zu geben. Endlich ermöglichen die Tabellen, dass bei der 
Aufstellung der Rechnungsberichte das Manual gar nicht gebraucht 
wird, sodass andere Beamte ungestört in demselben arbeiten können. 

Eine solche Tabellenführung erfordert zwar eine gewisse Mehr- 
arbeit, die bei Stellen mit starkem Geschäftsverkehr sogar bedeutend 
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sein kann, doch aber kaum mehr, als die vorhin beschriebene Führung 
von Monats- oder Quartalsspalten im Manual; da sie jedoch jeder- 
zeit einen sicheren Überblick über das Kassengeschäft gewähren, 
namentlich auch die Aufstellung der periodischen Rechnungsberichte 
erleichtern, auch jederzeit erkennen lassen, in wie weit die verfüg- 
baren Etatmittel verwendet sind — und zu einer guten Buchführung 
gehört die unausgesetzte Überwachung des Verbrauchs der Etat- 
mittel — so verlohnt sich die aufgewendete Mühe reichlich. 

§48. 
Das Heberegister. 

Bei vielen Einnahmen können wegen der grossen Anzahl der 
in Betracht kommenden Einzelposten nur die Jahres-Erträge in 
das Manual eingestellt werden, für die Einzelerhebung aber sind be- 
sondere Heberegister erforderlich, so namentlich für alle steuer- 
mässigen Einnahmen, für Verbrauchsabgaben, Hundesteuer, Tanzer- 
laubnisgebühren, sonstige Gebühren, Kosten und Strafen, für die 
Schulgelder, Gasgelder, Wassergelder, für Abonnementsgelder, 
Krankengelder, Ablösungsrenten und dergl. mehr. Bei Einnahmen, 
die unveränderlich sind und welche Jahre hindurch mit geringer 
Abweichung denselben Personenkreis betreffen, werden in der Kegel 
diese Heberegister gleich für mehrere Jahre aufgestellt, für ver- 
änderliche Gefälle, sowie für Einnahmen, die täglich neu entstehen, 
ist für jedes Jahr ein neues Register anzulegen. Erleidet der Kreis 
der Zahlungspflichtigen nur durch den gewöhnlichen Ab- und Zu- 
gang eine Veränderung, so pflegt man die Zahlungspflichtigen zum 
leichteren Auffinden alphabetisch zu ordnen, zuweilen ist es jedoch 
zweckmässiger sie nach ihrer Wohnung geordnet untereinander zu 
tragen, namentlich dann, wenn Rücksicht auf die Einhebung der 
Gelder durch die Kassenboten genommen werden muss, die 
rascher mit der Einkassierung fertig werden, wenn sie von Haus 
zu Haus gehen können. Vielfach sind ausser dem Heberegister 
noch besondere Grundbücher zu führen, wenn z. B. eine nähere Be- 
zeichnung und Beschreibung der belasteten Grundstücke nötig ist, 
wozu in den Heberegistern nicht Raum genug vorhanden ist. 

Für die Einrichtung und Führung dieser Register lassen sich 
folgende allgemeine Regeln und Winke geben. 

Die Register sind so aufzustellen, dass die zahlungspflichtigen 
Personen nach Namen und Wohnung genau bezeichnet sind und 
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der Betrag der Leistung in der Soll-Spalte ersehen werden kann; 
die wirklich geleisteten Zahlungen sind mit Angabe des Zahlungs- 
tags in die Istspalte einzutragen. Für die Einzeichnung der Reste 
beim Rechnungsabschlüsse ist eine Restspalte vorzusehen und ebenso 
eine Spalte zur Einschreibung der Ausfallbeträge. 

Die Einzelbeträge müssen in sämtlichen Spalten zusammen- 
gezählt werden. 

Kommen verschiedene Steuerarten in Betracht, so sind diese 
möglichst in einem Register zu vereinigen, auch ist bei jedem 
Steuerpflichtigen in einer Summenspalte der Gesamtbetrag aller von 
ihm zu entrichtenden Steuerarten zusammenzurechnen. 

Bei Steuern, die im Laufe des Jahres eine Veränderung 
durch Zugang oder Abgang erfahren können, ist erforderlich, 
dass dafür besondere Spalten vorgesehen werden. 

Im Allgemeinen ist für ein Steuerheberegister folgende Spalten- 
Einteilung erforderlich : 

A. des Steuerpflichtigen: 

1. AVohnung, 

2. laufende Nummer, 

3. Vor- und Zuname, 

* 

4. Stand. 

B. Sollbetrag: 

5. der terminlichen Steuer (Monatsbetrag, Vierteljahresbetrag) 

6. des Jahresbetrags. 

0. Zugang: 

7. an terminlicher Steuer, 

8. Datum des Zugangs, 

9. Steuerbetrag bis zum Jahresende. 

I). Istb?trag: 

10. der erhobenen Beträge, 

11. für welche Zeit die Zahlung erfolgt ist, 

12. Tag der Zahlung. 

E. Abgang: 

13. an terminlicher Steuer, 

14. Monat der Abgangsstellung, 

15. Steuerbetrag bis zum Jahresende. 

F. Ausfälle und Erlasse und 

G. Reste. 
Der Name der Strasse ist oberhalb des Kopfes der Seite an- 
zugeben. Es ist zweckmässig, jede Strasse durch eine Zahl zu be- 

7 
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zeichnen nnd diese vor dem Strassennamen einzuschreiben. Das 
Eintragen der gezahlten Beträge in das Kassenbuch wird wesentlich 
abgekürzt, wenn statt des Strassennamens die ihm zukommende Zahl 
angegeben werden kann. Die Wohnung lässt sich dann durch einen 
Bruch darstellen, bei welchem durch den Zähler die Hausnummer 
und durch den Nenner die Strasse bezeichnet wird, z. B. 117/94 
für Königsbrückerstrasse 117 (wenn die Königsbrückerstrasse die 
94. Strasse ist). 

Man kann auch die sämtlichen Steuerpflichtigen fortlaufend 
nummerieren und die zukommende Nummer beim Eintragen in das 
Kassenbuch statt der Wohnungsangabe verwenden. Da die Nummer 
aber jedes Jahr eine andere sein wird, so ist die Bezeichnung der 
Strasse durch eine Zahl, welche sich dem Gedächtnis leicht einprägt, 
vorzuziehen. 

Kommen mehrere Steuerarten zur Erhebung, so müssen für 
jede eine Sollspalte und eine Istspalte mit der Datumsspalte vor- 
gesehen werden, es kann dann aber leicht durch die benötigte grosse 
Anzahl von Spalten das Format des Heberegisters ein sehr unförm- 
liches und unhandliches werden. Man kann sich dann dadurch 
helfen, dass man mehrere Steuerarten untereinander schreibt, z. B. 



Wohnung: 

Köiiigstirfitatr. 



Name: 



Steuerart: 



Viertel j. 
Soll 



Istbetrag 



Ji 



S 

e9 



Best 



Jt |* 



17 



Simon, Georg 



1. Gemeindesteuer 

2. Kirchensteuer 

3. Almosensteuer 

4. Geschoss 

5. Ablösungsrente 



Summa 



Es ist dann erforderlich, dass jede Seite in eine bestimmte 
Anzahl Konten eingeteilt wird. Um die Steuerarten bequem zu- 
sammenzählen zu können, muss man ein Blatt Kartenpapier von der 
Grösse einer Kegisterseite zu Hülfe nehmen, in welchem in den ent- 
sprechenden gleichen Abständen gitterartig Felder ausgeschnitten 
sind, durch die bei Auflegen des Kartenblattes von jedem Konto nur 
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eine Zeile sichtbar bleibt. Man legt dann das Papier zuerst so auf, 
dass nur die Zeilen erscheinen, auf denen die erste Steuerart steht, so- 
wie diejenige, auf welche die Seitensumme dieser Steuerart ein- 
getragen ist, dass aber alle anderen Zahlen verdeckt bleiben. Hat 
man die erste Steuerart addiert, so rückt man das Kartenblatt eine 
Zeile tiefer, so werden nur diejenigen Zeilen sichtbar, welche die 
zweite Steuerart enthalten und man kann nun diese zusammen- 
zählen u. s. f. 

Es müssen nur am Fusse des Steuer-Registers so viele Zeilen 
für die Summen vorgesehen sein, als Steuerarten vorkommen, sowie 
unter diesen noch eine Zeile für die Hauptsumme. Legt man das 
Kartenblatt zuletzt so auf, dass durch die Ausschnitte die Summen 
der einzelnen Konten sichtbar werden, so kann man auch diese addieren 
und die Summe in die Zeile für die Hauptsumrae eintragen. Es ist 
hierbei nur zu beachten, dass die Zeilen und die einzelnen Konten 
genau die gleichen Abstände von einander haben, so dass die Aus- 
schnitte des Kartenblatts genau passen. 

Das besprochene Hülfsmittel lässt sich auch anwenden, wenn 
es sich darum handelt, die auf einer Seite eines Gasgelder-Hebe- 
Registers untereinander geschriebenen Geldbeträge für Brenngas, Heiz- 
und Kraftgas und Gasuhr-Miete getrennt zu addiren. 

Bei Schulgeld-Heberegisteru empfiehlt sich die Einteilung der 
Blattseite in Konten, in denen die Namen der zu einer Familie in ge- 
hörigen Kinder untereinander geschrieben werden können. (Anlage 5). 

Es mögen die aufgeführten Beispiele genügen. 

• 

§ 49. 
Das Asservaten-Kontobuch. 

Alle vorübergehend zur Kasse gelangenden Zahlungen, z. B. 
Einhebungen für fremde Kassen, ferner Vorschusszahlungen oder 
Sicherheitsleistungen, die für später erwachsende Kosten einge- 
zahlt werden, z. B. zur Sicherstellung von Kuikosten, Kosten für 
herzustellende Kanalleitungen. Trottoire, Gas-Einrichtungen unddergl. 
sind ausser im Kassenbuche in dem Asservaten-Kontobuche ein- 
zutragen. 

Dasselbe hat folgende Spalten-Einteilung zu erhalten: 

1. Laufende Nummer. 

2. Einnahme-Betrag. 

3. Datum der Einzahlung. 

7 + 
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4. Kassenbuch Fol. und No. : 

5. Bezeichnung des Einzahlers und der Sache. 

6. Betrag der Auszahlung. 

7. Datum der Auszahlung. 

8. Nummer des Kassenbuchs. 

9. Bemerkungen. 

Jede Ausgabe hat unmittelbar auf derselben Zeile ihren Platz 
zu erhalten, auf welche derselbe Betrag als Einnahme verzeichnet 
steht, sodass jederzeit ersehen werden kann, welche Asservate ein- 
gezahlt wurden und welche noch bestehen. 

§50. 
Das Verlags-Konto-Buch. 

Für alle Zahlungen, die nur vorübergehend geleistet werden, 
z. B. Vorschusszahlungen an Personen oder Kassen, Ausgaben, von 
denen noch nicht feststeht, in welchem Rechnungsabschnitte ihre 
Verbuchung stattfinden soll, ebenso Zahlungen für Arbeiten, die in 
ein späteres Rechnungsjahr gehören, aber vorgriffsweise bereits in 
Angriff genommen oder vorbereitet werden, ist ein Verlags-Konto- 
buch zu führen. Die Spalten-Einteilung ist die folgende: 

1. Laufende Nummer, 

2. Ausgabe- Betrag, 

3. Datum der Ausgabe, 

4. Nummer des Kassenbuchs, 

5. Bezeichnung der Sache und Namen des Empfängers, 

6. Betrag der Rückerstattung oder Umbuchung, 

7. Datum der Einzahlung oder Erledigung, 

8. Nummer des Kassenbuchs, 

9. Bemerkungen. 

Für jede Angelegenheit ist ein besonderes Konto zu bilden. 
Ausgaben und Einnahmen, welche dieselbe Angelegenheit betreffen, 
haben sich gegenüberzustehen. Aus dem Verlagskontobuch muss er- 
sehen werden können, welche Zahlungen verlagsweise bestritten 
worden sind, welche erstattet oder durch Übertragung in die be- 
treffenden Abschnitte des Manuals erledigt wurden, und welche 
noch bestehen. 

Finden Umbuchungen statt, so muss diese selbstverständlich 
durch neue Vereinnahmung und Verausgabung auch im Kassenbuche 
vorgenommen werden, damit der betreffende Geldbetrag in die richtige 
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Geldspalte zu stehen kommt. Bei dem neuen Eintrag hat man bei- 
zufügen: Umbuchung von Seite Nr 

§51. 
Das Kapitalbuch. 

Das Kapitalbueh ist bestimmt, eine Übersicht zu geben über 
alle ausgeliehenen Kapitalien. Dasselbe zerfällt in zwei Teile. 

Der eine Teil umfasst alle Hypothekenkapitale und hat folgende 
Spalten-Einteilung zu erhalten: 

1. Laufende Nummer, 

2. Kapitalbetrag, 

3. Zinsfuss, 

4. Name des Schuldners, 

5. Datum der Schuldurkunde, 

6. Bezeichnung des verpfändeten Grundstücks, 

7. Taxwert des Grundstücks und Brandversicherungssumme der 
Gebäude, 

8. Bezeichnung der darleihenden Kasse, 

9. Bemerkungen. 

Die Eintragungen sind entweder in alphabetischer Reihenfolge 
zu bewirken, es ist dann für jeden Buchstaben genügender Raum 
vorzusehen, oder in der Reihenfolge der Entstehung; es ist im letzteren 
Falle dann noch ein alphabetisches Namensregister zu führen. Unter 
jedem Eintrag ist etwas Raum frei zu lassen, damit Änderungen am 
Kapital, Namen des Schuldners usw. nachgetragen werden können. 
Ist der Raum für einen umfänglicheren Nachtrag zu knapp, so ist 
der Eintrag auf eine neue Stelle zu übertragen. Der frühere Ein- 
trag ist mit roter Tinte zu durchstreichen und in der Bemerkungs- 
spalte die Nummer einzutragen, hinter welcher der neue Eintrag 
sich findet. Sind Kapitale zur Rückzahlung" gelangt, so ist das bei 
dem betreffenden Eintrag gleichfalls in der Bemerkungsspalte zu ver- 
merken. Der andere Teil des Kapitallmohs ist zur Aufzeichnung der 
Wertpapiere bestimmt und hat folgende Spalteneinteilung zu erhalten. 

1. Laufende Nummer, 

2. Bezeichnung des AVertpapiers nach Gattung*. Serie. Littera 
und Nummer. 

3. Nennwert, 

4. Zinsfuss. 

5. Bezeichnung der Kasse, der das Wertpapier gehört, 
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6. Blatt des Depositenbuchs, 

7. Jahr der Anschaffung, 

8. Anschaffungskurs, 

9. Spalte für Bemerkungen über Auslosung, Konvertierung, 
Verkauf u. s. w. 

Die Wertpapiere sind nach Gattungen geordnet einzutragen. 

§52. 
Das Obligations-Register oder Schuldbuch. 

Die Obligationen aufgenommener unkündbarer Anleihen sind in 
einem Obligationsregister (Anlage 7) nachzuweisen, das folgende 
Spalten- Einteilung erhalten muss: 

1. Serie und Nummer der Obligationen. (Die Seile ist über 
dem Kopfe des Formulars einzuschreiben.) 

2. Bemerkungen. 

3. Jahr der erfolgten Auslosung. 

4. Datum der Einlösung des ausgelosten Stückes oder des Rück- 
kaufs desselben und 

5. die erforderliche Anzahl Spalten für die Ausgabe neuer 
Zinsscheinbogen. 

Dem Register sind einige Blätter vorzuheften zum Einschreiben 
eines Vorberichtes über die Art und Begebung der Anleihe, den 
Begebungskurs, Art der Auslosung und Einlösung, eingegangene 
Beschränkung einer verstärkten Tilgung, femer über die vorhandenen 
Druckmaterialien (Unterschriften und Trockenstempel), sowie der 
Reservestücke, endlich über den Druck und die Abstempelung der 
Obligationen und Zinsscheinbogen und die durch die Herstellung 
derselben entstandenen Kosten. 

Ferner sind hierher die als abhanden angemeldeten Obligationen 
und die ausgegebenen Ersatzstücke für vernichtete oder verdorbene 
Obligationen und Zinsscheinbogen zu vermerken. 

§53. 
Das Zinsschein-Register. 

Die eingelösten Zinsscheine müssen, wie alle Ausgaben, im 
Kassenbuche verbucht werden. Die Verbuchung kann aber nicht 
einzeln erfolgen, sondern summen weise; daneben müssen sie zur 
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Kontrole in einem besonderen Zinsschein-Register so eingetragen 
werden, das» nachgewiesen wird, welche Stücke eingelöst sind und 
welchen Betrag sie ergeben. 

Für die Ausführung der Buchung sind verschiedene Verfahren 
im Gebrauch. Es hat entweder der Kassenbeamte monatlich die 
sämtlichen von ihm eingelösten Zinsscheine, nachdem sie durchlocht 
oder durchkreuzt und auf diese Weise von ihm entwertet worden 
sind, geordnet nach Serien und Nummern in Beleg- Verzeichnissen 
zusammenzustellen, die Summen im Kassenbuche zu verausgaben 
und die Verzeichnisse mit der Kassenbuchsnummer zu verseilen; 
oder er hat die Zinsscheine, nur nach den Serien geschieden, aber 
gleichfalls entwertet, in Packetchen von je 100 Stück zusammenzu- 
fassen und den Wertbetrag und die Stückzahl, aber ohne Einzel- 
aufführung ihrer Nummern, auf einem Belege auszudrücken. Ein 
jedes Packetchen erhält auf seinem Umschlag zur Kennzeichnung 
die Kassenbuchs-Nummer aufgeschrieben, wie auch der zugehörige 
Beleg. Die Zinssclieine sind nun vom Kassenbeamten dem Kontroi- 
heamten zu übergeben, der den Beleg nach der Zahl der Zinsscheine 
zu prüfen und durch Mitunterschrift festzustellen sowie jeden Zins- 
schein einzeln im Zinsschein-Register als eingelöst einzutragen hat. 
Die Zinsscheine sind alsdann durch Abschneiden einer Ecke oder 
auf sonst eine Weise nochmals zu kennzeichnen und in Verwahrung 
zu nehmen. 

Das Zinsschein-Register kann entweder so eingerichtet 
sein, dass jede Zeile eine Obligations-Nummer erhält und dass zum 
Eintragen der eingelösten Zinssclieine Spalten, lür jeden EinlÖsungs- 
termin eine Spalte, vorgesehen sind. 



Auch können umgekehrt die Zeilen für die Einlösungstermine 
und die Längsspalten für die Obligations-Nummern bestimmt werden: 



Die eingelösten Stücke werden in der Weise eingetragen, dass 
in der betreffenden Spalte die Nummer des Packetchens einge- 
schrieben wird, in dem die Zinsscheine verpackt sind, oder auch 
es wird in den betreffenden Spalten mit Buntstift ein Haken 
gemacht» wobei man zur besseren Unterscheidung der Einlösungs- 
termine abwechselnd Blaustift, und Kotstift verwendet. 

Die ausgelosten Stücke werden dadurch kenntlich gemacht, 
dass alle Zinsscheinfelder der betreffenden Nummern vom Aus- 
losungstermine an mittelst eines Farbstiftes durchstrichen werden. 

Von den beiden Formularen verdient wegen seiner besseren 
Übersicht das letztere den Vorzug. Die Verwendung dieser For- 
mulare ist jedoch umständlich und das Register wenig übersichtlich, 
weil die ganze Zahlenreihe einer Serie sich durch eine grosse An- 
zahl Seiten hindurchzieht. 

Man erzielt eine grössere Übersichtlichkeit, wenn sämtliche 
Nummern der Obligationen auf wenige Seiten zusammengefasst 
werden, wie das bei dem folgenden Formular möglich ist, das — 
für einen Fälligkeitstermin bestimmt — in so. viele Felder von je 
100 A 7 ierecken eingeteilt ist. als die Anleihe- Serie Hunderte von 
Stücken umfasst. 

Durch die ober- und unterhalb, sowie links und rechts eines 
jeden Feldes stehenden Zahlen wird genau bezeichnet, für welche 
Nummer jedes Viereck bestimmt ist. 

In dem nachstehenden Muster wird man leicht die Vierecke 
für jede beliebige Nummer finden können, doch könnte man auch, 
um noch grössere Übersichtlichkeit zu bekommen, in jedem Viereck 
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die ihm zukommende Nummer mit Ziffern aufdrucken lassen. Die 
Ziffern müssen aber recht klein sein, damit die in die Vierecke 
einzuschreibenden Zahlen oder Zeichen nicht undeutlich werden. 

Eine jede Blattseite kann sechs solcher Felder aufnehmen, es 
finden also auf zwei Seiten eines Bogens 1200, auf drei Seiten 1800 
Nummern Platz. 

Wie schon angedeutet, ist dieses Formular zur Einzeichnung 
der eingelösten Stücke für je einen Fälligkeitstermin bestimmt. Die 
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Einzeichnung der eingelösten Stücke kann so geschehen, dass in die 
Vierecke entweder die Nummern des Packetchens eingeschrieben 
werden oder dass mit Farbstift ein einfacher Haken gemacht wird. 
Wenn aber die Verbuchung im Zinsschein-Register erst nach dem 
Ablaufe des Jahres vorgenommen wird, nachdem die fällig gewese- 
nen Zinscheine in der Mehrzahl eingegangen sind, so ist es viel 
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bequemer, nicht die eingelösten Zinsscheine, sondern die fehlenden 
durch Einschreiben ihrer Nummern zu kennzeichnen. 

In dem obigen Muster sollen z. B. die Nummern 415, 444, 
447 und 475 als fehlend bezeichnet werden, während alle übrigen 
Nummern eingegangen sind. Hat man alle eingelösten Zinsscheine 
eines Termins nach der Nummerfolge geordnet, so ist das Ver- 
gleichen derselben mit dem Register und das Einschreiben der feh- 
lenden Nummern eine leichte Arbeit. In der Nummerreihe sind 
vorher jedoch die ausgelosten Stücke kenntlich zu machen. Es 
lässt sich das am einfachsten so ausführen, dass man für jede Seite 
des Formulars ein gleich grosses Blatt von Kartonpapier (Akten- 
deckel) mit dem gleichen Aufdruck herstellen lässt. Auf diesem be- 
zeichnet man die ausgelosten Nummern in den zugehörigen Vier- 
ecken durch ein Kreuzchen und lässt sie mit einem Locheisen durch- 
schlagen. Es lässt sich dann das Kartonblatt als Schablone ver- 
wenden. Angenommen, es seien in einem solchen die Nummern 42 1, 
426, 443 und 465, die als ausgelost gelten sollen, ausgestanzt, 
so kann man, wenn das Kartonblatt auf die entsprechende Seite 
des Formulars aufgelegt wird, durch die Stanzlöcher mit Bleistift, 
Farbstift oder mittelst eines kleinen Stempels auf dem darunter 
liegenden Formular kleine Kreise herstellen, wie das oben gegebene 
Muster zeigt. 

Die in dem nächsten und in den folgenden Jahren ausgelosten 
Nummern werden gleichfalls durch ein Kreuzchen kenntlich ge- 
macht, so dass man sie ausstanzen lassen kann und dient dann das 
Kartonblatt für jeden Fälligkeitstermin als Schablone. 

Für jede Seite des Formulars ist natürlich eine besondere 
Schablone nötig. Die Verwendung der Schablone zum Kennzeichnen 
der ausgelosten Stücke hat sich bei einer Verwaltung, die dieselbe 
seit Jahren eingeführt hat, bewährt. Sie erfordert selbstverständlich 
Aufmerksamkeit und Sorgfalt, damit nicht Fehler unterlaufen, doch 
diese erfordert auch eine jede Buchungsarbeit. Sollte einmal bei 
aller Aufmerksamkeit ein unrichtiges Viereck ausgestanzt worden sein, 
so lässt sich der Fehler leicht dadurch beseitigen, dass man auf das 
Viereck ein kleines Stück Kartonpapier von gleicher Grösse des 
Vierecks aufklebt. 

Die letzte Seite jedes Formulars hat die Berechnung des Soll- 
betrages der einzulösenden und des Istbetrages der eingelösten 
Stücke zu enthalten. 
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A. Eingelöste Zinsscheine der ungekündigten Obligationen. 



Soll 

im vorigen 
Termin 



Betrag 



® i 
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CQ ! 
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o 

a ® 

ao 

S 



Daher Ein- 
lösungssoll 
rar 



Betrag 



Jt 



M 



OJ 




I 



in Rückstand 
verblieben 



i Betrag « 



OD 



Beleg-Blatt 
der Akten oder Nr. 

des Zins- 
schein-Paketchens. 



M 



B. Einlösung von Zinsscheinen ausgeloster Obligationen: 



a. Vorschuss- 

Betrag 

for eingelöste 

Zinsscheine 



Betrag 




b. Asservirter 
Betrag 
in Abzug ge- j 

bracht für fehlen- 
de Zinsscheine 

bei Einlösung von 
Obligationen 



Betrag 



Stück 



Beleg- 
Nr. 



Übertrag aus voriger Rechnung 

Zinsschein-Nr. 

a. für folgende öffi^^; 

b. „ » dgl. 
hierzu : 

Abzüge für fehlende Zinsscheine bei 
Einlösung ausgeloster Obligationen 
seit dem vorigen Termin für folgende 
Zinsscheine Nr. 
Öbligations-Nr. 

hierzu : 

Betrag der eingelösten Zinsscheine 
ausgeloster Stücke seit dem vorigen 
Termin für folgende 
Zinsscheine Nr. 
Obligations-Nr. 



Summa 



mithin bleiben : 

>ä ^ Saldo a. Vorschuss für folgende 

Stücke : 
„ * b. Asservirt für folgende 
Stücke : 



»* 



c) Ausgabe (Einnahme) Bestand. 
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§ 54. 
Das Grundstücks-Register. 

Über alle der Gemeinde gehörigen Grundstücke ist ein Ver- 
zeichnis (Kataster, Fundbuch) zu führen. (Anlage 18). Die Grund- 
stücke sind unter verschiedenen Abteilungen nach ihrer Art ge- 
schieden, als: 

Hofraiten, Gärten, Acker und Wiesen, Wald, Leeden, Stein- 
brüche, Teiche, Gräben usw., Strassen, Plätze und Wege nach ihrer 
Fundbuchs-Nummer geordnet einzutragen. 

Hinter der Fundbuchs-Nummer sind in besonderen Spalten die 
Grundstücksbeschreibung, die Erwerbsurkunde, die Belastung, der 
Erwerbspreis, der Taxpreis, bei Gebäuden auch der Brandver- 
sicherungswert, anzugeben. Auf der gegenüberstehenden Seite sind 
etwaige Veränderungen nachzutragen und dafür folgende Spalten 
vorzusehen: Zugang, woher, Urkunde, Wert, Abgang, wohin, Urkunde, 
Wert, neuer Bestand. 

Die laxwerte sind in jeder Abteilung zusammenzuzählen. In 
jedem Jahre sind unter der Abschlusszahl die Zugänge nachzu- 
tragen, die Abgänge abzuziehen, so dass jeder Zeit der jeweilige 
Wert des vorhandenen Grundbesitzes ersehen werden kann. 



§ 55. 
Das Inventarien-Verzeichnis. 

Die Inventariengegenstände, sowie die Zu- und Abgänge dabei 
sind in besonderen Verzeichnissen nachzuweisen. (Anlage 19). Die 
Aufstellung hat entweder zu erfolgen für jeden Raum besonders 
oder unterschieden nach der Art der Gegenstände. Es sind einzu- 
tragen und haben auf einander zu folgen: 

Die laufende Nummer, 

Datum der Anschaffung, 

Stückzahl. 

Sachbezeichnung, 

Beleg-Nummer, 

Raum für Eintragung des Attestes. 
Die gegenüberstehende Seite ist für Veränderungen bestimmt 
und auf derselben folgende Spalten-Einteilung vorzusehen für: 
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Datum der Veränderung, 

Zugang, Stück, 

Abgang, Stück, 

Sonstige Veränderungen, 

Bestand, Stück, 

Nummer, unter welcher die Neueintragung erfolgt, 

Raum zur Eintragung des Attestes, 

Bemerkungen. 
Neben dein Inventarien- Verzeichnis ist in jedem Raum eine 
Tafel aufzuhängen, auf welcher die im Räume ständig vorhandenen 
Gegenstände aufzuzeichnen sind. 

Der Inventarisierung unterliegen alle Gegenstände, die bei 
dem Gebrauche nicht vernichtet werden oder ihre Beschaffenheit 
nach Form und Inhalt nicht verändern. 

Die natürliche Abnutzung entkleidet dieselben nicht ihrer Eigen- 
schaft als Inventargegenstand. Ausgeschlossen von der Inventa- 
risierung sind: 

1. Verbrauchsgegenstände aller Art, 

2. Gegenstände, die einem raschen Verbrauch unterliegen, 

3. bewegliche Gegenstände an und in den Gebäuden, welche 
als deren Zubehörungen zu betrachten sind, z. B. Fenster, 
Türen, Ofen, Gasbeleuchtungs- und Wasserlei tungs -An- 
lagen. 

Auf den Rechnungsbelegen ist die erfolgte Inventarisirung unter 
Angabe der Nummer des Inventarien- Verzeichnisses zu vermerken. 
Sammlungsgegenstände und Bücher sind in ähnlicher Weise im 
Kataloge zusammenzustellen. 

§ 56. 
Das Lagerbuch. 

Angekaufte Materialien, Waren etc. (z. B. Steine, Kanalröhren), 
die nicht für den jedesmaligen Bedarf, sondern in grösseren nur nach 
und nach zur Verwendung kommenden Mengen angeschafft oder welche 
zu nach und nach stattfindendem Verkaufe oder Verbrauche gewon- 
nen oder hergestellt werden, sind im Lagerbuche zu verbuchen. 

Für jede einzelne Gattung ist ein besonderes Konto einzurichten. 

Es ist einzutragen auf der linken Blattseite der Eingang, 
und zwar: 

1. Die Bestände aus dem Vorjahre. 
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2. der Zugang an neuen Mengen, 

3. der jedesmalige Tag des Zugangs, 

4. „ „ Preis. 

5. „ „ Geldbetrag, 

6. „ Name des Lieferanten, 

7. Tag, an welchem die Rechnung bezahlt worden ist, 

8. Kassenbuchs-Nummer, 

9. Beleg-Nummer, 

auf der gegenüberstehenden Seite der Ausgang und zwar: 

1. Menge, welche ausgegeben oder verwendet worden ist, 

2. Datum des Abgangs, 

3. Preis, 

4. Geldbetrag, 

5. Verwendungszwecke oder Empfänger, 

6. Vermerk über erfolgte Verbuchung im Manual oder erfolgte 
Bezahlung durch den Empfänger, 

7. Manualseite, 

8. Beleg No. 

Am Jahresschluss ist der Ausgang von dem Eingang zu kürzen 
und der sich ergebende Bestand, sofern er mit dem wirklichen Vorrat 
übereinstimmt, auf das Neue vorzutragen. 

Stimmt der wirkliche Vorrat mit dem buchmässigen nicht überein, 
was durch Einmass oder Lagerverlust herbeigeführt worden sein 
kann, so ist ein Mehrvorrat vor dem Abschlüsse der Eingangsseite, 
eine Fehlmenge auf der Ausgangsseite hinzuzusetzen, sodass nun- 
mehr der buchmässige Bestand mit dem wirklichen Vorrat überein- 
stimmt. Der Wert des Mehrvorrats ist auf Grund eines Belegs des 
Materialien- Verwalters in Rechnungseinnahme zu stellen, der Wert 
der Fehlmenge ebenso in Rechnungsausgabe. 

Der Abschluss des Lager buchs ist vom Materialien- oder Lager- 
verwalter zu unterschreiben und von einem Kontroibeamten hinsichtlich 
der Richtigkeit und Vollständigkeit das Bestandes zu bescheinigen. 

§57. 
Das Schreibmaterialien-Kontobuch. 

Ist der Stadtkassen Verwaltung, wie das in kleinen Städten 
meistens der Fall sein wird, die Anschaffung und die Verwaltung 
der Schreibmaterialien und Formulare übertragen, so ist auch hier- 
über Buch zu führen. 
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Im Schreibmaterialien-Kontobuch ist entweder jedem Gegenstände 
ein besonderes Konto zu geben, oder es ist jede Buchseite mit so- 
vielen Spalten zu versehen, als Gegenstände zu verbuchen sind, so 
dass jeder Gegenstand eine Spalte erhalten kann. Auf der linken 
Seite ist der Bestand und der Zugang einzutragen, auf der rechten 
die Abgabe an die einzelnen Beamten oder Amtsstellen. 

Am Jahresschlüsse ist der Ausgang vom Eingang abzuziehen 
und der Bestand neu vorzutragen. 



§58. 
Das Pormularbuch. 

Auch bei den Formularen ist eine Ordnung notwendig. Man 
ordnet sie nach den verschiedenen Verwaltungsabteilungen und nach 
ihrer Bestimmung und lässt sie zu einem Buche so vereinigen, dass 
es möglich ist, noch andere dazwischen einzukleben oder einzuheften. 

Die Formulare sind fortlaufend zu nummerieren, sowie nach den 
verschiedenen Verwaltungsstellen durch Buchstaben zu unterscheiden 
(z. B. diejenigen für das Bauamt durch B, für das Polizeiamt durch 
P. u. s. w.) Beim Druck der Formulare lässt man Buchstabe und 
Nummer in der linken Ecke mit aufdrucken. In das Formularbuch 
ist auf den betreffenden Formularen jede Bestellung eines Neudrucks 
vorzumerken und zwar mit Angabe des Datums, der bestellten Menge, 
des Lieferanten und der Herstellungskosten. . 

Das Formularbuch gibt dann zugleich eine Übersicht über den 
Verbrauch und die Preise und erleichtert die Bestellung neuer 
Vorräte. 

§59. 
Das Bestell- oder Belegbuch. 

Es muss für jeden Beamten, der ermächtigt ist, Waren oder 
Vorräte anzuschaffen, feststehende Regel sein, über jede Bestellung 
und jede aufgetragene Arbeit einen Beleg auszustellen, der von dem 
Lieferanten oder Arbeitsleist enden später der Rechnung beizufügen ist. 

Man lege zu diesem Zwecke ein Buch an, in welchem die 
Blätter foliiert und so perforiert sind, dass sie mit Leichtigkeit her- 
ausgetrennt werden können, ein einige Finger breiter Streifen des 
Blattes, der die gleiche Blattseite trägt, aber zurückbleibt. Die ge- 
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machte Bestellung wird nicht nur auf dem abzutrennenden Belege, 
sondern auch auf dem zurückbleibenden Streifen vermerkt. Die 
Blätter sind mit geeignetem Aufdruck zu versehen, so dass nur die 
Bestellung eingefügt zu werden braucht. Oder auch man verwendet 
ein Buch, in dem immer nur ein um das andere Blatt perforiert 
ist und abgetrennt werden kann. Zwischen das perforierte und das 
folgende nicht perforierte Blatt wird ein Abfärbeblatt eingeschoben, 
sodass das, was auf das erste Blatt geschrieben wird, auf das fol- 
gende sich farbig abdruckt. Das beschriebene perforierte Blatt wird 
abgetrennt und dem Lieferanten ausgehändigt und man behält dann 
auf dem folgenden Blatte einen genauen Abdruck der Bestellung zurück. 

Auch die Blätter dieses Buches sind zu foliieren und mit geeig- 
netem Aufdruck zu versehen. 

Zur Nachricht für den Lieferanten muss der Beleg die An- 
merkung enthalten, dass Zahlung nur dann geleistet wird, wenn 
der Beleg der Rechnung beigefügt ist, sowie dass die Rechnung 
spätestens bis zu einem zu bestimmenden Termin eingereicht sein 
muss. Damit man in dem Abschluss der Bücher nicht gehemmt 
wird, muss man die Lieferanten daran zu gewöhnen suchen, dass 
sie rechtzeitig ihre Rechnungen einreichen. Man kann sogar die 
Lieferungsbedingung vorschreiben, dass der Lieferant sich bei ver- 
späteter Einreichung den Abzug gewisser Prozente vom Rechnungs- 
betrag gefallen zu lassen hat. Auch eine solche Lieferungsbedingung 
ist auf dem Belege als Anmerkung beizufügen. 



§60. 

Der Terminskalender und die Registrande. 

Der Terminskalender, ein buchförmiger mit leeren Blättern 
durchschossener Kalender, ist erforderlich, um in demselben alle fest- 
stehenden Termine schon vor Beginn des Jahres einzutragen, sowie 
im Laufe des Jahres alle neu angesetzten nachzutragen. 

Am Schlüsse jeder Woche ist nachzuschlagen, welche Termine 
in der nächsten Woche zu beachten sind, damit rechtzeitig die 
erforderlichen Massnahmen getroffen werden können. Erfordern 
bestimmte Termine eine längere Vorbereitung, so ist schon eine 
entsprechende Anzahl von Tagen vorher durch einen kurzen Hin- 
weis im Terminskalender auf den Tag aufmerksam zu machen. 
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Einzutragen sind alle Verhandlungen, zu denen Vorladungen 
erfolgt sind, ferner die an bestimmte Zeitfristen gebundenen Zahlungen 
oder Amtshandlungen, z. B. die Auszahlung von Legatzinsen, Pacht- 
gelder, Schuldzinsen, die Einreichung von Steueranmeldungen und 
Schuldzinsanmeldungen, Auslosungstermine und Termine zur Ein- 
sendung ausgeloster Schuldverschreibungen an die zahlungspflichtige 
Kasse, der Ablauf von Pacht- und Mietverträgen, ferner sind an- 
zumerken die von Gerichten bekannt gegebenen Fristen zur An- 
meldung von Forderungen zu Konkursen und Zwangsverkäufen und 
dergl. mehr. Für den Vorsteher der Kasse muss daneben noch auf 
einem grossen Tafel ka lender durch ein Stichwort jeder Termin 
hervorgehoben werden. 

Die Registrande ist bestimmt zum Eintragen aller ein- und 
ausgehenden Schreiben unter kurzer Angabe des Absenders oder 
Empfängers, des Eingangs- und Ausgangs-Datums, des Inhalts, der 
Registranden-Nummer, der Art der Erledigung. 

§61. 
Die Jahres-Rechnung. 

Das Gesamtergebnis des Jahresfinanzdienstes wird bei der 
Kaineralrechnungsführung in der Jahresrechnung oder Hauptrechnung 
zur Darstellung gebracht. Sie wird aufgestellt auf Grund der im 
Laufe des Jahres geführten Bücher, der Manuale, Heberegister und 
Xebenbücher. Sie ist eine systematisch geordnete Übersicht aller 
Kassenvorgänge des betreffenden Rechnungsjahres. Die Grundlage 
hinsichtlich der Einteilung und der Ordnung ist der Etat, hinsicht- 
lich des Inhalts jedoch die Buchführung während des Rechnungsjahres. 

Die Rechnung verfolgt einen doppelten Zweck, einmal soll in 
derselben eine geordnete in Zahlen ausgedrückte Übersicht der sämt- 
lichen Verwaltungsergebnisse gegeben, zweitens nachgewiesen werden, 
wie dem Etat (§ 18) und den Ausführungsanordnungen durch die 
Kassenführung entsprochen worden ist. Die Rechnung hat die sämt- 
lichen Resultate der Buchführung des abgelaufenen Jahres zu ent- 
halten. Ihr Abschluss muss mit dem Abschlüsse der Kassenbücher 
(§ 35) und Manuale (§45) übereinstimmen. Während der Etat Ein- 
nahmen und Ausgaben in Betracht zieht, die innerhalb einer 
bestimmten Zeitperiode mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu er- 
warten sind, enthält die Jahres-Rechnung den Nachweis, welche 

Einnahmen und Ausgaben in dem gegebenen Zeitraum wirklich an- 

8 
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gefallen und ferner, welche davon zur Ausführung gekommen oder 
in Rest geblieben sind. Während ferner der Etat nur die voraus- 
sichtlichen Einnahmen und Ausgaben des laufenden Jahres enthält, 
umfasst die Jahres-Rechnung überhaupt alle Einnahme- und Aus- 
gabe-Vorkommnisse, auch wenn sie im Etat nicht vorgesehen waren, 
z. B. Änderungen am Vermögen, sowie die zur Erledigung gekommenen 
Reste früherer Jahre und zuweilen vorausgegriffene Einnahmen und 
Ausgaben eines späteren Etatjahres (Asservaten und Verlagsposten), 
Neben der eigentlichen Geldrechnung sind Naturalrechnungen 
abzulegen, welche die Veränderungen an den Naturalbeständen nach- 
zuweisen haben. 

Die Einnahme- und Ausgabe-Rechnung zerfällt ebenso wie der 
Etat in die ordentliche Einnahme und Ausgabe (Ordinarium oder 
Betriebs-Rechnung) und in die ausserordentliche Einnahme und Aus- 
gabe (Extraordinarium oder Vermögensrechnung). Zugleich ergibt 
sie in den Naturalrechnungen den Bestand an Magazin- oder Lager- 
vorräten. 

§62. 
Allgemeine Erfordernisse einer Rechnung. 

Die Jahresrechnung hat den gleichen Zeitraum zu umfassen wie 
der Etat. (§ 10.) Das Rechnungsjahr muss also mit dem Etatjahr 
zusammenfallen. Die Anordnung der Abschnitte, Kapitel, Titel oder 
Konten und der Unterabteilungen soll der des Etats entsprechen, 
die Bezeichnung und Benennung die gleiche sein. Die Einnahmen 
und Augaben müssen unter denselben Abschnitten, Kapiteln, Titeln 
oder Konten eingestellt sein, unter denen sie im Etat (§ 17) vorge- 
sehen sind. 

Sind im Etat einzelne Ausgabetitel als deckungsfähig mit anderen 
Ausgabetiteln bezeichnet, (übertragbar) so hat das nur die Bedeutung, 
dass die etwaigen Mehrausgaben bei dem einen Titel durch etwaige 
Minderausgaben bei dem anderen Titel sich ausgleichen. Die Aus- 
gaben sind jedoch immer unter derjenigen Abteilung zu verrechnen, 
unter welcher sie ihrem Gegenstande nach gehören. In der Regel 
dürfen Ausgaben nicht von Einnahmen und umgekehrt Einnahmen 
nicht von Ausgaben vorweg in Abzug kommen, wenn ein solcher 
nicht im Etat ausdrücklich vorgesehen ist. 

Eine Ausnahme findet statt bei Ausgleichung von Rechnungs- 
differenzen. (§ 82.) Ist ein solcher Abzug statthaft, so hat er hinter 
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der Geldspalte stattzufinden, indem der volleEinnahme- oder Ausgabe- 
betrag und darunter der abzuziehende Betrag ersichtlich gemacht 
und nur der Nettobetrag in die Geldspalte eingestellt wird. In der 
Rechnung sind alle Einnahmen und Ausgaben einzeln aufzuführen, 
es sei denn, dass besondere Heberegister und Zahlungsregister ge- 
führt werden, die als Belege dienen und auf welche in der Rech- 
nung Bezug zu nehmen ist. Solche Heberegister oder Zahlungs- 
register bilden meistens — namentlich wenn sie umfänglich sind — 
nach revisorischer Feststellung der Abschlusszahlen die Grundlage 
für Kassenverordnungen oder Kassenbelege, die dann an Stelle 
der Register als Rechnungsnachweise zu dienen haben. Die Rech- 
nung muss gebunden und mit Blatt- oder Seitenziffern versehen sein. 
Auf der Vorderseite, bei gebundenen stärkeren Büchern auch auf 
dem Rücken des Buches, sind Aufschriften anzubringen, welche die 
Bezeichnung der Kasse, des Fonds oder des Gegenstandes der Rech- 
nung und das Rechnungsjahr ergeben. 

Die Rechnung muss ein Titelblatt enthalten, das angeben 
muss: 

a) die Kasse oder den Gegenstand der Rechnung, 
bi den Zeitraum, für welchen die Rechnung gelegt wird, 
cj den Namen und die Dienstbezeichnung des oder der Rechnungs- 
führer, 
d) die Zahl der zur Rechnung gehörigen Belege, und, w r enn letztere 
in mehrere Bände gebunden sind, die Zahl und Bezeichnung 
der einzelnen Bände, z. B.: 
Band I, zu Abschnitt I — III der Ausgabe, Beleg 1—450 
„ II, „ ,. IV- VII „ „ „ 451—778. 

Auf das Titelblatt hat ein Inhaltsverzeichnis zu folgen, aus 
dem die Seitenzahlen der einzelnen Teile der Rechnung, sowie 
der Resten- und Verlagsverzeichnisse und der Anhangs- und Neben- 
rechnungen zu ersehen sind. An das Inhaltsverzeichnis hat sich 
ein summarischer Auszug aus der Kinnahme- und Ausgabe-Rechnung 
anzureihen, in dem die Summen der Rechnungsabschnitte unter 
einander gestellt und zusammengezählt sind und der eine Ver- 
gleichung der Abschlusszahlen der Einnahmen und Ausgaben ent- 
hält. Zu jedem Abschnitt ist die Seiten- oder Blattziffer anzugeben, 
wo der Abschnitt in der Rechnung zu finden ist. Am Schlüsse 
der Rechnung ist ein Verzeichnis der in der Rechnung vorkommen- 
den Reste sowie ein Verzeichnis der Asservaten und ein solches der 
Verlagsposten beizufügen. Endlich hat noch eine Übersicht über 
das Vermögen und die Schulden zu folgen. 
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Ist nicht schon in der Rechnung zu jedem Eintrag der Etat- 
betrag gegenübergestellt, so dass schon die Rechnung selbst eine 
Vergleichung mit dem Etat enthält, so ist ihr eine besondere ver- 
gleichende Übersicht über die Positionen des Etats und der Rech- 
nung anzufügen. 

Es wird zweckmässig sein, wenn die Rechnung nicht gleich zu einem 
Bande vereinigt und gebunden wird, sondern dass diejenigen Teile, welche 
von verschiedenen Ausschüssen oder Kommissionen des Gemeinderats 
(Stadtverordneten-Versammlung) besonders geprüft zu werden pflegen, 
in gesonderten Heften an diese Ausschüsse abgegeben werden. 

Erst nachdem diese Prüfung vollendet ist, werden die einzelnen 
Teile zu einem Ganzen vereinigt und gehörig gebunden. 

Die Einstellung der Kassen Vorgänge in die einzelnen Abschnitte» 
Kapitel oder Titel der Rechnung hat in übersichtlicher Anordnung 
zu erfolgen mit erläuternden Hinweisen auf die in anderen Rech- 
nungsabteilungen sich findenden zugehörenden oder in Verbindung 
stehenden sonstigen Eintragungen. Allgemein hat als Grundsatz zu 
gelten, dass keine Buchungspost in ein allgemeines Kapitel oder 
dessen Unterabteilung eingestellt wird, wenn ein spezielles Kapitel 
vorhanden ist, in das sie ihrer Natur nach vollkommener 
und ausschliesslicher passt und in welchem sie einmal ge- 
sucht wird. Bei der Einordnung der einzelnen Rechnungsposten 
innerhalb einer Rechnungsabteilung ist auf das Zusammenhalten der 
zusammengehörigen, überhaupt der gleichartigen Posten zu achten» 
im Übrigen aber sind bei gleichartigen Posten die Namen 
der Geldempfänger in alphabetischer Reihenfolge, innerhalb dieser 
Folge nacli der Zeit der erfolgten Zahlung zu ordnen. Zweckmässig 
ist es, wenn zusammengehörende Posten hinter der Geldspalte ein- 
zeln aufgeführt und nur deren Gesamtsummen in die Geldspalte 
eingestellt werden. Die Rechnung soll nicht eine blosse Ab- 
schrift des Manuals sein, sondern soll die einzelnen Einträge in eine 
übersichtlichere Anordnung zu einander bringen, als das bei den 
Einträgen im Manual möglich ist. Die Rechnung soll auch nicht 
eine bloss ziffernmässige Darstellung der Geschäftsvorgänge enthalten» 
sondern der verbindende Text hat eine historische Bedeutung und 
ist von diesem Gesichtspunkte aus abzufassen. 

Sind Zahlungen in einzelnen Teilzahlungen erfolgt (Wochen-» 
Monats- oder Quartalszahlungen) so brauchen diese nicht so einzeln 
aufgeführt zu werden, wie dieses im Manual notwendigerweise ge- 
schehen muss, es genügt vielmehr die Einstellung des Jahresbetrages 
mit Hinweis auf die Zahlungs weise. 
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Jeder Eintrag muss durch einen Rechnungsbeleg bewiesen sein, 
er muss belegt werden. Sind solche Rechnungsposten jedoch ständig 
(z. B. Besoldungen, Pachtgelder u. dergl.) und sind sie bereits in 
einer früheren Rechnung durch eine Kassenverordnung belegt, so 
bedarf es in den ferneren Jahren, so lange sie unverändert bleiben, 
keiner neuen Kassenverordnung, es genügt vielmehr ein Hinweis 
auf die erfolgte Einweisung, (s. Anlage 10 und 11.) Es werden 
dann diese Einstellungen durch die Vorrechnung belegt. Die un- 
ständigen Einnahmen sind durch Kassenverordnungen oder durch 
Einnahme - Nachweisungen (Einnahme - Verzeichnisse), die mit 
Erhebungsanweisung versehen sind, zu belegen, unständige Aus- 
gaben durch Kassenverordnungen (Zahlungsanweisungen) und Quit- 
tungen der Empfangsberechtigten oder quittierte und mit Zahlungs- 
anweisung versehene Rechnungen, (s. Anlage 12 bis 15.) 

Alle Belege sind Blatt für Blatt mit fortlaufender Nummer 
zu versehen. Die Beleg-Nummer ist in der dazu bestimmten Rech- 
nungsspalte anzuführen. Gehören mehrere Belege zu einer Rech- 
nungsposition, so ist die erste und letzte Belag-Nummer in Gestalt 
eines Bruches anzugeben (z. B. 134/42). Die Belege sind gebunden 
der Rechnung beizugeben. 

Kassenverordnungen, durch welche Einweisungen für eine 
längere Zeitdauer erfolgen oder früher eingewiesene Leistungen ein- 
gestellt werden, z. B. Einweisungen über Pacht- und Mietgelder, 
Besoldungen und dergl. sind zweckmässig nicht unter die Belege 
über einmalige Leistungen einzuordnen, sondern es sind solche im 
Original oder in beglaubigter Abschrift in ein für jeden Rechnungs- 
abschnitt anzulegendes besonderes Aktenstück oder in besondere 
Bücher, die für einen längeren Zeitraum anzulegen und der 
Rechnung jedesmal beizugeben sind, einzuheften, damit in späteren 
Rechnungen auf einen solchen Belag zurückverwiesen werden kann. 
Diese Aktenstücke oder Belegbücher müssen zur leichteren Auf- 
suchung der darin eingehefteten Kassenverordnungen ein alphabe- 
tisches Register enthalten. In der Jahresrechnung ist bei dem be- 
treffenden Eintrag auf die Seite des Aktenstückes oder des Belags- 
buchs zu verweisen. 

Alles Wesentliche des Textes der Kassen Verordnung ist in 
knapper, deutlicher Wortfassung wiederzugeben. Beruht eine Rech- 
nungspost auf besonderen Beschluss der Stadtverordneten, so ist das 
Datum desselben anzuführen. Bei Darlehnsaufnahmen und Ver- 
mögensverwendungen, zu denen die Genehmigung der staatlichen 
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Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist auch das Datum dieses Be- 
schlusses beizuschreiben. 

Der Text der Eintragung soll kurz gefasst sein, jedoch das 
Wesen der Rechnungspost bestimmt kennzeichnen. Es ist also der 
Gegenstand der Einnahme oder Ausgabe sowie der Name^des Zah- 
lungspflichtigen oder Empfangsberechtigten und etwaige besondere 
Nebenumstände anzugeben. 

Bei Einnahmen und Ausgaben, die zu bestimmten Ter- 
minen zu erfolgen haben, müssen letztere benannt werden, auch 
ist über die Widerruflichkeit, die Kündbarkeit, die Kündigungs- 
fristen, sowie bei zeitlichen Hebungen und Zahlungen über Anfang 
und Ende derselben das Nötige beizufügen. Bei Pachtgeldern sind 
die Grundstücke nach ihrer Nummer zu bezeichnen, bei Grund- 
stückskaufgeldern sind auch über Flächengehalt, Einzelpreis, und 
etwaige sonstige Zahlungsverpflichtungen Angaben zu machen. 

Jede Rechnungspost muss aus dem Belege ihrem Betrage nach, 
mit dem sie in der Rechnung erscheint, ohne dass man eine Hülfs- 
berechnung nötig hat, ersichtlich sein. 

Letztere ist nötigenfalls den Rechnungsbelegen mit farbiger 
Tinte beizufügen. 

Sind in einem Einnahme-Abschnitt Einnahmen nicht vorge- 
kommen, so ist das durch einen Ausfallschein zu beweisen, oder es 
ist der betreffende Rechnungsabschnitt vom Kassenbeamten und dem 
kontrolierenden Beamten zu bescheinigen, wie auch alle Abschnitte 
über wiederkehrende unständige Posten gleichfalls von diesen beiden 
Beamten hinsichtlich ihrer Richtigkeit und Vollständigkeit bescheinigt 
sein müssen. 

Kommt in einem Abschnitt eine Einnahme oder Ausgabe nicht 
vor, so ist dies unter der Unterschrift des Abschnittes durch Bei- 
fügung der Bemerkung: „Nichts" oder „Keine Einnahme" oder „Keine 
Ausgabe" zu bezeichnen. 

Pfennigbruchteile sollen in der Geldspalte der Rechnung nicht 
erscheinen, wo dieselben aber angegeben werden müssen, (z. B. bei 
Erbzinsen, Grundabgaben oder dergl. Lasten) sind dieselben neben 
der Geldspalte aufzuführen, während in der Geldspalte deren auf 
volle Pfennige abgerundeter Betrag, mit dem sie zu zahlen sind, 
einzustellen ist. 

Gründen sich Zahlungsverpflichtungen auf Urkunden (z. B. 
Schuldurkunden, Erwerbsurkunden), so ist deren Datum anzuführen. 

Die Jahresrechnung soll mit dem Manual übereinstimmen, die 
Übereinstimmung braucht zwar keine wortgetreue zu sein, das 
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rechnerische Ergebnis aber muss unter allen Umständen das- 
selbe sein. 

Durch die Rechnung sollen die Vorkommnisse im Jahresfinanz- 
dienst auf kürzere, bündigere und übersichtlicherer Weise dargestellt 
werden, als es im Laufe der Buchführung möglich war. Während 
man im Manual die Art und Weise jeder einzelnen Zahlungsleistung 
ersehen muss, will man in der Rechnung nur mehr eine historische 
Aufführung der einzelnen Finanzoperation in abgekürzter Form 
finden. Es soll hierdurch die Rechnungsprüfung abgekürzt und das 
Nachschlagen und Aufsuchen von Finanzvorgängen in der Rechnung 
vereinfacht werden. Man muss sich jedoch fragen, ob die An- 
fertigung einer besonderen Rechnung überhaupt unbedingt notwendig 
ist. Unbestritten hat ja die Rechnungslegung, wie sie im Vorher- 
gegangenen besprochen worden ist, einen grossen historischen Wert. 
Indessen erfordert deren Zustandebringung einen bedeutenden Zeit- 
aufwand, wodurch die Prüfung des Rechnungsabschlusses eine grosse 
Verzögerung erleidet. In mehreren Städten ist man deshalb von 
einer besonderen Rechnungsreinschrift abgekommen und benutzt 
mit Erfolg statt dessen das Manual als Rechnung. Um an die 
Administrativbehörden eine der Rechnung entsprechende Aufstellung 
der Einnahmen und Ausgaben übergeben zu können, empfiehlt es 
sich, eine besondere summarische Rechnungsübersicht nach dem Etat 
anzufertigen. 

Bei der Prüfung der Rechnungsführung hat dann das Manual 
die Grundlage zu bilden. An die Stelle der eigentlichen Rechnung 
aber tritt die Rechnungsübersicht. 

Es ist bisher angenommen worden, dass die Jahresrechnung 
von jeder Kassestelle selbst abgelegt wird, sodass also die Rechnung 
lediglich den Geschäftsbereich und die Geschäftstätigkeit der be- 
treffenden Kassenstelle umfasst. Sind jedoch die Kassengeschäfte 
auf eine grössere Anzahl von Zweigkassen verteilt, wie solches bei 
grossen und verzweigten Verwaltungen in der Regel der Fall sein 
wird, so ist es zweckmässig, wenn die einzelnen Kassen nicht eine 
selbständige Rechnungsführung haben und Rechnung legen, sondern 
in kurzen Zeitabschnitten, z. B. alle Monate hinsichtlich ihrer sämt- 
lichen Einnahmen und Ausgaben mit der Hauptkasse abrechnen. 

Über Einnahmen und Ausgaben werden monatlich, nach den 
Etatsabschnitten gesondert, Aufstellungen gefertigt und diese mit 
den Rechnungsbelegen an die Hauptkasse abgeliefert. Es erfolgt 
dann die Verbuchung und Rechnungslegung bei jener. 

Es ist ferner möglich, dass die Rechnungsführung von der 



— 120 — 

Kassenführung vollständig getrennt und erstere durch ein be- 
sonderes Eechnungsbureau besorgt wird, welchem dann auch die 
Kechnungsablegung obliegt. 

§63. 

Das Formular der Rechnung. 

Wie beim Manual so kommt auch bei der Rechnung die ver- 
schiedenartigste Spalteneinteilung zur Anwendung. Das einfachste 
Formular besteht nur aus einer Geldspalte, einer breiten Spalte zur 
Einschreibung des Textes und einer Spalte für die Beleg-Nummer. 
Meistens genügt aber diese einfache Form nicht, es werden noch 
Spalten für nötig erachtet zur Einstellung des Etats- oder Soll- 
Betrags, sowie zur Angabe des Mehr- oder Minderbetrags zwischen 
jeder Rechnungs- und Etatposition. Zuweilen tritt das Rechnungs- 
formular ganz ähnlich dem Formular zum Manual (siehe Anlage 3) 
auf und enthält folgende Spalten auf jeder Seite für: 

1. Soll nach voriger Rechnung. 

2. Soll nach dem Etat, 

3. Zugang, 

4. Abgang, 

5. Wirkliches Soll, 

6. Textspalte, 

7. Ist, 

8. Rest, 

^ ttt • zwischen wirkl. Soll und Etat, 

10. Weniger J 

11. Beleg-Nummer. 

Ob alle diese Spalten anzuwenden sind oder nur einige von 
ihnen, muss sich nach dem örtlichen Bedürnisse richten. Es leuchtet 
aber ohne Weiteres ein, dass es die Prüfung der Rechnung durch 
die Administrativbehörde ausserordentlich erleichtert, wenn bei jeder 
Position in der Rechnung sofort die Abweichung vom Etatsoll er- 
sichtlich gemacht ist, und ebenso muss es als zweckmässig erachtet 
werden, wenn die Reste in einer besonderen Restspalte einge- 
zeichnet sind. 

In einigen Verwaltungen erachtet man für nötig, dass eine be- 
sondere Spalte vorhanden ist, in der diejenigen Beträge ihren 
Platz finden, die von den Etatmitteln nicht zur Verwendung gekommen 
sind und einen Kreditübertrag auf das nächste Rechnungsjahr 
bilden. 
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Um Spalten zu sparen, kann man wohl auch eine Spalte für 
verschiedene Einträge verwenden; so kann man in die Spalte für 
den Voranschlagsbetrag zugleich a) die Reste aus dem Vorjahre, 
b) das Etatsoll und c) die Xachbewilligungsbeträge einstellen, wobei 
man einfach die Beträge durch Vorschreiben des betreffenden Buch- 
staben kennzeichnet. Oder man kann in die Spalte für Reste zu- 
gleich die Kreditüberträge auf das nächste Rechnungsjahr eintragen, 
letztere mit roter Tinte. 

§ 64. 
Gliederung der Rechnung. 

Bei der Erläuterung der Etatsaufstellung § 17 ist bereits die 
Einteilung einer Hauptkasserechnung besprochen worden. Es mögen 
hier noch einige Winke über die zweckmässige Einteilung einiger 
Spezial-Rechnungen folgen. 

Die Gliederung der Ausgaben und Einnahmen muss selbst- 
verständlich dem Gegenstande der Verwaltung sich anpassen, es 
lässt sich deshalb kein allgemein gültiges Schema aufstellen. Als 
Regel kann aufgestellt werden, dass die Rechnungsvorkommnisse, 
sowohl die Ausgaben wie die Einnahmen, zunächst nach der Ver- 
schiedenheit ihrer Art zu ordnen und die gleichartigen je in einem 
Abschnitt der Rechnung zu vereinigen sind. Dabei hat innerhalb 
des Abschnittes noch eine genauere Zerlegung der an sich gleich- 
artigen Kassenvorgängen nach ihrem besonderen Wesen oder nach 
bestimmteren Merkmalen in Abteilungen und Unterabteilungen statt- 
zufinden. 

Alsdann hat die Anordnung der Abschnitte zu einander zu er- 
folgen, wobei man sorgfältig zu erwägen hat. in welchem Verhältnis 
die Verwaltungsvorgänge zu einander stehen und welche Bedeutung 
den einzelnen beizumessen ist. 

In der Regel haben die Abschnitte für die hauptsächlicheren 
Verwaltungszweige den mindererheblichen in der Reihenfolge voran- 
zustellen, und es sind diejenigen obenanzustellen, denen die grösste 
Bedeutung beizumessen ist. 

Die Reihenfolge muss eine systematische sein. d. h. sie muss 
erkennen lassen, dass nach ganz bestimmten Grundsätzen die Ein- 
teilung erfolgt ist und man muss ohne Weiteres ersehen können, 
welche wechselseitige Beziehung oder Verbindung die einzelnen 
Rechnungsabschnitte zu einander haben. Tst es tunlich, so wähle 
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man eine Einteilung und Anordnung nach welcher in jedem Ab- 
schnitte die gleichartigen Ausgaben und Einnahmen einander gegen- 
überstehen, sodass die Ausgaben auf der einen Seite und die Rück- 
empfänge derselben auf der anderen Seite oder die Einnahme auf 
der einen und die Rückzahlung derselben auf der gegenüberstehen- 
den zu finden sind. Eine strenge Einhaltung dieses Grundsatzes ist 
jedoch nicht bei allen Verwaltungszweigen ratsam, weil man unter 
Umständen sich unnötige Fesseln auferlegen würde. Die Einrichtung 
muss in erster Linie nach dem Gesichtspunkte der Zweckmässigkeit 
vorgenommen werden. 

Immer teile man die Einnahmen und Ausgaben in ordentliche 
und ausserordentliche, erstere den laufenden Betrieb, die regelmässige 
Verwaltung, letztere die Veränderungen des Vermögens darstellend. 

Bei der Einteilung der ordentlichen Einnahmen und Ausgaben 
in Rechnungsabschnitte beachte man, ob für den Verwaltungszweig 
statistische Aufstellungen wünschenswert oder üblich sind. Man 
nehme dann Rücksicht darauf, damit etwaige geforderte Angaben 
jederzeit aus der Rechnung entnommen werden können. 

Für die Armen-Unterstützungskasse mag folgende Rech- 
nungseinteilung als Muster dienen. 

I. Ordinarium. 

Ausgabe. 

A) Offene Armenpflege. 
Abschnitt I. Geldunterstützungen, 

1. laufende (dauernde) und zwar: 

a) für Erwachsene oder Familien (mit Angabe der Zahl 
der Stämme und Köpfe), 

b) für in Familien untergebrachte Kinder (mit Angabe 
der Anzahl). 

Anmerkung: Um die Kosten und den Umfang der Kinder- 
versorgung zur Anschauung zu bringen, trenne man überall, wo es 
angängig ist, die Kosten für Familien und Erwachsene von 
denen der Kinder. Man gebe auch überall die Anzahl der Unter- 
stützten und, wo es angebracht erscheint, die Anzahl der Ver- 
pflegungstage an. 

2. einmalige Unterstützungen. 

3. Transport- und Reisekosten. 
Abschnitt IL Xatural-Unterstützungen. 

1. Nahrungsmittel und zwar: 
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a) Suppe, 

b) Brot, 

c) Milch, 

2. Kleidung, 

3. Hausrat, 

4. Heizmaterial. 

Abschnitt HL Aufwand für ärztliche, chirurgische oder zahn- 
ärztliche Beihülfe sowie für Heil- und Pflegepersonal. 
Abschnitt IV. Für Heilmittel, als: 

1. für Arznei, 

2. für Stärkungsmittel, 

3. für mechanische Heilmittel, Brillen, Bruchbänder u. dergl. 
Abschnitt V. Beerdigungskosten. 

B) Geschlossene Armenpflege. 

Abschnittt VI. Pflegegeld für in Anstalten untergebrachte 
Hilfsbedürftige. 

1. in eigenen Anstalten: 

a) im Krankenhause, 

(hierher gehören nur die Kosten für verpflegte arme 
Kranke, nicht der Zuschuss, den die Erhaltung des 
Krankenhauses an sich erfordert. Letzterer ist keine 
Ausgabe der Armenpflege und gehört deshalb besser 
in die Rechnung der Stadthauptkasse.) 

b) im Asyl, 

c) im Arbeitshause, 

d) im Kinderheim (Waisenhause). 

2. in fremden (auswärtigen) Anstalten: 

a) in der Irrenheilanstalt zu N. N. 

b) in der Blindenanstalt zu N. N. 

c) in der Taubstummenanstalt zu N. N. 

d) in der Idiotenanstalt zu X. N. 

e) in der Krüppelanstalt zu N. X. 

f) in der Kindererziehungsanstalt zu N. N. 

g) im Kinderheilbad zu N. X. 

Abschnitt VII. Zuschüsse zu Armen- und Versorgungs- Anstalten : 

1. zum Asyl, 

2. zum Arbeitshaus, 

3. zum Kinderheim, 

4. zu anderen Wohltätigkeitsanstalten. 
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C. Auswärts erwachsene Kosten. 
Abschnitt VIII. Zahlung an auswärtige Armenverbände: 

1. für offene Armenpflege, 

2. für geschlossene Armenpflege, 

(mit jedesmaliger Trennung der Kosten für Erwachsene, 
Familien und Kinder), 

D. Legatzinsen. 

Abschnitt IX. Zinsen von Legaten und Stiftungskapitalien für 
Armenzwecke. 

E. Verwaltung. 

Abschnitt X. Verwaltungsaufwand: 

1. Besoldung (ohne Arzt, siehe Abschnitt III), 

2. Verwaltungskosten (Druckkosten, Bücher, Schreib- 
material, Reisekosten u. dergl. 

Abschnitt XI. Erlasse und Einnahme- Ausfälle. 
Abschnitt XII. Sonstiges. 

Einnahme. 

Abschnitt I. Ersetzte Unterstützungen: 

1. von Orts- und Landarmen verbänden, 

2. von Krankenkassen, Berufsgenossenschaften und Ver- 
sicherungsanstalten, 

3. von Unterstützten selbst oder sonstigen alimentations- 
pflichtigen Personen. 

4. aus dem Xachlass Verstorbener. 

(Anmerkung: Durch tabellarische Aufstellung kann eine Tren- 
nung der Kosten nach den Abschnitten I — VI der Ausgabe erfolgen.) 
Abschnitt II. Zinsen des Kapitalvermögens: 

1. von eigenen Kapitalien, 

2. von Legat- und Stiftungskapitalien. 
Abschnitt III. Ertrag des Grundbesitzes. 
Abschnitt IV. Aus Armensteuern. 
Abschnitt V. Aus Kirchenkollekten, 
Abschnitt VI. Aus Geschenken. 

Anmerkung: Stiftungen wachsen dem Kapital vermögen 
zu, sind deshalb nicht im Ordinarium sondern 
im Extra-Ordinarium zu vereinnehmen. 
Abschnitt VII. Sonstiges. 
Abschnitt VIII. Zuschüsse und zwar: 
1. aus der Staatskasse, 
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2. aus Bezirkskassen, 

3. aus der Stadthauptkasse. 

IL Extra-Ordinarium. 

Ausgabe. 
Abschnitt XIII. Ausgeliehene Kapitalien, 
Abschnitt XIV. Sonstiges (z. B. für angekaufte Grundstücke). 

Einnahme. 
Abschnitt IX. Zurückerhobene Kapitalien. 
Abschnitt X. Stiftungen und ausserordentliche Zuwendungen. 
Abschnitt XI. Sonstiges (z. B. für verkauften Grundbesitz). 

Gliederung der Rechnung für eine Krankenhauskasse*). 

Ausgabe. 
Abschnitt I. Für die Gebäude: 

1. Miete, 

2. Bauerhaltungskosten, 

3. Abgaben. 

Abschnitt IL Für das Inventar: 

1. Neuanschaffungen, 

2. Erhaltungskosten, 
Abschnitt III. Verwaltungsaufwand: 

1. Besoldung der Aerzte, des Wärter- und Dienstpersonals.. 

2. Kosten der freien Station (Aufwand für Beköstigung) 
der Ärzte, Wärter und Dienstboten, (an Abschnitt IV 
der Einnahme.) 

3. Verwaltungskosten (Druckkosten, Bücher, Schreibma- 
terialien, Reisekosten). 

Abschnitt IV. Haushaltungskosten: 

A. Küche, 

B. Sonstiger Hausbedarf: 

1. Heizung, 

2. Beleuchtung, 

3. für Wasser, 

4. „ Seife, 

5. „ Reinigungsmaterial und Bedarfsgegenstände. 
Abschnitt V. Verpflegungs- und Kurkosten. (Erlasse Einnahme- 
ausfälle und Rückerstattungen). 



*) Die Abschnitte sind in Ausgabe und Einnahme die gleichen. 
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Abschnitt VI. Krankenbedarf und Krankenbehandlung. 

1. Für Arznei, Heilmittel, Verbandstoffe, Eis, Wein, 
Stärkungsmittel, 

2. Transportkosten, 

3. Reinigungskosten, Desinfektionskosten, 
Abschnitt VII. Beerdigungskosten. 

Abschnitt VIII. Dienstboten- und Lehrlingsversicherung : 

1. Verpflegungskosten (an Abschnitt V. der Einnahme), 

2. Arzneien, Heilmittel, Transportkosten pp., 

3. Vergütung für ärztliche, chirurgische und zahnärzt- 
liche Behandlung. 

Abschnitt IX. Legatzinsen. 

Abschnitt X. Sonstige Kosten: 

(Reinigung der Aborte, Schornsteine, Wege, Bewirt- 
schaftung des Gartens u. dergl.j. 

Einnahme. 

Abschnitt I. Der Ertrag der Gebäude und Grundstücke. 

Abschnitt II. Erlös aus verkauftem Inventar. 

Abschnitt III. Verwaltungsaufwand. 

Abschnitt IV. Haushaltungskosten, und zwar: 

Kosten der freien Station der Ärzte, des Kranken- 
wärter- und Dienstpersonals aus Ausg. Abschnitt III. 

Bemerkung: Nach Abzug dieser Kosten vom Gesamt- 
aufwand in Abschnitt IV der Ausgabe verbleiben die 
für die Krankenpflege allein aufgewendeten Kosten. 

Abschnitt V. Verpflegungskosten (nach den Tarifsätzen für die 
Beköstigung berechnet und vereinnahmt): 

1. von Orts- und Landarmen verbänden, 

2. von Krankenkassen, Berufsgenossenschaften, Ver- 
sicherungsanstalten, 

3. von Kranken selbst oder sonstigen alimentations- 
pflichtigen Personen, 

4. aus der Dienstbotenversicherungs-Einrichtung (aus Ab- 
schnitt VIII der Ausgabe), 

5. aus der Armenkasse. 

Abschnitt VI. Krankenbedarf und Krankenbehandlung: 

1. Kurkosten (nach den Tarifsätzen für die Behandlung 
der Kranken, einschl. der Wohnung, Bett, Heizung pp. 
berechnet und vereinnahmt), 

2. Erstattete Arzneikosten, 
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3. Erstattete Reinigungs- und Desinfektionskosten, 

4. Erstattete Transportkosten, 

5. für Bäder. 

Abschnitt VII. Beerdigungskosten (Erstattete Kosten). 

Abschnitt VIII. Dienstboten- und Lehrlingsversicherung. (Ver- 
sicherungsbeiträge der Dienstherrschaften und Lehrherrn 
für versicherte Dienstboten und Lehrlinge). 

Abschnitt IX. Kapitalzinsen. 

Abschnitt X. Sonstiges (Erzeugnisse des Gartens, Erlös für 
Küchenabfälle u. dergl.). 

Gliederung der Rechnung für eine Schulkasse: 

Ausgabe. 

Abchnitt I. Aufwand für Beschaffung der Schulräume: 

1. Miete oder Verzinsung und Tilgung der Baukosten- 
summe an die Stadthauptkasse, 

2. Bauerhaltungkosten, 

3. Abgaben (Gebäudeversicherungsbeiträge). 
Abschnitt IL Benutzungsaufwand der Schulräume: 

1. Heizung, 

2. Beleuchtung, 

3. Wasserverbrauch, 

4. Reinigungskosten. 

Abschnitt" III. Inventar und dessen Erhaltung (einschl. für 

dessen Versicherung). 
Abschnitt IV. Gehalte und Vergütungen: 

1. der Direktoren, 

2. der Lehrer, 

3. der Schuldiener, 

4. Sonstige persönliche Ausgaben. 
Abschnitt V. Pensionen. 

Abschnitt VI. Lehrmittel und Unterrichtsbedürfnisse: 

1. Lehrmittel, 

2. Material zum Unterricht in weiblichen Arbeiten, 

3. für Kreide, Tinte, Schwämme, 

4. für Bücher und Schreibmaterial für arme Kinder, 

5. für Handwerkszeug und Material für den Handfertig- 
keitsunterricht, 

6. Aufwand für Blumenpflege. 

Abschnitt VII. Aufwand für die Erhaltung der Schulgärten. 
Abschnitt VIII. Legatziusen . 
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Abschnitt IX. Verwaltungsaufwand: 

1. für Zeitungen und Bücher, 

2. für Insertions- und Druckkosten (Formulare), 

3. für Schreibmaterialien, 

4. für Buchbinderlöhne, 

5. für Reinschriften, 

6. Porti, 

7. Reisekosten. 

Abschnitt X. Erlassen und Einnahme-Ausfälle. 
Abschnitt XL Sonstige Ausgaben. 

Einnahme. 

Abschnitt I. Ertrag der Gebäude und Grundstücke. 
Abschnitt II. Zinsen des Kapitalvermögens. 
Abschnitt III. Schulgeld. 
Abschnitt IV. Sonstige Einnahmen. 
Abschnitt V. Zusqhüsse und zwar: 

1. aus der Staatskasse, 

2. aus Bezirkskassen, 

3. aus der Stadthauptkasse. 

§65. 
Das Abschliessen der Rechnung. 

Die Art des Abschliessens der Rechnung ist von der Ein- 
richtung der Buchführung im Allgemeinen bedingt; sie wird 
verschiedenartig ausgeführt. Was das Abschliessen der einzelnen 
Abschnitte oder der einzelnen Abteilungen eines Abschnittes anlangt, 
so wird zunächst jede Seite einer Abteilung in allen Geldspalten 
aufgerechnet und dabei entweder die Seitensumme der ersten Blatt- 
seite auf die zweite übertragen und mit den auf dieser Seite ein- 
getragenen Beträgen zu einer neuen Seitensumme vereinigt, welche 
dann auf die dritte Blattseite übertragen wird u. s. w. bis zur letzten 
Blattseite der] Abteilung, auf der unter dem letzten Eintrag, 
durch einen Strich abgetrennt, die Endsumme eingestellt wird, oder 
es werden alle Seiten und zwar jede für sich aufgerechnet, die 
einzelnen Seitensummen durch fortlaufende Zahlen gekennzeichnet, 
auf der letzten Blattseite der Abteilung untereinander gestellt 
und zu einer Gesamtsumme vereinigt. Sind auf diese Weise die 
Summen aller Abteilungen gefunden, so werden die Summen der- 
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jenigen welche je zu einem Abschnitte gehören, auf der letzten 
Seite des Abschnittes untereinandergestellt, zusammengezählt und so 
die Endsumme des Abschnittes gefunden. Endlich werden auf der 
letzten Blattseite der Rechnung die Summen der Abschnitte unter- 
einandergestellt und diese zusammengezählt und so zur Hauptsumme 
der Rechnung vereinigt. Sind etwa die Abteilungen eines Abschnittes 
noch in Unterabteilungen und diese etwa noch weiter gegliedert, so 
werden die einzelnen Glieder stufenweise in gleicher Weise ver- 
einigt, wie wir dieses bei den Abschnitten und Abteilungen kennen 
gelernt haben. 

Es ist dieses die gewöhnliche Art und Weise des Abschliessens. 
Wie wir schon bei der Besprechung des Etats gesehen haben, bilden 
nun entweder die Einnahmen und die Ausgaben zwei vollständig 
geschiedene Teile der Rechnung und es zerfällt ein jeder Teil 
entweder in eine beliebige Anzahl verschieden bezeichneter Ab- 
schnitte oder beide Teile, die Einnahme wie die Ausgabe sind in 
die gleiche Anzahl gleichbezeichneter Abschnitte eingeteilt, oder 
endlich die Rechnung ist nicht in die zwei Teile der Einnahme und 
Ausgabe geschieden sondern je nach dem Wesen der Rechnungs- 
vorgänge in eine Anzahl von Abschnitten eingeteilt, von denen ein 
jeder für sich in Einnahme und Ausgabe zerfällt. 

Je nach dem nun die eine oder andere Form gebräuchlich ist, 
wird auch die Art und Weise des Abschlusses verschieden sein. 

Ist die Rechnung in zwei Teile, in die Einnahme und Ausgabe 
geschieden, so müssen auch die Summen der Abschnitte in jedem 
Teile für sich untereinander gestellt und zusammengezählt werden, 
so dass man eine Summe der Einnahmen und eine Summe der Aus- 
gaben erhält und nun die eine von der anderen abziehen kann, um 
auszurechnen, welchen Betrag die Summe der Einnahmen die Aus- 
gabesumme übersteigt, oder umgekehrt hinter der Ausgabesumme 
zurückbleibt. 

Im ersteren Falle ist eine Mehr-Einnahme, ein Uberschuss oder 
eine Rechnungsgewährschaft vorhanden, im anderen Falle eine Mehr- 
ausgabe oder ein Fehlbetrag. 

Ist dagegen die Rechnung nach den Verwaltungszweigen oder 
nach der Wirkung der Rechnungsvorgänge auf das Gemeinde- 
vermögen oder auf die Gemeindeverwaltung in eine Anzahl Ab- 
schnitte zerlegt, von denen jeder Abschnitt in Einnahme und Aus- 
gabe zerfällt, so ist in jedem Abschnitte die Summe der Ausgabe 
von derjenigen der Einnahme, wenn letztere die grössere ist, oder 
umgekehrt die Einnahme von der Ausgabe, wenn die Einnahmesumme 

9 
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die kleinere ist, abzuziehen. Im ersteren Falle verbleibt ein Ein- 
nahme-Überschuss, im letzteren Fall bedarf der Abschnitt eines Zu- 
schusses. Es werden alsdann die Abschlussergebnisse der Abschnitte 
untereinandergestellt und zwar so, dass Uberschussbeträge und 
alle Zuschussbeträge je in einer gesonderten Spalte untereinander- 
geschrieben und zusammengezählt werden. Man erhält dann in der 
einen Spalte die Gesamtsumme der Überschüsse und in der anderen 
Spalte die Gesamtsumme der Zuschüsse, letztere von der ersteren 
gekürzt ergibt dann den reinen oder Rechnungs-Überschuss. Ist 
die Summe der Zuschüsse grösser als die der Überschüsse, so er- 
hält man den Rechnungsfehlbetrag. Diese Art und Weise des Ab- 
schlusses ist im Allgemeinen die gleiche, es mögen in jedem Ab- 
schnitte erst die Einnahmen und darauf folgend die Ausgaben unter- 
einandergestellt sein, oder es mögen auf der linken Blattseite die 
Einnahmen und auf der rechten Blattseite die Ausgaben sich ein- 
getragen finden, nur die Form muss eine verschiedene sein. 

Folgen die Ausgaben hinter den Einnahmen, so wird am 
Schlüsse des Abschnittes unter der Überschrift: „Vergleichung" die 
beiden Summen der Einnahmen und Ausgaben untereinander ge- 
stellt, darunter eine Linie gezogen und unter diese der Mehrbetrag 
der Einnahme oder der Fehlbetrag derselben geschrieben. Sind 
jedoch die Einnahmen und Ausgaben sich gegenübergestellt, so wird 
jede Seite für sich zusammengezählt, sodann wird, wenn die Ein- 
nahme grösser ist als die Ausgabe, der letztere Betrag auf beiden 
Seiten abgezogen, ist aber die Ausgabe grösser, so wird die kleinere 
Einnahmesumme auf beiden Seiten gekürzt, im ersteren Falle ver- 
bleibt auf der Einnahmeseite unter der Abzugslinie der Einnahme- 
überschuss, im letzteren Falle auf der Ausgabeseite der Mehraus- 
gabebetrag übrig, z. B. 

Einnahme Ausgabe 

Abschnitt I. 
125,52 Mk. Sa. 113,77 Mk. Sa. 

113,77 „ Ausgabe ab 113,77 „ von der Ein- 

nahme gekürzt 



11,75 Mk. Überschuss — ,— Mk. 

Oder es wird, wie bei der kaufmännischen Rechnungsführung, 
nachdem beide Seiten mit Bleistift summiert sind, der Unterschieds- 
betrag der beiden Summen gesucht und als Saldo auf derjenigen 
Seite hinzugezählt, welche die kleinste Summe hat, z. B. : 
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Einnahme Ausgabe 

Abschnitt I. 
125,52 Mk. Sa. 113,77 Mk. Sa. 

11,75 „ Saldo. 

125,52 Mk. Sa. 125,52 Mk. Sa. 

Daher 
11,75 Mk. Einnahme-Überschuss. 

Oder es wird ein Abschluss in derselben Form gemacht, als 
wenn die Ausgaben hinter den Einnahmen folgen, z. B. 

Vergleichung. 
125,52 Mk. Sa. Einnahme 

dagegen 
113,77 ,. „ Ausgabe 
m ithin 

11,75 Mk. Einnahme-Überschuss. 

Wie bei der Besprechung des Manuals (§ 45) ausgeführt worden 
ist, kann der Bücherabschluss entweder im Soll oder im Ist er- 
folgen. Wird die Summe der Ausgaben in der Sollspalte von der 
Summe der Einnahmen in der Sollspalte abgezogen, so verbleibt 
die Gewährschaft. Diese schliesst die Beste in sich und besteht 
daher nur zum Teil in Barschaft. Erst wenn man von dem Betrage 
der Gewährschaft die Summe aller Einnahme-Reste abzieht und zu 
dem verbleibenden Betrage die Summe aller Ausgabereste hinzuzählt, 
erhält man den Betrag, der bar vorhanden sein muss. 

Kürzt man aber die Summe der Ausgaben in der Ist spalte 
von der Summe der Einnahmen in der Ist spalte, so erhält man 
gleich den baren Kassenvorrat. 

Die Gewährschaft muss mit dem Kassenvorrate überein- 
stimmen, wenn weder Einnahme- noch Ausgabereste bestehen, wenn 
also Ist und Soll die gleichen Summen ergeben. 

Die beim Abschluss im „Soll" gefundene Gewährschaft, wie der 
Kassenbestand beim Abschluss im „Ist", schliesst den Betrag des 
Betriebsfonds in sich, sofern ein solcher aus der früheren Rechnung 
in die jetzt zum Abschluss zu bringende übertragen war. 

Ausserdem sind in der Gewährschaft wie im Kassenbestande 
der Betrag etwaiger Rechnungsüberschüsse enthalten, die sich aus 
der Vergleichung der Soll-Einnahmen und -Ausgaben mit den Etat- 
einnahmen und -Ausgaben ergeben, sowie endlich diejenigen Ein- 
uahmebeträge, welche nach dem Etat für bestimmte Zwecke ver- 
wendet werden sollten, aber aus irgend welchen Gründen noch nicht 

9* 
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verwendet werden konnten und daher für ein späteres Jahr zurück- 
zuhalten sind. Vielleicht sind auch aus den Mitteln des Kassen- . 
bestandes Ausgaben geleistet worden, die etatmässig entweder 
in ein früheres oder in das künftige Rechnungsjahr gehören. Ge- 
hören sie einem früheren Jahre an, (aufgeschobene Ausgaben) so 
müssen beim Abschlüsse jenes Jahres die entsprechenden Mittel zu- 
rückgestellt gewesen und in das gegenwärtige übertragen worden 
sein. Gehören sie aber einem späteren Jahre an (vorausgegriffene 
Ausgaben) so sind sie im laufenden Jahre verlagsweise aus dem 
Betriebsfonds bestritten worden und es muss letzterer aus den Ein- 
nahmen der künftigen Jahre wieder um den Verlagsbetrag ergänzt 
werden. 

Um daher ersehen zu können, aus welchen Mitteln in Bezug 
auf ihre Verwendungsfähigkeit die Gewährschaft (bei Abschluss im 
Soll) oder der Kassenbestand (bei Abschluss im Ist) besteht, müssen 
die erwähnten Beträge ausgesondert und von den Summen, die sie 
in sich schliessen, abgesetzt werden. 

Angenommen der Rechnungsabschluss ergibt (Reste mögen zum 
besseren Verständnis hier unberücksicht bleiben): 

in ordentlicher Einnahme 133880 M. (Etat: 106550 M.) 

einschl. 25 000 M. Betriebsfonds, 

in ausserordentlicher Einn ahme 318000 „ (Etat: 300 000 „ ) 

Sa.: 451880 M. (Etat: 406 550 M.) 

in ordentlicher Ausgabe 107 770 M. (Etat: 106 550 M.) 

in ausserordentlicher Ausg abe 310 000 „ (Etat: 300 000 „ ) 

Sa.: 417 770 M. (Etat: 406 550 M.) 

so ergibt die Vergleichung: 

Einnahme 451 880 M. (Etat: 406 550 M ) 
Ausg abe 417 770 „ (Etat; 406 550 „ 
Bestand 34110 M. 

und da in diesem Bestände 25 000 M, Betriebsfonds enthalten sind, 
so verbleibt nach dessen Kürzung ein scheinbarer Uberschuss von 
9 110 M. (34 110 M. — 25 000 M. = 9 110 M.) Nun sind aber, wie 
angenommen werden soll: 

1. zu den ordentlichen Etatausgaben 1000 M. nachverwilligt 
worden, 

2. unter den ordentlichen Ausgaben ein Betrag von 200 M. 
enthalten, für welchen im Etat Mittel nicht vorgesehen 
waren und der im Etat des künftigen Jahres eingestellt 
ist (vorausgegriffene Ausgabe), 
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3. unter den etatisierten Ausgaben eine Position von 300 M. 
enthalten, die erst im künftigen Jahre zur Verwendung 
gelangen kann (aufgeschobene Ausgabe), 

4. an einigen ausserordentlichen Etatausgaben sind 20000 M 
erspart worden und soll der Betrag im nächsten Jahre ver- 
wendet werden, 

5. sind 30000 M. zu einem plötzlichen Bau verwendet worden, 
der erst im Etat des künftigen Jahres vorgesehen ist, 

6. sind 18000 M. für verkauften Grundbesitz gelöst worden, 
die anzulegen waren, aber erst im darauffolgenden Jahre 
ausgeliehen werden können, 

so gestaltet sich nunmehr der Abschluss folgendermassen: 



Einnahme : 



Ausgabe : 



im Ordinarium 
nachverwilligt: 



Rechnung": I Etat: 
188 880 M. ! 106 550 M. 

1000 , 



Rechnung: 
107 770 M. 



Etat: 
106 550 M. 
1000, 



Sa: 183 880 M. 
zurückgestellt ftlr 
künftiges Jahr: 300 M. 



107 550 M. 

(Dl« Ausgab« l»t 
nicht geleistet.) 



1 07 770 M. 
200 M. 



107 550 M. 

(Dl« Ausgab« Ist 
Im Voraus ge- 
leistet) 



verbleiben: 138 580 M. 
ab betriebsfonds : 25 000 „ 



107550 M. 



107 570 M. 



107 550 M. 



108 580 M. 



107 550 M. ! 



107 570 M. 



107 550 M. 



gegen den Etat mehr: 1030 M. 



gegen den Etat mehr: 20 M. 



Überschuss: 1010 Mk. 



Einnahme: 



Rechnung: 

im Extra-Ordina- 

rium: 318 000 M. 

zurückgestellt für 
künftiges Jahr: 18 000 M. 



300 000 M. 
hebt sich. 



Etat: 
300 00Q M. 



(konnte nicht an- 
gelegt wevden.) 



300 000 M. 



Ausgabe : 



Rechnung : 
310 000 M. 
30 000 M. 



Etat: 
300 000 M. 



(Die Ausgabe Ist 
Im Voraus ge- 
leistet.) 



280 000 M. 



300 000 M. 



v». 



"V 



20 000 M. Ersparnis. 

s 



■^v 



Überschuss 20 000 Mk. 
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Es besteht daher die Gewährschaft oder der Kassenbestand aus: 
25 000 M. Betriebsfonds, 

1000 „ Uberschuss im Ordinarium, 
20 000 » „ „ Extra - Ordinarium, 

300 „ zurückgestellte Einnahme im Ordinarium für künftiges Jahr, 
18 000 n „ „ im Extra-Ordinarium für künf- 

tiges Jahr, 

Ö4 310 M. Sa. 

Dagegen wurden verlagsweise bestritten: 

200 M. im Ordinarium für künftiges Jahr, 
30 200 M. 30 000 „ „ Extra-Ordinarium für künftiges Jahr, 

mithin 



34 110 M. Bestand, der mit dem ersten Abschluss übereinstimmt, 
aber die einzelnen Bestandteile nach ihrem Wesen er- 
kennen lässt 
Eine solche Zerlegung der Gewährschaft ist dem Rechnungs- 
abschlüsse beizufügen. 

II. Die kaufmännische Buchführung. 

§66. 
Einleitung. 

Die kaufmännische Buchhaltung findet überall da Anwendung, 
wo nicht nur die Geschäfsvorfälle, sowohl diejenigen des Betriebes, 
wie auch diejenigen, w r elche die Veränderung des Vermögens und 
der Vermögensbestandteile betreffen, aufgeschrieben, sondern mittelst 
derselben der Gewinn oder Verlust während eines Zeitabschnittes 
(des Geschäftsjahres) ermittelt werden soll. 

Man unterscheidet im Wesentlichen zw r ei Systeme: die einfache 
und die doppelte oder italienische Buchhaltung, doch ausser diesen 
noch zahlreiche Formen oder Abarten, z. B. die amerikanische 
Buchhaltung, die sog. deutschen Methoden, die französische, die 
russische Buchhaltung, die landwirtschaftliche Buchhaltung und 
andere mehr, doch sind sie aus den erstgenannten Systemen hervor- 
gegangen und haben nur abweichende Formen angenommen. 

Als ein besonderes System kann man noch die Verwaltungs- 
Doppel-Buchhaltung bezeichnen, die mit dem System der kauf- 
männischen Doppelten das Charakteristische der kameralistischen 
Buchhaltung vereinigt. 

Eigentlich müsste die doppelte oder italienische Buchhaltung 
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vor der einfachen genannt werden, denn letztere hat sich später erst 
aus ihr herausgebildet. Sie wurde schon im 14. Jahrhundert in den 
grossen Handelsstädten Italiens angewendet und ist in Folge der 
Handelsverbindungen, die zur Zeit des Mittelalters zwischen 
deutschen und italienischen Handelshäusern bestanden, auch in 
Deutschland bekannt geworden und zur Anwendung gelangt. Zum 
ersten Male findet sie sich beschrieben in einem Buche des Mönchs 
Luca Paciolo aus dem Jahre 1494. Wenn trotzdem die einfache 
vorweg besprochen werden soll, so liegt der Grund in der ein- 
facheren Form, die ihr eigen ist. 

Die Unterscheidungsmerkmale der beiden Systeme, der einfachen 
und der doppelten Buchhaltung, bestehen in der Hauptsache darin/ 
dass die einfache nur die Aufzeichnung der Vermögensbestandteile 
gibt und die Berechnung des Gewinns und Verlustes aus der Ver- 
gleichung des Inventars (Aufzeichnung der Vermögensbestände) zu 
Beginn und zu Ende einer Zeitperiode zustande bringt, während die 
doppelte Buchführung nicht nur die Aufzeichnung der Vermögens- 
bestandteile und ihrer Veränderungen sowie des reinen Vermögens 
gibt, sondern auch zwei Rechnungen darstellt, eine über die Er- 
träge und Unkosten des Betriebes und eine über den Stand des 
Vermögens. 

Bei beiden Systemen finden sich in der Anwendung mannig- 
fache Abweichungen in der Einrichtung der Bücher, weil dieses 
durch die Verschiedenartigkeit der Geschäfte und deren Umfang 
einerseits, wie andererseits durch die Art und Weise der Ver- 
waltung und durch die Organisation derselben bedingt wird. Es kann 
daher sich hier nur darum handeln, ganz im Allgemeinen das Wesen 
der kaufmännischen Buchführung zu kennzeichnen und die be- 
stehenden Systeme in ihren gebräuchlichsten Formen kurz zu be- 
sprechen, es würde sonst der Umfang dieser Schrift weit über den 
festgelegten Rahmen hinausgreifen. Wer sich mit der kauf- 
männischen Buchhaltung genauer bekannt machen will, wird gut 
tun, ein ausführlicheres Lehrbuch zu Hülfe zu nehmen. 

§67. 

Allgemeine Grundsätze für die kaufmännische 

Buchhaltung. 

Der Kaufmann ist durch das Handelsgesetz verpflichtet, Bücher 
zu führen und in diesen seine Handelsgeschäfte und die Lage seines 
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Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsmässiger Buchführung 
ersichtlich zu machen. 

Welche Bücher der Kaufmann hiernach zu führen hat, schreibt 
das Gesetz nicht vor, nur das Inventarienbuch und das Kopierbuch 
benennt es ausdrücklich. Der Kaufmann ist verpflichtet, die 
empfangenen Handelsbriefe aufzubewahren und eine Kopie der ab- 
gesandten Handelsbriefe zurückzubehalten und nach der Zeitfolge 
in ein Kopierbuch einzutragen. (§ 38 d. H. G. B.) Jeder Kauf- 
mann hat bei Beginn seines Geschäftes seine Grundstücke, seine 
Forderungen und Schulden, den Betrag seines baren Geldes und 
seine anderen Vermögensstücke genau zu verzeichnen und den Wert 
der einzelnen Vermögensgegenstände anzugeben, sowie einen das 
Verhältnis des Vermögens und der Schulden darstellenden Abschluss 
zu machen. Diese Aufstellung, das sog. Inventar, ist zu unter- 
schreiben. Es ist fernerhin für den Schluss eines jeden Geschäfts- 
jahres ein solches Inventar und eine Bilanz aufzustellen. Gestattet 
die Art des Warenlagers und die Beschaffenheit des Geschäftes 
nicht, dass das Inventar alljährlich aufgestellt wird, so genügt es, 
wenn die Aufstellung aller zwei Jahre erfolgt. Die Bilanz muss 
jedoch jährlich aufgestellt werden. (§§ 39 u. 41 d. H. G. B.) 

Bei der Aufstellung des Inventars und der Bilanz sind sämt- 
liche Vermögensgegenstände und Schulden nach dem Werte anzu- 
setzen, der ihnen in dem Zeitpunkte beizulegen ist, für welchen die 
Aufstellung stattfindet. Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem 
wahrscheinlichen Werte anzusetzen, unbeibringliche Forderungen 
abzuschreiben. (§ 40 d. H. G. B.) 

Ist durch das Handelsgesetz auch nicht die Zahl und Art der 
Geschäftsbücher vorgeschrieben, so ergibt sich solche doch aus dem 
unmittelbaren Bedürfnisse des Geschäftes und dem Handelsbrauch. 
Die Handelsbücher müssen gebunden, die Blätter mit foi tlaufenden 
Zahlen versehen sein. An Stellen, die der Regel nach zu be- 
schreiben sind, dürfen keine leeren Zwischenräume gelassen werden. 
Der ursprüngliche Inhalt darf nicht unleserlich gemacht, es darf 
nichts radiert, noch dürfen solche Veränderungen vorgenommen 
werden, bei deren Beschaffenheit es ungewiss ist, ob sie bei der 
ursprünglichen Eintragung oder erst später gemacht worden sind. 
(§ 43 d. H. G. B.) Handelsbücher und Briefe, sowie die Inventare 
und die Bilanzen sollen nicht vor Ablauf von 10 Jahren vernichtet 
werden. ,<S 44 d. H. G. B.) 

Das Unternehmen eines inländischen Kommunalverbandes braucht 
nicht in das Handelsregister eingetragen zu werden. (§ 36 d. H. 
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6. B.) Bei einem Unternehmen eines inländischen Kommunalver- 
bandes steht der Verwaltung die Befugnis zu, die Rechnungsab- 
schlüsse in einer von den Vorschriften der §§ 39 — 41 d. H. G. B. 
abweichenden Weise vorzunehmen. (§ 42 d. H. 6. B.) 



§68. 

Begriff der gebräuchlichen kaufmännischen 

Bezeichnungen. 

Zum Verständnis der kaufmännischen Buchführung ist es not- 
wendig, eine Erklärung der vorkommenden, gebräuchlichsten Be- 
zeichnungen vorauszuschicken. 

Unter Inventar versteht man eine Aufstellung des Ver- 
mögens und zwar einerseits der Aktiven und andererseits der 
Passiven. Man begreift unter Aktiven: Grundbesitz, das an- 
gelegte Kapitalvermögen, Kassenbestand, Waren, Inventargegenstände 
(Mobiliar), Maschinen, Geräte, Werkzeuge, Wertpapiere, Geschäfts- 
forderungen; unter Passiven begreift man Hypothekenschulden, 
Geschäftsschulden, Reservefonds, Erneuerungsfonds, das in das Ge- 
schäft gebrachte eigene Vermögen. Wenn das eigene Vermögen 
unter die Passiven eingestellt werden soll, während das angelegte 
Kapital unter die Aktiven gehört so ist scheinbar ein Widerspruch 
geschaffen. Ein solcher ist aber nur bei oberflächlicher Betrachtung 
vorhanden. Der Zusammenhang ergibt sich bei einiger Überlegung 
von selbst. Das Grundkapital ist vom Unternehmer in das Geschäft 
gesteckt, also dem Geschäfte gewissermassen nur dargeliehen worden. 
Letzteres schuldet daher das eingebrachte Kapital dem Unternehmer, 
diese Schuld ist daher unter die Passiven einzustellen. Diese Schuld 
bleibt wenn auch das Geld in verschiedener Weise verwendet wor- 
den ist. Die aus dem Kapital angeschafften Grundstücke, Wert- 
papiere, Mobilien, Forderungen u. s. w. stehen als vorhandene Ver- 
mögensstücke dem Grundkapital und auch dem Reservefonds und 
Erneuerungsfonds als Gegenposten gegenüber. Ebenso muss auch 
der Reingewinn auf der Seite der Passiven erscheinen, w r ächst er 
doch dem Grundkapital zu. 

Die Aufnahme des Vermögensbestandes, die Tätigkeit des In- 
ventarisierens, nennt man Inventur; dagegen ist das Inventar 
das Ergebnis dieser Tätigkeit. 

Unter Bilanz versteht man die Gegenüberstellung der Aktiven 
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und Passiven und die rechnerische Darstellung des Unterschiedes 
zwischen beiden. Wird die Summe der Passiven von derjenigen der 
Aktiven abgezogen, so verbleibt der Reingewinn, der dem Ver- 
mögensbestande des Geschäftsbesitzers zuwächst und daher, wie 
jener, mit in die Passiven einzureihen ist, so dass dann 1 beide 
Summen, die der Aktiven und die der Passiven gleich hoch sind. 
Übersteigen jedoch die Passiven den Gesamtbetrag der Aktiven, so 
entsteht eine Unterbilanz. Der Fehlbetrag ist von dem Vermögens- 
stande des Geschäftsbesitzers zu kürzen oder einstweilen in die 
Reihe der Aktiven einzureihen, sodass Aktiva und Passiva ebenfalls 
die gleiche Höhe bekommen. 

Es ist bereits erwähnt worden, dass in das Inventar die Ver- 
mögensstücke zu dem Werte einzustellen sind, der ihnen zu der Zeit 
beizumessen ist, für welche das Inventar aufgestellt wird. Waren 
müssen daher zum Anschaffungspreis, oder, falls ein solcher sich 
nicht feststellen lässt, zum Selbstkostenpreis oder Fabrikationspreis 
berechnet werden, Wertpapiere zum Börsenpreise. 

Sind Waren durch längeres Lagern im Werte zurückgegangen 
oder ganz unbrauchbar geworden, so sind sie entsprechend billiger 
oder ganz ohne Wert einzustellen. 

Bei Utensilien, M;schinen, Geräten und dergl. wird der vor- 
jährige Inventurwert um denjenigen Betrag herabgemindert (abge- 
schrieben), der dem Minderwert durch die Abnutzung entspricht. 
Unter Abschreiben versteht man die Herabminderung eines 
Wertes. Gewöhnlich schreibt man im voraus erfahrungsmässig fest- 
gesetzte Abnutzungsprozente ab, ausserdem aber wirkliche Werts- 
verminderungen und Verluste oder Einbussen. (Vergl. § 72.) 

Debet Bilanz -Konto pr. 31./12. 1900. Kredit 

Aktiva. Passiva. 

An Grundbesitz-Konto 25 000, — Per Kapital-Konto (eige- 
nes Kapital des Ge- 
schäftsbesitzers) 10 000 — 
,. Konto für totes In- „ Hypothekenschuld- 

ventar 2 800,— Konto 24 500.— 

., Konto für lebendes „ Erneuerungsfonds- 

Inventar (Pferde) 4000,— Konto 1500 — 

,. Kontokorrent-Konto „ Kontokorrent-Konto 

( Forderungen) 240, — (Geschäftsschuld en) 500. — 

Seite 32 040,— Seite 3ö 500,— 
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Debet 

Aktiva. 

Übertrag 32 040,— 
An Fouragebestände- 

Konto 2 630 — 

„ Kassabestand 1 900, — 

Sa. 36 570,— 



Kredit 

Passiva. 

Übertrag 36 500,- 
Per Reingewinn 70, — 



Sa. 36 570, 



In obiger Bilanz fallen zunächst die beiden Worte „Debet" 
und „Kredit" auf, ersteres stets auf der linken Seite des Kontos, 
letzteres auf der rechten stehend. Das Wort „Debet" bedeutet 
„schuldet", das Wort „Kredit" „hat zu fordern" oder „hat gut u , 
Statt „Debet" und „Kredit" gebraucht man auch „Soll" und „Haben" 
„Soll" immer auf der linken, „Haben" auf die rechte Seite eines 
Kontos gehörend. 

Die Überschrift über dem Konto bezeichnet die Person oder 
die Sache, welche schuldet oder zu fordern hat. Es wird das ver- 
ständlicher werden, wenn man sich ein Konto mit dem Namen einer 
Person, eines Geschäftslieferanten oder eines Käufers überschrieben, 
vergegenwärtigt. 



Debet. 


Karl Schneider. 


Kredit. 




1/3. 1900 


An Waren-Konto 

für empfangene 
Waren 


! 

I 

i 

430 

! 


— 


1/5. 1900 
30/6.1900 


Per Kassen-Konto 

für geleistete 

Zahlung 

Vortrag auf neue 

Rechnung 

i 

i 


315 

115 


— 


i 
i 

i 


, 430 


! 
1 


430 


— 


1/7. 1900 


Saldo Vortrag" 


115 

i 


1 







Dieses Konto bedeutet: Karl Schneider schuldet (Debet) für 
empfangene Waren 430 Mk. Diese Schuld wird bis zum nächsten 
Abschlüsse des Kontos fortgeführt, obwohl Schneider schon am 1 . Mai 
eine Abzahlung von 315 Mk. geleistet hat. Buchmässig wird das 
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so dargestellt, als habe Schneider, so lange die Schuld von 430 Mk. 
im Konto fortgeführt wird, eine Gegenforderung in Höhe der 
geleisteten Zahlung. 

Also: Karl Schneider Debet 430 Mk., Kredit (hat zu fordern) 
315 Mk., woraus sich der Schuldruckstand von 115 Mk. ergibt. Am 
30. Juni wird das Konto abgeschlossen, der Saldo von 115 Mk. 
berechnet (Saldo-Unterschied oder Bestand) und auf diejenige Seite, 
deren Summe die kleinere ist, eingeschrieben, sodass beide Seiten- 
summen gleich sind. Der Saldo wird dann unter der Bezeichnung 
„Saldo-Vortrag" (Bestandsvortrag) unter dem folgenden Datum 
(1. Juli) auf der gegenüberstehenden Seite unterhalb des Abschlusses 
neu vorgetragen. Betrachten wir nochmals das Konto, so sehen 
wir, dass die linke Seite desselben vor dem 30. Juni um 115 Mk. 
mehr betrug als die rechte Seite, dasselbe Verhältnis ist auch nach 
dem 1. Juli geblieben, nachdem der Saldo auf der linken Seite vor- 
getragen w r orden ist. Leistet Schneider alsdann eine weitere Zahlung, 
so wird diese auf der rechten Seite, dem Saldovortrage gegenüber, 
eingeschrieben. Hat er den vollen schuldigen Betrag bezahlt und 
wird das Konto nach Ablauf des Halbjahres wieder abgeschlossen, 
so ergeben beide Seiten die gleichen Summen. Man sagt dann, das 
Konto saldiert (hebt sich). 

In dem vorstehenden Konto des Karl Schneider findet man 
noch zwei eigenartige Bezeichnungen. 

An Waren-Konto (auf der linken Seite) Per Kassen-Konto 
(auf der rechten Seite,) die Worte „An" (stets auf der linken Seite) 
und „Per" (stets auf der rechten Seite angewendet), geben das Ver- 
hältnis an, in dem diejenige Person oder Sache, auf deren Namen 
das Konto lautet, zum Geschäft steht. Man lese folgendermassen: 
Karl Schneider Debet (schuldet ) an das Waren-Konto für empfangene 
Waren 430 Mk. oder Karl Schneider Kredit (hat zu fordern oder 
hat gut) durch (per) das Kassen-Konto für geleistete Zahlung 315 Mk. 
Wer schuldet, w f ird als Debitor (Schuldner) bezeichnet, wer zu 
fordern hat, tritt auf die Seite der Kreditoren (Gläubiger). 

Auf die linke Seite werden alle Posten geschrieben, die 
das Konto oder sein Besitzer empfangen hat, das Konto wird belastet 
oder debitiert. Auf die rechte Seite eines Kontos dagegen wird 
das eingeschrieben, was das Konto oder sein Besitzer abgegeben 
hat. In diesem Falle wird das Konto kreditiert oder erkannt. 

In dem vorgeführten Konto des Karl Schneider, sind noch zwei 
Konten genannt, das Waren-Konto und das Kassen-Konto, doch 
werden wir auf diese Buchungen in einem zweiten Konto im weiteren 
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Verlaufe ausführlicher zu sprechen kommen. Es mag jedoch schon 
hier erwähnt sein, das jede Zahlung zunächst im Kassen-Konto (dem 
Kassenbuche) einzutragen ist, ehe sie in die speziellen Konten, wie 
dasjenige des Karl Schneider, übertragen wird. Das letztere ist nur 
jetzt schon erwähnt worden, um an ihm einige Ausdrücke und An- 
wendungen kennen zu lernen. 

Unter Konto versteht man eine Abteilung des Hauptbuchs, 
die bestimmt ist, das Schuldverhältnis zwischen dem Geschäft 
und einer oder mehreren Personen nachzuweisen (Personenkonten) 
oder auch für eine bestimmte Art Ware oder eine bestimmte Art 
von Geschäftsvorfallen den Bestand, Zugang und Abgang darzustellen 
(Sachkonten). Was wir bei der kameralistischen Buchhaltung als 
Rechnungabschnitte kennen gelernt haben, lässt sich im Allgemeinen 
auch auf die kaufmännischen Konten anwenden. Das Hauptbuch wird 
in eine Anzahl solcher Konten eingeteilt, um den Umsatz an Waren 
den Geschäftsverkehr die stattfindenden Veränderungen an den Be- 
ständen leicht übersehen zu können, sowie um in den Konten nach- 
schlagen zu können, wie viel diejenigen Personen, mit denen man in 
Geschäftsverbindung steht, entweder dem Geschäfte schulden oder von 
ihm zu fordern haben. Die eingezeichneten Geschäftsvorfälle werden 
Posten (eine Post oder ein Posten) das Verzeichnen derselben aber 
einen Posten bilden genannt. 

§ 69. 

Die einfache Buchführung. 

Das Charakteristische der einfachen Buchführung ist die Art 
und Weise der Gewinnberechnung. Dieselbe beruht darauf, dass 
man zu Beginn des Geschäftes und weiterhin am Schlüsse jedes 
Jahres ein Inventar aller Vermögensteile aufstellt und dann nach- 
sieht, ob dasjenige am Schlüsse des Geschäftsjahres einen grösseren 
oder geringeren Vermögensbestand aufweist, als dasjenige zu Beginn 
desselben. Dieses Inventar ist ein ganz spezielles und genau be- 
rechnetes Verzeichnis aller Vermögensstücke. Es wird in die Er- 
öffnungsbilanz und die späteren in die weiteren Jahresbilanzen 
summarisch übertragen. 

Eröffnungsbilanz am 1. Januar 1901. 

Aktiva. 

1. Immobilien 25 000 Mk. 

2. Mobilien laut Spezial Verzeichnis: 

totes Inventar 2 800 ,. 

lebendes Inventar .... 4000 „ 
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3. Forderungen 240 Mk. 

4. Fouragebestände 2 630 „ 

5. Kassenbestand .... . . 1 900 r 

Sa. 36 570 Mk. 
Passiva. 

1. Hypothekenschuld 24 500 Mk. 

2. Geschäftsschulden . . . . . 2000 „ 

Sa. 26 500 Mk. 

Vergleichung. 

Aktiva 36 570 Mk. 

Passiva ...... . . 26500 „ 

Eigenes Vermögen 10 070 Mk. 

Xstadt, am 2. Januar 1901. 

Wilhelm Müller. 

Die nächste Inventur nach Ablauf des Geschäftsjahres erscheint 

dann mit folgenden Zahlen in der Bilanz. 

Bilauz am 31. Dezember 1901. 

Aktiva. 

1. Immobilien (nach Abschreibung 

von 1% 24 750 Mk. 

2. Mobilien. 

a. totes Inventar (nach Ab- 
schreibung von b% . . . 2 660 Mk.' 

b. lebendes Inventar nach (Ab- 
schreibung von 10% . . . 3 600 „ 

3. Fouragebestände 4 350 „ 

4. Forderungen 860 

5. Kassenbestand .... . . 1 430 

Sa. 37 650 Mk. 
Passiva. 

1. Hypothekenschuld 24 500 Mk. 

2. Geschäftsschulden 695 ,, 

3. Erneuerungsfonds . . . . . 1 G00 ,. 

Sa. 26 795 Mk. 

Vergleichung. 

Aktiva 37 650 Mk. 

Passiva . 26 795 „ 

Reines Vermögen 10855 Mk. 

Xstadt, den 31. Dezember 1901. 

Wilhelm Müller. 



j? 



»• 
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Vergleicht man nun das Ergebnis der Eröffnungsbilanz mit der 
Bilanz am Schlüsse des Jahres, so ergibt sich, dass das eigene 
Vermögen von 10 070 Mk. auf 10 855 Mk. gestiegen ist, es hat also 
um 785 Mk. zugenommen und dieser Betrag stellt den Reingewinn 
des abgelaufenen Geschäftsjahres dar. 

Das Inventar allein zu Beginn und zu Ende des Geschäftsjahres 
genügt indessen nicht, sondern die Ordnung und Zuverlässigkeit der 
kaufmännischen Geschäftsführung erfordert, dass während des ganzen 
Jahres vollständige und genaue Aufzeichnungen aller geschäftlichen 
Vorkommnisse gemacht werden, mögen diese nun in dem Einkauf 
und Verkauf von Waren oder in Kasseneingängen oder in Ausgaben, 
oder in Veränderungen an dem Bestand der Forderungen, Schulden. 
Vorräten und Beständen oder sonstigen Vermögensstücken bestehen. 
Es müssen diese Aufzeichnungen so hergestellt werden, dass man 
jederzeit aus den Büchern den Stand des Geschäftes ersehen kann. 

Die wesentlichsten Bücher sind: 

Das Kassenbuch, 
Das Memorial, 
Das Hauptbuch. 
Alle eingenommenen und ausgegebenen Gelder sind nach der Reihen- 
folge des Eingangs oder Ausgangs in das Kassenbuch einzutragen, 
die Einnahmen stets auf die linke, die Ausgaben auf die rechte 
Buchseite. 

In der linken Ecke steht das Wort „Debet", in der rechten 
Ecke das Wort „Kredit", zwischen beiden das Wort „ Kassen-Konto ". 
Auch wird wohl die linke Seite mit „Einnahme", die rechte Seite 
mit „Ausgabe" überschrieben. 

Bei der ersten Einnahme und ersten Ausgabe eines Tages wird 
das Datum in die Datumspalte eingetragen. Der Gegenstand der 
Einnahme und Ausgabe ist genau zu bezeichnen. Die eingegangenen 
und ausgegebenen Beträge sind seitenweise zusammenzuzählen und 
jeder Seitenbetrag auf die nächste Seite zu übertragen. Am Schlüsse 
jedes Monats wird die Summe der Einnahmen und Ausgaben gesucht, 
der Saldo berechnet und auf der Ausgabeseite hinzugefügt, dann 
unter beiden Seiten der Abschlussstrich gezogen und darunter die 
Summen, die nun auf beiden Seiten die gleichen sind, eingeschrieben. 
Der Saldobetrag wird dann auf der Einnahmeseite mit der folgen- 
den Datumsangabe vorgetragen und es beginnt hierunter der Ein- 
trag der neuen Kasseneingänge, während die Kassenausgaben wieder 
auf der gegenüberliegenden Seite eingetragen werden. 

Nun kommen noch Geschäfte vor, die nicht sofort durch Geld- 
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Zahlung ausgeglichen werden, wie sogen. Kreditgeschäfte, z. B. Ein- 
und Verkauf oder Arbeit auf Borg, überhaupt Geschäfte, die nicht 
' Zug um Zug durch volle Barzahlung abgemacht werden. Diese 
werden nach der Zeitfolge ihres Entstehens in das Memorial ein- 
getragen. 

Im Kassenbuch und im Memorial müssen sich also alle ge- 
schäftlichen Vorkommnisse nach der Reihenfolge, wie sie entstehen, 
niedergeschrieben fiuden, im Kassenbuche alle Bargeschäfte, alle 
Eingänge und Ausgänge von barem Geld, im Memorial alle übrigen 
Geschäftsvorfälle. 

Aus diesen beiden Grundbüchern hat dann die Übertragung der 
einzelnen Posten in das Hauptbuch zu erfolgen. 

Das Hauptbuch ist in eine Anzahl von Konten eingeteilt und 
zwar so, dass jedem der dem Geschäfte schuldig ist oder von ihm 
zu fordern hat, ein Konto erhält. 

Hat der Kaufmann an Karl Schneider am 1. März Waren ge- 
liefert und ihm über deren Wert im Betrage von 430 M. Rechnung 
zugesandt, so wird er diesen Geschäftsvorfall, da zunächst Zahlung 
nicht erfolgt, sofort unter dem Datum des 1. März in das Memorial 
eintragen: 

1. März 1900 Karl Schneider, Debet, I Mk. \ Pf. 

sandte ihm die und die Ware, Gewicht 

so und so viel, für 

Auslagen an Kisten, Fracht und Spesen 



425 
4 



430 



80 
20 



Aus dem Memorial erfolgt nun der Eintrag in das Hauptbuch, 
in welchem dem Karl Schneider ein Konto eröffnet worden ist. 



Debet, 



Kredit. 



Karl Schneider 



1.3. 1900iFür empfangene 
Waren 



430 



Am 1. Mai sendet Karl Schneider eine Abschlagszahlung von 
315 M. ein. Diese wird in das Kassenbuch eingeschrieben und 
kommt, wie alle Einnahmen des Geschäftes auf die Debetseite zu 
stehen. Aus dem Kassenbuch wird dann der Posten in das Haupt- 
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buch übertragen, und zwar indem er in dem Konto des Karl 
Schneider auf der Kreditseite eingestellt wird. Das Konto sieht 
dann so aus: 



Debet 



Karl Schneider 



Kredit 



1.3. 1900 



Für empfangene 
Waren 



430 



1.5. 1900 Per Kassen-Konto 
für geleistete 
Zahlung 



315 



Es kann nun auch noch ein Warenbuch geführt werden (in 
Detailgeschäften gewöhnlich nicht), in das der Geschäftsfall 
einzutragen ist. Das Warenbuch besteht, ähnlich dem Hauptbuch, 
ans einer Anzahl Konten, von denen jedes für eine gewisse Ware 
bestimmt ist. Auf der linken Seite jedes Kontos wird der Waren- 
Eingang, auf der rechten Seite der Waren-Ausgang gebucht, und 
zwar pflegt man das Brutto- und Netto-Gewicht, die Bezeichnung 
der Waren nach Qualität und Preis sowie den Geldbetrag einzu- 
tragen. Es wird also aus dem Memorial die an Karl Schneider 
verkaufte Warenmenge in das Warenbuch übertragen, und zwar 
in dem betreffenden Waren-Konto auf der rechten Seite eingestellt. 
Es mag an die im § 68 gegebene Regel erinnert sein, dass auf die 
linke Seite eines Kontos stets das eingeschrieben wird, was das 
Konto empfangen hat, auf die rechte Seite das, was es abgegeben 
hat. Das Waren-Konto stellt gewissermassen einen Raum oder ein 
Behältnis dar, in welchem sich eine Ware oder eine Sache befindet. 
Wird eine Ware in das Behältnis hineingebracht, erhält also das 
Konto dieselbe, so erfolgt die Buchung auf der linken Seite (ebenso 
wie eingegangenes Geld auf der linken Seite des Kassenbuchs ge- 
bucht wird.) Wird Ware verkauft, so gibt das Konto solche ab, 
der Betrag kommt auf die rechte Seite. Es mag ferner noch er- 
wähnt sein, dass man jeden erfolgten Übertrag aus dem Kassenbuch 
oder dem Memorial in ein anderes Buch dadurch kenntlich macht, 
dass man bei dem betreffenden Posten das Konto durch An- 
fangsbuchstaben und Seitenangabe bezeichnet, auf welches über- 
tragen worden ist, und ebenso muss man bei dem übertragenen 

10 
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Posten die Seite und Nummer angeben, woher der Übertrag erfolgte. 
Es ist leicht einzusehen, wie notwendig solche Hinweise sind, man 
würde sonst nur mit grosser Mühe auf die Entstehung irgend eines 
Eintrags zurückkommen können, es würde aber auch, wenn nicht 
sofort bei jedem Übertrag der erwähnte Hinweisungsvermerk bei- 
gefügt wird, leicht ein Übersehen unterlaufen. 

Die oben beschriebenen vier Bücher, das Kassenbuch, das 
Memorial, das Hauptbuch und das Warenbuch sind die wesentlichsten 
Bücher der einfachen Buchführung. Daneben können noch andere 
Bücher geführt werden, z. B. das Portobuch, das Auslagenbuch und 
dergl., während das Warenbuch in Detailgeschäften wieder nicht 
geführt wird. Das Inventuren buch und Bilanzbuch ist nicht be- 
sonders erwähnt worden, es empfiehlt sich jedoch ein solches und 
nicht etwa lose Blätter anzuwenden. 

Um nun die Resultate eines Geschäftsjahres kennen zu lernen, 
werden die sämtlichen Bücher in allen Konten abgeschlossen. 

Das Kassabuch ergibt dann den Bestand an barem Geld, das 
Warenbuch den Warenbestand (doch ist dieser auch durch Nach- 
messen oder Nachwiegen in Natur zu ermitteln), das Hauptbuch 
endlich die Forderungen und Schulden, nachdem die Salden sämt- 
licher Konten aus dem Hauptbuch herausgezogen, im Inventar unter 
einander gestellt und zusammengezählt worden sind (selbstverständ- 
lich jedoch die Debetsalden für sich und die Kreditsalden für sich). 

Die gewonnenen Abschlusszahlen werden dann in der Bilanz 
untereinander gestellt und zwar die Aktiven den Passiven gegen- 
über. Vorher werden von dem Werte des Gebäudes, der Mobilien, 
die Abnutzungsprozente, erforderlichen Falles auch von den Vor- 
räten und Forderungen Wertverminderungen abgesetzt (abgeschrieben), 
um den wirklichen Wert der Aktiven zu greifen. Wie schon zu 
Anfang dieses Paragraphen ausgeführt worden ist, werden die 
Zahleneinträge auf der Seite der Aktiven zusammengezählt und 
ebenso diejenigen auf der Seite der Passiven und die Differenz r das 
Kapital" gesucht. Zieht man zuletzt von dem gefundenen Kapital 
das bei der vorigen Inventur gefundene ab, so erhält man in dem 
Beste den reinen Gewinn aus dem abgelaufenen Zeitraum. 

Stellt man aber das eigene Kapital, wie es sich aus der vorigen 
Bilanz ergab, unter die Passiven ein — und tatsächlich ist ja, wie 
schon im § 68 ausgeführt worden ist, dieses eigene Vermögen eine 
Forderung, die der Besitzer des Geschäftes an das letztere hat 
und eine Schuld des Geschäftes an den Besitzer — , so ergibt die 
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Bilanz sofort den Gewinn oder Verlust, ohne dass man nötig hätte, 
eine Vergleichung mit dem Vorjahre vorzunehmen. Die Bilanz er- 
hält dann die folgende Gestalt: 







Bilanz 








am 31 


. Dezember 1901. 




Aktiva. 




» 


Passiva. 


1. Immobilien 


24 750 


— 


1. Hypothekenschuld 


24 500 


— — 


2. Mobilien, totes Invt. 


2 660 


— 


2. Geschäftschulden 


695 


— 


„ lebendes „ 


3 600 


— 


3. Erneuerungsfonds 


1600 


— 


3. Fonragebestände 


4 350 


— 


4. Kapital 


10 070 


— 


4. Forderungen 


860 


— 


5. Gewinn 


785 


— 


5. Kassenbestand 


1430 


^^— 


^^ - 






Sa.: 


37 650 | 




37 650 






l 
i 




; | 







§70. 
Die doppelte Buchhaltung. 

In der doppelten Buchhaltung werden wie in der ein- 
fachen, die Geschäftsvorfälle zunächst in zwei Büchern, in dem 
Kassenbuche und in dem Memorial gebucht. Beide Bücher sind 
denen der einfachen Buchhaltung ähnlich, dagegen unterscheidet 
sich das Hauptbuch der Doppelbuchhaltung wesentlich von dem der 
einfachen, indem es nicht nur diejenigen Konten enthält, welche 
das Schuldverhältnis zwischen einzelnen Personen und dem Geschäft, 
sondern noch eine ganze Reihe weiterer Konten, die einerseits 
über den Bestand und die Veränderungen des Vermögens sowie an- 
dererseits über die Geschäftsergebnisse in den einzelnen Zweigen, 
über die Unkosten und den Gewinn Rechenschaft geben. 

Wie gesagt, werden zunächst alle Geschäftsvorfälle entweder 
in das Kassenbuch oder in das Memorial eingetragen, je nachdem 
entweder ein Eingang oder Ausgang von barem Geld vorliegt oder 
ein Eingang oder Ausgang von Waren, Materialien oder geldwerten 
Sachen oder auch irgend ein Geschäftsvorgang, der nicht sofort 
durch Barzahlung ausgeglichen wird. 

Das Kassenbuch enthält sämtliche Einnahmen und Ausgaben 

nach der Reihenfolge ihres Entstehens. Alle Einnahmen kommen 

10* 



auf die linke Seite (Debet), alle Ausgaben auf die rechte Seite 
(Kredit). 



Das Kassenbuch kann auch anders eingerichtet sein. Es können 
z. B. die Geldspalte des Debet und die Geldspalte des Kredit neben 
einander auf einer Seite stehen, es ist dann das Kassenbuch ein- 
seitig 1 . Häufig wird dasselbe auch in zwei Bücher zerlegt, von 
denen das eine für die Einnahmen und das andere fär die Ausgaben 
bestimmt ist und es werden in jedem eine Anzahl Geldspalten oder 
Rubriken eingerichtet, so dass die Einnahmen wie die Ausgaben je 
nach ihrer Art oder ihrem Zweck nach Gruppen geschieden in die 
bestimmten Geldspalten eingetragen werden können. 



Bei letzterer Einrichtung wird die jedesmalige Anrufung des 
Kontos bei dem Eintrag erspart, weil sich das in Frage kommende 
Konto schon durch die Einstellung des Geldbetrags in die betreffende 
mit dem Namen des Kontos überschriebene Geldspalte ergibt. Ein 
weiterer Vorteil ergibt sich aber auch bei dieser Einrichtung inso- 
fern noch, als man am Schlüsse des Monats nach Zusammenzählung 
der sämtlichen Posten weiss, wie viel man in jedem Konto ein- 
genommen oder ausgegeben hat. Man erspart damit das Journal 
oder Sammelbuch. 

Das auf der linken Seite {der Einnahme-Seite) stehende Wort 
„Debet" („schuldet") und das auf der rechten Seite (der Ausgabe- 
Seite) stehende Seite „Kredit" („hat zu fordern" oder „hat gut") 
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stellt, wie wir bereits im § 68 gesehen haben, das Verhältnis dar, 
in welchem das Konto durch den eingetragenen Betrag zum Geschäft 
steht. Ist das Konto mit dem Namen einer Person z. B. Karl 
Schneider überschrieben, welches Beispiel schon bei Besprechung der 
einfachen Buchführung gewählt haben, so lässt sich das Verhältnis 
ohne Weiteres verstehen. Karl Schneider hatte Waren im Werte 
von 430 Mk. erhalten, er schuldet den Betrag, folglich ist der Be- 
trag auf der mit „Debet" überschriebenen Seite seines Kontos ein- 
zustellen. 

Der Eintrag bedeutet: 

Karl Schneider Debet 430 M. Später sendet Schneider 315 iL 
an das Geschäft ein. Diese Summe gehört auf die mit „Kredit^ 
überschriebene Seite seines Kontos, denn Schneider hat dieselbe gut. 
Der Eintrag lautet: Karl Schneider Kredit 315 M. 

Nicht so leicht ist jedoch das Verhältnis bei einem Sachkonto 
zu verstehen. Man muss sich, zum besseren Verständnis das Konto 
als einem Verwalter der Sache vorstellen, auf welche das Konto 
lautet.*) Das Kassenkonto**) soll, als Verwalter des Kassenschranks. 
Rechenschaft geben über alle Gelder, die in den Kassenschrank ein- 
gelegt oder aus demselben ausgezahlt werden; das Kohlenkonto, als 
Verwalter des Kohlenlagers, über die Kohlen, die in das Kohlenlager 
kommen oder aus demselben entnommen werden; das Utensilienkonto 
als Verwalter des Utensilienbestandes, über die Gegenstände die an- 
geschafft oder veräussert werden usw. Sind nun Gelder in den 
Kassenschrank eingelegt, oder Kohlen in das Kohlenlager eingebracht 
worden, so schuldet der Verwalter des betreffenden Kontos die ihm 
übergebenen Gelder, Kohlen usw. Die Beträge gehören daher auf 
die Debetseite. Der Eintrag bedeutet: Das Kassenkonto, das Kohlen- 
konto usw. Debet (schuldet) den in den Kassenschrank eingelegten 
Geldbetrag oder die in das Kohlenlager eingebrachten Kohlen. Wird 
nun Geld aus dem Geldschrank gezahlt oder Kohlen aus dem Kohlen- 
lager verkauft oder verbraucht, so hat der Verwalter des betreffen- 
den Kontos den Betrag gut, letzterer gehört daher auf die Kredit- 
Seite des betreffenden Kontos. Der Eintrag bedeutet: Das Kassen- 
konto, das Kohlenkonto usw. Kredit (hat gut oder zu fordern) den 
aus den Kassenschrank ausgezahlten Geldbetrag, die aus dem Kohlen- 
lager entnommenen Kohlen usw. Wir merken uns als Regel: Auf 



*) Vergl. W. Schaaf, Leitfaden der doppelten Bachhaltung. 
**) Man unterscheide Kassenbuch und Kassen-Konto. Letztere ist nur eine* 
gedachte Person, ersteres aber ist das Buch, in welches eingeschrieben wird. 
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die linke Seite eines Kontos ist stets das einzuschreiben, was das 
Konto empfangen hat, auf die rechte Seite das, was es abgegeben 
hat. Vor jeder Einnahmepost ist das Wort „An a vor jeder Aus- 
gabepost das Wort „Per" zu setzen, wodurch zum Ausdruck gebracht 
wird, an wen oder an welches Konto geschuldet oder durch („per") 
wen oder durch welches Konto das Guthaben entstanden ist. 

Also zunächst in das Kassenbuch sind die Geldgeschäfte 
einzutragen. Die Einnahme- und Ausgabeposten werden fortlaufend 
zusammengezählt. Jede Seitensumme wird auf die folgende Seite 
übertragen. Am Schlüsse eines jeden Monats wird das Kassenbuch 
abgeschlossen, es wird der Kassenbestand durch Abzug der Ausgabe- 
summe von der Einnahmsumme ermittelt und unter der Bezeichnung 
„Saldo" auf der Ausgabeseite eingestellt, alsdann werden die nun- 
mehrigen Einnahme- und Ausgabesummen, die einander gleich sein 
müssen, unter den Abschlussstrich geschrieben und doppelt unter- 
strichen. Die beiden Summen müssen einander in gleicher Höhe der 
Seite gegenüberstehen. Ist auf einer der beiden Seiten zwischen 
der Summe und den Einträgen ein Zwischenraum, so ist dieser 
durch einen Querstrich, der von rechts oben bis links unten 
über die Textspalte gezogen wird, auszufüllen. Der Saldobetrag 
(Kassenbestand) wird auf der Einnahmeseite neu vorgetragen und es 
folgen hierunter nunmehr die Einträge des neuen Monats. Das 
Kassenbuch soll immer den wirklichen Kassenbestand ergeben, es 
darf daher nichts in die Kasse getan und nichts aus derselben ent- 
nommen werden, was nicht zugleich im Kassenbuche gebucht 
worden ist. 

Während nun das Kassenbuch lediglich für Einnahmen und 
Ausgaben, die in barem Gelde bestehen, bestimmt ist, werden 
in das Memorial alle anderen Geschäftsvorfälle eingeschrieben, 
namentlich die Waren- „Ein- und Verkäufe", die Wechsel-, Effekten-, 
Zins-, Provisions- und dergl. Geschäfte. 

Zuweilen werden jedoch auch die Waren-Ein- und Verkäufe 
in ein besonderes Ein- und Verkaufsbuch eingetragen. Das Memorial 
ist von Seite zu Seite fortlaufend mit Seiten-Zahlen versehen. Jeder 
Eintrag ist von dem folgenden durch eine Linie geschieden. Alle 
Geschäftsvorfälle werden in der Reihenfolge unter einander getragen, 
in der sie entstehen. 

Die Person oder das Konto, welches empfangen hat, also der 
Debitor, wird stets oben angestellt, darunter kommt die Person oder 
das Konto, welches gegeben hat, also der Kreditor. 
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Monat Januar 1901. 



H. B. 27/16 


2 

4 
4 


Reinigungsmasse-Konto 

an Chr. Unrein, Merseburg, per empfangene 
60 Ctr. Masse 


145 


^^^^ 


H. B. 24/30. 


Kohlen-Konto. 

am Zeche „blaue Dunst'* por empfangene 100 t 
Gaskohle ä 23 M. 27 Pf. 


2327 


^^_ 


H. B. 16/54. 


Hafer-Konto, 
an W. Schmidt per empfangene 100 Ctr. Hafer. 


250 


— 



Hinter die erste Zeile des Eintrags hat man sich immer das 
Wort „Debet" hineinzudenken. Vor der Datumsspalte sind in Bruch- 
form die beiden Blätter des Hauptbuchs angeführt, auf denen der 
Vorfall gebucht wird. 



§71. 
Das Hauptbuch der Doppelbuchführung. 

Aus dem Kassenbuche und dem Memorial werden die Einträge 
in das Hauptbuch übertragen. Es erfolgt aber die Übertragung der 
Geschäftsvorfälle nicht einzeln, sondern es werden alle diejenigen 
die in ein und dasselbe Konto und entweder auf die Kredit- oder 
auf die Debetseite gehören, zu einer Summe zusanimengefasst. Hier- 
zu dient ein besonderes Sammelbuch, das Journal, in welchem diese 
Posten zusammengestellt werden. Die Überträge werden periodisch 
(wöchentlich oder monatlich) bewirkt. Das Hauptbuch zerfallt, wie 
bereits erwähnt, in eine Anzahl Konten, von denen ein Teil für die 
Vermögensbestandteile, ein anderer Teil für die einzelnen Zweige des 
Geschäftes oder Betriebes, ein dritter Teil für die Gläubiger und 
ein vierter Teil für die Schuldner des Geschäftes bestimmt ist. 
Zuweilen werden die Konten für die Gläubiger und Schuldner, um 
das Hauptbuch weniger umfangreich zu machen, in zwei getrennte 
Bücher, Konto-Korrent-Konten genannt, gebracht und das Haupt- 
buch lediglich auf die Vermögens- und Betriebskonten (die Sach- 
konten) beschränkt. Zur leichteren Auffindung der einzelnen Konten 
wird das Konto-Korren t-Kontobuch mit einem alphabetischen Register 
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versehen, in das die Namen der Konteninhaber mit Angabe der 
Seitenziffer eingetragen werden. 

Das Hauptbuch enthält neben den Vermögens- und Betriebs- 
konten noch ein Bilanz-Konto, in dem die Bestandteile des 
Vermögens den Schulden gegenübergestellt werden und ein Ge- 
winn- und Verlust-Konto, in dem die Geschäfts- oder Be- 
triebsergebnisse, und zwar auf der einen Seite die Erträgnisse, auf der 
gegenüberstehenden Seite die Aufwendungen, Unkosten und Verluste 
zur Darstellung kommen. 

In diesen Konten wird einmal eine Rechnung über die Ver- 
mögensbestandteile gegeben und fernerhin eine solche über die Be- 
triebsergebnisse und den sich daraus resultierenden Reingewinn 
oder Verlust. In den genannten beiden Konten, welche die Rech- 
nung darstellen, fliessen die Abschlusszahlen der übrigen Konten des 
Hauptbuchs zusammen. 

Alle Konten des Kontokorrentbuches (oder der Kontorrent- 
bücher) werden persönliche genannt. Unpersönliche (aucb Sach- 
konten) sind alle Konten des Hauptbuchs, die wegen irgend eines 
Gegenstandes eines kaufmännischen Rechnungsverhältnisses er- 
richtet werden. 

Sämtliche Konten können nach ihrer Bedeutung zum Geschäft 
und nach ihrem Wesen in folgende Gruppen geschieden werden: 

I. Gruppe, Konten der Vermögensbestandteile, und zwar: 

A. Konten der Aktiven, umfassend alle Konten über Grund- 
besitz, Gebäude, Maschinen, Bestände, Mobilien, Waren 
Kassenbestand, Forderungen. 

B. Konten der Passiven, umfassend die Konten über Kapital- 
schulden, (auch Schuld des Geschäfts an den Besitzer oder 
das Aktienkapital), die Geschäftsschulden, die Erneuerungs- 
fonds, Reservefonds, Delkrederefonds (Ausgleichfonds für 
unsichere Forderungen). 

II. Gruppe, Betriebskonten, und zwar: 

A. Ertragskonten (alle Konten, die einen Abwurf oder 
Gewinn ergeben), 

B. Unkostenkonto (alle Konten, die Geschäfts- und Verwal- 
tungsaufwände, Unkosten, Löhne, Zinsen, Verluste ergeben). 

III. Gruppe. Abschlusskonten, und zwar: 

A. Gewinn- und Verlustkonto, zusammenfassend die Ergeb- 
nisse aller Konten der II. Gruppe, 

B. Bilanzkonto, umfassend die Ergebnisse aller Konten der 
I. Gruppe. 
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Einige Konten der II. Gruppe (die Betriebs- und Geschäfts- 
konten) enthalten jedoch auch Bestände und sind daher nicht Be- 
triebskonten allein, sondern gleichzeitig der I. Gruppe, den 
Konten der Vermögensbestandteile zuzurechnen. Die Scheidung der 
Konten in der bezeichneten Richtung verfolgt den Zweck, erkenn- 
bar zu machen, welche Kontenabschlusszahlen zusammenzufassen 
sind, um den Geschäftsgewinn zu ermitteln. Wir müssen uns nun 
vergegenwärtigen, in welchen Wechselbeziehungen die einzelnen 
Konten zu einander und zum Geschäft stehen, um das Wesen der 
doppelten Buchführung verstehen zu können. 

Wir haben bereits bei der Besprechung des Kassenbuchs und 
des Memorials kennen gelernt, das alles, was einem Konto zu- 
gewendet wird, auf der linken Seite (Debetseite) dieses Kontos 
gebucht wird, während alles, was das Konto aus seinem Be- 
stände abgibt, auf seiner rechten Seite (Kreditseite) eingetragen 
werden mass. 



I. Kassenbuch. 



IL Hauptbuch. 

1. Kassen-Konto. 



2. Kapital-Konto. 



3. Hafer-Konto. 



Debet 


4. W 


Schmidt in 


Xst&dt. 


Kredit 


Jan. 


28. 
81. 


An Kassen -Konto 
Bareendnng- 

An Bilanz-Konto 




150- 
100- 

1 




10. 


Per Hafer-Konto 
für gelieferte 100 Ctr. 
ä 2,50 M. 




250 — 

i 






. 




250| — 


I !250|- 








1 


1 II 



5. W. Meyer in Dingsda. 



6. Bilanz-Konto. 



7. Gewinn- und Verlust-Konto. 



In den vorstehenden Konten finden sich die folgenden Geschäfts- 
vorfälle eingetragen: 

Es sind am 3. Januar gegen Barzahlung 60 Ctr. Hafer ange- 
kauft und dafür 180 M. gezahlt worden. Dieser Betrag ist in das 
Kassenbuch auf die Ausgabeseite (Kredit) eingetragen worden, der 
Hafer aber im Wert von 180 M. in das Hafer-Konto auf die Ein- 
nahmeseite (Debet). Im Kassenbuch fand sich bereits ein Kassen- 
vorrat von 300 M. und im Hafer-Konto ein Hafer-Vorrat von 
200 Ctr. im Wert von 600 M. vor, beide auf der Einnahme- oder 
Debetseite. Es besteht nun folgendes Schuldverhältnis zwischen dem 
Kassen-Konto und dem Geschäfte und zwischen dem Hafer-Konto 
und letzterem. Das Kassenkonto schuldet dem Geschäfte den zu 
Beginn des Jahres im Kassenschranke befindlichen Kassenbarbestandes 
von 300 M., dagegen hat es gut den am 3. Januar gezahlten Betrag 
von 180 M. Das Hafer-Konto schuldet dem Geschäfte den zu Be- 
ginn des Jahres im Lager befindlichen Vorrat an Hafer im Wert 
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von 600 M. und, nachdem am 3. Januar noch 60 Ctr. im Wert von 
180 M. hinzugekommen sind, nunmehr auch diese Menge. Am 4. 
Januar werden 100 Ctr. davon für 350 M. gegen Barzahlung ver- 
kauft. Diese 100 Ctr. sind ein Ausgang im Hafer-Konto, es kommen 
daher die 350 M. auf die Ausgabe- oder Kreditseite dieses Kontos, 
dasselbe wird um den Betrag entlastet, dagegen fliesst der Geld- 
betrag dem Kassenbestande zu, er ist eine Geldeinnahme und wird 
im Kassenbuche auf der Einnahme- oder Debetseite gebucht, das 
Kassen-Konto wird belastet. Wir bilden uns daraus die Regel, dass 
das, was eine Einnahme im Kassenbuche bildet, also auf die Debet- 
seite eingestellt wird, allemal eine Ausgabe für ein zweites Konto 
dargestellt und auf der entgegengesetzten Seite von der im Kasse- 
buche, also auf der Kreditseite gebucht werden muss. Umgekehrt 
gehört jeder Eintrag auf der Ausgabe- oder Kreditseite des Kassen- 
buchs auf die Einnahme- oder Debetseite eines zweiten Kontos. 

Diese Wechselbeziehung besteht aber nicht nur zwischen dem 
Kassenbuche (oder Kassen-Konto) und irgend einem anderen Konto, 
sondern überhaupt zwischen den Konten, so dass man die Regel zu 
dem Satz erweitern kann: Jeder Geschäftsvorgang ist immer in 
zwei Konten zu buchen, in dem einen Konto auf der Debetseite, in 
dem anderen auf der Kreditseite. 

Am 10. Januar sind für das Geschäft von W. Schmidt 100 Ctr. 
Hafer für 250 M. auf Kredit angekauft worden. Der Hafer ist ein 
Eingang für das Haferkonto, es kommt dessen Wert auf die Debet- 
seite dieses Kontos. Der Geldbetrag aber ist nicht bezahlt worden 
und es ist eine Schuld an den Lieferanten Schmidt entstanden. Es 
wird deshalb ein Konto mit der Namensüberschrift des W. Schmidt 
eröffnet und in diesem auf der Kreditseite der Betrag eingestellt, 
denn Schmidt hat denselben zu fordern, er hat ihn gut. 

Am 28. Januar werden aus der Geschäftskasse 150 M. an 
Schmidt gezahlt. Diese Ausgabe kommt in das Kassenbuch auf die 
Kreditseite und in das Konto des W. Schmidt auf die Debetseite, 
denn Schmidt schuldet dem Geschäfte buchmässig das, was ihm ge- 
zahlt worden ist. Zwar war die Zahlung nicht in der Absicht ge- 
schehen, ihm den Betrag zu leihen, sondern es sollte seine frühere 
Forderung von 250 M. vom 10. Januar um den gezahlten Betrag 
gemindert w r erden, man könnte also nach dem gemeinen Gebrauche 
eigentlich nicht sagen, dass Schmidt diese 150 M. schuldig geworden 
ist; da aber die Geschäftsbücher nur periodisch abgerechnet werden, 
so besteht solange, bis die nächste Abrechnung erfolgt, buchmässig 
die Forderung des Schmidt fort, dagegen hat buchmässig das Ge- 
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schäft an Schmidt eine Gegenforderung in Höhe des an jenen ge- 
zahlten Betrags. Beide Beträge stehen sich im Konto des W. Schmidt 
gegenüber, so dass sich jederzeit der wirkliche Schuldbetrag genau 
feststellen lässt. 

Am 20. Januar wurden an W. Meyer 150 Zentner Hafer auf 
Kredit verkauft, der gelieferte Hafer ist ein Ausgang für das Hafer- 
konto, kommt daher auf die Kreditseite desselben. Zugleich wird 
dem Meyer ein Konto eröffnet, mit seinem Namen überschrieben 
und auf der Debetseite des Kontos der von Meyer geschuldete Be- 
trag von 525 Mark eingetragen. Am 28. Januar zahlt Meyer auf 
seine Schuld 500 Mk. ab. Diese Einnahme kommt in das Kassen- 
buch und wird in demselben folgerichtig auf die Debetseite gebracht. 
Dagegen kommt derselbe Betrag im Konto Meyer auf die Kredit- 
seite. Den Restbetrag seiner Schuld verweigert Meyer zu zahlen, weil 
ein Teil des gelieferten Hafers verdorben war. Da seine Weigerung 
zugestanden werden muss, so ist er um diesen Betrag zu entlasten. 
Letzterer ist in seinem Konto ebenfalls auf die Kreditseite einzu- 
stellen, gerade so, als wenn der Betrag gezahlt oder als wenn eine 
entsprechende Warenmenge zurückgegeben worden sei. Ferner ist 
der Betrag im Gewinn- und Verlust-Konto als Verlust auf die Debet- 
seite einzuschreiben, also auf die entgegengesetzte Seite von der im 
Konto Meyer. 

In der vor den Geldbeträgen stehenden Spalte ist die Seite 
des Memorials wie des Kassenbuchs einzutragen und im Kassenbuch 
wie im Memorial zu jedem Eintrag die beiden Blätter des Haupt- 
buchs beizufügen, so dass jeder Vorfall mit Leichtigkeit sowohl 
vorwärts wie rückwärts aufgesucht werden kann. 

Die vorgeführten Beispiele mögen genügen, um einen Einblick 
in die doppelte Buchführung zu geben. Es können nicht die zahl- 
reichen möglichen Buchungsfälle hier alle besprochen werden, es 
würde die vorliegende Arbeit sonst weit über ihr Ziel hinaus- 
gehen. 

Aus den Beispielen kann man ersehen, wie ein Konto abge- 
schlossen werden muss. Es ist aber noch darauf hinzuweisen, dass 
gerade so, wie im Kassenbuche beispielsweise geschehen ist, in jedem 
Konto der Saldobetrag zu Beginn der neuen Geschäftsperiode auf 
der gegenüberstehenden Seite neu vorzutragen ist. 

Was den Abschluss betrifft, so sind in das Bilanz-Konto alle 
Salden der Vermögens-Konten (der I. Gruppe) aufzunehmen, ferner 
aber auch die Bestände an Vorräten, die in den Konten der II. 
Gruppe vorkommen, und endlich der Betrag des Gewinns oder des 
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Verlustes aus dem Gewinn- und Verlust-Konto. Alsdann muss die 
Summe der Aktiven mit derjenigen der Passiven gleich sein. 

In das Gewinn- und Verlust-Konto sind die Salden der Konten 
der II. Gruppe, nach Ausscheiden der in das Bilanz-Konto gehören- 
den Inventurbestände, einzustellen. 

Alle Einnahmen, Erträgnisse und Einzelgewinne kommen auf 
die rechte Seite oder Kreditseite, alle Unkosten, Aufwände und 
Einzelverluste auf die linke oder Debet-Seite. 

Ist die Summe der Kreditposten grösser als die der Debetposten, 
so ist der Unterschied der Reingewinn der auf der Debetseite 
einzustellen ist, wodurch beide Seitensummen gleich werden. 

Im umgekehrten Falle liegt ein Verlust vor, der auf die Kredit- 
seite gehört. 

Zu dem Aufwände gehören auch die Abschreibungsbeträge, 
,<lie auf die Abnutzung zu rechnen und von den Vermögensbe- 
ständen zu kürzen sind. Diese Abschreibungen sind in einem be- 
sonderen Abschnitte zu besprechen. 

§72. 
Abschreibungen und Reservefonds. 

Alle Gegenstände, die im Geschäfts- und Erwerbsleben Ver- 
wendung finden, unterliegen einer Abnutzung, sie werden mit der 
Zeit minderwertig und endlich gebrauchsunfähig.*) 

Es gilt das sowohl von Gebäuden aller Art, wie von Maschinen, 
Dampfkesseln, Triebwerken, Geräten, Werkzeugen, Instrumenten, 
von Fahrzeugen, Tieren, Möbeln, von Fabrikaten, von Verpackungs- 
material (Fässern, Kisten pp.), von Früchten, von Anlagen und Ein- 
richtungen aller Art, wie Schienen, Schwellen und Betriebsmittel der 
Eisenbahnen, elektrische Leitungsanlagen, Gas- und Wasserleitungen, 
von gepflasterten, asphaltierten oder auf sonstige Weise hergestellten 
Strassen, von Brücken, Stegen, Steinbrüchen, Lehm-, Kies- und Sand- 
gruben, es gilt das ferner von Handelswaren, die der Mode oder 
Preisrückgängen unterliegen, von Patenten, von Wertpapieren, die 
einen Börsenwert haben, endlich von Forderungen aller Art. 

Die Abnutzung und Wertverminderung kann durch verschiedene 
Veranlassung herbeigeführt werden, z. B. durch den Gebrauch, durch 
Witterungseinflüsse, durch Mäusefrass oder Wurmfrass, durch Ein- 



*) Vergl. Maatz, die kaufmännische Bilanz. 
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trocknung, durch Preis- und Kursrückgang, durch neue Erfindungen, 
durch Wechsel der Mode, oder durch neue Muster, durch den Zeit- 
verlauf (Lebensdauer der Tiere), durch Zeitverhältnisse usw. 

Je nach der Veranlassung kann der Vorgang der Abnutzung 
ein sehr verschiedenartiger sein, er kann andauernd stattfinden, er 
kann in einem Schwinden oder einer Verschlechterung der Substanz 
oder in einem Abnehmen der Gebrauchsfähigkeit bestehen, oder auch 
plötzlich eintreten. Die Entwertung kann durch teilweise Erneuerung 
und Ergänzung aufgehalten werden, es können auch Teile eines ge- 
brauchsunfähigen Gegenstandes Wiederverwendung finden, so dass 
keine vollständige Wertlosigkeit eintritt. 

Nach alledem kann die Dauer der Gebrauchsfähigkeit eines 
Gegenstandes sehr verschieden sein. Die Zeit, innerhalb welcher 
eine Sache abgenutzt sein wird, wird aber auch bedingt von der 
Art und von der Qualität des Materials, wie von der Güte der Her- 
stellung, ferner auch von der Art des Betriebes und der Stärke der 
Inanspruchnahme oder der Benutzung. Sie lässt sich nicht messen 
oder berechnen, ihre Begrenzung beruht lediglich auf Erfahrung ; die 
für die Abnutzung gebräuchlichen Prozentsätze sind nicht einmal in 
den gleichen Betrieben dieselben, sie unterliegen vielmehr ganz 
ausserordentlichen Schwankungen. 

Für Baulichkeiten findet man 1 — 3%, für Maschinen 8 — 25 %, 
ebensoviel für Pferde, für Utensilien in der Regel 10%. Sie sind für 
jede Art des Betriebes, nach seinem Umfang, Betriebseigentümlich- 
keiten und nach der Möglichkeit der Einwirkung äusserer Umstände 
nach sorgfältiger Erwägung zu bemessen. 

Ist ein Gegenstand im Jahre seiner Anschaffung zum An- 
schaffungswert in die Bilanz eingestellt worden, so muss er im 
folgenden, dritten und in den ferneren Jahren nur zu einem um die 
jedesmalige Abnutzungsquote verminderten Wert eingestellt werden. 
Die Abnutzungsprozente sind von dem Anschaffungs werte und ferner- 
hin jährlich von dem jeweilig vorausgegangenen Inventurwerte, „ab- 
zuschreiben". Durch die Abschreibung soll die fortschreitende Ab- 
nutzung der Gegenstände und die Wertabnahme bei der Vermögens- 
aufstellung in Rücksicht gezogen und ein entsprechender Teil vom 
Geschäftsgewinn zur Ausgleichung dieser Wertverringerung benutzt 
werden. Die Abnutzung beginnt mit der Gebrauchnahme der Gegen- 
stände, es hat daher auch schon für das Anschaffungsjahr die Ab- 
schreibung stattzufinden, wenn auch nur in einem zu der Benutzuugs- 
zeit im Verhältnis stehenden Teilbetrag. Es wird zwar vielfach im 
ersten Jahre eine Abschreibung unterlassen, gutzuheissen ist ein 
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solches Verfahren jedoch nicht und es werden vorsichtige Ver- 
waltungen auch stets eine Abschreibung vornehmen.*) 

Die Abschreibung hat sich nicht nach dem Geschäftsergebnis 
zu richten soll vielmehr nach dem als richtig erkannten Satze vor- 
genommen werden, ob das Geschäft gut oder schlecht gewesen ist 
Auch hiergegen wird öfters in nicht zu billigender Weise gefehlt. 
Sind die Abschreibungen notwendig, so müssen sie vorgenommen 
werden, wenn auch die Geschäftserträgnisse ungünstige waren. Stellt 
sich im Laufe der Jahre heraus, dass die Abnutzung eine stärkere 
ist, als vorausgesetzt worden war, so sind die Abnutzungsprozente 
zu erhöhen und es ist auch das in der zurückliegenden Zeit Ver- 
säumte durch ausserordentliche Abschreibungen nachzuholen. 

Um die abgeschriebenen Beträge verringert sich der Gewinn 
eines Geschäftsjahres, mit anderen Worten, es wird aus dem Gewinn 
derjenige Betrag entnommen, der zur Abschreibung erforderlich ist 
Man kann sich das leicht an dem folgenden Beispiel vor Augen 
führen: 



Aktiva. 



Bilanz. 



Passiva. 



Kassen bestand 

Inventar 

Grundbesitz 




Kapital 
Reingewinn 




In vorstehender Bilanz hat eine Abschreibung nicht stattgefunden. 
Werden aber vom Inventar 10°/ und vom Grundbesitz 2°/ abge- 
schrieben, so gestaltet sich die Bilanz f olgendermassen : 



Aktiva. 



Bilanz. 



Passiva. 



Kassenbestand 
Inventar 

(1600—160) 
Grundbesitz 

(10000-200) 




Kapital 
Reingewinn 



11600 
1440 



13040 



*) Vergl. Simon, die Bilanzen der Aktien-Gesellschaften. 



11 
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Betrug der Reingewinn in der ersten Bilanz 1800 M., so beträgt 
derselbe nunmehr nach Vornahme der Abschreibung nur noch 1440 iL, 
hat sich also um den Betrag der Abschreibung gemindert. Es er- 
gibt sich das aus der Art der Gewinnermittelung, zu Folge deren 
die Aktiven den Passiven gegenübergestellt werden. So viel, als die 
Aktiven mehr betragen als die Passiven, so viel beträgt auch der 
Gewinn. Müssen die Aktiven um einen bestimmten Betrag niedriger 
bewertet werden, so muss folgerichtig um den gleichen Betrag der 
Gewinn geringer sein. 

Durch die Abschreibung wird der Wert des Gegenstandes all- 
mählich ganz aus dem Gewinn entnommen und zwar alljährlich um 
die Abnutzungprozente. Es ist jede Wertsverminderung ein Ver- 
mögensve'rlust. Die Wertverringerung wird durch die Abschreibung 
in der Bilanz erkennbar gemacht. Der Vermögensverlust tritt durch 
die Verringerung des Gewinns in die Erscheinung. Durch zu hohe 
Abschreibungen kann der Gewinn auch in ungerechtfertiger Weise 
verkürzt werden, wie das zuweilen zur Erreichung niedriger Steuer- 
veranlagungen versucht wird. 

Abschreibungen sollen einer angemessenen Wertsvermin- 
derung entsprechen, überschreiten sie die Grenze, so stellen sie An- 
sammlungen von Vermögen dar. Werden später diejenigen Gegen- 
stände, die in Folge übertriebener Abschreibungen mit einem zu 
geringen Wert in die Bilanz eingestellt sind, zum wirklichen höheren 
Werte verkauft, so tritt der zu viel abgeschriebene Betrag in der 
Höhe des Kaufpreises wieder zu Tage. Allerdings können auch in- 
dustrielle Betriebe nicht vorsichtig genug sein bei der Bewertung 
ihrer Vorräte, Maschinen u. s. w., denn sie sind in besonderem Masse 
den gewerblichen Konjunkturen ausgesetzt und es kann ein Werk, 
das heute noch sehr hoch im Werte steht, durch irgend eine 
neue technische Erfindung morgen nahezu wertlos gemacht werden. 

Wie diesem Risiko zu begegnen ist, soll gelegentlich der Er- 
örterung der Reservefonds besprochen w r erden. (Seite 165). 

Anstatt eine Abschreibung, also eine Verminderung der Aktiven, 
vorzunehmen, kann man auch die Passiven erhöhen, indem man auf 
ihrer Seite einen Abschreibungsfonds (Erneuerungsfonds, Amorti- 
sationsfonds) einstellt. Es ist das nichts anderes, als dass vom Rein- 
gewinn ein der Abschreibung entsprechender Betrag auf ein be- 
sonderes Konto übertragen und dort zurückgestellt wird. Es wird 
also die Abschreibung nicht vorgenommen, sonder nur der dazu be- 
stimmte Betrag in Reserve gestellt. Die Abschreibung kann später 
einmal zu beliebiger Zeit nachgeholt werden. 



— 163 — 



Aktiva. 




Bilanz. Passiva- 




Kassenbestand 

Grandbesitz 

Inventar 


1800 

10000 

1600 


— 


Kapital 

Abschreibungsfonds i 
Gewinn 


11600 

360 

1440 


— 


i 


13400 


— 




13400 




i 
i 













Für zweifelhafte Forderungen stellt man, ähnlich wie beim Ab- 
schreibungsfonds, den wahrscheinlichen Verlustbetrag auf die Passiv- 
seite als Delkrederefonds (Delkrederekonto) ein .*) Die tatsächlich be- 
wirkte Abschreibung und die Einstellung des Abschreibebetrags auf der 
Passivseite haben materiell dieselbe Wirkung. Durch die zweierlei 
Verbuchung wird nur in verschiedener Weise derselbe Erfolg erzielt. 
In den Delkrederefonds wird ein Teil des Reingewinns aufgespeichert 
und zurückgehalten zu gelegentlicher Verwendung. (Abschreibung.) 
Ist eine Forderung zweifelhaft, entweder weil dieselbe in ganzer 
Höhe bestritten wird, oder weil der Schuldner in Vermögensverfall 
geraten ist, so muss man sich auf den Verlust bereithalten, man 
hält einen Betrag des Gewinns für diesen Zweck zurück. Man wird 
die Forderung nicht sofort abschreiben, also löschen, sondern erst 
abwarten, ob nicht noch Zahlung zu erlangen ist. Die Abschreibung 
kann immer noch geschehen. Ein vorzeitiges Abschreiben ist sogar 
nicht unbedenklich für den Fall, dass das Bestehen einer Forderung 
in Konkursen oder Prozessen bewiesen werden muss. 

Durch die Abschreibung wird, wie die oben gegebenen Bei- 
spiele ersichtlich machen, ein Vermögensbetrag aus dem Gewinn 
entnommen und frei. Da die Höhe des Gewinns sich erst nach er- 
folgter Abschreibung ergibt, so ist die Ausdrucksweise, dass der 
Abschreibungsbetrag aus dem Gewinn entnommen werde, nach dem 
Buchstaben genommen, nicht ganz richtig. Es wird jedoch unstreitig 
die Höhe des Gewinns um den Abschreibungsbetrag verkürzt und 
es ist in diesem Sinne allein obige Ausdrucksweise zu verstehen. 
Aber der abgeschriebene Betrag ist jedenfalls frei geworden. War 
er als Erneuerungsfonds zurückgestellt, so kann er zu Erneuerungs- 
ausgaben verwendet werden, ist er als Amortisationsfonds verbucht, 



*) Delkredere, soviel wie Bürgschaft für einen dritten stehen, für die Er- 
füllung seiner Verbindlichkeiten einstehen. 

11* 
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so soll er in der Regel zur Tilgung einer Schuld dienen. Man kann 
daher aus dem Kassenbestande den Betrag des Tilgungsfonds (im 
obigen Beispiel 360 M. Abschreibungsfonds) entnehmen und an dem 
Schuldkapital zurückzahlen. Dann würde obiges Beispiel sich 
folgendermassen darstellen: 



Aktiva. Bilanz. 


Passiva. 


Kassenbestand 1800 M. Kapital 11600 M. 




— 360 „ 1440,— — 360 „ 


. 11240 — 


Grundbesitz 10000,— Tilgungsfonds 


360 — 


Inventar 1600, — Gewinn 


1440 — 


13040 — 


13040.— 



Wie schon erwähnt wurde, ist die Höhe der Abschreibung ver- 
änderlich, sie hängt von den mannigfachsten Umständen ab. Handelt 
es sich um eine Substanzverringerung, wie bei Steinbrüchen, Sand- 
gruben u. s. w. so soll die Abschreibung so bemessen werden, dass 
der Wert vollständig abgeschrieben ist, wenn der Steinbruch oder 
die Kiesgrube ausgebeutet ist. Bei Tieren soll die Abschreibung 
sich nach der mutmasslichen Lebensdauer richten. Handelt es sich 
um Verminderung der Brauchbarkeit (Abnutzung), z. B. bei Maschinen. 
Gerätschaften u. s. w. so ist die Abschreibung so hoch zu bemessen, 
dass der Wert auf abgeschrieben ist, wenn erfahrungsgemäss eine 
Neuanschaffung sich erforderlich macht. 

Man tut aber wohl, wenn man die Abschreibung vorsichtiger 
Weise höher greift, weil der Zeitpunkt, in welchem die Erneuerung 
vorgenommen werden muss, nicht sicher vorausbestimmt werden 
kann. Erfahrungsgemäss wird man nicht so lange warten, bis eine 
vollständige Unbrauchbarkeit vorliegt, sondern gezwungen sein, schon 
viel früher an eine Erneuerung heranzutreten. 

Ist bei Waren eine Preis Verminderung eingetreten, so ist der 
Warenbestand nur zu dem derzeitigen wirklichen Anschaffungspreis 
einzustellen. Eine Abschreibung hat daher in dem Jahre zu er- 
folgen, in welchem die Preisreduktion eingetreten ist. Bei der 
Inventur sind alle Gegenstände aufzunehmen, auch wenn durch Ab- 
schreibungen der Wert auf das geringste Mass herabgegangen ist. 
Eine weitere Abschreibung kann dann nicht stattfinden. 

Kennt man die Lebensdauer oder Gebrauchsdauer eines Gegen- 
standes, so ist die Abschreibung der Bruch, dessen Zähler die Er- 
werbskosten sind, dessen Nenner die Lebensdauer ist. Betragen die 
Anschaffungskosten 400 M. und ist die voraussichtliche Benutzungsdauer 
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20 Jahre, so ist die Abschreibung = ^ = h% = 20 M. Es be- 
trägt also die erste Abschreibung ^~ = 20 M., die zweite — =20M., 
die dritte -^ — 20 M., die vierte — =- = 20 M. u. s. w., d. h. der 

lo 1 I 

Zähler nimmt ab um den Betrag der Abschreibung, der Nenner um 
die Zahl der verflossenen Jahre. Es ist, mit anderen Worten, die 
Abschreibung vom Anschaffungswert in gleichem Betrage der An- 
schaffungskosten einzustellen, nicht aber darf man, wie unrichtiger 
Weise oft geschieht, den gleichen Prozentsatz vom letzten Wert 
annehmen. Die Abschreibung würde mit dem Verlaufe der Jahre 
immer geringer werden und es würde sich die Abschreibung auf 
einen Zeitraum verlängeren, der der Zeitdauer der Gebrauchsfähig- 
keit nicht entspricht. 

Es würde z. B. die Abschreibung zu 5°/ des jeweiligen Letzt- 
wertes ergeben: 

im ersten Jahre von 400 M. = 20 M. 
„ zweiten „ „ 380 „ =19 „ 
,, dritten „ „361 „ = 18 „ 05 Pf. 
,. vierten „ „ 342,95 „ =17 „ 15 „ 

u. s. w. 

Bei zweifelhaften Forderungen kann man entweder den Betrag 
der Forderung veranschlagen, der voraussichtlich unbeibringlich sein 
wird, man kann auch einen Prozentsatz der sämtlichen Forder- 
ungen aus der Erfahrung als voraussichtlichen Verlust kürzen; ge- 
wöhnlich nimmt man in diesem Falle 5%. 

Neben den Abschreibungen ist noch der Reservefonds (Sicher- 
heitsfonds) zu erwähnen. Derselbe ist, entgegen der Abschreibung, 
tatsächlich aus dem Reingewinn zu entnehmen.*) 

Er stellt eine Kapitalansammlung für gewisse Zwecke dar. 
Sein Zweck ist gerichtet auf Gewährung einer Sicherheit für un- 
vorhergesehene Fälle, zur Deckung eine3 aus der Bilanz sich er- 
gebenden Verlustes. Zuweilen geht man weiter, indem man ihn zur 
Dotierung des Gewinnkontos in ungünstigen Jahren bestimmt. Er 
dient also in diesem Falle zu einer Ausgleichung des Gewinn- Ertrags 
zwischen ungünstigen und ertragsreichen Jahren und stellt daher 
eine Gewinnrücklage eines günstigen Jahres für spätere ungünstige 
Jahre dar. 



*) Vergl. die Abschlüsse der Aktien-Gesellschaften. 
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Meistens aber hat er den Zweck, ausserordentlichen und unvor- 
hergesehenen Vorkommnissen zu begegnen oder die Verzinsung von 
Schuldkapitalien den Gläubigern unter allen Umständen sicherzu- 
stellen. Bei Sparkassen dient er dazu, Kapital-Verluste auszugleichen 
und den Forderungen der Einleger eine grössere Sicherheit zu ge- 
währen. Bei kummunalen Sparkassen beträgt er gewöhnlich 5°/ 
aller Einlagen. 

Bei Unternehmungen, die durch neue Erfindungen beeinflusst 
werden können, dient er zur Bereithaltung der Mittel für den Fall, 
dass durch eine neue technische Erfindung Maschinen- und sonstige 
Anlagen entwertet werden, ehe durch die Abschreibung ihr Wert 
getilgt ist. Damit sein Zweck sicher gestellt wird, sollte er in 
mündelsicheren und bis zum Zeitpunkt der Verwendung unangreif- 
baren Effekten angelegt werden. 

Zuweilen wird ein Reservefonds angesammelt, um eine spätere 
Erweiterung des Werkes vorzubereiten oder zur allmählichen Ansamm- 
lung grösserer Betriebsmittel. Je nach dem Verwendungszweck, 
den man im Auge hat, trägt ein solcher Reservefonds eine besondere 
Bezeichnung, z. B. Speziaireservefonds, Erweiterungsfonds, Sicher- 
heitsfonds, Dispositionsfonds, Sonderrücklage, Selbstversicherungsfonds, 
Reserven für Haftpflichtfälle, Reserven für Effektenverluste, auch 
gehören hierher Wohlfahrtsfonds, Pensionsfonds, Arbeiterunter- 
stützungsfonds. 

§73. 
Die amerikanische Buchführung. 

Das charakteristische Merkmal der amerikanischen Buchhaltung 
besteht darin, dass die chronologische Buchführung, wie wir sie aus 
dem Kassenbuche kennen, mit der systematischen des Hauptbuches 
in einem tabellenförmig gestalteten Journal vereinigt ist. Das 
Journal enthält eine grosse Zahl von Doppelspalten (s. S. 169/170), von 
denen je eine für Debet und eine für Kredit eines Kontos bestimmt 
ist. Wegen der erforderlichen Anzahl solcher Doppelspalten eignet 
sich aber diese Buchführung mehr für einfache Geschäfte, denn die 
grosse Anzahl von Konten, welche umfangreiche Geschäfte und 
Fabrikanlagen führen müssen, von denen jedes Konto eine solche 
Doppelspalte beansprucht, machen das Journal leicht unhandlich und 
unübersichtlich. 

Das Journal vereinigt in sich unbestritten manche Vorzüge, es 
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erübrigt die besondere Führung eines Kassenbuchs und eines Me- 
morials, weil in ihm alles gegeben wird, was jedes dieser Bücher 
für sich bietet, es ist auch zugleich das Hauptbuch. 

In grösseren Geschäften wird jedoch vielfach noch ein beson- 
deres Kassenbuch nebenher geführt, weil die Führung des Journals 
eine besondere Sorgfalt erfordert, und ein flotter Geschäftsbetrieb 
hierzu nicht immer die nötige Zeit lässt. Neben dem Journal muss, 
obwohl dasselbe das Hauptbuch sonst vollständig ersetzt, noch ein 
Konto-Korrent-Buch für die persönlichen Konten geführt werden, 
auch das Inventar ist nicht zu entbehren. 

Das Journal oder Bilanzjournal der amerikanischen Buchführung 
stellt in seinen beiden Kassespalten das vollständige Kassenbuch 
dar, in das zeitfolgemässig alle Kassenvorgänge eingetragen 
werden. Die übrigen, neben den Kassenbuchsspalten vorhandenen 
Doppelspalten sind für die übrigen Konten bestimmt. 

Es müssten daher eigentlich so viele Doppelspalten vorhanden 
sein, als das Geschäft die Führung von Konten erfordert. Da hier- 
durch aber das Journal viel zu unhandlich werden würde, so em- 
pfiehlt 0. Poppe in seiner „Neue Buchführung", dass jede Doppel- 
spalte für zwei Konten benutzt werde, indem in das eine die Zahlen- 
einträge mit schwarzer, in das andere mit roter Tinte erfolge, so- 
wie dass die Aufsummierung und die Übertragung der Seitensummen 
ebenfalls in schwarzer Tinte für das eine, in roter Tinte für das 
andere Konto geschehe. Die stärker benutzten Konten sollen stets 
für schwarze Tinte und nur die seltener benutzten in roter Tinte 
vorgesehen werden. 

Durch die Anwendung von zweierlei Tinte wird die Führung 
des Journals zweifellos schwieriger und die Einträge erfordern grössere 
Vorsicht. Die Erfahrung hat zwar gelehrt, dass man sich nach 
kurzer Zeit schon die erforderliche Sicherheit aneignen kann, immer 
mit der richtigen Tinte die Zahlen einzuschreiben. Da es jedoch 
nicht vermieden werden kann, dass die Person des Buchhalters ein- 
mal wechselt, so ist bei jedem Wechsel die Gefahr vorhanden, dass, 
so lange der neue Buchhalter die erforderliche Übung noch nicht 
besitzt, zahlreiche Fehler unterlaufen. 

Poppe empfiehlt ferner, für diejenigen Konten, welche fast nie 
zur Benutzung kommen, nur eine Spalte zu führen, also je nach 
Bedürfnis entweder die Debetspalte oder die Kreditspalte. Kommt 
ja einmal eine Zahl in einer Spalte vor, die nicht geführt wird, 
so wird dieselbe von der anderen Spaltensumme gekürzt. Dieser 
Notbehelf, anders kann die Einrichtung nicht genannt werden, mag 
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im einzelnen Fall genügen, vor der allgemeinen Anwendung möchte 
Verfasser aber recht abraten, es würde die Buchführung geradezu 
verstümmelt werden. Muss Raum gespart werden, so lasse man in 
den Konten, bei den selten Einträge erfolgen, die Pfennigspalten weg. 
Kommen Pfennigbeträge vor, so sind sie einfach durch Komma von 
den Mark-Beträgen zu trennen, sollte aber wirklich die Spalte zu 
eng zum Einschreiben sein, so schreibe man die Pfennigbeträge mit 
kleiner Schrift in die rechts daneben stehende Spalte doch unmittel- 
bar neben die Mark-Beträge. Irrungen beim Aufsummieren kommen 
bei diesem Verfahren nicht vor. 

Die Führung des Journals möge durch die beiden Muster auf 
Seite 169 und 170 angedeutet werden: 

Der Unterschied zwischen beiden Mustern besteht im Wesent- 
lichen darin, dass in dem ersten Muster die Debitoren und Kredi- 
toren-Spalte von den übrigen Kontenspalten abgesondert ist. Es ist 
das ganz zweckmässig, weil die Einträge in dieser Spalte noch in 
das Kontokorrentbuch übertragen werden müssen, also noch eine be- 
sondere Behandlung erfordern. 

Über Eintrag der Geschäftsvorfälle und Abschluss des Journals 
sei kurz Folgendes erwähnt. 

Ist das Geschäftsinventar aufgestellt, so werden die ermittelten 
Wertbeträge auf die erste Zeile der betreffenden Konten gestellt, 
die Aktiven in die Debetspalte, die Passiven in die Kreditspalte. 
Es folgen dann alle Geschäftsvorfälle nach der Reihenfolge ihres Ent- 
stehens, indem in der Spalte für Geschäftställe der Vorgang kurz 
angegeben wird. Man gewöhne sich daran, immer erst die beiden 
Konten, die beim Eintrag in Betracht kommen, zu benennen 
und zwar dasjenige Konto, welches debitiert wird, immer zu- 
erst, z. B. 

Waren-Konto (Debet) an Kassen-Konto für 200 Ctr. Stein- 
kohlen von W. Schlauberger = 200 Mk., oder Mühlhausen 
& Knetsch (Debet) an Waren-Konto für empfangene 100 Ctr. 
Kohlen = 120 Mk., oder Kassen-Konto (Debet) an Mühl- 
hausen & Knetsch für empfangene Zahlung 120 Mk. 

Man merke sich: 

Wird der Gegenstand einem Konto gegeben, so wird dieses 
Konto debitiert. Im ersten Beispiel erhielt das Waren-Konto 
200 Ctr. Kohlen, im zweiten Beispiel erhielten Mühlhausen & Knetsch 
100 Ctr. Kohlen, im dritten Beispiel erhielt das Kassen-Konto 
120 Mk. Kreditiert wird das Konto, welches gibt. Im ersten Bei- 
spiel ist es das Kassen-Konto, welches 200 Mk. an W. Schlauberger 
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zahlt, im zweiten Beispiel ist es das Waren-Konto, das 100 Ctr. 
Kohlen an Mühlhausen & Knetsch abgibt, im dritten Beispiel end- 
lich sind es Mühlhausen & Knetsch, die 100 Mk. Geld ein- 
senden.*) 

Der Abschluss erfolgt in der Weise, dass Inventur gemacht 
und die Ergebnisse im Inventar zusammengestellt werden. Das 
Journal wird vollständig summiert. Es werden dann die gefundenen 
Bestände aus dem Inventar unter die betreffenden Summen des 
Journals getragen und zwar die Aktivbestände auf die Kreditseite, 
die Passivbestände auf die Debetseite der zugehörigen Konten, und 
den Summen zugezählt. 

In eine Zeile darunter werden nun die Gewinne eingetragen, 
d. h. es werden die Differenzzahlen in die Debetspalte der einzelnen 
Konten eingestellt, wenn der Betrag der Kreditspalten der grössere 
ist, und diese für sich zusammengezählt. In noch eine Zeile tiefer 
werden dann — diesmal in die Kreditspalten — die Unkosten und 
Verluste eingestellt, nämlich die Differenzen, um welche die Debet- 
spalten der einzelnen Konten die höheren sind, und ebenfalls für 
sich zusammengezählt. Kürzt man nun die untere Summe von der 
oberen, so ergibt sich der Reingewinn. Die Bestände werden dann 
neu vorgetragen. 



III. Die Verwaltung 8- Doppelbuchhaltung. 

§74. 
Einleitung. 

Als dem Verfasser vor einer Reihe von Jahren die Verwaltung 
einer Gaswerkskasse übertragen wurde, bei der die sogenannte 
amerikanische Buchführung eingeführt war, hatte er Gelegenheit 
aus eigener Erfahrung kennen zu lernen, welche geringe Übersicht- 
lichkeit die angewendete Buchführung wegen der benötigten zahl- 
reichen Tabellenspalten bot und welche ausserordentliche Vorsicht 
angewendet werden müsse, um Irrtümer und Verwechselungen zu 
vermeiden. Er musste zwar anerkennen, dass der amerikanischen 
Buchführung manche Vorzüge eigen seien, allein diese Vorzüge 

*) Wer sich genau unterrichten will, dem sei 0. Poppe's Neue Buchführung 
(Tübingen, N. Hahn's Verlag) empfohlen. 
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wurden überwogen durch vielerlei Mängel, unter denen die unhand- 
liche Form des Journals obenanstand. Dass man mit jeder Seiten- 
summe zugleich die Summe aller Konten im Debet und Kredit vor 
sich hatte, war in mancher Hinsicht zweckmässig, dagegen er- 
schwerte die Grösse des Buches und die Zersplitterung der Einträge 
eines Kontos ungemein die Erlangung eines Gesamtüberblicks über 
die Eintragungen. Man ersah zwar, welche Summe auf irgend einen 
Betriebszweig ausgegeben oder eingenommen war, wollte man aber 
die einzelnen Bestandteile der Ausgabe oder Einnahme wissen, so 
musste man das ganze Journal durchblättern und erst nach langem, 
zeitraubendem Suchen war es in der Kegel möglich, irgend einen 
bestimmten Posten aufzufinden. Erschwert wurde das Suchen be- 
sonders durch den Umstand, dass zwischen dem Text der Eintragung 
und dem dazu gehörigen Betrage ein viel zu grosser Zwischenraum 
bestand, als dass man mit dem Auge allein ohne Benutzung eines 
langen Lineals als Richtungs-Hülfsmittel die Linie, auf welcher 
beide Eintragungen sich befanden, verfolgen konnte. Eine Revision 
der Buchführung war aus diesem Grunde eine schwierige und zeit- 
raubende Arbeit. 

Vor der Einführung der amerikanischen Buchführung war bei 
der Gaswerkskasse die italienische in Gebrauch gewesen, sie war 
aber aufgegeben worden, weil sie zu geringe Übersichtlichkeit bot. 
Man konnte zwar im Hauptbuch das Resultat der Geschäftsführung, 
nicht aber den Verlauf der einzelnen Geschäftsfälle übersehen, ohne 
das Sammel-Journal und sonstige Zwischenbücher aufschlagen zu 
müssen. Der italienischen haftet noch mehr, als der amerikanischen, 
w r enn auch wieder in ganz anderer Weise eine gewisse Unüber- 
sichtlichkeit an, daneben erforderte sie viel Buchhaltungsarbeit, die 
sie für eine grössere und verzweigte Verwaltung wenig geeignet 
erscheinen lässt. 

Der Verfasser machte es sich deshalb zur Aufgabe, eine Form 
der Buchführung zu ersinnen, welche die Nachteile der italienischen 
und der amerikanischen beseitigt, ihre Ziele jedoch beibehält und 
zugleich ermöglicht, dass die Geschäftsvorfälle, nach der Zeitfolge 
ihres Entstehens zu einer übersichtlichen Darstellung gebracht 
werden können, wie wir das im Manuale der kameralistischen Buch- 
führung vorfinden. Er kam dem Ziele schon nahe, als er sich 
entschloss, das Hauptbuch der italienischen Buchhaltung zu Grunde 
zu legen, aber das Journal, welches ja in der doppelten Buchhaltung 
in seiner Eigenschaft als Sammelbuch für die gleichartigen Kassen- 
posten für ein sehr wichtiges Verbindungsglied zwischen Kassenbuch 



— 173 — 

und Hauptbuch gilt, wegzulassen und die Kassenposten direkt aus 
dem Kassenbuche einzeln in das Hauptbuch zu übertragen. Will 
man nun einen Geschäftsvorgang aufsuchen, so hat man in dem auf- 
geschlagenen Konto des Hauptbuchs alle Geschäftsfälle einzeln ver- 
zeichnet vor sich, man kann daher den Verlauf der Geschäfte, den 
Geschäftsgang oder Werdegang eines Betriebes vollständig über- 
blicken und mit Leichtigkeit, eine Vergleichung der eingetragenen 
Posten mit den Belegen und sonstigen Unterlagen vornehmen. Es 
wird damit das Kontrole- und Prüfungswesen wesentlich erleichtert. 
Allerdings muss für jedes Jahr ein neues Hauptbuch angelegt werden, 
es ist das jedoch in keiner Weise umständlich oder störend, denn 
es umfasst nur die Sachkonten, nicht die Personenkonten, die in 
einem mehrjährig zu führenden Konto-Korrentbuche enthalten sind. 

Noch galt es ein aus der Verwaltungsorganisation entspringendes 
Bedürfnis zu decken, das sich besonders bei mehrgliederigen Ver- 
waltungen hervordrängt und eine Buchungseinrichtung verlangt, 
welche ermöglicht dass die angeordneten den vollzogenen Einnahmen 
und Ausgaben gegenübergestellt werden können. 

Die Gaswerkskasse, die der Verfasser im Auge hat, war 
mit den sämtlichen übrigen städtischen Kassen organisch vereinigt, 
an der Betriebsstelle des Gaswerks aber befand sich eine Buch- 
haltungsstelle, von der aus durch Uberweisungsbücher alle Ein- 
nahmen und Ausgaben, wie sie bei dem Betriebe entstanden, 
sofort der Gaswerkskasse zur Erhebung und Zahlungsleistung über- 
wiesen wurden. Das Hauptbuch bedurfte daher einer Form, dass 
sowohl die eingewiesenen Einnahmen und Ausgaben eingetragen, wie 
auch die wirklich erfolgten Einnahmen und geleisteten Ausgaben 
ersichtlich gemacht werden konnten. Diese Fragen wurden gelöst 
durch die Anordnung einer Sollspalte und einer Istspalte, wie wir 
sie bei der kameralistischen Buchhaltung kennen gelernt haben, 
(s. Anlage 6). Der ganze Buchungsapparat wurde damit ein sehr 
einfacher, übersichtlicher, denn alle Einnahmen und Ausgaben, wie 
sie an der Betriebsstelle entstehen, werden mittelst Uberweisungs- 
bücher der Kassenstelle überwiesen, hier werden sie direkt in das 
Hauptbuch in die Sollspalte verbucht, die später erfolgenden Aus- 
gaben oder eingehenden Einnahmen aber werden als Kassenposten 
zunächst in das Kassenbuch eingetragen und aus diesem in das 
Hauptbuch übertragen, wo sie nunmehr in der Istspalte ihren Platz 
finden. Es ist gewissermassen das Prinzip der kaufmännischen 
doppelten Buchführung mit dem Prinzip der kameralistischen Buch- 
haltung verschmolzen. 
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§75. 
Das Hauptbuch oder Manual. 

Die wesentlichsten Bücher der Verwaltungs-Doppelbuchführung 
sind das Kassenbuch, das Hauptbuch oder Manual und das Konto- 
korrentbuch. Daneben bestehen noch die auch bei jeder anderen 
Buchhaltungsform gebräuchlichen Nebenbücher, z. B. bei einer Gas- 
werkskasse die Gasgelder-Heberolle, das Magazin- oder Warenbuch, 
das Kontobuch über vermietete Uhren, Leitungen oder Einrichtungs- 
stücke, das Verkaufsbuch für Koks und andere Nebenprodukte, 
n. dergl. (s. Anlage 6.) 

Von allen Büchern ist nur ein näheres Eingehen auf das Haupt- 
buch nötig, das eine besondere Einrichtung zeigt. 

Das Hauptbuch oder Manual schliesst alle Sachkonten in sich. 
Für jedes Konto sind so viele Blätter frei zu halten, als erfalirungs- 
mässig für die sämtlichen Einträge eines Jahres notwendig sein 
werden. 

Immer gehören die zwei gegenüberstehenden Blattseiten in der 
Weise zu einander, dass die linke Seite für die Debet-Einträge, die 
rechte Seite für die Kredit-Einträge, bestimmt ist. Es steht des- 
halb oben in der linken Ecke des aufgeschlagenen Buchs das Wort 
„Debet" in der rechten Ecke das Wort „Kredit". Zwischen diesen 
beiden steht die Bezeichnung des Kontos. Die linken und rechten 
Blattseiten haben die gleichen Spalteneinteilung, wie das Muster der 
Anlage 6, zeigt. 

Von den drei Geldspalten ist die erste, mit „Soll" überschriebene, 
bestimmt, alle Geldbeträge, welche das Konto betreffen, in sich auf- 
zunehmen, ohne Rücksicht darauf, ob der Betrag sofort, oder erst 
später, oder gar nicht zur Zahlung gelangen wird und ob er daher 
«in Kassenposten werden wird, oder ob der Betrag auf ein anderes 
Konto zu übertragen ist, ohne die Kasse zu berühren. Es 
enthält also diese Sollspalte alle Geschäftsvorfälle, die in der 
kaufmännischen doppelten Buchhaltung entweder im Kasssenbuch 
oder im Memorial eingetragen zu werden pflegen. Die Führung eines 
besonderen Memorials ist bei unserem Buche überflüssig. Die übrigen 
beiden Geldspalten sind im Gegensatze zur Sollspalte mit dem Worte 
„Ist" überschrieben. Von ihnen dient die erste mit „An Kassen- 
Konto" (linke Blattseite) oder „Per Kassen-Konto" (rechte Blattseite) 
bezeichnete zum Eintragen aller in der Sollspalte stehenden Beträge, 
sobald solche einen Kassenposten bilden. 
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Die letzte, mit b bezeichnete Geldspalte aber soll diejenigen in 
der Sollspalte stehenden Beträge in sich aufnehmen, welche nicht 
im Kassenbuche einen Eintrag erfordern, sondern für welche in einem 
anderen Konto ein Gegenposten eingetragen werden muss. 

Das Gegenüberstellen der Sollspalte und der Istspalte hat den 
uns aus der kameralistischen Buchhaltung bekannten Zweck, die 
angeordneten Einnahmen und Ausgaben (im Soll) und die voll- 
zogenen Einnahmen und Ausgaben (im Ist) einander gegenüberge- 
stellt zu sehen. Man wolle übrigens beachten, dass den hier zur 
Anwendung kommenden Bezeichnungen „Soll" und „Ist" eine ganz 
andere Bedeutung inne wohnt, als den kaufmännisch angewendeten 
Bezeichnungen „Soll" und „Haben" (Debet und Kredit = schuldet 
und hat zu fordern oder hat gut) „Soll" in der Sollspalte bedeutet, 
dass die in dieser Rubrik eingetragenen Geldsummen, es mögen nun 
Einnahme- oder Ausgabebeträge sein, von der Direktivbehörde 
oder von der Betriebsstelle zur Einhebung oder Auszahlung ange- 
wiesen oder überwiesen worden sind. „Ist" in der Istspalte be- 
deutet, dass entweder die Einhebung oder die Auszahlung der 
eingezeichneten Summe erfolgt ist, oder dass durch eine Gegenbuchung 
in einem anderen Konto die Soll-Einstellung ihren Ausgleich ge- 
funden hat. Die bei einem Kassenposten beigezeichnete Kassenbuchs- 
Nummer oder das beigeschriebene Datum der erfolgten Zahlung gibt 
an, auf welcher Stelle des Kassenbuchs die fragliche Einnahme oder 
Ausgabe sich eingetragen findet. Wenn aber ein Gegenposten in 
einem anderen Konto zu buchen war, so ist gleichzeitig neben dem 
Eintrage in Spalte 6 dieses andere Konto, durch Einstellung seiner 
Benennung, zu bezeichnen und das Folium anzugeben, wo dieser 
Gegenposten seine Stelle gefunden hat. 

„Soll" und „Haben u drücken dagegen das Schuldver- 
hältnis zwischen einer Person oder einem Konto und dem Geschäfte 
aus, wie uns aus der Doppelbuchhaltung bekannt ist. Um Ver- 
wechselungen nicht aufkommen zu lassen, wenden wir für die- 
selben darum hier immer die das Gleiche bezeichnenden Ausdrücke 
Debet und Kredit an. 

In die Sollspalte sind also, wie erwähnt, alle Geschäftsfälle ein- 
zustellen. Diese werden entweder Kassenposten und gehören dann 
in die Kassenkontospalte (a), oder sie sind, was seltener vorkommt, 
auf ein anderes Konto zu übertragen und gehören dann in die rechts 
danebenstehende Spalte (b). 

Es ergibt sich aus dem Gesagten von selbst, dass die Summe 
der Einträge in der Sollspalte ebenso gross sein muss, wie die 
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beiden Summen der Einträge in den beiden Istspalten (a und b) zu- 
sammen. 

Stellt man ferner die Summen der Einträge in den Spalten für 
das Kassenkonto aus allen Konten zusammen, selbstverständlich die 
der Debetseiten für sich und diejenigen der Kreditseiten eben- 
falls für sich, so erhält man den gesamten Kasseneingang und die 
gesamte Kassenausgabe des Kassenbuchs. 

Es muss endlich die Summe aller Einträge in der Istspalte b 
auf der Kreditseite sämtlicher Konten gerade so gross sein, wie die- 
jenigen aller Einträge in derselben Spalte auf der Debetseite sämt- 
licher Konten. 

Die Anzahl der zu bildenden Konten richtet sich nach der Art 
und dem Umfang des Geschäftes, also nach dem Bedürfnis. Das vom 
Verfasser eingerichtete Hauptbuch für eine Gaswerkskasse enthielt 
folgende Konten: 

I. Bilanz- oder Vermögensbestandskonten und zwar: 

A. Konten der Aktiven: 

1. das Kassenkonto, 

2. das Restkonto, 

3. Kontokorrentkonto (Zusammenstellung der Forderungen und 
Schulden aus dem Kontokorrentbuch), 

4. das Gaswerksanlagekonto (getrennt in Grundstück-, Gebäude-, 
Ofen- und Kesselhaus-, Maschinen-, Gasbehälter- und Appa- 
rate- und Betriebsrohrleitungskonto), 

5. Stadtrohrnetzkonto, 

6. Utensilien- und Werkzeugkonto, 

7. Konto für vermietete Einrichtungen und Sachen, 

8. Warenkonto. 

B. Konten der Passiven: 

9. Kapitalschuldkonto, 

10. Reservefondskonto, 

11. Erneuerungsfondskonto, 

12. Delkrederefondskonto. 

II. Gewinn- und Verlustkonten oder Betriebskonten und zwar: 

A. Ertragskonten: 

13. Gas verkaufskonto, 

14. Kokskonto, 

15. Teerkonto, 

16. Gaswasserkonto, 

17. Graphitkonto, 
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18. Konto für Mieterträge von vermieteten Gegenständen, 

19. Konto für Installationsarbeiten. 

B. Unkostenkonten : 

20. Strassenbeleuchtungskonto, 

21. Kohlenkonto, 

22. Eeinigungsmaterialkonto, 

23. Gehalte- und Verwaltungskostenkonto, 

24. Lohnkonto, 

25. Gebäudeerhaltungskonto, 

26. Apparateerhaltungskonto, 

27. Rohrnetzerhaltungskonto, 

28. Gasmessererhaltungskonto, 

29. Zinsen. 

III. Abschlusskonten : 

30. Gewinn- und Verlustkonto, 
Bilanzkonto. 

Die hier befolgte Scheidung der Konten in die drei Gruppen: 
I. Bilanz- oder Vermögensbestandskonten, 
II. Gewinn- und Verlustkonten oder Betriebskonten und 
III. Abschlusskonten, 
verfolgt nur den Zweck, das Wesen und die Bedeutung jedes Kontos 
zu kennzeichnen und darauf hinzuweisen, dass beim Abschlüsse des 
Manuals die aus den Konten der I. Gruppe sich ergebenden Bestände 
und Schuldverpflichtungen in das Bilanzkonto, dagegen die aus den 
Konten der II. Gruppe sich ergebenden Erträge und Aufwände in 
das Gewinn- und Verlustkonto zu übertragen sind, um hier zu dem 
Endergebnis vereinigt zu werden. Im Manual selbst wird eine solche 
äusserliche Kennzeichnung der Konten, zu welcher Gruppe sie ge- 
hören, nicht vorgenommen. 

Unter den aufgeführten Konten finden sich einige, die bei grossen 
Betrieben sehr viele Einträge erhalten werden, z. B. das Gasver- 
kaufskonto, das Installationskonto, das Koksverkaufskonto u. a. m. 
Um das Manual nun nicht zu umfangreich zu machen und zur Erlangung 
besserer Übersicht empfiehlt sich, für solche Einnahmen be- 
sondere Heberegister anzulegen, aus denen am Jahresschlüsse die 
Summen in das Konto im Manual übergetragen werden. Zu diesen 
Heberegistern ist das gleiche Formular des Manuals zu verwenden, 
nur sind beide Seiten als Kreditseiten zu bezeichnen, auch ist das 
Register nach dem Alphabet zu teilen. 

In der Reihe der Ertrags- und Verlustkonten begegnen wir 

12 
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auch solchen, welche Vermögensteile enthalten, z. B. das Kohlen- 
konto, das Kokskonto und andere, die beim Rechnungsabschlüsse 
bald geringere, bald grössere Bestände aufweisen, die erst im nächsten 
Jahre zum Verbrauche kommen. Diese Bestände sind bei der 
Inventur aufzunehmen und auf der Kreditseite des betreffenden 
Kontos mit ihrem Werte einzustellen. Die Bestände gehören ohne 
allen Zweifel in die Bilanz. 

Man würde also diese Konten, obwohl sie Geschäftserträge oder 
Geschäftsunkosten ergeben und deshalb zur Gruppe der Gewinn- 
und Verlustkonten gehören, hinsichtlich dieser Bestände auch zu 
den Bilanzkonten zu zählen haben. 



§76. 
Die Führung des Hauptbuchs. 

Wir haben uns den aus der doppelten Buchführung bekannten 
Satz zu vergegenwärtigen, dass jeder Geschäftsfall in zwei ver- 
schiedenen Konten gebucht werden muss, in dem einen Konto auf 
der Debetseite und in dem anderen auf der Kreditseite. 

Werden z. B. Kohlen gegen bare Zahlung angekauft, so kommt 
der Geldbetrag als Kassenausgabe in das Kassenbuch, und zwar 
auf die Kreditseite, zugleich auch in das Kohlenkonto, hier aber auf 
die Debetseite. Der Vorgang besteht aus einer Geldausgabe und 
einer Material-Einnahme. 

Der Kassenschrank hat den Geldbetrag hergegeben, das Kassen- 
konto als Verwalter der Kasse, hat den Betrag zu fordern oder hat 
ihn gut, das Kohlenlager dagegen hat die angekauften Kohlen auf- 
genommen, das Kohlenkonto, als Verwalter des Lagers, schuldet 
also den Betrag der empfangenen Kohlen. 

Werden umgekehrt Kohlen gegen bare Zahlung verkauft, so 
erhält die Kasse den gezahlten Betrag, der auf die Debetseite des 
Kassenbuchs gehört, während deren Wert auf die Kreditseite des 
Kohlenkontos zu buchen ist. Der Vorgang besteht aus einer Geld- 
einnahme und einer Material-Ausgabe. 

Werden aber Kohlen auf Kredit angekauft, so kommen 
sie in das Kohlenlager, bilden für dieses also eine Einnahme, 
und es ist deren Betrag auf die Debetseite des Kohlenkontos ein- 
zutragen; da aber der Lieferant den Betrag noch zu fordern hat. 
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so ist letzterer in dem mit des Lieferanten Namen überschriebenen 
Konto im Kontokorrentbuch*) auf die Kreditseite einzustellen. 

Werden ferner Kohlen aus dem Kohlenlager zur Heizung der 
Bureauräume verwendet, so ist deren Wert, da das Kohlenlager sie 
hergeben und daher zu fordern oder gut hat, auf die Kreditseite 
des Kohlenkontos zu verbuchen (Kohlenausgabe), zugleich aber auch 
auf die Debetseite des Verwaltungskostenkontos. 

Diese Beispiele zeigen, wie jeder Geschäftsfall zweimal gebucht 
und wie er in zwei verschiedenen Konten jedesmal die entgegen- 
gesetzten Kontenseiten einnehmen muss. Dasjenige Konto, das 
«ine Sache erhält, wird belastet, der Eintrag erfolgt auf der Debet- 
seite; das Konto, welches gibt, wird entlastet, der Eintrag erfolgt 
auf der Kreditseite. Da die Kasseneinnahmen stets auf die linke 
Seite (Debetseite), die Kassenausgaben auf die rechte (Kreditseite) 
des Kassenbuchs gehören, so sind die entsprechenden Beträge im 
Hauptbuch auf die entgegengesetzte Seite zu buchen, daher kommen 
im Hauptbuch die Einnahmen stets auf die rechte Seite, die Aus- 
gaben auf die linke. 

Wenn man diese Regel sich fest einprägt, so wird man beim 
Verbuchen nicht fehlgehen. 

Es erübrigt noch, den Gang der Buchungen zu besprechen und 
an einigen Beispielen einige besondere Formen zu erklären. 

Die Einträge der Geschäftsvorfälle innerhalb jedes Kontos 
während des Geschäftsjahres erfolgen einzeln unter einander nach 
der Reihenfolge ihrer Entstehung (s. Mustereintrag auf Seite 180). 

In die Datumsspalte (1) wird der Tag, an dem die Buchung 
zur Sollspalte erfolgt, angegeben. Die oberste Zeile des Kontos hat 
den Übertrag des Bestandes des gleichen Kontos aus dem Vorjahre 
zu erhalten, (sofern ein Bestand vorhanden war). Die Eintragung 
des Übertrages hat in der Sollspalte (2) und in der Istspalte (b) 
,.an sonstige Konten u zu erfolgen. Da die Übertragung aus dem 
vorjährigen Bilanz-Konto geschieht, so ist in der Bezeichnungsspalte 
(7) das Bilanz-Konto zu benennen. Nur der Übertrag des Kassen- 
bestandes erfolgt in der Sollspalte (2) und in der Istspalte (a), denn 
der Übertrag wird ja aus dem Kassenbuche entnommen. 



*) Das Kontokorrentbuch wird nur gebraucht, wenn zwischen dem Betriebs- 
werk und einem Lieferanten ein laufendes Abrechnung^ Verhältnis besteht, oder, 
wenn Kreditgeschäfte sich bis zum Jahresabschlüsse nicht abwickeln lassen. Im 
Laufe des Jahres lassen sich alle Forderungen und Schuldigkeiten aus den 
3Ianualkonten in Folge der Gegenüberstellung von Soll und Ist ersehen. 

12* 
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Von den Überträgen aus dem Vorjahre in das laufende gehören 
auf die Debetseiten der betreffenden Konten alle Aktiven, also der 
Kassenbestand, die Forderungen des Geschäfts, der Wert des Grund- 
besitzes, der Utensilien u. s. w.; auf die Kreditseiten alle Passiven, 
also alle Kapital- und Geschäftsschulden, die Bestände der Tilgungs- 
und Erneuerungsfonds, der Gewinnübertrag, das Aktienkapital oder 
das vom Geschäftsinhaber eingelegte Kapital u. s. w. 

Nachdem diese Überträge bewirkt worden sind, werden alle 
durch frühere Anordnungen festgesetzte künftige Einnahmen und 
Ausgaben in die Sollspalte der betreffenden Konten eingestellt z. B. 
feststehende Pachtgelder, Mieten, Zinsen, Besoldungen, Vergütungen 
u. s. w. und zwar die Ausgabeposten auf der Debetseite, die Ein- 
nahmeposten auf der Kreditseite. Bei jedem Eintrag ist derjenige 
Baum freizulassen, der in der Istspalte erforderlich ist um die ein- 
zeln erfolgenden Teilzahlungen einstellen zu können. Es folgen 
dann alle übrigen Einnahmen und Ausgaben und sonstigen Geschäfts- 
fälle in der Reihenfolge, wie sie entstehen. Die Einnahmen werden 
aus dem Fabrikations- oder Verkaufsbuch oder nach den ausge- 
schriebenen Rechnungen in die Sollspalte des betreffenden Kontos*) 
eingestellt. Die Rechnungen werden hierauf erst den Zahlungs- 
pflichtigen zugesendet. Der in der 1. Spalte eingestellte Tag der 
Eintragung ist zugleich das Datum der Rechnungsübersendung, da 
beides an einem Tage geschehen soll. In die Istspalte (a) erfolgen 
dann die Einträge aus dem Kassenbuch, also nachdem die Zahlungen 
zur Kasse erfolgt sind. Ebenso sind die Ausgaben zuvor in der 
Sollspalte auf Grund der vom Betriebsleiter bescheinigten Rech- 
nungen einzutragen. In die Istspalte sind <\ie Beträge erst einzu- 
stellen, wenn sie gezahlt sind, und zwar ebenso wie die Einnahmen 
auf Grund des Kassenbuchs. 

Vielfach werden Einnahmen und Ausgaben der Kassenver- 
waltung erst in dem Augenblicke bekannt, da sie eingehen oder zu 
leisten sind. Solche Kassenposten sind dann gleichzeitig in die 
Sollspalte und Istspalte einzuschreiben. 

Sind viele solcher Posten auf einem Male zu buchen, so erfüllt 
es vollständig den Zweck, w r enn die Beträge nur in einer Spalte 
einzeln eingestellt werden, und zwar in der Istspalte, in der Soll- 



*) Sind Beträge unrichtig in die Sollspalte eingestellt worden, so wird der 
Eintrag storniert, d. h. es wird der unrichtige Betrag in die Istspalte (b) und 
auf der anderen Seite des Kontos, sowohl in die Sollspalte wie in die Istspalte (b), 
eingestellt und bei jedem Eintrag auf den andern durch Einstellung der Seiten- 
zahl hingewiesen. 
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spalte kann eine Reihe solcher Einzelposten in einer Zahl zusammen- 
gefasst werden. 

Geschäftsfälle, die nicht in das Kassenbuch einzutragen sind, 
z. B. die im Geschäfte verwendeten Materialien aus den Beständen 
oder Abzüge bei Zahlungen oder schuldig gebliebene Beträge sind» 
wenn sie bereits in der Sollspalte eines Kontos stehen, nun in das 
andere in Betracht kommende Konto zu übertragen, d. h. ebenfalls 
in die Sollspalten, jedoch auf der entgegengesetzten Seite, einzustellen. 
Gleichzeitig wird der in Frage kommende Betrag in beiden Konten 
auch in der Istspalte (b) eingetragen. 

In dem obigen als Beispiel aufgeführten Kokskonto finden wir 
auf der Debetseite in der Sollspalte 745 Mk. für eine von Gebr. 
Radler bezogene Koksmühle eingestellt. Der Betrag ist nicht sofort 
bezahlt worden, er wird deshalb in das im Kontokorrentbuche ent- 
haltene Konto der Gebr. Radler auf die Kreditseite eingetragen, im 
Kokskonto aber in die Istspalte (b) ,.an sonstige Konten." Wird 
später an die Lieferanten Zahlung geleistet, so kommt der gezahlte 
Betrag in das Kassenbuch (Kreditseite) und in das Konto der Gebr. 
Radler auf die Debetseite. Auf der Kreditseite des Kokskontos finden 
wir dann noch in dem vorstehenden Mustereintrag in der Sollspalte 
255,50 Mk. von Th. Degenring für demselben gelieferte 255 1 / 2 Ztr. 
Koks. Degenring hat aber nur 250 Mk. bezahlt und 5,50 Mk. aus 
einem von uns anzuerkennenden Grunde gekürzt. Die gezahlten 
250 Mk. kommen daher in das Kassenbuch und in weiterer 
Folge in das Kokskonto (Istspalte a); die gekürzten 5,50 Mk. 
dagegen sind auf Gewinn- und Verlustkonto (Debetseite) zu 
übertragen. Sie sind B demgemäss in die Istspalte (b) des Koks- 
kontos und gleichzeitig in die Sollspalte und in die Istspalte (Im 
des Gewinn und Verlust-Kontos einzuschreiben. Der im Bureau 
verbrauchte Koks im Werte von 180 Mk., der sich in dem Muster- 
eintrag findet, kommt auf die Kreditseite des Kokskonto und auf 
die Debetseite des Verwaltungskosten-Konto in beiden Konten in 
die Sollspalte und Istspalte (b). 

Fi*. Warteweil hat 60 M. für Koks zu zahlen, ist aber bei Ab- 
schluss des Rechnungsmanuals noch im Rückstand und ist deshalb 
auf das Restenkonto zu übertragen. 

Man könnnte ihm auch im Kontokorrentbuche ein Konto auf 
seinen Namen geben, da aber mit ihm kein dauerndes Geschäfts- 
verhältnis besteht, so ist es zweckmässiger, ihn wie alle vorüber- 
gehend in Rest verbleibende Zahlungspflichtige in ein gemein- 
schaftliches Re.stenkonto zu übertragen. 

In einem gemeinsamen Konto kann man rascher ersehen, wer 
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noch Beträge schuldet. Im Restenkonto kommen dann alle Restanten 
auf die Debetseite und zwar gleichzeitig in die Soll- und in die 
Istspalte (b). Im folgenden Jahre werden die Reste im Manual auch 
auf der Kreditseite des Restenkontos zugleich in die Sollspalte einzeln 
vorgeschrieben, um ihren künftigen Eingang vorzubereiten und sie 
als offene Kassenposten zu kennzeichnen. 

Gehen später Restposten ein, so erfolgt ihr Eintrag in das 
Kassenbuch und in die Istspalte a der Kreditseite des Restenkontos. 
Das Restenkonto ist durch seine tabellarische Form und durch die 
Gegenüberstellung der bestehenden Reste und der erledigten Rest- 
posten ausserordentlich übersichtlich. Mit einem Blicke kann man 
den Stand des Restwesens überschauen und geeignete Massnahmen 
gegen säumige Zahler treffen. Kommen Reste vor, von denen es 
zweifelhaft ist, ob sie je eingehen werden, z. B. wenn ein Schuldner 
in Konkurs geraten ist oder weil die Forderung bestritten wird 
und ausgeklagt werden muss, so eröffnet man ein Delkrederekonto 
und überträgt in dieses einen dem Restbetrage oder vielmehr dem 
voraussichtlichen Verlustbetrage gleichkommenden Betrag aus dem 
Gewinn- und Verlust-Konto. Die Einstellung erfolgt im Delkredere- 
konto auf der Kreditseite (Sollspalte und Istspalte b) und im Ge- 
winn- und Verlustkonto auf der Debetseite (Sollspalte und Istspalte b). 
Im Delkrederekonto wird in der Spalte 7 auf das Gewinn- und Ver- 
lust-Kontoverwiesen und umgekehrt im letzteren auf das Delkredere- 
Konto. Der Restbetrag wird im Restenkonto fortläufig fortgeführt. 
Im Delkrederekonto ist damit für den möglichen Ausfall ein ent- 
sprechender Betrag vom Gewinn zurückgestellt. 

Geht der Restbetrag wider Erwarten später ein, so wird 
der Reservebetrag auf das Gewinn- und Verlust-Konto zurück- 
übertragen, er durchläuft dann die entgegengesetzten Seiten der 
ersten Übertragung. Ist der Restbetrag unabwendbar als Verlust 
anzusehen, so wird der Reservebetrag im Delkredere-Konto zum 
Ausgleich der offenen Post verwendet, der Übertrag desselben er- 
folgt auf Restenkonto in ähnlicher Weise, wie er auf Gewinn- und 
Verlustkonto erfolgt sein würde. Das Delkrederekonto gehört zu 
den Vermögensbestandskonten (Bilanzkonten), sein Saldo ist im 
Bilanzkonto auf der Kreditseite einzustellen. Dasselbe bildet mit 
seinem Saldo-Betrage unter den Passiven einen Gegenposten gegen 
die unter den Aktiven stehenden Restposten. Es ist damit eine 
Abschreibung der Rückstände nicht erfolgt, es ist jedoch ihr Wert- 
betrag vom Reingewinne abgezweigt und zu späterer Abschreibung 
zurückgestellt. 
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Die Bildung eines Delkrederekontos ist im Effekt der voll- 
ständigen Abschreibung gleich, es bleibt jedoch die Schuldforderung 
vorläufig bestehen, der Schuldner wird nicht aus dem Auge verloren. 

Wie bereits besprochen worden ist, sind alle Einnahmen im 
Kassenbuche auf der linken, im Hauptbuche auf der rechten Seite, 
umgekehrt die Ausgaben im Kassenbuche rechts und im Haupt- 
buche links zu buchen. Das trifft bei allen Konton zu, nur nicht 
bei dem Kassenkonto des Hauptbuchs und das ist ganz selbstver- 
ständlich, weil ihm die gleiche Bedeutung innewohnt, wie dem Kassen- 
buche, dessen Einnahmen und Ausgaben es summarisch in sich auf- 
nimmt. Es steht deshalb den übrigen Konten des Hauptbuchs ge- 
radeso gegenüber, wie das Kassenbuch selbst. Im Kassenkonto ist 
auf der Debetseite der Kassenbestand aus der Bilanz des vorigen 
Hauptbuchs vorgetragen. Die Einnahmen und Ausgaben des laufenden 
Jahres werden summarisch eingestellt und zwar aus den übrigen 
Hauptbuchskonten. 

Werden beim Abschluss des Buchs die Einträge in der Istspalte 
a, welche ja bekanntlich nur Kassenposten enthält, in sämtlichen 
Konten sowohl auf der Debetseite, wie auf der Kreditseite zusammen- 
gezählt und werden dann die gefundenen Summen in das Kassen- 
konto übertragen und zwar so, dass die Summen der Debetseiten in dem 
Kassenkonto auf die Kreditseite und die Summen der Kreditseiten 
in dem Kassenkonto auf die Debetseiten geschrieben werden und 
werden endlich die unter einander geschriebenen Summen ebenfalls 
zusammengezählt, so ergibt die Gesamtsumme auf der Debetseite die 
Gesamt-Einnahme, und diejenige auf der Kreditseite die Gesamt- 
ausgabe. Die Vergleichung beider ergibt den Kassenbestand. 

Es ist bereits gesagt worden, dass in jedem Konto die Summe 
der Einträge in der Sollspalte so gross sein muss wie die beiden Summen 
der Einträge in den Istpalten a und b zusammen. Werden aber 
die Summen der Sollspalten auf den Debetseiten aller Konten einschliess- 
lich des Kassenkontos untereinandergestellt und ebenso die Summen der 
Sollspalten auf den Kreditseiten, so muss die Addition beider Seiten über- 
einstimmende Summen ergeben. Den Abschluss sämtlicher Konten wird 
man zunächst nur mit Bleistift ausführen, einmal um zu sehen ob die Sum- 
men stimmen, zweitens aber auch deshalb, weil vor dem förmlichen Ab- 
schlüsse noch einige Einträge zu bewirken sind. Wie wir aus der dop- 
pelten Buchführung wissen, ist beim Abschluss des Jahres eine Inventur 
aller Bestände vorzunehmen. Den Bestand der Kasse kennen wir aus 
dem Kassenbuche, wie auch aus dem Abschlüsse des Kassenkontos. 
Die Forderungen und Schulden kennen wir aus dem Kontokorrent- 
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kontobuch und aus dem Restenkonto. Die Vorräte an Waren und 
Materialien aller Art, aber sind aufzunehmen, d. h. sie sind nach Mass und 
Gewicht oder nach Stückzahl unter Beifügung des Einkaufspreises 
oder der Fabrikationskosten in dem sogenannten, in einem besonderen 
Buche einzutragenden Inventar zusammenzustellen. Die Seiten, auf 
denen die Geräte und das lebende und tote Inventar aufzuschreiben 
sind, bedürfen dreier Geldspalten, eine in welcher der Anschaffungs- 
wert, eine zweite in welcher der vorjährige Inventurwert und eine 
dritte in welcher der gegenwärtige Wert einzutragen ist. Dieser 
letztere wird durch Abzug eines bestimmten Prozentsatzes des An- 
schaffungswertes vom vorjährigen Inventurwert gefunden. Ist das 
Verzeichnis aller Gegenstände zusammengestellt und aufgezählt, auch 
in dasselbe die Forderungen und Schulden mit aufgenommen, so ist 
es abzuschliessen und mit Datum und Unterschrift zu versehen. Die 
Bestandsummen sind alsdann in diejenigen Konten des Hauptbuchs 
einzustellen,* in welche sie nach ihrer Gattung gehören, z. B. der 
Kohlenvorrat in das Kohlenkonto, Inventar und Geräte in das In- 
Inventar- oder Utensilienkonto, der Koks- Vorrat in das Kokskonto 
u. s. w. und zwar je auf die rechte Seite (die Kreditseite). Dieses 
leuchtet ein, wenn man sich vergegenwärtigt, dass der Wert aller 
verkauften oder aus dem Lager entnommenen Waren in die Kredit- 
seite des Kontos gehört. 

Den Warenvorrat müssen wir aber auch bei Seite tun, um 
den wirklichen Verbrauch des Jahres zu bekommen. Wir entfernen 
ihn buchmässig gewissermassen vom Bestand und das geschieht, 
indem wir den Betrag auf Kreditseite einstellen. Der Waren- 
vorrat ist ferner in dem Bilanzkonto unter die Aktiven aufzunehmen, 
er ist mithin zugleich im Bilanzkonto auf die Debetseite zu stellen. 
Beide Male gehört er in die Sollspalte und Istspalte b. Die im 
Inventar gekürzten Abnutzungsprozente des Anschaffungswertes und 
der Betrag sonstiger Abgänge werden in das betreffende Konto 
(Gebäude-Konto, Utensilien- und Werkzeug-Konto usw.) auf die 
Kreditseite und in das Gewinn- und Verlustkonto auf die Debetseite, 
beider Male in die Sollspalte und Istspalte b, eingetragen. 

Sodann sind aus den Vermögensbestandskonten die übrigen 
Aktiven und Passiven in das Bilanzkonto zu übernehmen. Die 
Übernahme geschieht, indem der Aktivbestand auf der Kreditseite 
des betreffenden Kontos und im Bilanz-Konto auf der Debetseite 
eingestellt wird (Sollspalte und Spalte b), der Passivbestand aber 
wird in seinem Konto auf der Debetseite und im Bilanzkonto auf 
der Kreditseite (Sollspalte und Spalte b) eingetragen. Auf diese 
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Weise erhalten wir auf der Debetseite des Bilanzkontos alle Aktiv- 
bestände, auf der Kreditseite alle Passivbestände, nur der Über- 
trag aus dem Gewinn- und Verlust-Konto ist noch nicht bewirkt. 

Nachdem alle Aktiv- und Passivbestände in das Bilanzkonto 
übertragen worden sind, müssen die Vermögensbestandskonten auf ihrer 
Debetseite und Kreditseite die gleiche Summe ergeben, sie müssen 
bilanzieren und können abgeschlossen werden. Das Abschliessen 
wird ausgeführt, wie aus dem Mustereintrage des Kokskonto zu 
ersehen ist. Die übrigen, die sogenannten Betriebskonten, bilanzieren 
jedoch noch nicht. Bei einem Ertragskonto wird die Kreditseite 
eine höhere Summe ergeben als die Debetseite, bei einem Unkosten- 
konto, wird der umgekehrte Fall vorliegen. Man hat nun die 
Differenzbeträge zwischen der Debet- und Kreditseite auszurechnen 
und sie auf der Seite, welche die niedrigere Summe ergibt, ein- 
zustellen und zugleich in das Gewinn- und Verlustkonto auf die 
entgegengesetzte Seite (Sollspalte und Tstspalte b) zu übertragen. 
Es gelangen so alle Erträge und Unkosten in das letztere Konto, 
die Erträge auf die Kreditseite, die Unkosten auf die Debetseite. 
Die Betriebskonten aber müssen, nachdem alle Überträge be- 
wirkt sind, nun ebenfalls auf ihren beiden Seiten die gleichen 
Summen ergeben, d. h. bilanzieren. Auch sie werden nunmehr ab- 
geschlossen. Zählt man nunmehr die Debetseite und Kreditseite des 
Gewinn- und Verlustkontos auf, so wird die eine Seite eine höhere Sum- 
me aufweisen, als die andere. Der Unterschied zwischen beiden, vorläufig 
mit Bleistift eingestellten Summen ist der Reingewinn, wenn diejenige 
der Kreditseite höher ist, als die der Debetseite, im umgekehrten Fall 
stellt der Unterschied den Verlust dar. Der Reingewinn oder Verlust 
wird nun auf die Seite, welche die geringere Summe ergab, ein- 
gestellt und als Reingewinn oder je nachdem als Verlust bezeichnet, 
sodass auch das Gewinn- und Verlustkonto bilanziert. Es erübrigt 
nun noch den Gewinn, oder, wenn es ein Verlust war, diesen in 
das Bilanzkonto auf der entgegengesetzten Seite, als auf der er im 
Gewinn- und Verlustkonto steht, einzustellen und nun beide Seiten 
des Bilanzkontos zusammenzuzählen. Dabei ist zu beachten, dass 
ein Reingewinn stets auf der Seite der Passiven stehen inuss, denn 
er gehört zu den Schuldverbindlichkeiten. 

Waren alle Einträge und Überträge richtig ausgeführt, so 
müssen nun notwendigerweise die beiden Seiten auch des Bilanz- 
kontos die gleichen Summen ergeben, also auch dieses bilanzieren 
und ist damit der Abscliluss bewirkt. 

Das Hauptbuch kann ohne weiteres, nachdem es ordnungsmässig 



/ 
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abgeschlossen ist, als Rechnung dienen. Es sind dann nur die sämt- 
lichen Belege zu ordnen und mit fortlaufender Nummer zu versehen 
und einzubinden. 

Die Belegnummern sind tiberall im Hauptbuch in der Beleg- 
spalte an der Stelle einzuschreiben, wo der betreffende Eintrag sich 
findet. Das Hauptbuch ist mit festem Rücken einzubinden, mit fort : 
laufenden Seitenzahlen zu versehen, muss ein Titelblatt und eine 
Übersicht sämtlicher Konten enthalten, aus welchem man die Konten- 
summen und die Saldobeträge sowie das Blatt ersehen kann, auf 
welcher das Konto zu linden ist. 



§77. 
Schlusswort. 

Die vorbeschriebene Buchführung ist äusserlich der kainera- 
listischen ähnlich. Sie hat vor der kaufmännischen doppelten Buch- 
führung den Vorzug, dass das lästige Memorial und Journal wegfällt, 
dass man in jedem Konto ohne Weiteres alle Geschäftsvorfälle vor 
Augen hat, dass daher die Buchführung ausserordentlich übersicht- 
lich ist und eine Prüfung mühelos ausgeführt werden kann. Sie 
hat vor der kaufmännischen Doppelbuchführung den weiteren Vorzug, 
dass sie in der Sollspalte alle vorkommenden Geschäftsfiille, in der 
Istspalte a alle Kassaposten einzeln und in Summa, in der Istspalte b 
alle Überträge auf ein anderes Konto nachweist. Es werden durch 
die Scheidung aller Einträge in Soll und Ist die angeordneten Vor- 
fälle zu den vollzogenen in eine übersichtliche Ordnung gebracht. 
Es ergeben sich zugleich in übersichtlicher Darstellung die Aktiv- 
reste und Passivreste. 

In jedem Konto ist ersichtlich, ob dasselbe einen Ertrag oder 
einen Aufwand ergibt, der in das Gewinn- und Verlustkonto 
übertragen zur Bildung des Reingewinns beiträgt, oder ob das Konto 
mit einem Vermögensbestand (Aktiv- oder Passivbestand) abschliesst, 
der in das Bilanzkonto übertragen einen Teil des Geschäftsver- 
mögens bildet. Die beschriebene Buchführung stellt daher eine 
zweckmässige Verschmelzung der kameralistischen und kauf- 
männischen Doppelbuchführung dar, die von jeder die Vorzüge 
in sich vereinigt und mit der einfachsten Buchhaltungsarbeit zum 
Ziele führt. 
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IV. Anwendbarkeit der kameralistischen 

oder 
kaufmännischen Buchführung. 

§78. 

Anwendung einer besonderen Buchführung für be- 
stimmte Zwecke. 

In der Gemeindeverwaltung ist fast allgemein die kameralistische 
Buchhaltung die gebräuchliche und nur in Betrieben, die in ge- 
schäftsmässiger Weise bewirtschaftet werden, ist die kaufmännische 
Buchführung eingeführt. Wenn die letztere in der Verwaltung fast 
keinen Eingang gefunden hat, so kommt das wohl daher, dass ihr 
bei allen Vorzügen, Mängel anhaften, die ihre Anwendung für viele 
Geschäfte erschweren oder gar unmöglich machen. Bei der Ge- 
meinde- wie bei der Staatsverwaltung ist die kaufmännische Buch- 
haltungsform deshalb nicht gut anwendbar, weil die aufsichts- 
führenden und anordnenden Organe, sowie die ausführende Ver- 
waltung und die Kassenführung notwendiger Weise in verschiedenen 
Händen liegen muss und dass in Folge hiervon die Anordnung und 
die Vollziehung der Einnahmen und Ausgaben sich durchaus vonein- 
ander untei*scheiden und in der Buchhaltung als zwei besondere, sich 
gegenüberstehende Aufgaben der Geschäftsführung hervortreten, was 
in der kaufmännischen Buchführung sich nicht darstellen lässt. Ein 
zweiter Moment, der die Anwendung der kaufmännischen Buchführung 
für viele Zweige der Gemeindeverwaltung nicht erforderlich sein lässt, 
ist in dem Umstand gegeben, dass von einem Kreditgeben in dem 
Sinne, wie es der Kaufmann üben muss, bei der öffentlichen Ver- 
waltung keine Rede ist, sodass eine Kontokorrentbuchführung ent- 
behrt werden kann. Ein dritter Umstand, der ausschlaggebend gegen 
die Wahl des kaufmännischen Systems für das Gemeindefinanz wesen 
in's Gewicht fällt, ist die grössere Buchhaltungsarbeit, die das- 
selbe erfordert und das beschränkte Anpassungsvermögen desselben 
für die besonderen Verhältnisse. 

Es hat nicht an Versuchen gefehlt, die italienische Buchhaltung 
umzugestalten und sie den besonderen Verhältnissen verschieden- 
artiger Geschäfte anzupassen und es sind mannigfaltige Buchhaltungs- 
formen hervorgegangen, indessen hat sich überall in gegliederten 
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Verwaltungen mit umfangreichen zusammengesetzten Geschäften die 
Anwendung der doppelten Buchhaltung schwierig und das Buchungs- 
verfahren als unübersichtlich erwiesen. 

Die kameralistische Buchhaltung dagegen legt besonderes Ge- 
wicht auf die Kontrolierung der Kasse und der Rechnung einerseits 
und stellt andererseits die angeordneten Einnahmen und Ausgaben 
den vollzogenen Einnahmen und Ausgaben gegenüber und ist des- 
halb für Verwaltungen gedachter Art vorzüglich anwendbar. Auch 
sind die Gemeindeverwaltungen ausnahmslos Verbrauchswirtschaften 
die nicht Gewinnerzielung zum Zwecke haben und daher keine 
Buchführung bedürfen, bei der als Ergebnis einer sehr künst- 
lichen aber auch in sehr erfolgreichen Weise durchgeführten Ver- 
webung der Vermögens- und Betriebsaufzeichnungen eine Ge- 
winnberechnung möglich ist und stattfindet. 

Kommt dagegen eine Erwerbswirtschaft in Frage und handelt 
es sich darum, neben dem Ertrag und dem Aufwand zugleich die 
Veränderungen der Vermögensbestandteile und daraus resultierend, 
oder vielleicht in Folge besserer Bewertung der Vermögensteile, einen 
Gewinn zur Darstellung zu bringen, so ist die kaufmännische oder 
doppelte Buchhaltung am Platze. Man wird letztere überall da mit 
Vorteil anwenden, wo es sich um Betriebe handelt, bei denen vom 
Ertrage des Unternehmens Teile zur Verminderung einer Schuld 
oder zur Schaffung von Fonds oder zur Abschreibung vom Wert der 
im Betriebe befindlichen Maschinen, Vorräten, Mobilien u. s. w. ver- 
wendet werden, bei denen in Folge dessen das Vermögen durch die 
Betriebsergebnisse eine Mehrung oder Minderung erfährt. 

Die Gemeindeverwaltung aber ist wie gesagt, eine Aufwands- 
wirtschaft, bei der es hauptsächlich auf die Erfüllung der Gemeinde- 
aufgaben ankommt, die darauf bedacht sein muss, die hierzuerforder- 
lichen Mittel aufzubringen und meistens gezwungen ist, die Bilanzierung 
der Einnahmen und Ausgaben durch Einstellung eines Steuererforder- 
nisses herbeizuführen. Von einer Gewinnberechnung ist dabei keine 
Rede. Alle Vermögenserwerbungen für die allgemeine Verwaltung 
haben nur das Ziel, dem Gemeindezwecke zu dienen. Es liegt da- 
her ein Bedürfnis für eine auf Gewinnberechnung abzielende Buch- 
führung gar nicht vor. Es kommt hinzu, dass die Gewinnberechnung 
nach handelsmässigem Brauche immer in einem gewissen Masse 
elastisch ist und viel von der jeweiligen Auffassung bestehender 
Konjunkturen abhängt. Wollte man in die Verwaltungsrechnung 
eine Gewinnermittelung auf Grund der Einfügung von veranschlagten 
Vermögenswerten in eine Bilanz einführen, so würde die stabile 
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Sicherheit, welche die jetzige Rechnungsform der Verwaltung aus- 
zeichnet, bald in's Schwanken kommen. Denn nichts ist veränder- 
licher im Wert und nichts lässt sich in dieser Beziehung verschie- 
dener beurteilen, als der Besitzstand der Gemeinde, der doch bei der 
Gewinnberechnung einen wesentlichen Faktor abgeben würde. Ja 
bei vielen Vermögensstücken Hesse sich ein realisierbarer Wert über- 
haupt nicht feststellen, denn häufig kommen rein ideale oder unver- 
äusserliche Werte in Frage. 

Man wird daher dem allgemeinen Brauche recht geben, der die 
kameralistische Buchführung für Verbrauchswirtschaften, also für 
die allgemeine Verwaltung in Anspruch nimmt. Für eine p]rwerbs- 
wirtschaft aber, für alle auf Gewinnerzielung gerichtete Unternehmungen 
der Gemeindeverwaltungen, z. B. für Gas-, Wasser- und Elektrizitäts- 
werke, Schlachthöfe, Brauereien, Strassenbahnen, Dampffähren und 
für den Betrieb von Dampfkrahnen, Dampfstrassenwalzen, Dresch- 
mid sonstige Maschinen und für ähnliche Betriebe ist der kauf- 
männischen Buchführung*) unbedingt der Vorzug zu geben. Man 
könnte nun noch fragen, welches System der kaufmännischen Buch- 
führung zu wählen sei. 

Bei der grösseren Vollkommenheit, welche der doppelten Buch- 
führung innewohnt, ist diese Frage selbstverständlich dahin zu be- 
antworten, dass man überall, wo ein ausgedehnterer Betrieb besteht, 
die doppelte kaufmännische oder die übersichtlichere Verwaltungs- 
doppelbuchfühnmg anzuwenden hat, dass aber bei kleineren kauf- 
männischen und bei landwirtschaftlichen Betrieben die einfache 
kaufmännische Buchführung genügt. 



*) Es fehlt übrigens nicht an Versuchen, dieselben Resultate, welche man mit der 
kaufmännischen Buchungsform erzielt, mit der kameralistischen zu erlangen. So 
hat man in München bei allen städtischen Betriebswerken die letztere Buchführung 
angewendet. Sie soll sich anstandslos vollziehen und für jedes Werk den Rein- 
gewinn oder Verlust wie beim kaufmännischen Verfahren ergeben. Dies wird er- 
möglicht, indem die Material bestände am Jahresschlüsse an den Ausgaben abge- 
setzt und als erste Post auf das neue Jahr übergetragen werden. Hierdurch wird 
ohne besondere Gewinn- und Verlustrechnung ein richtiger Abschluss über die 
für das .Jahr gehörigen Einnahmen und Ausgaben und über den erzielten Ertrag 
gewonnen. Vergl. die Finanz-Organisation der deutschen Städteverwaltungen von 
Eduard Thland. — München 1903 — . 



V, Abschnitt. 



Kontrolle und Rechnungs-Prüfung. 



§79. 
Einleitung. 

Um dem Kassendienst sowohl in sich selbst, wie auch nach 
aussen, den Charakter der Zuverlässigkeit und Richtigkeit zu ver- 
leihen, sind in jeder Vei waltung besondere Kontrollmassregeln er- 
forderlich. Ein jeder Mensch kann irren. Auch im Leben des Kassen- 
beamten gibt es Stunden, in denen eine Sorge drückt oder ein körper- 
liches Leiden stört und ihn vom gewohnten aufmerksamen Arbeiten ab- 
lenkt. Leicht kann da einmal ein Irrtum oder Versehen unterlaufen. Im 
Augenblick, da er einen Eintrag bewirken will, wird er unterbrochen, 
der Eintrag unterbleibt und wird vergessen; oder wenn er 
im Begriff steht, einen Namen oder eine Zahl einzuschreiben, 
wird in seiner Nähe ein anderer Name genannt, eine Zahl ausge- 
rufen und mechanisch schreibt seine Hand den Namen oder die Zahl 
nieder, die sein Ohr getroffen hat, weil seine Aufmerksamkeit gerade 
durch irgend ein Vorkommnis abgelenkt ist. Wer hätte sich nicht 
schon bei solchen Fehlern überrascht? Und solche unrichtigen Ein- 
träge können recht unangenehme Folgen haben, sie können den 
Beamten wie die Gemeinde zu Schaden bringen, sie können dem 
Beamten schlaflose Nächte und tagelange Arbeit verursachen, um den 
verborgenen Fehler aufzufinden, ja sie können beim zusammentreffen 
besonderer Umstände geradezu verhängnisvoll werden. Es ist des- 
halb nötig, dass Einrichtungen getroffen werden, welche die Gemeinde 
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wie die Beamten selbst, vor Verlusten jeder Art nach Möglichkeit 
bewahrt. 

Aber nicht nur vor Irrungen und Versehen gilt es auf der Hut 
zu sein, man muss auch mit der Möglichkeit einer Untreue eines 
Beamten rechnen und einer solchen vorzubeugen suchen. Die Er- 
fahrung hat leider oft genug gelehrt, dass Beamte durch Not, Un- 
glücksfälle oder aus Spekulationssucht sich haben verleiten lassen, 
von dem anvertrauten Gelde für sich zu verwenden. 

Auf welche findige Weise sucht ein ungetreuer Beamter dann 
seine Eingriffe in die Kasse zu verdecken? Da werden Einträge 
ganz unterlassen oder erst nach einigen Tagen bewirkt und dafür 
andere Eingänge von Geld nicht gebucht oder sonstige Schiebungen 
vorgenommen, es werden eingetragene Zahlen abgeändert oder ganz 
beseitigt oder auch durch einen Tintenfleck unkenntlich gemacht, 
Seitensummen werden falsch übertragen, oft, indem dabei Zahlen so 
künstlich verstellt werden, dass bei einer Revision selbst der Re- 
visionsbeamte sich durch die falschen Zahlenbilder irreführen lässt, 
Belege und Blätter werden aus Akten und Büchern entfernt, ge- 
zahlte Beträge doppelt gebucht u. s. w. Die Kontrollemassnahmen 
müssen daher so beschaffen sein, dass Veruntreuungen ganz unaus- 
führbar sind. 

Die Einrichtungen müssen so sicher wirken, dass ein Verdacht über- 
haupt nicht aufkommen kann. Jeder einsichtige Beamte wird daher 
in einer Kontrolle, die nach allen Seiten die grösstmöglichste Sicher- 
heit gewährt, nichts Verletzendes finden und sich einer solchen 
willig unterziehen. 

Es ist aber nicht nur nötig, dass der Kassendienst mit einer aus- 
reichenden Kontrolle ausgestattet wird, sondern es müssen auch die 
Jahresrechnungen einer ganz genauen Nachprüfung unterzogen werden, 
damit die Endergebnisse mit unumstösslicher Gewissheit als richtig 
gelten können. 

Es darf nicht die Möglichkeit bestehen, dass ohne Absicht oder mit 
dem Willen des Rechnungsführers materielle oder formelle Unrichtig- 
keiten in die Rechnung kommen können. Die Kontrolle-Massnahmen 
teilen sich daher: 

1. in die Kassenkont rolle während das Kassendienstes und 

2. in die Rechnungsprüfung. 

Neben der ständigen Kontrolle sind zeitweilig oder unvermutet 
anzuordnende Kassenstürze und Kassenrevisionen vorzunehmen 
(vgl. § 38). 
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§80. 
Die ständige Kontrolle des Kassendienstes. 

Wird eine Kassenverwaltung nur von einer Pei-son versehen 
und liegt dieser überhaupt die gesamte Geschäftsführung allein ob, 
so ist eine Kontrolle in der Weise zu schaffen, dass alle unständigen 
Einnahmen, sobald sie entstehen, vom Gemeindevorsteher oder einem 
Beauftragten desselben in ein Gegenbuch eingetragen werden, sodass 
auf Grund dieses Buches die Einnahmeverzeichnisse hinsichtlich 
ihrer Richtigkeit und Vollständigkeit vom Gegenbuchführer be- 
scheinigt werden können. Sehr zweckmässig erweist sich bei solchen 
Kassen Verwaltungen die Verwendung von Quittungskon troll ebüchern r 
in denen die einzelnen Quittungsformulare fortlaufende Nummern 
tragen und vermittelst einer Lochlinie (wie man solche in den 
Bogen mit Briefmarken zum leichteren Abtrennen der einzelnen 
Marken anwendet) von einem im Buche festbleibenden, einige Finger 
breiten Papierstreifen leicht abgetrennt werden können. Wird eine 
solche Quittung verwendet, so ist zugleich auf dem die gleiche Nummer 
der Quittung tragenden Papierstreifen Betrag, Name, Datum und 
Kassenbuchs-Nummer zu vermerken. Diese Quittungskontrollebücher 
sind bei der Revision der Kasse und bei der Vorlegung der Ein- 
nahmeverzeichnisse zur Automation mit vorzulegen. Solche Bücher 
mit Abreissquittungen eignen sich besonders für Abgabestellen von 
Materialien oder Waren (Sand, Steine, Koks, Kohlen u. dergl.) Sind 
Quittungen im Freien auszustellen, z. B. bei Holz- und Obstauktionen r 
so empfiehlt sich die Verwendung von Quittungsbüchern, in denen 
das eine um das andere Blatt mit einer Lochlinie zum Heraus- 
trennen versehen ist. 

Es wird zwischen das perforierte und das folgende nicht per- 
forierte Blatt ein Abfärbeblatt eingeschoben, so dass das, was auf 
das erste Blatt mit Blei- oder Farbstift geschrieben wird, auf das 
folgende sich farbig abdruckt. Wird das perforierte Blatt heraus- 
getrennt, so bleibt auf dem folgenden festen Blatte der genaue Ab- 
druck des herausgenommenen Blattes zurück. Man liefert in einem 
solchen Buche den genauen Nachweis alles dessen, was quittiert 
worden ist. Umstände können es zweckmässig erscheinen lassen, 
dass zu grösserer Sicherheit vor der Gebrauchnahme die Zahl der 
in einem Buche vorhandenen Quittungsformulare gezählt und vom 

Gemeindevorstande abgestempelt werden. Werden einzelne Formulare 

13 
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verschrieben oder sonst unbrauchbar, so sind sie nicht herauszu- 
trennen oder sie sind doch solange aufzubewahren, bis vom Ge- 
meindevorstande der zugehörige Abschnitt oder Abdruck für un- 
gültig bezeichnet worden ist. 

Sind bei einer Kassenverwaltung mehrere Beamte tätig, so 
kann eine Geschäftsteilung so vorgenommen werden, dass ein oder 
mehrere derselben die Kassengeschäfte und ein oder mehrere die 
Kontrollegeschäfte in der Weise versehen, dass immer zwei Be- 
amte, der eine als Kassierer, der andere als Kassenkontrolleur zu- 
sammen wirken. 

Jede Einnahme und jede Ausgabe hat durch beider Hand zu 
gehen. Jede Quittung des Kassierers hat der Kassenkontrolleur mit 
zu unterschreiben, jede Einnahme nud Ausgabe hat er in sein 
Kontrollejournal zu buchen, das in seinen Einträgen und seinen 
Summen mit dem Kassenbuche des Kassierers übereinstimmen muss 
(s. Anlage 2). 

Täglich nach Schluss der Abfertigungsstunden sind beide Bücher 
zu vergleichen. Übersteigt der Kassenbestand eine gewisse Höhe, 
so ist der Mehrbetrag von beiden Beamten unter gemeinschaftlichen 
Verschluss zu nehmen. Bei der Besprechung des Kassenbuchs 
<§§ 35 und 36) ist darauf hingewiesen worden, dass es zweckmässig 
sei, dasselbe in möglichst viele Geldspalten einzuteilen, damit die 
Einnahmen und Ausgaben nach den einzelnen Kassen oder nach den 
Rechnungsabschnitten von einander geschieden werden können, so- 
dass man schon aus dem Abschlüsse des Kassenbuchs die Summen 
der Einnahmen und Ausgaben entweder der einzelnen Kassen oder 
der einzelnen Rechnungsabschnitte zu ersehen vermöchte. 

Wir haben gesehen, dass der Raum den das Kassenbuch zulässt, 
jedoch Beschränkungen auferlegt, und dass nicht so viele Spalten 
angelegt werden können, als nötig wären, um eine Scheidung nach 
den verschiedenen Rechnungsabschnitten vorzunehmen. 

Wird nun aber noch ein Kontrollejournal geführt, so ist die 
Möglichkeit gegeben, dass in diesem eine weitere Spaltenteilung aus- 
geführt werden kann. Es kann dann z. B. im Kassenbuche des 
Kassierers eine solche nach den einzelnen Kassen vorgenommen 
werden und im Kontrollejournal eine solche nach den Rechnungs- 
abschnitten der Hauptkasse. 

Sind bei einer Kassenverwaltung zur Erledigung der Kassen- 
geschäfte mehrere Zahlstellen wirksam, so ist bei jeder ein Kassen- 
beamter und ein Kassenkontrolleur nötig. Dem Kassenkontrolleur 
liegt in der Regel auch die Eintragung der Einnahmen und Aus- 
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gaben in die Manuale oder Heberegister ob, so dass ibm die Ver- 
antwortung für die Übereinstimmung des Kontrollejournals und auch 
diejenige der Manuale oder der Heberegister mit dem Kassenbuche 
des Kassierers zufällt. 

Sind bei einer Kassen Verwaltung mehrere Beamte angestellt, so 
wird in der Regel der eine, als Vorsteher, berufen sein, die Ge- 
schäfte zu leiten, die Arbeiten zu verteilen und die Geschäftsführung 
zu überwachen. Vielfach ist er zugleich als Kassenbeamter wirk- 
sam und untersteht als solcher der Kontrolle eines ihm beigeord- 
neten Kassenkontrolleurs, zuweilen ist er nur Verwahrer der Haupt- 
kasse, während die eigentlichen Kassengeschäfte durch Kassierer 
versehen werden. 

Zur Erzielung einer guten Kontrolle möchte es aber vorzu- 
ziehen sein, wenn der leitende Beamte mit der Führung einer Kasse 
überhaupt nichts zu tun hat, sondern nur berufen ist, die Ver- 
waltungsgeschäfte zu führen, die Geschäftstätigkeit der Kassierer 
und Kassenkontrolleure zu überwachen und die Hauptbestände der 
Kasse unter seinen Mit verschluss zu halten.*) 

Die Besetzung einer Kassenstelle mit regelmässig zwei Beamten, 
mit einem Kassierer und einen Kassenkontrolleur, gilt bei jeder 
grösseren Verwaltung als unbedingtes Erfordernis. Und wenn sie 
auch vielleicht einige Beamte mehr erfordert, so wirkt sie doch 
auch zuverlässiger, als irgend eine andere Einrichtung. 

Es wird aber wegen der etwaigen Mehrkosten von Stadtver- 
waltungen mittlerer Grösse eine solche Einrichtung nicht immer 
beliebt und man sucht sich mit einfacheren Kontrollemassregeln zu 
behelfen. Da man in kleineren Verwaltungen auch die etwaigen 
besonderen, nicht regelmässig vorkommenden Einnahmen leichter 
übersehen kann, so kann auch eine minderscharfe Kontrolle wohl 
genügen. Mit Erfolg kann hier eine solche zur Anwendung kommen, 
bei welcher ein die Kontrolle ausübender Beamter nicht bei jeder 
Einnahme und Ausgabe mitzuwirken hat, sondern neben anderen 
Geschäften nur die täglichen Übertragungen der Einnahmen und 
Ausgaben aus dem Kassenbuche des Kassierers in die Manuale oder 
Heberegister besorgen muss. In diesem Falle hat der Kassierer die 
Kassenbücher, der zweite Beamte die Manuale und Heberegister zu 
führen (vergl. auch § 20). 



*) Zur Sicherheit der Kasse empfiehlt sich die Einzahlung aller verfügbaren 
Bestände bei der Reichsbank, wenn sich am Orte eine Reichsbankeinrichtung he- 
findet. Die Abhebung oder Überweisung von Geldern hat durch Cheks zu er- 
folgen, die von zwei Beamten unterschrieben sein müssen. 

13* 
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Jeder Einnahmebetrag muss erst in die Hand des Kontrolle- 
beamten gelangen, damit er den Eintrag in die Sollspalte des 
Manuals bewirkt, erst dann ist der Beleg dem Kassenbeamten zu- 
zustellen zur Einhebung des Betrages. Der Kontrollebeamte hat 
nach dem Kassenbuche die Isteinnahmen und Istausgaben in die 
Manuale zu übertragen und durch Beifügung des Datums der er- 
folgten Zahlung oder der Kassenbuchsnummer die Übereinstimmung 
von Manual und Kassenbuch zum Ausdruck zu bringen. Der Kon- 
trollebeamte hat die Kassenbeläge täglich mit den Kassenbuchs- 
einträgen zu vergleichen und die Kassenbücher nachzurechnen. 

Die Haftung der beiden Beamten teilt sich zwischen ihnen in 
der Weise, dass der Kassierer zu haften hat für die Richtigkeit 
der Kasse und für die Einträge in den Kassebüchern, der Kontrolle- 
beamte für die Übereinstimmung zwischen Manualen oder Hebe- 
registern und Kassenbuch. Der Kontrollebeamte muss das Kassen- 
buch täglich vergleichen und prüfen, so dass alle Eintragungen 
stets als richtig angenommen werden können. Er darf Kassen- 
geschäfte nie vornehmen. Er darf nicht ermächtigt sein, über Post- 
sendungen zu quittieren. Er hat keine Einträge in das Kassenbuch 
zu machen. Umgekehrt darf der Kassenbeamte nichts in das. 
Manual eintragen, keine Änderung in demselben vornehmen. 

Wird die Rechnung abgeschlossen und der Übertrag des Kassen- 
bestandes aus dem Kassenbuche des vergangenen Jahres in dasjenige 
des neuen Jahres bewirkt, so haben beide Beamte den Bücherab- 
schluss und die Übereinstimmung des Soll-Bestandes mit dem Be- 
funde zu bescheinigen. 

Die Jahresrechnung ist in der Regel vom Vorsteher der Kasse 
zu unterschreiben, es ist aber auch üblich, dass sie der Kassierer 
mit zu vollziehen hat. 

Soll eine Kontrolle wirklich zuverlässig wirken, so muss der 
Kontrollebeamte dem Kassierer gegenüber eine vollständig unab- 
hängige Stellung einnehmen. Beide Beamte sollen gleich gestellt 
sein oder der Kontrollebeamte über dem Kassierer stehen, nicht 
umgekehrt. 

Von dem Kontrollebeamten muss vorausgesetzt werden können, 
dass er einen festen, selbständigen Charakter hat. Ohne dem Kassen- 
beamten gegenüber argwöhnisch und misstrauisch zu sein, muss er 
doch stets sich persönlich von der Richtigkeit dessen überzeugen, 
was zu prüfen seine Pflicht ist. Der Kontrollebeamte hat grund- 
sätzlich jeden Eintrag so lange für unrichtig zu halten, bis er sich 
vom Gegenteil überzeugt hat. Er darf nie eine Bescheinigung ab- 
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geben, bevor er nicht volle Gewissheit von der Richtigkeit des zu 
Bescheinigenden gewonnen hat. Er darf sich nicht auf die An- 
gaben des Kassenbeamten allein verlassen, es würde sonst der Zweck 
der Kontrolle verfehlt sein. 

Ist er nicht in der Lage gewesen, aus eigener Wahrnehmung 
oder Kenntnis der Sache eine 'Bescheinigung abgeben zu können, 
so hat er unter allen Umständen eine solche überhaupt abzulehnen. 

In einem solchen Falle hat der Kassenbeamte allein die Be- 
scheinigung abzugeben und die Bemerkung hinzuzufügen, dass der Vor- 
gang in Abwesenheit des Kontrollebeamten erfolgt ist. In der 
Regel wird der Kassenbeamte in einem solchen Falle von einem 
anderen anwesenden Beamten die Richtigkeit des Vorganges bezeugen 
lassen können. Der Kassenbeamte soll jede Amtshandlung beweisen, 
der Beweis der Richtigkeit kann aber bei Einnahmen vielfach nur 
durch das Zeugnis einer dritten Person erbracht werden. 

§81. 
Belege und deren Feststellung. 

Die Tatsächlichkeit und Richtigkeit von Kassenvorgängen soll 
durch Belege erbracht werden. Eines Belegs bedarf es bei den- 
jenigen Einnahmen nicht, die dem Betrage nach ständige sind 
und aus der Vorrechnung sich ergeben, auch nicht bei den- 
jenigen unständigen Einnahmen, über welche von einem zweiten 
Beamten ein Gegenbuch geführt wird und hinsichtlich deren der 
Beweis der Vollständigkeit und Richtigkeit durch eine von zwei 
Beamten zu dem betreffenden Rechnungsabschnitt hinzugefügte Be- 
scheinigung erbracht wird. Diese Bescheinigung darf nur nach vor- 
hergegangener Vergleichung der Rechnungseinträge mit dem Gegen- 
buche beigefügt werden. 

Werden Geldbeträge, die von dritten einzuheben sind, zur 
Haupt kasse eingeliefert, so hat das ausnahmslos mittelst Lieferscheins 
zu geschehen. Der Lieferschein muss von dem zur Einhebung der 
Gelder beauftragten Beamten unterschrieben und von seinem Büreau- 
vorsteher oder einem anderen die Einhebung kontrollierenden Be- 
amten bescheinigt sein (s. Anlage 11). 

Kann die Bescheinigung nicht erteilt werden, weil die Einhebung 
nicht kontrollierbar war, so hat der Bureauvorsteher oder sonstige 
Vorgesetzte sein Visum beizufügen. Gehen unvorhergesehene Ein- 
nahmen bei der Kasse ein (z. B. Geschenke, Kapitalzahlungen 
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u. dergl.), die nicht vorher bekannt und durch Einnahmever- 
fügung oder sonstigen Einnahmebeleg eingewiesen waren oder ohne 
dass ein Aktenvorgang bereits vorlag, so ist sofort beim Eingang 
des Geldes ein von zwei Beamten zu vollziehender Einnahmebeleg 
auszufertigen (s. Anlagen 10 u. 11). Ist kein zweiter Beamter zur Stelle, 
so hat der Kassenbeamte den Belegf allein auszuschreiben und von 
dem Einzahlenden bescheinigen zu lassen. 

Alle Belege über unständige oder dem Geldbetrag nach steigende 
oder fallende Einnahmen und Ausgaben sollen vor der Erhebung 
oder Auszahlung 

a) von dem zuständigen Beamten, der die Einnahme oder Aus- 
gabe veranlasst hat, bescheinigt, 

b) von dem mit der Feststellung der Belege beauftragten Re- 
visionsbeamten geprüft und festgestellt und 

c) von dem verantwortlichen, obersten Verwaltungsorgane 
(Gemeinde vorstand, Magistrat , Oberbürgermeister) oder 
dessen Beauftragten zur Einhebung oder Auszahlung ange- 
wiesen (autorisiert) sein (s. Anlagen 10 — 12). 

Die Bescheinigung der Belege (Attestierung) durch den zu- 
ständigen Beamten bezieht sich auf den ganzen Inhalt derselben, 
also nicht nur auf die Sache, sondern auch auf Preiswürdigkeit 
und Güte, auf die Einzelsätze (Masse, Gewicht, Anzahl) und den 
Gesamtbetrag. Durch die Bescheinigung übernimmt der betreffende 
Beamte die Verantwortung für die Richtigkeit, Zulässigkeit und 
Zuständigkeit der Einnahme oder Ausgabe. Der bescheinigende Be- 
amte ist verantwortlich für etwaige Etatüberschreitungen. 

Jeder Beleg ist von ihm mit der Angabe des Rechnungsjahres 
und der Bezeichnung der Etatposition zu versehen, damit eine un- 
richtige Verbuchung vermieden wird. 

Auch müssen den Ausgabe-Belegen diejenigen Erläuterungen 
beigefügt sein, die in der Rechnung zur Erklärung des Aufwandes 
erforderlich sind. Es gilt dies namentlich für ungewöhnliche Aus- 
gaben, (z. B. wenn den Arbeitern aus besonderem Anlass Kaffee oder 
Bier hat gereicht werden müssen) oder wenn Anschaffungen gemacht 
wurden, die mit der eigentlichen Sache nicht in unmittelbarer Ver- 
bindung stehen (z. B. Spiegelscheiben, die bei Pflasterungsarbeiten 
zertrümmert wurden). Auf Belegen über angeschaffte Inventarien- 
stttcke ist die Nummer beizufügen, unter der die angeschaffte 
Sache in das Inventarium eingetragen worden ist. Alle Belege 
müssen vor der Auszahlung geprüft werden, ob sie allen Anforde- 
rungen entsprechen, sowie ob die darin enthaltenen Rechnungsansätze 
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richtig ausgerechnet sind; sie müssen festgestellt werden. Der mit 
ihrer Feststellung beauftragte Beamte hat sich nicht allein auf ihre 
kalkulatorische Prüfung zu beschränken, sondern hat bei den Aus- 
gabebelegen die Prüfung auch darauf zu erstrecken, ob die Aus- 
gaben sich im Rahmen des Etats halten und ob der bescheinigende 
Beamte für die Sache zuständig ist und dieselbe befugter Weise 
veranlasst hat. 

Gibt ihm ein Beleg zu Bedenken Anlass, so hat er denselben 
an zuständiger Stelle zunächst vorzulegen und seine Bedenken aus- 
zusprechen. Es hat also die Prüfung nicht nur eine rechnerische 
zu sein, sondern auch eine materielle. Ist der Beleg in jeder Be- 
ziehung richtig, so hat der Prüfungsbeamte denselben festzustellen 
d. h. er hat den zu zahlenden Betrag mit roter Tinte auf dem 
Belege auszuwerfen und Datum und seine Unterschrift beizufügen. 

Mit dem Feststellungsvermerk versehen sind die Belege dem- 
jenigen Beamten vorzulegen, der die Zahlungsermächtigung zu er- 
teilen befugt ist. Erst wenn ein Beleg durch die beigefügte Er- 
mächtigung zahlbar gemacht ist, ist er gültiger Rechnungsbeleg 
geworden und kann dessen Betrag an den Empfangsberechtigten 
ausgezahlt w r erden. 

In bestimmten Fällen kann der Kassenbeamte allgemein er- 
mächtigt werden, auch vor Erteilung der Zahlungsermächtigung 
Zahlung zu leisten, z. B.: 

a) wenn es sich um Zahlungen für kleine Gebrauchs- und 
Bureaubedürfnisse, sowie um Frachtauslagen, Löhne und 
dergl. handelt, 

b) bei anderen Zahlungen auch dann, wenn auswärtige Liefe- 
ranten ihre Lieferungen am Orte abgeliefert und Zahlung 
sofort zu beanspruchen haben, 

immer jedoch nur, wenn eine vorherige Einholung der Zahlungs- 
ermächtigung nicht möglich ist und wenn der Belag von dem zu- 
ständigen Beamten bescheinigt ist und dem Kassenbeamten kein Be- 
denken darüber beigeht, dass die fragliche Ausgabe sich innerhalb 
der Grenzen der dem bescheinigenden Beamten zustehenden Be- 
fugnis hält. 

§82. 
Rechnungsprüfung. 

Die Rechnungsprüfung hat zum Zweck, durch einen besonderen 
im Kassen- und Rechnungswesen erfahrenen, aber im betreffenden 
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Kassendienste unbeteiligten Beamten untersuchen zu lassen, dass die 
abgelegte Jahresreelmung allen Erfordernissen sowohl in formeller 
wie in materieller Beziehung entspricht und femer, dass das End- 
ergebnis derselben rechnerisch richtig ist, sodass von den zuständigen 
Organen (Gemeinderat, Stadtverordneten- Versammlung usw.) die 
Entlastung sowohl für die Verwaltung wie für den Rechnungsführer 
ausgesprochen werden kann, die Prüfung ist daher sowohl gegen 
die Reehnungsaufstellung selbst, wie auch gegen die Gesetzmässigkeit 
der Anordnungen gerichtet und hat auch letztere daher in den Kreis 
ihrer Betrachtung zu ziehen. 

Bei kleinen Gemeinden wird in der Regel die Prüfung durch 
einen Beamten des Bezirksverwaltungsamtes oder auch von einem 
von den Gemeindeorganen hierzu beauftragten anderen Beamten 
vorgenommen. Mittlere und grössere Gemeinden aber haben zum 
Zwecke der Rechnungsprüfung, sowie zur Prüfung und Feststellung 
der Belege, Heberegister usw. einen eigenen Gemeinderevisor an- 
gestellt. 

In grossen Gemeindeverwaltungen besteht ein aus mehreren 
Beamten zusammengesetztes Revisionsbüreau (Rechnungsamt.) 

Es ist selbstverständliche Aufgabe der Verwaltungsbehörde, über 
die rechtzeitige Einreichung der Jahresrechnung zu wachen und 
deren Prüfung zu veranlassen. Ist aber ein Revisionsbeamter an- 
gestellt oder ein organisiertes Revisionsbüreau vorhanden, so wird 
diesem die Aufgabe übertragen sein, zu überwachen, dass die Ein- 
reichungstermine eingehalten und gegebenen Falles die erforderlichen 
Massnahmen eingeleitet und die Prüflings verband hingen vorbereitet 
und weiter geführt werden. 

Die Rechnungsprüfung besteht in einer formellen und in einer 
materiellen. Es ist die Richtigkeit des Zahlenwerkes wie auch die 
Rechtmässigkeit der Einnahmen und Ausgaben zu prüfen. Es ist 
zu untersuchen, ob alle Einnahmen und Ausgaben ordnungsmässig 
belegt und ob die in Rechnung gestellten Beträge den Belegen, wie 
den allgemeinen Rechnungsvorschriften und besonderen Anordnungen 
der Verwaltungsbehörde entsprechen. Sind die Belege zwar fest- 
gestellt, aber nicht durch den Revisionsbeamten selbst, so hat er 
durch Stichproben sich Überzeugung zu verschaffen, dass die Fest- 
stellung ordnungsmässig bewirkt worden ist. Belege, die nicht fest- 
gestellt sind, hat er genau zu prüfen und nachzurechnen. Er hat 
nachzusehen, ob der Text in der Rechnung sachgemäss und richtig 
abgefasst und die Einordnung der Rechnungsposten nach der An- 
leitung des Etats und besonderen Vorschriften erfolgt ist. Sein be- 
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solideres Augenmerk hat er auf die Bildung der Seitensummen, der 
Überträge, der Zusammenstellung der Summen zu Haupt- und Schluss- 
summen zu richten. Er hat ferner sorgfältig zu prüfen, dass alle 
in der vorhergegangenen Jahresrechnung festgestellten Bestände und 
Gewährschaftsmittel in ihren richtigen Beträgen in die vorliegende 
Eechnung übertragen worden sind, sowie dass alle nach der vor- 
jährigen Jahresrechnung feststehenden Einnahmen und Ausgaben 
unverändert in die jetzige Eechnung übernommen wurden und dass 
etwaige Änderungen in gehöriger Weise belegt sind. Er hat zu 
vergleichen, dass alle näheren Bestimmungen und Bezeichnungen bei 
Einnahmen und Ausgaben, namentlich Angaben über Nummer, Grösse, 
Gewicht, Mass, Zahlungstermine, Empfänger oder Zahlungspflichtiger, 
entweder aus der Vorrechnung oder aus den Rechnungsbelegen, 
richtig übernommen wurden. Ebenso hat er sich von der richtigen 
Einstellung der Reste und von der Erledigung der aus der Vor- 
rechnung bestandenen Rechnungsdifferenzen, deren Erledigung vor- 
behalten war, zu überzeugen. Seine Untersuchungen haben sich 
auch darauf zu erstrecken, dass nicht früher bestandene Einnahmen 
unberechtigt weggefallen oder verloren gegangen sind, oder dass 
Ausgaben doppelt oder zu Unrecht geleistet oder auch nur doppelt 
oder zu Unrecht gebucht worden sind. 

Es ist zu prüfen, ob überall in Einnahmen und Ausgaben die 
richtigen Tarif- und Gebührensätze angewendet wurden. Es ist in 
Erwägung zu ziehen, ob die Einnahmen und Ausgaben nirgends 
gegen die gesetzlichen Vorschriften Verstössen, dass ihre Erhebung 
und Leistung rechtmässig war und den Etatsvorschriften oder den 
Beschlüssen der Verwaltungs- oder Überwachnngsorgane ent- 
sprechen. 

Endlich sind die Rechnimgspositionen einzeln mit dem Etat zu 
vergleichen und ungerechtfertigte Abweichungen oder Etatüber- 
schreitungen im Revisionsberichte hervorzuheben. Auch Anordnungen 
und Zahlungsanweisungen sind namhaft zu machen, wenn sie ge- 
setzlichen oder Verwaltungs Vorschrift en zuwiderlaufen. 

Finden sich bei der Prüfimg Differenzen oder Mängel, so sind 
diese in besonderen Bemerkungen aufzuführen. Bei der Abfassung 
solcher Prüfungsbemerkungen oder Erinnerungen hat sich der Revisor 
einer sachgemässen Ausdrucksweise unter Vermeidung alles persön- 
lich Verletzenden zu bedienen. 

Der Revisionsbericht ist sodann von der Verwaltungsbehörde 
zunächst dem Rechnungsführer zur Beantwortung und Aufklärung 
oder Erläuterung der bemängelten Rechnungsposten abzugeben. 
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Die Beantwortung hat ebenfalls in angemessener, sachlicher 
Fassung und in vollständig erschöpfender Weiser zu erfolgen. 

Sind die Revisionsverhandlungen beendet, etwaige Zweifel be- 
seitigt, und die Differenzen aufgeklärt, so sind dieselben nunmehr 
zur Entscheidung und gegebenenfalls zur Erteilung der Entlassung 
an die zuständigen Organe abzugeben. 

Die Ausgleichung etwaiger Differenzen hat nach dem Ergebnis 
der Justifikationsbeschlüsse in folgender Weise zu geschehen: 

a) nachzuberechnende Einnahmen und zu wenig verrechnete 
Ausgaben sind in der nächstfolgenden Rechnung in demselben 
Rechnungsabschnitte und derselben Unterabteilung zu ver- 
einnahmen oder zu verausgaben, in w r elchen die Differenz 
in der Vorrechnung entstanden ist, 

b) zu viel berechnete Einnahmen und zu viel verrechnete Aus- 
gaben sind in der nächstfolgenden Rechnung an der Summe 
des betreffenden Abschnittes oder der Unterabteilung desselben 
in Abzug zu bringen; 

cj wenn jedoch die Summe des einscldagenden Abschnittes oder 
der Unterabteilung der nächsten Rechnung nicht so gross 
ist, dass die Einnahme- oder Ausgabe-Abfälle davon gekürzt 
werden können, so sind die irrtümlich berechneten Einnahme- 
erträge unter dem Ausgabe-Abschnitte „Insgemein" oder 
„Sonstiges" zu verausgaben und die Abfälle von der Ausgabe 
unter dem Einnahme- Abschnitt „Insgemein" zu vereinnahmen. 
Von einem Zahlungsausgleich wird in der Regel abgesehen 
werden, wenn der Differenzbetrag einen gewissen Mindestbetrag von 
etwa 10 Pfg. nicht übersteigt, 

Die Justifikationsbeschlüsse haben dem Rechnungsführer zu künf- 
tiger Beachtung zu dienen. 

Trotz der Entlastung verbleiben alle Ansprüche der Verwaltung 
an den Rechnungsführer oder die betreffenden Beamten welche 
entweder 

aj auf Rechen-Fehler sich gründen, die erst später zu Tage 
getreten sind, 

b) auf Angelegenheiten und Geschäfte sich beziehen oder 
Differenzen berühren, die aus der Rechnung und deren 
Belegen nicht zu ersehen sind und deshalb bei der Prüfung 
nicht ermittelt werden konnten, 

c) aus betrügerischen Handlungen oder Unterlassungen herrühren. 



VI Abschnitt. 



Kommunale Anleihen. 



§83. 
Einleitung. 

Für Anforderungen im Gemeinde-Haushalt, die unregelmässig 
und nur in weiteren Zeiträumen eintreten und einen grösseren Kapital- 
aufwand erfordern, pflegen die Kosten in der Regel nicht aus den 
laufenden Einnahmen bestritten zu werden, sondern man verwendet 
entweder hierzu vorhandenes Kapitalvermögen, oder veräussert Grund- 
besitz und benutzt den Erlös oder nimmt Geld im Wege des Kre- 
dits auf, oder es werden die erforderlichen Summen erst durch all- 
jährliche Rücklagen aus den laufenden Einnahmen angesammelt 
(Erneuerungsfonds). 

Es ist der eine oder andere Weg gerechtfertigt, wenn es sich 
um Einrichtungen handelt, die bestimmt sind, noch der fernen 
Zukunft zum Gebrauch zu dienen und entweder im Gemeindezwecke 
begründet sind oder einen dem Aufwände entsprechenden Nutzen 
abwerfen. Es soll hier nur der Weg der Kreditbenutzung besprochen 
werden, der von Kommunalverwaltungen viel benutzt wird, um 
die Aufbringung der Deckungsmittel in einer der Finanzwirtschaft 
bequemen Weise zu regeln. Mit der Aufnahme von Darlehnsmitteln 
erwächst notwendiger Weise zugleich die Verpflichtung, die ent- 
sprechenden Mittel zur Verzinsung und Abtragung des Anlehens 
solange aufzubringen, bis das Anlehen vollständig getilgt ist. Alle 
Aufwendungen werden für Dinge gemacht, die vergänglich sind, die 
sich abnutzen und in kürzerer oder längerer Zeit der Erneuerung be- 
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dürfen. Es darf daher auch ein zur Beschaffung der erforderlichen 
Mittel eingegangenes Schuldverhältnis kein ewiges bleiben, sondern 
es nmss eine Tilgung desselben vorgesehen werden. Durch die Til- 
gung, in der alljährlich ein gewisser Betrag des Anlehens aufgebracht 
wird, wird zugleich der Aufwand auf einen längeren Zeitraum dergestalt 
verteilt, dass jedes Jahr dieses Zeitraums einen Teil zu tragen hat. 

Verständiger Weise darf der für die Abtragung des Anlehens 
vorgesehene Zeitraum keine allzulange Ausdehnung haben. Es treten 
fortschreitend neue Aufgaben an die Kommunen heran, es ist des- 
halb vorzusorgen, dass die Finanzwirtschaft nicht überlastet wird 
und für künftige neue Aufgaben fähig bleibt. Keinesfalls darf die 
Tilgungsdauer über diejenige Zeitdauer hinausreichen, die nach 
Voraussicht die Gebrauchsfähigkeit des vom Anlehensbetrage Ge- 
schaffenen enthält. Da die Gebrauchsfähigkeit der Dinge aber eine 
sehr verschiedene ist und da sie vielfach abhängt von neuen Er- 
findungen und Fortschreiten auf dem Gebiete der Technik, die oft 
zu einer Erneuerung nötigen, um den Anforderungen der Neuzeit zu 
genügen, obwohl die vorhergesehene Abnutzung noch nicht erfolgt 
ist, so ist eine weise Vorsicht dringend geboten. 

In Preussen ist für die Genehmigung von Kreisanleihen, deren 
Aufbringung durch Ausgabe von Inhaberpapieren stattfindet, als 
Prinzip aufgestellt, dass die Tilgungsquote, wenn das Anlehen zu 
gemeinnützigen Anlagen bestimmt ist, mindestens 1%,*) wenn das- 
selbe zu gewinntragenden Anlagen dienen soll, mindestens 1%%.*) 
betragen müsse. Ausserdem müsse die durch die fortschreitende 
Tilgung ersparten Zinsen und die Ertragsüberschüsse der be- 
treffenden Anlagen der Amortisation zuwachsen. Bei Gemeinden 
bilden die Amortisationsquoten von 1 % die Eegel. In den 
anderen Staaten bestehen ähnliche Bestimmungen. 

Meistens ist eine Tilgung mit mindestens 1% bis l ! /«% vorgeschrie- 
ben. Im Allgemeinen sollte aber über eine dreissigjährige Tilgungsdauer 
nur ganz ausnahmsweise und nur für solche Aufwendungen hinaus- 
gegangen werden, die eine längere Gebrauchsdauer garantieren. 
Die Tilgung müsste also in der Regel mindestens 1 3 | 4 & betragen. 
Vielfach sind Tilgungspläne vorgeschrieben, die auf nachhaltige 
Einnahmen für Verzinsung und Tilgung zu beruhen haben. Darlehnsauf- 
nahmen sind entweder notwendige oder nützliche. Unter dem Ge- 
sichtspunkte der Nützlichkeit kann die Aufnahme gerechtfertigt 

*) Winl ein Kapital mit 4% verzinst und mit 1°, getilgt, so beträgt die 
Tiljrungsdauer 41 Jahre, bei 4% Zinsen und 1\' 2 % Tilgung 33 Jahre, vergl. 
Tafel I .Seite 210. 
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sein, wenn die mittelst derselben zu bestreitende Ausgabe entweder 
die Rentabilität des Gemeinde Vermögens oder die Leistungsfähigkeit 
der Gemeindeangehörigen dergestalt zu erhöhen geeignet ist, dass 
hieraus ein ausgleichender Ersatz für die Mehrbelastung erwächst, 
oder es muss sich um so wichtige Aufgaben des Volkswohles 
handeln, dass andere Rücksichten zurückstehen müssen, oder die 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde muss so gross sein, dass die Mehr- 
belastung nicht in Betracht gezogen zu werden braucht. 

Häufig genug wird von Kommunen, die in kurzer Zeit eine 
aussergewöhnliche Zunahme erfahren, in letzterem Punkte fehl- 
gegriffen, indem die Steigerung der kommunalen Einkünfte als 
nachhaltige angenommen werden, während sie blos zufällige sind, 
die bei jedem Rückgang in Industrie und Handel, bei jeder wirt- 
schaftlichen Krisis, zum Stillstand kommen und oft sogar eine rück- 
läufige Bewegung erfahren. 

Darlehnsaufnahmen sind nicht gerechtfertigt für Aufwendungen, 
die in kürzeren Zeiträumen wiederkehren. Solche sollten grund- 
sätzlich aus laufenden Einnahmen bestritten werden, z. B. die 
Kosten für die Umpflasterung von Strassen und die Erneuerung von 
Bürgersteigen, sofern solche oder ähnliche Aufwendungen in jeder 
AVirtschaftsperiode vorkommen. In den grossen Städten kann man 
zu diesen Ausgaben auch die Erbauung von neuen Schul häusern 
rechnen, weil diese bei der raschen Vergrösserung der Städte in 
ununterbrochener Folge notwendig werden. 

In vielen Kommunen wird jedoch fortgesetzt der grosse wirt- 
schaftliche Fehler gemacht, dass Mittel durch Anleihen aufgebracht 
werden, um Ausgaben zu bestreiten, die periodisch wiederkehren. 
Es wird nicht bedacht, dass damit diese Ausgaben beinahe ver- 
doppelt werden. Denn ausser den periodischen Abtragungen auf 
das Schuldkapital, die dem Kostenbetrage der Sache selbst gleich- 
kommen, sind daneben noch die Zinsen und die Kosten des Anlehns 
aufzubringen. Die Höhe dieser Mehrkosten mag durch folgendes 
Beispiel illustriert werden. Man kann allgemein annehmen, dass 
städtische Strassen je nach der Stärke des Verkehrs in 20 bis 30 
Jahren erneuerungsbedürftig werden. Diejenigen, welche weniger 
befahren werden, halten wohl länger aus, andere dagegen, die einem 
sehr lebhaften Verkehr zu dienen haben, sind aber schon in kürzerer 
Frist umzupflastern. Sollten nun die ganzen Kosten der Pflasterung 
100000 M. betragen, so würde davon, wenn die Umpflasterung 
innerhalb eines Zeitraumes von 25 Jahren ausgeführt wird, auf 
jedes Jahr durchschnitt!, der 25. Teil oder 4000 M. entfallen. 
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Werden aber die Mittel im Wege der Anleihe aufgebracht, was 
etwa geschehen müsste, wenn die ganze Umpflasterung auf einem 
Mal ausgeführt werden sollte, und wollte man diese Anleihe in einem 
Zeitraum von 25 Jahren, also entsprechend der durchschnitt!. Halt- 
barkeit des Pflasters, tilgen, so würde die Tilgung, bei 4%iger Ver- 
zinsung der Schuld, 2 1 /* % des Kapitals unter Zuschlag der durch 
die fortschreitende Tilgung ersparten Zinsen betragen. Es müssten 
daher bis zur vollständigen Rückzahlung des Kapitals 25 Jahre 
lang 4% + 2 1 /, % = 6'/ 2 % von 100000 M., mithin jährl. 6500 M. 
und in dem gesamten Zeitraum von 25 Jahren 162 500 M. gezahlt 
werden. Es haben sich also die Kosten der Strassenherstellung durch 
die Zuhülfenahme der Anleihe, ganz abgesehen von den Kosten, 
welche eine solche sonst noch erfordert, von 100000 M. auf 162500 M. 
erhöht. Wenn nun gar, wie unbegreiflicher Weise noch genug vor- 
kommt, das Anlehen nur mit 1% getilgt wird, so erfordert die 
Tilgung eine Zeitdauer von 41 Jahren und es müssten also ebenso- 
viele Jahre lang 4%+l%=5°/ oder jährl. 5000 M. und auf die 
ganze Zeitdauer der Tilgung 205000 M. gezahlt werden. In diesem 
Falle haben sich also die Kosten von 100000 M. auf 205000 M. 
erhöht. Mit anderen Worten: Hätte man verstanden, die Anleihe 
zu vermeiden und die Kosten der Pflasterung aus laufenden Ein- 
nahmen zu bestreiten, so wären den Steuerzahlern 105000 M. er- 
spart worden*). 

Das Fehlerhafte einer solchen Borgwirtschaft tritt aber noch 
augenfälliger hervor, wenn bereits vor Ablauf der Tilgungsperiode 
die Umpflasterung derselben Strassen sich nötig macht. Es erwaclisen 
in einem solchen Falle aufs Neue Kosten, während noch jahrelang 
die Deckungsmittel für die Kosten der früheren Pflasterung aufzu- 
bringen sind. 

§84 
Amortisation einer Schuld. 

Die Tilgung einer Schuld kann in zweifacher Art. ausgeführt 
werden, entweder als m a t e r i e 1 1 e oder als formelle. Die erstere 

*) Es ergibt sich hieraus die Notwendigkeit, die Kosten für Erneuerung' der 
Strassen stets nur aus laufenden Einnahmen zu entnehmen. Da nicht jährlich 
gleiche Beträge hierzu erforderlich sind, es aber wünschenswert ist, dass die Be- 
lastung des Haushaltes eine jährlich annährend gleiche bleibt, so empfiehlt sich, 
den Durchschnittsbetrag in den Etat alljährlich einzustellen, den hiervon nicht 
verwendbaren Betrag aber für künftige stärkere Anforderungen aufzusammeln und 
einen Strassenbaufonds zu bilden. 
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besteht darin, dass die Tilgungsmittel aufgehäuft werden und eine 
Deckungssumme für die Schuldsumme bilden, also ein Aktivum dar- 
stellen gegenüber einem Passivum und dadurch das letztere in seiner 
Wirkung auf den Vermögensstand aufheben. Die formelle Tilgung 
dagegen besteht in der wirklichen Abstossung der Schuldteile. Die 
im Wege der materiellen Tilgung angesammelten Deckungsmittel 
können in regelmässigen Zeiträumen oder, wenn der Betrag der 
Schuldsumme erreicht ist, zur formellen Tilgung verwendet werden. 
Zu diesem Zwecke kann der Amortisations- oder Schuldentilgungs- 
fonds, unter welcher Bezeichnung man im Allgemeinen die Mittel 
versteht, die zur Tilgung einer Schuld verwendet werden sollen, an 
der Schuldsumme abtragen, oder es können die Rechte des Gläubigers 
käuflich erworben werden. 

Die Dauer einer Amortisation ist verschieden. Sie hängt ab 
von der Höhe der Tilgungsquote und von der Höhe des Zinsfußes, 
von der letzteren dann, wenn die bei der fortschreitenden Tilgung 
eintretende Minderung der Zinsen der Tilgungsquote zuwächst und 
letztere dadurch erhöht wird. 

Je höher die Zinsen sind, um so grösser wird auch die jeweilige 
Minderung sein, welche sie durch die erfolgende Tilgung erfahren 
und 'um so mehr werden folglich die Tilgungsquoten verstärkt 
werden. 

Die Tilgungsweise kann eine verschiedene sein, je nachdem die 
zur Verzinsung und Tilgung der Schuld bestimmte Jahresleistung 
eine gleichbleibende oder eine abnehmende sein soll. In dem ersten 
Falle wird die Tilgungsquote in der ebengedachten Weise um die 
in Folge der bereits bewirkten Amortisation nicht mehr erforder- 
lichen Zinsbeträge verstärkt, sodass die Zinsen abnehmen, die 
Tilgungsquoten in gleichem Masse aber zunehmen und beide zu- 
sammen die gleichen Jahresleistungen ergeben. Im anderen Falle 
bleibt die Tilgungsquote die gleiche, die Zinsen vermindern sich 
durch die erfolgende Amortisation, um den ersparten Zinsenbetrag 
wird die Jahresleistung vermindert. Letztere Form wird bei kom- 
munalen Anleihen nie vorkommen, sie findet aber Anwendung bei 
den Abschreibungen in der kaufmännischen Buchhaltung. 

Um die Zeit zu berechnen, die erforderlich ist, um mittelst 
einer periodischen Tilgung samt ihren Zinsen den Amortisationsfonds 
auf eine bestimmte Höhe zu bringen oder die Schuld von gleich 
grossem Betrage zu tilgen, hat man folgende Formel anzuwenden, 
wobei 



bedeutet : 
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t die Höhe der periodischen Tilgung, 

p die Höhe des Zinsfusses, 

q = 1 + p (das Kapital 1 + Jahreszins), 

1ÖÖ 
n die Anzahl der Jahre 

Formel: n = log (p + t) — log t 



log q 

Beispiel: Es sei 

p = 5% (Zinsfuss des Kapitals), 

t = 4% (periodischen Tilgung in % des Kapitals). 

q = 1,05 (Kapital 1 + Jahreszinsj, 



dann ist: 



n = log (5 + 4) — log 4 



log 1,05 

Ausgerechnet ergibt dies: 

n = 0,9 5424 - 0,60206 

0,02119 

= 0,3521 8 
0,02119 
= 16.62 Jahre. 

* 

Es wird also ein Kapital, das mit 5 % verzinst wird und dessen 
Tilgung 4% des Anfangskapitals zuzüglich der durch die fort- 
schreitende Tilgung ersparten Zinsen beträgt, in 16,62 Jahren ge- 
tilgt sein. 

Wird aber gefragt, was aus einem Kapital a nach n Jahren 
wird, wenn dasselbe mit p °/ verzinst wird wenn die jährliche 
Tilgung + der Zinsen = r beträgt, so ist folgende Formel anwendbar: 

Formel: Endkapital e = a • q n — r. (q n — 1) 

d - 1 
Beispiel: Es sei 

a = 100000 M. 

P = V , 
q = 1,04 

r = 5000 M = (l°/o + 4% des Kapiltals a), 

n = 5 Jahre, 

e = Endkapital 

so ist nach obiger Formal: 

e = 100000. 1,04 5 - 5000. (1 ,0 4 6 — 1). 

1,04 — 1. 
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= 100000 . 1,216 61t — 5000. (1 , 216 611 — 1.) 

1,04 — 1 
= 121 661,1 — 5000. 0,216 611 

0,04 
= 121661,1 — 1083,055 



0,04. 
=- 121661,1 — 27076,375 = 94584 J6 73 <$ 

Es wird also ein Kapital von 100000 M., welches mit 4% ver- 
zinst und mit 1% zuzüglich der ersparten Zinsen getilgt wird, nach 
5 Jahren auf 94584,73 M. herabgemindert sein. 

Oder: 

a = 900 M., 
q = 1,04 

r = 45 = (4% + l°/ von 900 M.), 
n = 8 Jahre, 

so ist nach obiger Formel: 

e = 900. 1,04 8 — 45. (1,04 8 — 1) 

1,04 — 1. 
= 900 . N 8. log 1,04 — 45. N 8. log 1,04 - 1, 

0,04. 
= 900 . 1,3685 — 45. (1,3685 — 1) 

0,04. 
= 1231,65 — 414.56 
= 817,09 M. 

Die Zeitdauer der Amortisation bei einer Tilgung von l U°lo bis 10% 
und bei einer Verzinsung von 3% bis 5 1 2 % ist auf Tafel I auf Seite 
210 zu ersehen: 

Aus Tafel II auf Seite 211 ist zu ersehen, wie viele Prozente des 
Kapitals die Jahresleistung (d. h. Zinsen und Tilgung) betragen 
muss, wenn das Kapital bei einer Verzinsung zu 3°| bis zu b l \ t °\ 
in einer Armortisationsdauer von 5, 10, 15 u. s. w. bis 80 Jahren 
getilgt sein soll. 

Nach umstehender Tafel I erfordert z. B. ein Kapital, das mit 

4% verzinst und mit 1% zuzüglich der erspart werdenden Zinsen 

getilgt wird, 41,03 Jahre, d. h. die Tilgung des Kapitals erfordert 

41,03 periodische Tilgungen. Der Dezimalbruch deutet an, dass 

ausser den konstanten periodischen Zahlungen schliesslich noch eine 

Erfüllungszahlung erforderlich ist, die in dem Dezimalbruche ihren 

Ausdruck findet. 

14 
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Tafel I. Amortisationsdauer in Jahren: 



Tilgungsquote in 
Prozenten der 
Schuld. | 


! bei einer 


jährlichen Verzinsung von: 






1 

! 3% 

1 


1 

3 V/o 

1 


4 U 

* /Ü 


AM °/ 

i 


5% 


5 l /t°/o 


*/4 


87,80 


78,91 


72,24 


66,89 


62,40 


58,56 


7. 


66,03 


60,60 


56,02 


52,31 


49,15 


46,41 


*/« 


54,64 


50,56 


47,06 


44,21 


41,75 


39,60 


l 


47,04 


43,83 


41,03 


38,73 


36,72 


34,96 


l 1 /. 


41,53 


38,92 


36,59 


34,67 


32,99 


31,49 


l'/i 


37,62 


35,39 


33,13 


31,49 


30,05 


28,77 


!•/« 


33,88 


32,03 


30,33 


28,92 


27,67 


26,55 


2 


31,10 
29,54 


29,49 
27,35 


28,01 
26,05 


26,78 


25,68 


24,69 


«V« 


24,96 


23,98 


. 3,10 


2'/, 


27,54 


25,52 


24,36 


23,39 


22,52 


21,72 


«•/« 


25,02 


23,93 


22,79 


22,02 


21,24 


20.52 


3 


23,53 
22,19 


22,53 
21,30 


21,65 


20,82 


20,10 
19,08 


19,45 


3'/. 


20,46 


19,74 


18,51 


3V. 


21,01 


20,20 


19,43 


18,78 


18,19 


17,64 


3V, 


19,95 


19,21 


18,51 


17,91 


17,37 


16,86 


4 


18,99 


18,32 


17,67 
16,91 


17,12 


16,62 
15,94 


16,15 


«Vi 


18,54 


17,51 


16,46 


15.51 


4 1 /, 


17,34 


16,77 


16,22 


15,75 


15,31 


14,91 


4»/< 


16,62 


16,10 


15,58 


15,14 


14,74 


14,36 


5 


15,94 


15,46 

14,88 


15,09 


14,58 
14,06 


14,21 
13.71 


13,86 


5'/i 


15,70 


14,44 


13,88 


5'/, 


14,77 


14,35 


13,90 


13,58 


13,25 


12,95 


5»/« 


14,24 


13,86 


13,46 


13,13 


12,82 


12,53 


6 


13,75 


13,39 
12,96 


13,02 
12,61 


12,71 
12,32 


12,42 


12,15 


«*/4 


13,28 


12,05 


11,79 


6'/, 


12,88 


12,55 


12,33 


11,95 


11,69 


11,45 


6*/« 


12,48 


12,17 


11,87 


11,61 


11,36 


11,13 


7 


12,10 


11,81 
11,49 


11,52 
11,20 


11,28 
10,97 


11,05 
10,75. 


10,83 


7'/. 


11,75 


10,54 


7'/. 


11,41 


11,16 


10,90 


10,68 


10,47 


10,27 


7*/« 


11,03 


10,87 


10,61 


10,40 


10,20 


10,02 


8 


10,81 


10,58 


10,34 
10,08 


10,14 
9,89 


9,95 
9,71 


9,77 


8V. 


10,53 


10,30 


9,54 


8«', 


10,25 


10,06 


9,83 


9,65 


9,48 


9,32 


8«/4 


10,07 


9,80 


9,60 


9,43 


9,26 


9,11 


9 ! 


_ 9 ' 75 . 
9,53 


9,57 
9,26 


9,38 
9,16 


9,21 
9,01 


9,06 


8,91 


»v« ! 


8,86 


8,71 


9'/, I 


9,31 


9,14 


8,96 


8,81 


8,67 


8,53 


9*/* 


9,10 


8,93 


8,77 


8,62 


8,48 


8,35 


10 


, 8,89 


8,75 


8,58 


8,44 


8,31 


8,18 
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Tafel IL Die Jahresleistung (Zins und Tilgung) hat zu betragen 



Wenn die Amorti-I 
sationsdauerin Jah- 
ren betragen soll. 



und wenn das Kapital verzinst wird mit: 



Qu 

Kl 



'/• 



3 1 /» /. 



4% 



4Vt% 



5 
10 
15 
20 
25 
30 
35 
40 
45 
50 
55 
60 
65 
70 
75 
80 



5% 



6VA 



21,835 


22,148 


22,463 


22,779 


23,097 


11,723 


12,024 


12,329 


12,638 


12,950 


8,377 


8,683 


8,994 


9,311 


9,634 


6,722 


7,036 


7,358 


7,688 


8,024 


5,743 


6,067 


6,401 


6,744 


7,095 


5,102 


5,437 


5,783 


6,139 


6,505 


4,654 


5,000 


5,358 


5,727 


6,107 


4,326 


4,683 


5,052 


5,434 


5,828 


4,079 


4,445 


4,826 


5,220 


5,626 i 



3,887 


4,263 


4,655 


5,060 


5,478 


3,735 


4,121 


4,523 


4,939 


5,367 


3,613 


4,009 


4,420 


4,845 


5,283 


3,515 


3,919 


4,339 


4,773 


5,219 


3,434 


3,846 


4,275 


4,717 


5,170 


3,367 


3,787 


4,223 


4,673 


5,132 


3,811 


3,738 


4,181. 


4,637 


5,103 



23,418 
13,267 
9,963 
8,368 
7,455 
6,881 
6,497 
6,232 
6,043 
5,906 
5,805 
5,731 
5,675 
5,633 
5,601 
5,577 



Beispiel: Wenn ein Kapital mit 4% verzinst wird und in 
15 Jahren getilgt sein soll, so beträgt die Jahresleistung an Tilgung 
und Zinsen zusammen 8,994°j des Kapitals. Da die Zinsen 4°| be- 
tragen, so entfällt also auf die Tilgungsquote 4,994 oder rund 5°| . 



§ 85. 
Das Annuitäten- Darlehn. 

Das Erfordernis der Amortisation erschwert die Aufnahme 
eines Darlehns bei Privatpersonen oder sonstigen Darlehnsgebern, 
denn es kann sich nur in seltenen Fällen ein solcher Gläubiger auf 
eine Amortisationsform einlassen, nach welcher ihm sein Kapital in 
vielen, ständig sich verändernden Teilbeträgen zurückfliesst, denn er 
ist nicht immer in der Lage, die zurückgezahlten Kapitalteile sofort 
wieder nutzbringend anzulegen. Sind daher bei Privatpersonen 
Darlehnskapitale aufgenommen, so wird die Amortisation zweckmässig 
in der Form der materiellen Tilgung ausgeführt, indem die aus 

14* 
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einem aufgestellten Tilgungsplane sich ergebenden Amortisations- 
quoten solange angesammelt werden, bis der Betrag je eines Dar- 
lehns erreicht ist und letzteres gekündigt und zurückgezahlt werden 
kann. Privatpersonen sind aber auch in anderer Hinsicht unbe- 
queme und unsichere Gläubiger für Kommunen. Jeder Aufschwung 
der Industrie und die dadurch angeregte Umwandlung von Privat- 
betrieben in Aktiengesellschaften veranlasst das Puklikum, seine 
disponiblen Gelder in Industrie- Aktien anzulegen, in der Erwartung, 
abgesehen von Kursgewinn, auch höhere Zinserträge ihrer Kapitalien 
zu erlangen. Es besteht deshalb die Gefahr, dass die von Privat- 
personen geliehenen Kapitalien vielleicht selir zur Unzeit gekündigt 
werden. 

Auf die Bedingung der einseitigen Unkündbarkeit kann sich 
ein Privatgläubiger aber nicht einlassen, er wird das Verfügungs- 
recht über sein Kapital sich wahren müssen. 

Die Kommunen sind deshalb mehr und mehr davon abgekommen, 
kündbare Darlehen von Privatpersonen aufzunehmen und suchen 
dafür entweder von Kreditanstalten oder Instituten ihren Geldbedarf 
zu leihen, von denen eine unzeitige Kündigung nicht zu befürchten 
ist und welche sich auf allmähliche Tilgung einlassen, oder sie 
suchen Anleihen durch Begebung von Kommunalobligationen auf- 
zunehmen. 

Eine Darlehnsform, bei welcher ein Darlehn selbst unkündbar 
aber nach einem im Voraus festgesetzten Plane allmählich in der 
Weise rückzahlbar ist. dass die periodischen Rückzahlungen immer 
gleichzeitig mit den Zinszahlungen erfolgen und mit diesen zu- 
sammengenommen immer eine konstante Grösse haben, bezeichnet 
man als Annuitäten- oder Rentendarlehn, die periodischen Leistungen 
als Annuitäten oder Renten. 

Die Verzinsung und Tilgung eines solchen Anlehens erfolgt 
nach einem im Voraus festgesetzten Plane, in welchem die Jahres- 
leistung an Zinsen und die Amortisationsquote für jede Tilgungs- 
periode, sowie der nach jeder Periode verbleibende Restbetrag der 
Schuld berechnet ist. Die Zahlung der Jahresleistung kann ent- 
weder jährlich einmal zu erfolgen haben, oder halb- oder viertel- 
jährlich. Werden halb- oder vierteljährliche Zahlungstermine be- 
dungen, so gelten die Rentenzahlungen blos als unverzinsliche Vor- 
schüsse auf die vollen Jahreszahlungen. In der Regel bedingen 
Pfandbriefinstitute bei Gewähr von Darlehen, dass ihnen die durch 
Verkauf ihrer Pfandbriefe zur Beschaffung des Geldes entstehenden 
Kosten, Kurseinbussen und sonstigen Auslagen ersetzt werden. Der 



— 213 — 



: I 

.2 *» 5 
Q 



0) 



3 S s 

•s. f & 



O* -*3 t» 
* Q» K 






•^ Ä 



CO 





'S 

ä 

8 



§ 



e8 



o 

m 

^3 



© ,w 




6fi n i 



a 

CO 

C 
N 







e8 



tSJ 



Cw 
QQ CO 

T3 



%m 

CS 



© co cs r~ 

(O ^ 00 A 



§0 <-• (O (O Ol 

^* CO "^ *h CO 

o h N ^ «e 

f-i CM CO ^< »O CO 



I I $ 



O ^ 

»o 



00 00 

CO o 



© o 

O CO 

O Od 

Od !>• 

a> es 



00 CO 
Od Od 



$ 



CO c>» 

00 CO 

»O CO 

^ CO 

Od o> 



I I I I I I I 




I I 



O CO CO »o 

CO 00 CO CO 



© © »-i ^ Od CO 
© -* 00 CM CO !-* 
O © © *"* i-* CO 



I I 



O CO CO *o 
CO 00 00 CO 



© ~* <*# oa co 

^ 00 CO CO — i 

i-i ~h co 



I I I I I I I 




* 



CD 



I I § 3 



© ^ ^ 



H CO 



© © 

SCO 
Od 
*«f< CO 



00 *o 
a> oo 

CO CO 



© CO 

CO 00 I 

00 i> I 

co co 



I I I $ 



^ 00 CO 

iO CO o 




© 00 

co r- 

Od CO 

r~ co 

Od Od 



CO CO C"» 

iß 00 CO 

O »O CO 

iO ^< co 

Od Od Od 



—i CO CO T* »O CO t* 



I © CO 



I I 




© CO 



I I 



^f« 00 

Co *h 



I I I I 



<N 




a 



I I t- N 00 
I I CO © ^ 



CO -* CO 



, | - O f 



» 00 H 



I I" 9 



CO © 



I I 2 S I 

CO 00 
CO CO 



I I 



© © © 
© © © 
© © © 



I CO 00 ^ 
I CO Od Od 



I I 



CO oo CO 
00 Od 
CO ^* 



I I 



r- © oo 
00 »o ^ 



I I 



© ^ CO 

Od r» c- 

O Od ^ 

Od <* 



DD 



3 



so 

o 



© «— <M 

Tf ^ ^ 



— 214 — 

zu ersetzende Betrag (Rembours) wird entweder vom Kapital ge- 
kürzt und einbehalten oder zum Darlehn hineingerechnet. In der 
Regel werden dann die ersten Tilgungsquoten zur Abstossung des 
Rembours und erst die weiteren zur Verminderung der Darlehns- 
summe verwendet. 

Die Gestaltung eines Tilgungsplans ergibt sich aus dem Muster 
eines solchen auf Seite 213, in welchem ein Anlehn von 100000 iL, eine 
Verzinsung mit 4°/ und eine Tilgung von 1° zu Grunde gelegt ist. 



§ 86. 
Unkündbare Obligationsanleihen. 

Zur Beschaffung des ausserordentlichen Geldbedarfs wird mehr 
und mehr das Mittel der unkündbaren Obligationsanleihe benutzt, 
weil sich hierdurch die Gemeinde von allen wechselnden Wünschen 
der Gläubiger unabhängig macht. In der Obligationsanleihe kommt 
vorwiegend der Wille des Schuldners zur Geltung, der die Anleih- 
bedingungen vorschreibt. Die Anleihe ist seitens der Gläubiger un- 
kündbar, während der Schuldner nicht nur die Tilgung nach Mass- 
gabe eines vorher festgesetzten Tilgungsplans, sondern auch eine 
beliebig verstärkte, vom Tilgungsplane abweichende Tilgung sowie 
die Kündigung der ganzen Anleihe sich vorbehält. Zuweilen zwingen 
die Konjunkturen des Geldmarktes, dass die Kommunen die Zu- 
sicherung abgeben müssen, dass innerhalb einer bestimmten Anzahl 
von Jahren keine verstärkte Tilgung oder Kündigung stattfinden 
soll. Diese Zusicherung ist dann auf den Schuldurkunden aus- 
zusprechen. 

Über das geschuldete Darlehn werden Schuldscheine, Schuld- 
briefe oder Obligationen ausgestellt, die über Teilbeträge der 
ganzen Anleihe lauten und entweder ein zwischen dem Schuldner 
und einem bestimmten Gläubiger bestehendes Schuldverhältnis 
oder ein solches zwischen dem Schuldner und einem unbe- 
stimmten Gläubiger — dem jeweiligen Inhaber der Urkunde 
— verbriefen. Im ersteren Falle lautet die Sclmldurkunde auf den 
Namen des Gläubigers und es kann die Übertragung auf einen 
anderen nur durch schriftliche Cession (Indossement) erfolgen, im 
letzteren Falle ist dieselbe Inhaberpapier oder Auporteur-Schuldbrief, 
und es gilt der jedesmalige Inhaber auch als Eigentümer. Der 
Gläubiger kann die Schuldverschreibung nicht kündigen, er kann 
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dieselbe jedoch, um zu seinem Kapital zu kommen, an einen anderen 
abtreten, verkaufen. 

Die Rückzahlung einer Obligationsschuld erfolgt entweder durch 
Rückkauf oder Aufkauf der Schuldscheine oder durch Ausloosung 
und durch Aufruf und Einlösung der durch das Loos bestimmten 
Stücke. Die einzelnen Schuldscheine einer Anleihe sind durch Buch- 
staben aind Nummern von einander unterscheidbar bezeichnet. Zur 
bequemen Erhebung der Zinsen sind den Schuldurkunden Anweisungen 
zur Zinsenerhebung, gleichfalls auf den Inhaber lautend, beigefügt. 
Mit diesen Zinsanweisungen (Zinscoupons), welche Abschnitte eines 
Bogens darstellen, ist ein besonderer Abschnitt verbunden, der 
als Anweisung zur Empfangnahme eines neuen Zinsscheinbogens 
dient, nachdem sämtliche Zinsabschnitte abgelaufen sind. 

Durch die zweckdienliche Einrichtung der Obligationsanleihe 
und durch die hierdurch ermöglichte leichte Übertragbarkeit von 
Kapital und Zinsen auf einen anderen Inhaber ist es möglich ge- 
worden, solche Kapitalforderungen zum Gegenstand des Handels 
zu machen. 

Da Angebot und Nachfrage vielerlei Schwankungen unterliegen 
so ist der Handelswert solcher Schuldurkunden (Kurs) ein veränder- 
licher. Auf den Kurs können verschiedene Umstände einwirken 
z. B. ungünstige Zeitverhältnisse, Steigen oder Sinken des land- 
läufigen Zinsfusses, Aufschwung oder Niedergang der Industrie usw. 

Ist der Kurs höher, als der auf der Schuldurkunde aufgedruckte 
Schuldbetrag (als der Nennwert, Nominalwert) so steht er über pari, 
im entgegengesetzten Falle unter pari, ist er dem Nennwerte gleich, 
so bezeichnet man ihn als „al pari". 

Ist die Anleihe an der Börse — dem Markt für alle Arten von 
Wertpapieren — zugelassen, so sind die Schuldurkunden börsenfähig. 

Zugelassen werden nur solche Effekten, bei denen der Nominal- 
betrag der Gesamtemission die Summe von einer Million Mark er- 
reicht. Die Zulassung hat das Börsen-Kommissariat auszusprechen. 

Der Kurs der Börsenpapiere wird in den offiziellen Kurszetteln 
und in den Börsenzeit ungen bekannt gemacht, Fast sämtliche 
Papiere werden in Prozenten des Nominalbetrags notiert, einzelne 
Gattungen auch pro Stück. 

Die Kursnotierungen enthalten kurze Zusätze, welche die Nach- 
frage und das Angebot betreffen. 

Es bedeuten: 

G. (Geld) ^ nur Nachfrage zu einem Limit (vorgeschriebener 

äusserster Preis), 
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bz. u. G. (bezahlt und Geld) = vorwiegend Nachfrage, 

etw. bz. u. G. (etwas bezahlt und Geld) = vorwiegend Nach- 
frage bei verhältnismässig nur geringem Umsätze, 

B. (Brief) = nur limitiertes Angebot (zu einem vorgeschriebenen 

äussersten Preis), 

bz. u. B. (bezahlt und Brief) = vorwiegend Angebot, 

etw. bz. u. B. (etwas bezahlt und Brief) = vorwiegend Angebot 

bei verhältnism. nur ger. Umsätze, 

bez. (bezahlt) = Angebot und Nachfrage gleichen sich aus, 

— (gestrichen, umsatzlos) = entweder unlimitierte Nachfrage 
ohne Angebot oder unlimitiertes Angebot ohne Nachfrage. 

Gewöhnlich enthalten die Kurszettel noch andere Angaben, z. 
B. die Höhe des Zinsfusses, die letzte Dividende, die Bezeichnung 
der Anleihe nach dem Jahre der Ausgabe, über welche Beträge die 
Stücke (Appoints) lauten, ob und auf wie lange eine Kündigung ausge- 
schlossen ist. Die Zusätze zur Kursnotierung sind sehr beachtenswert, weil 
man aus ihnen ersehen kann, ob ein Papier an der Börse erhältlich 
oder verkäuflich ist und ob es geboten ist, wenn man einen Auftrag 
zum Ankauf oder Verkauf gibt, zu limitieren, das heisst, den Preis 
festzusetzen, über welchen nicht gekauft oder unter welchem nicht 
verkauft werden soll. Wird nicht limitiert, so hat man sich den 
jeweiligen Kurs gefallen zu lassen, der möglicherweise durch starkes 
Angebot oder starke Nachfrage oder durch sonstige ungünstige Um- 
stände zu unserm Nachteil beeinflusst sein kann. 

Es ist nicht ratsam, einen sehr grossen Betrag eines Papiers 
auf ein Mal an der Börse zum Verkauf zu bringen, weil dadurch 
der Kui^s gedrückt wird. 

Wird eine Anleihe zum Kauf einer oder mehreren Banken an- 
geboten oder erfolgt unter einer Anzalil von Banken eine Aus- 
schreibung, so darf man nicht rechnen, dass man den jeweiligen 
Kurs ähnlicher Anleihepapiere erzielen wird, weil die Banken ein 
Risiko bei dem Kaufgeschäfte haben und bei dem Geschäfte ver- 
dienen wollen. Man wird also in der Regel ein etwas geringeres 
Gebot erhalten. 

Um ein Papier an der Börse leichter einzuführen, seine Beliebt- 
heit zu erhöhen, wird oft das Mittel eingewendet, dass die Rück- 
zahlung ausgelöster oder gekündigter Stücke zu einem höheren 
Betrage, als dem Nennwert, zu erfolgen hat. Es wird z. B. be- 
stimmt dass die Rückzahlung zu 102% zu erfolgen habe (im Kurs- 
zettel notiert: „rz. 102" = rückzahlbar zu 102 .° ). Man beabsichtigt 
damit, dieses Aufgeld, um welches voraussichtlich der Kurs ein 
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besserer sein wird, auf die ganze Amortisationsdauer zu verteilen, 
so dass auf jedes Jahr nur ein geringfügiger Betrag entfällt. 

Werden etwa die Stücke unter der Hand zurückgekauft, so 
entgeht man der Zahlung des Aufgeldes ganz, denn man ist gleich- 
zeitig Zahler und Empfänger. 

§87. 
Konstruktion der Anleihen. 

Man unterscheidet die Anleihen nach dem Zinsfusse (3 1 l^%ige. 
Anleihe, 4°/ ige Anleihe etc.), und nach dem Jahre ihrer Ausgabe 
(Anleihe von 1893, Anleihe von 1899). Gewöhnlich besteht jede 
aus mehreren Gattungen von Schuldverschreibungen von verschiedener 
Höhe, die durch besondere Bezeichnungen als Serie oder Littera 
unterschieden werden (Ser. I. oder Lit. A. über 1000 Mk.. Ser. II. 
oder Lit. B. über 500 Mk. u. s. w.). Die Schuldscheine jeder Gat- 
tung sind fortlaufend nummeriert, so dass die einzelnen Stücke genau 
unterschieden werden können. Dieselben Unterscheidungsmerkmale 
(Emissionsjahr, Serie oder Littera und Nummer) müssen auch die 
Zinsscheine und die Anweisung zur Abhebung neuer Zinsscheinbogen 
tragen. 

Es ist zweckmässig, nicht jede Serie mit der Zahl Eins an- 
fangen zu lassen, sondern die sämtlichen Schuldverschreibungen der 
Anleihe in der Weise fortlaufend zu nummerieren, dass jede Serie 
unmittelbar mit der folgenden Nummer an die letzte Nummer der 
vorhergegangenen Serie sich anschliesst. Es werden hierdurch 
mancherlei mögliche Irrungen ausgeschlossen. 

Was die Konstruktion der Anleihen betrifft, so ist sowohl auf 
die Person des Gläubigers und auf den Handel mit solchen Papieren, 
w T ie auf die Erfordernisse der ausgebenden Stelle Rücksicht zu nehmen 
Wird das versäumt, so verliert das Papier an Beliebtheit, der Ab- 
satz leidet, oder es wird die Verwaltungsarbeit erschwert. Es ist 
deshalb auf Vielerlei zu achten. Der Text in den Obligationen wie 
noch mehr in den Zinsscheinen, sei kurz und bündig. Die Be- 
zeichnung der Gemeinde, der Einlösungskasse, des Jahrgangs der 
Anleihe, die weiteren besonderen Bezeichnungen nach Ser. Lit. und 
Nummer, sowie die Höhe des Kapitals, des Zinsfusses und des Zins- 
betrages im Druck hervortretend, ebenso der Zahlungstermin für 
die Zinsen. Besonders der Zinsbetrag und der Fälligkeitstag der 
Zinsen muss augenfällig hervortreten, um das Einlösungsgeschäft 
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zu erleichtern. Sind mehrere Anleihen ausgegeben, so bezeichne 
man die Zinsscheine der sämtlichen Anleihen und Serien, welche 
den gleichen Einlösungstermin haben, in augenfälliger Weise mit 
dem gleichen Buchstaben (s. untenstehendes Muster eines Zinsscheins;. 

Die Unterschiedsmerkmale müssen bei allen Anleihen stets an 
der gleichen Stelle angebracht sein. 

Die Zinsscheine dürfen nicht zu klein sein. Sie müssen sich 
nach ihrem Werte schon durch die Farbe unterscheiden. 

Gewöhnlich enthält ein Zinsscheinbogen 20 Zinsscheine, die 
nach der Reihenfolge ihres Fälligwerdens von Nr. 1 bis 20 num- 
meriert sind. 

Wird eine zweite Eeihe Zinsscheine ausgegeben, so lasse man 
die Zinsscheine nicht wieder mit der Ordnungszahl Eins beginnen, 
sondern nummeriere sie von 21 — 40 und beginne erst die dritte 
Reihe wieder mit No. 1. 



Muster für einen Zinsschein: 



Zinsschein Nr. 27. || Dingsdaer Anleihe von 1895. 



pro II. 1902. 
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Ser. I. Nr. 198 

Zinsschein über Acht M. 75 Pf. 

Zinsen zu 3 '/« % von 500 M. Kapital 

zahlbar 
am 31. Dezember 1902 

in der Stadthauptkasse zu Dingsda. 

Dingsda, den 31. März 1895. 



Der Magistrat. 



K* 



8 M. 75 Pf. 

fällig 

31. Dezember 1902 



verjährt 
31. Dezember 1906 



Ser. I. Nr. 198. 



Auf welche Beträge die Appoints der Anleihe zweckmässig zu 
lauten haben, lässt sich im allgemeinen nicht vorausbestimmen, denn 
das Verlangen nach kleinen oder grösseren Stücken ist örtlich sehr 
verschieden. Bankhäuser am Orte, an dem die Anleihe aus- 
gegeben werden soll, können hierzu den geeignetsten Rat geben. 



*) Der nächste Zinsschein sämtlicher Anleihen, der am 30. Juni 1903 
fällig wird, müsste dann den Unterscheidungsbuchstaben L haben. Die Kassen- 
beamten gewöhnen sich daran, nicht mehr nach dem Fälligkeitstag zu suchen, 
sondern sehen nur nach dem Unterscheidungsbuchstaben. 
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Um die Arbeit der Einlösung der Zinsscheine und deren Ver- 
buchung nicht über die Gebühr zu vermehren, soll man, soweit die 
Möglichkeit ihres Absatzes es zulässt, möglichst grosse Stücke 
wählen und von kleineren Stücken von 200 Mk. oder 100 Mk. nur 
nach dem äussersten Bedarf*), also etwa so viele, als zur Bildung 
beliebig gewünschter Kapitalsummen und zur Möglichkeit der Tilgung 
erforderlich sind. 

Die Höhe der Tilgungsquote hängt ab von der Zeit, innerhalb* 
welcher die Anleihe zurückgezahlt sein soll. Der Zinsfuss der Anleihe 
endlich hat sich nach dem börsengängigen Zinsfuss zu richten. 
Es gibt Zeiten, zu denen 3 ! /2 ü /oige Anlagepapiere gern genommen 
werden, zu anderen Zeiten ist der 4%ige Typus bevorzugt. Man 
beachte da wohl, ob der börsengängige Kurs sich seit längerer Zeit 
auf demselben Niveau gehalten hat, oder ob eine steigende Tendenz 
oder eine fallende vorherrscht, ferner ob ähnliche Papiere in den 
Kurszettel mit Brief (B) bezeichnet sind (also angeboten werden) 
oder mit Geld (G), also Nachfrage vorhanden ist. 

Vielfach wird man sich aus den gemachten Wahrnehmungen 
ohne Weiteres eine Ansicht darüber bilden können, welcher Zinsfuss 
für die auszugebende Anleihe gewählt werden müsse. Stehen z. B. 
längere Zeit 3 1 /« prozentige Stadtanleihen in den Kurszetteln als 
nicht gehandelt verzeichnet und ist bei denen, welche notiert 
sind, die Anmerkung B (Brief) ersichtlich, so ist das ein Zeichen, 
dass für 3V 4 %ige Kommunal -Anleihen keine Nachfrage vorhanden 
ist und dass man also eine Anleihe zum 3 I / a %igen Typus nicht 
oder nur mit Nachteil an den Mann bringen kann. Man würde 
unter solchen Umständen eine vierprozentige Verzinsung zu wählen 
haben. Ist es aber zweifelhaft, welcher Zinsfuss im Verhältnis zum 
Kurs der günstigere ist, so ist eine Rechnung darüber aufzustellen. 
Stehen z. B. im Kurszettel 

3 ! / 2 prozentige Stadtobligationen mit 96 ° 
4 , ,. v 102% 

notiert, so ist hieraus nicht ohne Weiteres erkennbar, welcher Typus 
der günstigere ist, denn der Zinsfuss allein ist nicht entscheidend, 
es fällt wesentlich mit ins Gewicht, welcher Kaufpreis zu erlangen 
ist. Gibt eine Stadt zu obigem Kurs 3 l j« Proz. Obligationen aus, 
so erhält sie für 100 Mk. nur 96 Mk., während sie bei 4 prozentigen 
Obligation für je 100 Mk. Nennwert 102 Mk. einnimmt. Sie erhält 



*) Ob im Interesse der kleineren Kapitalisten eine grossere Anzahl kleinerer 
Stücke von 100 Mk. und 200 Mk. vorzusehen ist, hängt lediglich vom örtlichen 
Bedürfnisse ab. 
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also für die 4prozentige Anleihe eine grössere Geldsumme, als bei 
der 3 V2 prozentigen. Um die gleiche Geldsumme zu lösen, müsste 
also von einer 3 1 / 2 prozentigen Anleihe ein grösserer Betrag verkauft 
werden, als von einer 4 prozentigen. 

Handelt es sich z. B. darum, durch Verkauf einer Obligations- 
anleihe eine Summe von rund 100000 Mk. zu erhalten, so müssten 
von einer 3 1 / 2 prozentigen Anleihe Obligationen im Nennwert von 
104167 Mk*) verkauft werden (L04167 Mk. zu 96 Proz. = 100000 
Mark 32 Pf.), von der 4 prozentigen Anleihe aber brauchten zu dem 
notierten Kurs von 102 Prozent nur 98040 Mk. ausgegeben zu 
werden. (98040 Mk. zu 102 Proz. = 100000 Mk. 80 Pf.). Man er- 
hält also in beiden Fällen die gleiche Geldsumme, aber im ersten 
Falle würde eine Obligationsschuld von 104167 Mk. verzinst und 
getilgt werden müssen, im letzteren Falle eine solche von 98040 Mk. 

Nun wird eine Anleihe, welche mit 3 l / 9 Proz. verzinst und mit 
1 Proz. getilgt wird (siehe § 84 Tafel I Seite 210) in 43,83 Jahren 
vollständig getilgt sein, eine 4prozentige Anleihe, bei ebenfalls 
1 Proz. Tilgung, in 41,03 Jahren. Es würde mithin bei der 3 1 /*- 
prozentigen Anleihe die Jahresleistung von Zinsen und Tilgung 
(3 l /2 Proz. + 1 Proz. = 4 l / 2 Proz.), 4687,51 Mk. betragen und 43,83 
Jahre lang zu zahlen sein, es würden also 205453 Mk. 56 Pf. auf- 
gebracht werden müssen. Bei der 4 prozentigen Anleihe aber be- 
trägt die Jahresleistung (4 Proz. + 1 Proz. = 5 Proz.) 4902 Mk, es 
würde dieselbe 41,03 Jahre lang zu zahlen sein, also im Ganzen 
201,129 Mk. 06 Pf. aufgebracht werden müssen. 

Es verursacht somit die 3 1 / 2 prozentige Anleihe mit 205453 Mk. 
56 Pf. Gesamtkosten gegenüber der 4 prozentigen Anleihe mit 
201129 Mk. 06 Pf. Gesamtkosten 

4324 Mk. 50 Pf. Mehrkosten. 

Zw r ar belastet die 47oige Anleihe das Budget mit einem höheren 
Betrag (4902), als die 3 x /2 %ige Anleihe (welche nur 4687 M. Jahres- 
leistung erfordert), da aber die letztere eine längere Tilgungsdauer 
braucht und daher die Jahresleistung eine grössere Anzahl von Jahren 
zu zahlen ist, so beträgt die Summe dessen, was bis zur vollständigen 
Tilgung zu zahlen ist, wie wir gesehen haben, mehr, als bei der 
höher verzinslichen Anleihe. Es verdient daher bei dem angenomme- 
nen Kursverhältniss der 4%ige Typus den Vorzug. Dabei kommt noch 
in Betracht, dass die Möglichkeit eintreten kann, dass der Zinsfuss im 



*) Die Rechnung ist hier genau gemacht worden, in Wirklichkeit handelt 
es sich natürlich um runde Summen, die sich in den Appoints darstellen lassen. 
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Laufe der Zeit bei einer günstigen Konjunktur auf dem Börsen- 
markt herabzusetzen ist, dass die Anleihe konvertiert werden kann. 

Der allgemeine Zinsfuss ist bekanntlich kein feststehender, er 
ist einem steten Wechsel unterworfen. Er hängt ab von mancherlei 
Umständen, von Kriegsbefürchtungen, ausländische Zoll- und Handels- 
verbindungen u. s. w., namentlich aber von dem Steigen oder Nieder- 
gehen des Handels. Der Aufschwung, den Handel und Industrie 
nimmt, veranlasst das Publikum, sein Geld in Industriepapieren an- 
zulegen, um höhere Zinsen zu erlangen. In Folge dessen geht der 
Kurs der nicht mehr gesuchten 3 1 | a 7oigen Obligationen zurück. Damit 
beginnt eine Bewegung des steigenden Zinsfusses. Der umgekehrte 
Fall tritt ein, wenn in Folge einer wirtschaftlichen Krisis, Aktien- 
und andere Handelsunternehmungen geringe Erträge gebeu, wenn 
gleichzeitig Zusammenbrüche grösserer Unternehmungen das Miss- 
trauen des Publikums gegen die Sicherheit ihrer Kapitalanlagen er- 
wecken, dieses in Folge dessen bestrebt ist, Jndustriepapiere abzu- 
slossen und sein Geld den sicheren aber geringer verzinslichen Staats- 
und Komunalpapieren zuwendet. Die vermehrte Nachfrage nach 
letzteren bringt ein Steigen des Kurses zustande. Die Flüssig- 
keit des Geldes wirkt auf ein Fallen des Zinsfusses hin. Erreichen 
dann 3V 9 %ige Wertpapiere einen Kurs, der den Nennwert übersteigt 
— über pari steht — , so tritt der Zeitpunkt ein, zu dem Staaten, und 
kommunale Körperschaften versuchen, ihr 4 ü /oige Papiere zurückzuzahlen 
und dafür S^Voige auszugeben. Es werden dann die ersteren konvertiert, 
d. h. es wird der Zinsfuss herabgesetzt. Es kann das nur geschehen, 
indem die Anleihe gekündigt wird, denn kein Gläubiger ist ver- 
pflichtet, sich die Herabsetzungen gefallen zu lassen, aber es wird 
demselben die Wahl freigestellt, entweder die Kündigung anzunehmen, 
oder auf die Herabsetzung des Zinfusses einzugehen. Hat der 
Gläubiger für sein Geld keine andere nutzbringende Verwendung, 
so bleibt ihm nichts übrig, als die Konvertierung anzunehmen. 

Die Herabsetzung wird bewirkt, indem auf den vorgelegten 
Wertpapieren durch Stempelaufdruck die Zinsherabsetzung ausge- 
sprochen wird. Diejenigen Obligationen, welche nicht vorgelegt 
werden, werden gekündigt und zur Einlösung aufgerufen. 

Vielfach wird, um den Besitzern der Wertpapiere die Einwilli- 
gung in eine Zinsherabsetzung angenehmer zu machen, noch eine 
Konvertierungsprämie gewährt und bei der Abstempelung gezahlt. 

Die Folge einer in grösserem Umfang durchgeführten Konver- 
tierung von Staats- und Kommunalpapieren ist in der Regel, dass 
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das Publikum sich wieder mehr und mehr den Jndustriepapieren zuwen- 
det und damit beginnt wieder eine Periode des steigenden Zinsfusses. 

Auf dem Geldmarkte wird daher immer gleichzeitig ein Steigen 
der Kurse und ein Fallen des allgemeinen Zinsfusses und umgekehrt 
ein Fallen der Kurse und Steigen des Zinsfusses beobachtet. Sind 
die Aussichten für ein 37 2 %iges Anlehen nicht besondere günstig, so 
ist es also durchaus nicht so schlimm, ein 4°/oiges auszugeben, denn 
die Möglichkeit ist keineswegs ausgeschlossen, dass Zeiten kommen, 
in denen eine Zinsherabsetzung möglich ist. Es ist ein alter Er- 
fahrungssatz, dass auf Zeiten eines Aufschwungs der Industrie Zeiten 
des Stillstandes, wenn nicht gar des Niederganges folgen und um- 
gekehrt. 

Hat man sich über die Höhe des Zinsfusses, der Tilgungsquote 
und der Höhe der Appoints schlüssig gemacht, so ist an den Ent- 
wurf eines Tilgungsplanes heranzutreten. 
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Ks ist einleuchtend, dass ein Tilgungsplan, wie wir ihn für ein 
Annuitäten-Darlehn entworfen haben, für eine Obligationsanleihe 
nicht brauchbar ist, weil er Tilgungsbeträge ergibt, die sich in 
Obligationen nicht darstellen und somit nicht tilgen lassen. Es ist 
notwendig, dass die Tilgungsbeträge so abgerundet werden, dass sie 
den Obligationen der Anleihe angepasst sind. Lauten die niedrigsten 
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Obligationen auf 100 M., so müssen die Tilgungsbeträge durch 100 
teilbar sein, lauten die niedrigsten auf 200 M., so muss die Tilgung 
durch diesen Betrag möglich sein. 

Durch die Abrundung der berechneten Tilgungsbeträge bleiben 
Teile derselben unverwendet, oder es wird ein Betrag zu viel in 
Anspruch genommen. Solche Beträge sind dann bei den folgenden 
Tilgungen entweder wieder hinzuzurechnen oder zu kürzen, damit 
das rechnerische Endergebnis das gleiche bleibt. 

In dem auf Seite 222 als Beispiel ersichtlichen Tilgungsplan ist 
ein Kapital von 100000 M. angenommen, das mit 4°/ verzinst und 
10°/ getilgt wird*). 

Um die Tilgungsbeträge auf leichte Weise zu berechnen, zähle 
man zu dem ersten Tilgungsbetrag von Jahr zu Jahr den Zinsen - 
betrag hinzu, z. B. 

. 10 000 M. erst« Tilgung, abgerundet auf 10 000 M. 
+ 4°/o 400 „ ' 



10 400 M. zweite „ ,. y 10 400 „ 

-f n, H5 ^ 

1081(5 M. dritte . „ „ . ,. 10 800 ,. 

+ 4% 432,64 „ 

11248,64 viert« r ,. „ 11 200 „ 

+ 4^/o__ü9,95 

~ 11698,59 fünfte ,. „ ,. 11600 , ? 

+ 4°/ 467 ,94 

12 166,53 sechste „ ,. ,. 12 200 „ 

u. s. w. 
man gelangt dann zu denselben Zahlen des obengegebenen Tilgungsplans. 
Es ist nun zu ermitteln, wie viele Stücke von jeder Serie zu 
jeder einzelnen Jahrestilgung gehören. Es soll angenommen werden, 
dass die Anleihe von 100000 M. aus 180 Stück Ser. I: zu je 500 M. 
= 90000 M., und aus 50 Stück Ser. II: zu je 200 M. = 10000 M., 
bestehen soll, so wird zunächst ein Tilgungsplan für die Anzahl der 
Stücke zu 500 M., also für die Zahl 180 gefertigt, wie umstehend 
ersichtlich. 

Man erhält dann folgende Zahlen der der Reihe nach zu tilgenden 
Stücke zu 500 IL: 18, 18, 20, 20, 20, 22, 24, 22, 16. Es sind von 
der anderen Serie zu je 200 M. daher jährlich noch so viele Stücke 
hinzuzunehmen, dass zusammen der nach dem Tilgungsplan der 
100 000 M. jährlich zu tilgende Betrag herauskommt. 

*) Der hoho Prozentsatz für die Tilgung ist hier gewählt worden, um einen 
kurzen übersichtlichen Tilgungsplan zu erhalten. 



— 224 — 



Tilgrongsplan für die Zahl 180 
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Der Tilgungsplan für 100 000 M Anleihe erhält dann 
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Besteht die Anleihe aus noch mehr Serien, so wird, ebenso wie 
es mit der Ser. I ausgeführt worden ist, auch mit den folgenden 
Serien verfahren und für die Zahl der Stücke jeder Serie ein Tilgungs- 
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plan berechnet. Nur für die letzte Serie, welche die kleinsten 
Appoints umfasst, bedarf es keines Planes, weil die Stücke zur Er- 
gänzung der Tilgungsbeträge nach Bedarf hinzugezogen werden. 
Übrigens müssen die einzelnen Hülfspläne so eingerichtet bezw. die 
Jahrestilgungsbeträge in den einzelnen Serien so abgerundet werden, 
dass sie zusammengenommen den zu tilgenden Betrag des eigent- 
lichen Tilgungsplans ergeben. 

§ 88. 
Begebung der Anleihen. 

Macht sich die Aufnahme einer Obligationsanleihe erforderlich, 
so suche man hierzu einen möglichst günstigen Zeitpunkt heraus. 

Zu, Zeiten eines besonderen Hochgangs der Industrie soll man 
möglichst vermeiden, eine Anleihe auf den Markt zu bringen. Man 
hat dann mit zwei Nachteilen zu rechnen. Man erhält einen 
niederen Kurs, es sind ferner die Löhne sehr hoch, die Materalien 
sehr teuer, es wird also das. was man mit dem Gelde auszuführen 
gedenkt, mehr Geld kosten, als zu anderen Zeiten. Man sollte 
daher bedeutendere Unternehmungen, die eine grosse Anleihe auf- 
zunehmen nötig machen, in Zeiten ausführen, in denen die Industrie 
lahm liegt. Dann sind die Löhne billiger, die Materialpreise geringer, 
die Kurse der städtischen Papiere auf dem Börsenmarkte aber 
höher als sonst, auch ist die Arbeitsgelegenheit, die in gedrückten 
Zeiten geboten wird und der Verbrauch von Materialien doppelt 
wertvoll. Man richte sich also nach der Konjunktur des ganzen 
Wirtschaftslebens. Muss man aber zu ungünstigen Zeiten verkaufen, 
so decke man nur das notwendigste Bedürfnis. 

Man kann nun entweder eine öffentliche Ausschreibung der 
Anleihe oder eine beschränkte wählen. Der Weg der öffentlichen 
Submission ist aber nur dann anzuraten, wenn es sich um Anleihen 
von vielen Millionen handelt ; inder Regel werden nur eine Anzahl 
Banken ausgewählt und aufgefordert, Gebote abzugeben. Man setzt 
sie gleichzeitig von den Bedingungen in Kenntnis, unter denen 
die Begebung erfolgen soll. 

Als Bedingungen können gestellt werden: 

1. dass die Anleihe an einer Börse eingeführt werden muss, 

um sie marktfähig zu machen, was für ihre Umlauf sfähigkeit von 

grösster Bedeutung ist und auch erleichtert, dass den Obligationen 

die Lombardfähigkeit der Reichsbank erteilt wird; 

15 
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2. dass eine Kaution gestellt wird für die bei den Banken 
stehen bleibende Valuta bis zu deren Abhebung; 

3. den Banken ist der nicht sofort gebrauchte Betrag der An- 
leihe gegen Verzinsung und Sicherheitsleistung zu belassen. Es ist 
gleichzeitig mit der Angabe des Ubernahmekurses die Angabe des 
Zinsfusses für die stehen bleibenden Summen zu fordern; 

4. Es ist die Angabe der Höhe der Vergütung für die Einlösung 
der Zinsscheine und der ausgelosten Stücke zu fordern; 

5. Es ist der Zeitpunkt der Lieferung der Stücke und für die 
Regulierung der Valuta zu bestimmen; 

6. Es ist die Auswahl unter den Bietern vorzubehalten und zu 
bedingen, dass auch alle Angebote abgelehnt werden können. 

7. Der Ablauf des Termins für die Abgabe der Angebote ist 
auf Tag und Stunde genau zu bestimmen. Die Acceptationsfrist 
kann kurz bemessen sein. Auch die Banken binden sich höchstens 
auf 4 oder 5 Tage. Man muss daher schnell in seinem Entschlüsse 
sein und vorher alles erwogen haben. 

Es kann nach Lage des Börsenmarktes erwünscht sein, die 
Gebote auf 3 l /. 2 °/o un( * 4°/ ige Papiere gestellt zu bekommen, um 
erst nach diesen Angeboten sich zu entscheiden, ob man eine 3 l / 2 - 
oder eine 4prozentige Anleihe ausgeben soll. Da in der Regel bis 
zur Erteilung des Zuschlags nur wenig Zeit zur Erwägung und zur 
Anstellung langer Berechnungen gelassen ist, so ist es geraten, vor- 
her Tilgungspläne für alle in Betracht kommende Zinsfusse vorzube- 
reiten. Gewöhnlich bedingen die Bankhäuser nur eine kurze Zuschlags - 
frist von wenigen Tagen, es muss daher alles vorher vorbereitet 
sein, vor allen Dingen muss die oberbehördliche oder landesherrliche 
Genehmigung bereits eingeholt und erteilt, auch die vorläufige steuer- 
amtliche Anzeige von der beabsichtigten Ausgabe einer Anleihe 
muss bewirkt sein. Man beachte in dieser Beziehung sehr sorgsam 
die gegebenen gesetzlichen Bestimmungen über die Abstempelung 
und Anmeldung der Obligationen, über die Verwendung des Schluss- 
notenstempels und dessen Entwertung und dergl., weil die Unter- 
lassung der Anmeldungen oder unrichtige Anwendung der Bestim- 
mungen mit harten Strafen bestraft wird. Die Abstempelung der 
Stücke besorgt in der Regel die Druckerei, die den Druck der 
Papiere ausführt. Der Druck der Papiere muss vor der Ausschrei- 
bung bereits so weit vorbereitet sein, dass er sofort, erforderlichen 
Falles auf telegraphische Benachrichtigung, ausgeführt werden kann. 
Aber es ist ratsam, ihn nicht schon vorher zu vollenden, weil mög- 
licherweise das übernehmende Bankhaus einen Wunsch hinsichtlich 
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der Druckausführung haben kann. Es kann z. B. vorkommen, dass 
eine Bank verlangt, dass sie als Einlösnngsstelle auf den Zins- 
scheinen genannt wird. 

Die fertigen Stücke müssen pünktlich, der mit der Bank ge- 
troffenen Vereinbarung gemäss geliefert werden. Man bemesse also 
vorher nach genauer Erwägung aller Umstände die Lieferungsfrist, 
damit die Schuldverschreibungen und Zinsscheinbogen auch recht- 
zeitig im Druck fertiggestellt werden können. 

Im schriftlichen Verkehr mit Banken mache man es sich zur 
Regel, eingehende Briefe umgehend zu beantworten. Ebenso ist 
der Eingang von Geld oder Wertpapieren sofort anzuerkennen. 
Sind von Banken Wertpapiere oder Wechsel als Kaution hinterlegt, 
so wird es öfters vorkommen, dass hinterlegte Stücke gegen andere 
umgetauscht werden sollen. Man suche solchen Anträgen in kür- 
zester Frist zu entsprechen, weil die zurückzugebenden Papiere in 
der Regel von der hinterlegenden Stelle sofort gebraucht werden. 



VII. Abschnitt. 



• Vermögensnachweisung. 

§ 89. 
Die Vermögensrechnung. 

Erlös für veräusserten Gemeindegrundbesitz und Kosten für 
den Erwerb von Grundstücken für die Gemeinde gehören ebenso 
wie Rückzahlungen und Ausleihungen von Aktivkapitalien zweifel- 
los zu den ausserordentlichen Einnahmen und Ausgaben (vgl. § 8). 
Aus diesem Grunde ist es gebräuchlich, die durch Veränderungen 
an den Vermögensbestandteilen entstandenen Einnahmen und Aus- 
gaben im Extraordinarium, d. h. also in demjenigen Teile der 
Jahresrechnung nachzuweisen, der die ausserordentlichen Einnahmen 
und Ausgaben im allgemeinen umfasst. So richtig dies an sich 
sein mag, so tritt dabei jedoch der störende Umstand in die Er- 
scheinung, dass diese eigentlichen Stammvermögenseinnahmen und 
Ausgaben vermengt werden mit Einnahmen und Ausgaben, die 
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durch die Ausführung des ausserordentlichen Etat* (vgl. § 12) ent- 
stehen, also mit Einnahmen aus der Aufnahme von Anleihen und 
mit Ausgaben aus der Verwendung der Anleihemittel zu Strassen- 
bau, Brückenbau, Hochbau und dergl. Anlagen. 

In Folge dieser Verquickung ist es häufig schwierig, eine über- 
sichtliche Vergleichung des Extraordinariuins der Rechnung mit 
dem Extraordinarium des Etats herzustellen. 

Will man eine solche Vergleichung weniger umständlich haben, 
so muss man das Extraordinarium der Jahresrechnung in zwei Teile 
zerlegen, in einen Teil der etatmässigen, sogenannten einmaligen 
Einnahmen und Ausgaben und in einen Teil der nicht etatmässigen 
Vermögenseinnahmen und -Ausgaben. 

Durch eine solche Scheidung wird augenscheinlich eine grössere 
Klarheit geschaffen, denn es lässt sich aus dem einen Teil mit 
Leichtigkeit die Ausführung des ausserordentlichen Etats erkennen, 
während der andere Teil ohne Weiteres ersehen lässt, ob das Ge- 
meindevermögen in seinem Bestände erhalten w T orden ist oder welche 
Vermögensveränderungen vorgekommen sind. 

Da jedoch Wandlungen am Gemeinde vermögen, sowohl Ver- 
mehrung oder Verminderung desselben, wie Veränderungen an seinen 
einzelnen Bestandteilen, auch im Etat vorgesehen werden, so kommen 
solche Finanzvorgänge dann in beiden Teilen des Extraordinariuins 
vor und was daher in einer Beziehung an Übersichtlichkeit ge- 
wonnen worden ist, wird in der anderen Beziehung wieder ein- 
gebüsst. Eine vollständige Übersichtlichkeit kann nur durch eine 
besondere Nachweisung über das Vermögen, durch eine besonder** 
Vermögensrechnung, gegeben werden. Diese ist auch schon deshalb 
erforderlich, weil die Jahresrechnung nur die Einnahmen und Aus- 
gaben und die Veränderungen an den Vermögensbestandteilen aus 
dem einen Jahre ergibt, während es doch nötig ist, dass auch der 
jeweilige Stand des Vermögens in seinen einzelnen Arten nach- 
gewiesen wird. 

Es ist deshalb neben der Jahresrechnung über die Finanzwirt- 
schaft noch die Aufstellung einer Rechnung oder Nachweisung über 
das Gemeinde vermögen erforderlich, die über den Bestand zu 
Beginn des Jahres, sodann über die im Laufe des Jahres vor- 
gekommenen Veränderungen und über den Bestand am Ende des 
Jahres in übersichtlicher Weise Nachweis führt. 

Auch ist während des Jahres hierüber fortlaufend Buch zu 
führen, damit jederzeit der Vermögensstand ersehen werden kann. 
Es hat das zu geschehen hinsichtlich des Kapitalvermögens im 
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Kapitalbuch (§ 51), hinsichtlich des Grundvermögens im Grund- 
stücksverzeichnis oder Kataster (§ 54), hinsichtlich der Inventar- 
gegenstände im Inventarium (§ 55), hinsichtlich der Materialienvor- 
räte im Lagerbuch (§ 56), und hinsichtlich der Schulden im Schuld- 
buch und im Obligationsregister (§ 52). 

Die Führung der Vermögensrechnung ergibt sich aus dem folgen- 
dem Formularmuster: 



Vermögensrechnung. 



Bestand nach 

der 
Vorrechnung 

(Taxwert oder 
Nennwert.) 



Veränderungen 



Zugan 



et 



»/fv 



Abgan 



g 



%*€ C) 



Wirk- 
licher 
Bestand 



Gegenstand 



Nach der Geld- 
rechnung 



Aoichaff- 
ung»- 
koiteo. 
(Kanwert) 



Erlös 
J6 \c) 



W 
an? 






Diese Vermögensrechnung hat in folgende Abschnitte zu zer- 
fallen: 

A. Aktiven der Stadtgemeinde. 

I. Grundbesitz, als: 

a) Gebäude und Baustellen, 

b) Feld- und Wiesengrundstücke, 

c) landwirtschaftliche Güter, 

d) Gärten, Obstanpflanzungen, Parkanlagen, 

e) Steinbrüche, Sandgruben, Leeden, Torfstiche, Teiche, Seen, 
Flussläufe, Kanäle, 

f) Waldungen, 

g) Strassen, Plätze, Wege. 

IL Kapitalvermögen (Hypotheken, Staats- und andere Wertpapiere, 
Aktien, verzinsliche und unverzinsliche Darlehen und Vor- 
schüsse) und zwar: 

a) Stammkapital, 

b) Stiftungskapitale, Stiftungsfonds, 
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c) Forderungen an städtische Betriebswerke oder Unter- 
nehmungen (in der Regel Darleihungen, die durch Auf- 
nahme von Schuldkapitalien beschafft worden sind. Rück- 
zahlungen auf solche Darleihungen sind zur Tilgung gleicher 
Beträge der Schulden zu verwenden), 

d) das in Betrieben angelegte werbende Kapital, 

e) Schuldentilgungsfonds, 

f) Reservekapitale, 

g) Betriebskapitale, 

h) Rechnungsüberschüsse. 

III. Kapitalwert der Berechtigungen (mit 20 kapitalisierter Betrag 

der durchschnittlichen Reineinnahme der letzten 20 Jahre), 
und zwar: 

a) der Erbzinsen, Grundrenten, Lehngelder, 

b) der sonstigen ablösbaren Grundabgaben, 

c) der Fischereiberechtigungen, 

d) der Jagdberechtigung, 

e) der Marktberechtigung. 

IV. Freier Wert der Betriebsunternehmungen, abzüglich des darin 

angelegten werbenden Kapitals. (Es kommen in der Regel 
konkurrenzlose Unternehmungen mit hohen Reinerträgen in 
Frage, die ein Vermögen darstellen). 

V. Mobiliargegenstände und Inventarienstücke (lebendes und totes 

Inventar). 

VI. Sammlungen. 

VII. Naturalbestände, Vorräte. 

B. Passiven. 

I. Eigentliche Schulden: 

a) kündbare Schulden, 

b) unkündbare, im Wege der Auslosung rückzahlbare Schulden, 
(die Teilung kann auch nach den Tilgungsplänen ge- 
schehen), 

c) vorübergehend aufgenommene Darlehen. 
IL Bar eingezahlte Kautionen. 

III. Legatkapitale (sofern sie in den Aktivkapitalien einbegriffen 

sind. Sie bilden dann auf der einen Seite ein Aktivum, 
auf der anderen Seite ein Passivum). 

IV. Kapitalisierte Leistungen und Verpflichtungen. 

Abgesehen von dieser Teilung können Vermögen und Schulden 
auch geschieden werden als Stammvermögen, Betriebsvermögen 
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einverleibter oder angegliederter Vororte, Betriebsvermögen der 
städtischen Kassen, Vermögen der städtischen Betriebe und Unter- 
nehmungen, Sonderfonds und Stiftungen. 

Der Vortrag in der Rechnung erfolgt auf Grund einer speziellen 
Aufstellung aller Einzelteile mit Wertangabe. (Bei Wertpapieren 
wird der Nennwert und Kurswert angegeben.) Alle Abgänge und 
Zugänge im Laufe eines Jahres werden in den betreffenden Geld- 
spalten nachgetragen und zwar ist in die Abgangsspalte derjenige 
Betrag einzustellen, der in der speziellen Aufstellung steht und in 
der Zugangsspalte ist der wirkliche Wert (bei Wertpapieren der 
Nennwert und in einer besonderen Spalte der Kurswert) anzugeben. 

Neuanschaffungen (Zugänge) sind in der speziellen Aufstellung 
einzeln nachzutragen, Abgänge in Abgang zu stellen (vergl. §§ 51, 
52, 54, 55, 56). 



% 
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Formulare. 



Einnahme. (Ausgabe), igo . 



Anlage I. Kassenbuch der Hauptkats*. 

Einnahme. (Ausgabe). 190 . 
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(vergl. g 35 und 36. Seite 65 u. 68). 
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(zu § 36 und 80, Seite 69 und 194.) 
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Verwilligung: 


Anweisung : 




Rechnung : 


nach dem 
Etat. 


nachver- 
willigt. 


Datum 

des 

Gem. R. 

Besohl. 


Soll. 


1 
Abgang. 


Datum 
der 

Anwei- 
sung 


Blatt 
der 
Be- 
leg- 
Ak- 
ten. 


•• 

Übertrag 
aus dem 
Vorjahr. 


i 
Wirk- 
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Soll. 
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Ist. 
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Anlage 3, Rechnungs- 



Seite 



Einnahme igo . 




Anlage 4, Kassenbuch 



Manual (vgl. § 45 o. 46, Seit« 89 n. 94). 



Gemeinde- Kirchen- 
steuer stener 
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gabe 
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Steuer I Abgabe 
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I Renten 



I I I ii 

der Steuerkasae (vergl. § 35 Seite 65 n. § 48 Seite 96.) 
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Im 

a 

h3 



Name u. Wohnung der Eltern 



Vornamen 

der 

Kinder 



Eintritt 



Austritt 



SchOler- 
buch 

Nr. 



Bemer- 
kungen 




Anlage 5, Schulgeld-Heberegister 



Debet 
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des 
Ein- 
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Betrag 
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.... * 
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Anlage 6, Hauptbuch oder Manual der 



(wrgl. S 48 Seite 99). 
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Verw»ltnn[>s-I>iiiiptll>uchhiiltuTi{j (ver„'l. S 74 u. 7> Seite 173 u. 174.) 
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Nr. 
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1 
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A. Eingelöste Zinsscheine der ungekttndigten Obligationen 
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B. Einlösung von Zinsscheinen ausgeloster Obligationen. 



a. Vorschuss-Betrag 
für eingelöste 
Zinsscheine 



b.AsservierterBetrag, ; 
in Abzug gebracht 
für fehlende Zins- 
scheine bei der Ein- (l 
lösung der Oblig. j 1 






Betrag j] Stück | Betrag || Stück 



I! 



1. Übertrag aus voriger Rechnung und zwar: 
a. Vorschuss für folgende Zinsscheine: 

Zinsschein-Nr. 

Öbligatiöns-Ni. 

Zinsschein-Nr. 

Obligation! Nr~ — 

Zinsschein-Nr. 



Obligations-Nr. 

b. Asserviert für folgende Zinsscheine: 

Zinsschein-Nr. 

Obligations-Nr. 

Zinsschein-Nr. 



Obligations-Nr. 

Zinsschein-Nr. 

Obligatiöns-NrT 

2. Einnahme u. Ausgabe im lauf. Rechnungsjahr: 
a. Abzüge für fehlende Zinsscheine: 

Zinsschein-Nr. ___^_^_- 

Übligatiöös-Nr] 

Zinssche in-N r. 

Obllgatlons~-Nr. 

Zinsschein-Nr. 



Obligations-Nr. 

b. Betrag der eingelöst.Zinsscheineausgelost.Stücke: 

Zinsschein-Nr. 

ObTigations~-Nr. 

Zinsschein-Nr. _ 

Obligations-Nr. — ' 

Zinsschein-Nr. 

Obligations-Nr. 



Sa. mithin 



xM 
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an Vorschuss für: 

Zinsschein-Nr 

Obligatio ne-Nr. 

Zlnssobein-Nr . 

Obligations-Nr. 
Zinsschein-Nr. 



Obligations-Nr. 

Saldo an Asservierten Beträgen für: 

Zinsschein-Nr 
Obligatio iis-Nr 

Zinsschein-Nr. 

Obligations-Nr. 

Zinsschein-Nr. 

ObfigätlonV-NT 



Einnahme-(Ansgabe-)Bestand. 
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Gebucht: Abschnitt 



Kasse 



Beleg-Nr. 



l uiiii .! ■ i. ■ " 



Jahr: 



Betrifft: 



Einnahme-Beleg 



für 



die Kasse 



zur 



Einhebung und Vereinnah mung folgender Beträge: 




Festgestellt auf 



Revisionsstelle : 



Autorisiert zur Vereinbarung 



N. N., den 



Kassenbuch-Nr. 



Anlage 10 (vergl. § 62 Seite 117 u. § 81 Seite 197). 
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1 

Gebucht: Abschnitt 


Beleg-Nr. 


i 
Betrifft: 


i 
Kasse 


, Jahr: 

i 

i 



Lieferschein 

für 



die 



Kasse 



über 



vom Unterzeichneten eingehobene, hiermit folgende Einnahmen: 



*jt 



Festgestellt auf 



Revisionsstelle : 



wofür: 



Autorisiert zur Vereinnahmung 



von 



N. N., am 



Beglaubigt 



Kassenbuch-Nr. 



Anlajre 11 (vergl. § 62 Seite 117 u. § 81 Seite 197). 
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Gebucht: Abschnitt \ Beleg-Nr 



Betrifft: 



Kasse: 



Jahr: 



N. N., den 



Rechnung für die Stadtgemeinde 



von 



über Arbeiten oder Lieferungen für 



Datum 



Stück 

oder 

Menge 



Arbeit oder Lieferung 



Die ordnungsmäßige Ausführung 
und den Rechnungsbetrag von 



bescheinigt 



Festgestellt auf 
Revisionsstelle 



Autorisiert zur Auszahlung 



I! 



Preis ' Betrag 



Quittung 

Den Empfang obiger 



bescheinigt. .. 
N. N., den 
Unterschrift 



Kassenbuch -Nr. 



Anlage 12 (vergl. § 62 Seite 117 u. § 81 Seite 197). 
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Beleg-Nr. 



Betrifft: 



die 



Jahr: 



Zahlungs- Anweisung 



für 



Kasse 



Jür 



MqJ? 




sind an 



auszuzahlen. 



X. X., den 



Beglaubigt 



Der Magistrat. 



Quittung. 




Obige 



gezahlt erhalten zu haben, bescheinigt. 



X. X., den 



Kassenbuch-Nr 
Anlage 13 (veigl. § 62 Seite 117). 
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Nachweisung Nr. 



erhält 



vom bis 



monatlich gegen Abgabe des Monatsabschnittes 



M. 



P%- 



regelmässige Geldunterstützung — Hausmiete — 

Pflegegelder 

N. N, den 

Der Armenrat. 

Bescheinigung 

des Armenpflegers über erfolgte Auszahlung. 
Dass d Obengenannte bis zusammen 



M. 



P%- 



aus der Almosenkasse ausgezahlt erhalten hat, be- 
scheinigt 

Der Armenpfleger 



Notierung 

des Armenpflegers 



über angewiesene Beträge. 

Angewiesen wurden: 

M. Pfg. für Januar. 
n Febr. 
» März 
„ April 
n Mai 
„ Juni 

n » Aug. 

„ „ „ Sept. 

„ „ „ Oktob. 

n Novbr. 

„ Dezbr. 

* Sa. 



w^WN^S,*' 



» V,- X * . '■» "*. -'S. .*% X/X, X. *■• 



*X.X>- *v> 



No. 



No. 



erhält für Monat August aus der \ erhält für Monat Februar aus der 



Armenpfleger 



. X %.X --'S. *•• v-, .V 



Almosenkasse 



Mk. 



Pfg. 



Armenpfleger 



Almosenkasse 



Mk. 



■ -X X X >. X "^ X*\. XX, - »X -*,*\. XX.X^S. X/-. X/ ) V-VN-W* 1 . *v"V >S\> -^X^X^X X.--« X . V\ -«"X XyX * 



No. 



t 



P%- 



No. 



erhält für Monat Juli aus der Almo- ■ erhält für Monat Januar aus der 

< 

senkasse \ 



Armenpfleger 



Mk. 



Pfe. 



i 



Almosenkasse 

Mk 

Armenpfleger 



Pfe. 



Das zweite Blatt enthält die Abschnitte für die übrigen Monate. 

Anlage 16, (vergl. § 28 Seite 58). 
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Verzeichnis der ausgezahlten 



Lfd. 

Nr. 


Name 

des 

Almosenempfäng. 

i 


Unter- 
gebracht 
bei: 


i j 

! Wohnung 

! 

i 


Alter 

i 


Armen- 
pfleger 


monatl. 


Beschluss 

(von— bis) 


i 

i 
i 


i 


i 


i 

! 


-• 










"1 
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i 
i 
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i 
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| 

i 


« 


1 




1 

i 

■ 


i 
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1 
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i 
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Bestand und Zugänge. 



Anlage 18, (GrnndatOekt- 
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Abgänge. 
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Bestand und Zu 


gang. 




Datum 


1 

1 

1 Lfde. 

j Nr. 

i 1 


"■ i 

1 

I Stück- 
zahl 

i 


i Gegenstand 


Tag der 
Attestier- 
ung 


Anschaffungs- 
kosten 


Bemerk- 
ungen 


1 

i 
i 

1 




1 

i 


1 

i 
















i 

i 

| | 
















! ! 


! 






l 
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1 1 


! I 
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1 
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! 1 
1 i 


i i 
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1 !i 
ii 
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1 
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ü ! 

r 1 
'' 1 


i 
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i i 


i 1 






1 ; 

i i 


1, 

ii 

l. 
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i i 

i i 
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ii ♦ 


1 
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ll 

i 
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i ; 
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11 1 
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i i 1 '' 
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1 1 
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Abgang. 



• 1 

Datum i 

i 


1 

Lfde. 
Nr. 


Stück- | 
; zahl 


; i 

! Gegenstand 


Bemerkungen 


i 

i 




















i 




















! 
i 










i 
) 










i 

I 

i 
i 










1 
i 

i 
i 










i 
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1 
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1 
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l 
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i 
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i 

I 





Verzeichnis zu § 55 Seite 108) 



17* 



Sachregister. 



Die Ziffern bezeichnen die Seiten. 

Abänderungen an den Bücherein- Amerikanische Buchführung . . . 166 

trägen 80 Amortisation einer Schuld . . . 206 

Abänderungen in den Belegen oder Amortisationsdauer, Tafel für eine 
Quittungen 56 Tilgung von V* /«, bis 10% hei ver- 
Abgaben 21 schiedenem Zinsfuss 210 

Abgekürzte Bezeichnung von Massen Amortisationsfonds .... 162,207 

und Gewichten 88 „An u 140 

Ablegung der Jahresrechnung . .113 Anerkennung, amtliche, der Unter- 
Ablösung grundherrlicher Rechte . 14 Schriften auf Belegen . . .59, 61 

Ablösungsgelder 21 Anerkennungsgebühren 20 

Abnutzung 159 Angebote bei Ausschreibung von 

Abnutzungsprozente . . . . 161, 160 Anleihen 226 

Abrechnungsbuch 70 Angebot und Nachfrage auf dem 

Abrundung der Pfennigbruchteile . 63 Börsenmarkt 215 

Absanden frisch geschriebener Ein- Angestellte in Läden, Quittungsbe- 
träge in Büchern soll unterbleiben 81 fugnis dere 57 

Abschlagszahlungen 59 Ankauf und Verkauf von Börsen- 

Abschliessen der Rechnung beim papieren 215 

Kameralstyl 128 Anlagekapital 28 

Abschluss der Kassenbücher . . 70, 71 Anlehns-Aufhahme 29 

Abschluss der einfachen Buchhaltung 141 Anlehen, ungerechtfertigte 29, 205 

Abschluss der doppelten Buchhai- Anlehen zu Strassenpflasterung 29, 205 

tung 158 Annuitätcn-Darlehn 211 

Abschluss der amerikanischen Buch- Ansammlung von Rücklagen 29, 165, 208 

haltung 171 „ „ Strassenbaufonds . 203 

Abschluss der Verwaltungsdoppel- Ansammlung von Vermögen durch 

buchhaltung 184 zu hohe Abschreibungen . . .162 

Abschlusskonten 153, 177 Anschaffungspreis 164 

Abschreiben des Minderwertes 138, 160 Anschaffungswert 160. 165 

im Anschaffungsjahr . 160 Anschlagsbeträge für den Etat . . 32 
Abschreibung, deren Einwirkung auf Anstellungsbefähigung der Kassen- 
den Gewinn 161, 163 beamten 47 

Abschreibungsfonds 162 Anwendbarkeit der kameralistischen 

Abstempelung der Obligationen . . 226 und kaufmännischen Buchführung 

Abtragung von Anleihen . . 204, 206 in der Verwaltung 188 

Acceptationsfrist 226 Appoints einer Anleihe . . . 216, 218 

Accise 8 Arbeiterlöhne, Quittung darüber . . 57 

Administrativbuchführung .... 78 Arbeiterunterstützungsfonds . . .166 
Aktiven 137, 141 Arithmetische Fehler, deren Aus- 
Aktivvermögen 23 gleichung 202 

Allenstein 4 Asservatenbuch 99 

Allmende 5, 8 Aufbereitungskosten 24 

Almosenempfanger, deren Quittungs- Aufbewahrung der Gelder und Wert- 
leistung 57 sachen 51 

Almosenkasserechnung, deren Ein- Auffindung des Seewegs nach Ost- 
teilung 122 indien 12 

al pari 215 Aufgabenkreis der Gemeinden . . 19 
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Aufgeld 216 Betriebsmittel, Ansammlung . . .166 

Aufkauf von eigenen Obligationen Bewegliches Vermögen 23 

zur Ausführung der Tilgung 207, 215 Bewertung der Vermögensstücke 

Aufschriften der Bücher, Aufstellen zur Zeit der Bilanzaufstellung 138, 162 

derselben 82 Bilanz ... 80, 136, 137, 141, 161 

Aufwand 24 Bilanzkonto .... 138, 153, 177 

Aufwandswirtschaft 189 Bilanzkonten 176 

Augsburg 12 Blütezeit des deutschen Städtewesens 12 

Ausdrucksweise, sachgemässe, in Börsenfähigkeit der Obligations- 

Revisionsberichten ... 75, 201 anleihen 226 

Ausführungs buchführung der Arbeits- Börsenkurs 215 

ämter 78 Börsenpapiere 215 

Ausgaben 24 Börsensteuer, Börsenstempel . . . 226 

Ausgeloste Obligationen 102, 104, 106 Börsenusanzen 115 

Ausgleichfonds 26 Borgwirtschaft, fehlerhafte . 29, 205 

Auslagen 24 Braunschweig 8, 13 

Auslosung von Wertpapieren, deren Bremen 4, 12 

Überwachung 50 Breslau 4, 7 

Ausschreibung von Obligationsan- Brückenbau, Brückengeld, Brücken- 
leihen 216, 225 zoll 4, 5, 7, 8 

Ausstattung eines Kassenzimmers . 50 Brachte 3 

Auswahl, vorbehaltene, unter den Bruchteile eines Pfennigs, deren 

Bietern 226 Abrundung 63 

Ausserordentliche Einnahme und Brutto-Einnahme 24 

Ausgabe 25, 28, 41 Brutto-Etats 28 

Autorisation der Belege . . 49, 198 Buchführung, Berichtigung von Ein- 
Bänke, Marktbänke, Fleischbänke, trägen 80, 81, 181 

Brotbänke 2, 4 Buchführung, Vergleichung der Ein- 
Banknoten als Zahlungsmittel . . 53 träge 81, 173 

Bauhufe 5 Buchhaltung, allgem. Grundsätze 

Baulichkeiten, Abschreibung . . 160 und Erfordernisse .... 81, 135 
Bau von Kunststrassen 15 Buchhaltungsformen und die ver- 
Beantwortung gestellt. Erinnerungen 202 schiedenen Systeme 80 

Begebung der Anleihen . . 77, 225 Buchhaltung, chronologische, syste- 

Beilagen zum Etat 34 matische ... 79 

Belasten eines Kontos 140 Buchhaltung, kameralistische, Ge- 
Beleg)) u eh 111, 117 schichte 83 

Belege; Belegbände 115 Buchhaltung, kameralistische, deren 

Belege, deren Feststellung . . .197 Wesen 84 

Bemessung der Etatsansätze ... 3) Buchhaltung, kaufmännische, Ge- 
Berechnung der TilgungB - Beträge 208, schichte 134 

211, 219 Buchhaltung, kaufmännische, Arten 

Berechnung des zu wählenden Zins- ders 134 

fusses für Anleihen aus dem Kurs- Buchhaltung, einfache (kauf man - 

stand gleichartiger Wertpapiere . 219 nische) • . 135, 141 

Berechtigungen 20 Buchhaltung, doppelte (italienische) 147 

Berichtigung von Bucheinträgen 80, 81, 181 Buchhaltung, amerikanische . . . 166 
Berichtigung von Belegen .... 56 Buchhaltung, sog. Verwaltungs- 
Berlin 15 doppelbuchhaltung 171 

Bescheinigung der Belege über un- Bündnisse süddeutscher Städte . . 11 

ständige Einnahmen 197 Bürgergeld, Bürgerrechtsgebühr . . 8 

Bescheinigung des Kontrolleurs . .197 Cassel 94 

Bescheinigung eines Rechnungs- Cheks 61, 195 

abschnittes durch zwei Kassenbe- Chronologische Buchführung ... 79 

amte 118, 197 Chronologisches Manual .... 92 

Besoldungen 62 Credit 139 

Bestände 23 Creditor 140, 151 

Bestellbuch 111 Danzig . . 13 

Betriebsfonds 23, 132 Darlehnsaufnahme .... 29, 203 

Betriebskapital 23, 132 „ ungerechtfertigte 29, 205 

Betriebskonten 153, 176 Debet . . . 139 
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Debitor 140, 151 Entdeckung Amerikas 12 

Debitieren 140 Entlastung (Erkennen) eines Kontos 140 

Deckungsmittel 20 Entlastung des Rechnungsführers 

Defizit 25, 26 und der Verwaltung 202 

Defekte, Haftung und Ersatzleistung 71 Entwertung 160 

Delkrederefonds, Delkrederekonto 163, 188 Erfindungen, neue, deren Einwirkung 

Deutscher Zollverein 14 auf den Gewinn . . 160, 162, 166 

Dezimalstellen 83 Erläuterung, ungewöhnlicher Aus- 
Diensteid 47 gaben auf den Belegen . . . .198 

Dien steinführung 47 Erlaubnisgebühren 20 

Dienst jähr 24 Erneuerungsfonds 137, 162 

Dienstkaution 47 Eröffnungsbilanz 141 

Dienstobliegenheiten 49 Ersatz verlorener Quittungen . . 63 

Dienstpflichten 48 Ertrag 24 

Diensträume, deren Einrichtung . . 50 Ertragskonten 153, 176 

Differenzen, deren Erledigung 114, 202 Erweiterungsfonds 166 

Direkte Steuern 21 Erwerbt Wirtschaft 189 

Dispositionsfonds 166 Etat, Begriff 27 

Doppelte Buchhaltung, deren Ein- Etat Beilagen ö4 

führung aus Italien 11 Etat, dessen Erfordernisse .... 33 

Doppelte Buchhaltung 147 Etat, übersichtliche Einteilung . . 35 

Doppelter Verschluss ... 52, 195 Etat, dessen Ausführung und Ein- 
Dotierung eines Kontos .... 165 haltung 42 

Dreissigjähriger Krieg ..... 12 Etat-Überschreitungen ... 43, 198 

Dresden 94 Etat-Recht 42 

Druckherstellung von Anleihe-Obli- Etat- Jahr 24 

gationen 227 Extraordinarium 25, 28, 114, 125, 133 

Duplikatquittungen 68 Fälligkeitstag der Zinsscheine . .217 

Durchschnittsberechrung für den Fahrzeuge, Abschreibung .... 159 

Etat 32 Fakultative Aufgaben der Gemeinde 19 

Düsseldorf 6 Fallen des Zinsfußses 221 

Effektenverluste 166 Fehlbeträge, Ersatzleistung für solche 71 

Eigenes Vermögen . , . . . .137 Fehler; Haftung für die aus sol- 

Einbinden der Bücher ... 8l, 136 chen erwachsenden Verluste 48. 202 

., „ Rechnungen . . . 115 Festgelage 10 

„ „ Belege . . . 115, 117 Feststellung der Belege .... 197 

Einbusse 24 Feststellungsvermerk 199 

Einfache kaufmännische Buchhaltung — Feuers" efahr ........ 51 

134, 141 Finanzbuchfuhrung 79 

Einfiuss neuer Erfindungen auf die Ge- Finanzwesen einer Gemeinde, Begriff 19 

winnberechnung .... 160, 162 Finanzwesen, formelle und materielle 

Kinflnss wirtschaftlicher Krisen auf Ordnung 22 

den allgein. Zinsfuss 221 Fischereiberechtigungen .... 20 

Einführung in ein Amt .... 47 Forderungen 28, 137 

Eingebrachtes Kapital ... .137 Formel zur Berechnung des Kapital- 
Einkommen, Einkünfte 24 restes einer Schuld bei Unter- 

Einlösestellen für Zinsscheine . . 227 brechung der Tilgung .... 208 

Einnahmen .*....,.. 24 Formel zur Berechnung der Tilgungs- 

Einnahmebelege ....... 197 dauer einer Schuld 207 

Einnahmequellen 20 Formelle Prüfung der Jahresrechnung 200 

Einnahme- Verfügungen . . .117, 197 Formularbuch .111 

Einteilung des Etats 35 Formular für Almosenauszahlung . 57 

Eisenbahnbau 15 Formular für amerikanische Buch- 
Eisenbahn, erste, von Nürnberg nach führung 166 

Fürth 15 Formular für das Asservatenbuch . 99 

Eisenach 4 Formular für das Bestellbuch . .111 

Elbing 13 „ ., dopp. Buchführung 148, 154 

Elektrische Strassenbahn, erste, von , „ einf. Buchführung . . 141 

Steglitz nach Grosslichterfelde .16 , „ das Grundstücks- 
Empfangsbescheinigung, deren Form register 108 

und Inhalt 56 Formular für das Heberegister . . 96 
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Formular für das Inventarienver- Gewinnrücklage . . . . . 162, 165 

zeichnis 108 Gewinn- und Verrustkonto80, 153, 177, 186 

Formular für das Kapitalbuch . . 101 Gilden der Kaufleute 2 

„ n Kassenbuch 65, 68 Giro-Verkehr 61, 195 

„ „ „ Lagerbuch . .109 Gliederung des Etats 35 

Formular für das Manual . . 85, 92 „ der Rechnung . . . .121 

i. • , der Ver- Gotha 7 

waltungsdoppelbuchführung 174, 178 Grundabgaben 20 

Formular für das Obligationsregister 102 Grundbesitz, Verbesserung und Ver- 
Formular für die Rechnung . . .120 mehrung des stadtischen ... 17 
„ „ das Verlagskonkonto- Grundkapital 137 

buch 100 Grundstücks-Einnahmen .... 24 

Formular für Zinsscheine .... 218 Grundstücke . 137 

Formular für Zinsscheinregister . .102 Gruadstückskaufgelder 58 

Frankfurt a. M. . . 6, 7, 10, 12, 26 Grundstücksregister 108 

Frankfurter Hirschessen .... 10 Grundvermögen 23 

Frankierung der Postsendungen . . 60 Gültkauf 9 

Freizügigkeit 16 Guben 5 

Frohnhufe 5 Haftung für die Richtigkeit der 

Führung des Hauptbuchs (Manual) der Bücher 196 

Verwaltungsdoppelbuchführung' . 178 Haftung für die Richtigkeit der 

Fürth 15 Kasse 196 

Gebrauchsdauer, die, der Gegen- Hallepenning 4 

stände ist für die Abschreibung Hamburg 12, 13 

massgebend 164, 165 Handel mit Obligationen . . . .215 

Gebrauchsfähigkeit von Gegenständen 160 Handelsbeziehungen zwischen Deut- 
Gebühren 20 schland, Italien und den Nieder- 

Gegenbuchführung .... 193, 197 landen im Mittelalter . . . . H 

Gehalt der Bürgermeister, Ratsherrn, Handelsbücher 135, 136 

Schöffon und Richter im Mittel- H andienen 9 

alter 10 Handlungsgehilfen, Quittungen der- 

Gehaltsbezüge, deren Zahlungster- selben 57 

mine 62 Handzeichen an Stelle der Namens- 
Geldmarkt 214, 215 Unterschrift 57 

Geldrollen 55 Hansabund 10 

Geldzahlung tritt an die Stelle der Hansa. Niedergang derselben ... 12 

Naturalabgaben 5 Hauptbuch der kaufmännischen Buch- 
Gemeindesonderbildungen .... 18 haltung 141 

Gemeinschaftlicher Verschluss von Hauptbuch der einfachen Buchhal- 

Kas8enbestäriden .... 52, 195 tung 143 

Geräte 137, 164 Hauptbuch der doppelten Buchhai- 
Gerechtsame 20 tung 1«>4 

Gerichtsakten, Quittungen aus solchen 59 Hauptbuch der Verwaltungs-Doppel- 
Geschäftsführung 49 buchhaltung 174 

Geschäftsschulden 137 Hauptrechnung 80, 113 

Geschäftsteilung zwischen Kassen- Heberegister 96 

beamten und Kontrolicbeamten46, 194 Hügli, F., Buchhaltungssysteme . . 83 

Gesetzliche Verpflichtungen der Kauf- Hufenzins 5, 6 

leute aus dem Handelsgesetzbuch 136 Hundesteuer 21 

Gesetzliche Verpflichtungen der Indirekte Abgaben 21 

kommunalen Betriebe aus dem Industriepapiere 221 

H. G. B 136, 137 Inventar 23, 137, 141 

Gewährschaft 90 Inventarienbuch 136 

Gewerbefreiheit 16 Inventarienverzeichnis 108 

Gewerbliche Konjunkturen sollen bei Inventur 137, 185 

Abschreibungen unberücksichtigt Inventurbestände 185 

bleiben 161 Inventurenbuch 1*6 

Gewichtsbezeichnung 83 Inventurwert 160 

Gewinn 24 Italienische doppelte Buchhaltung . 147 

Gewinn, Einwirkung der Abschrei- Jagdpachtgelder 20 

bungen auf denselben . . . .161 Jahresleistung an Zins und Tilgung 
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einer Schuld in einer bestimm- Konten der Passiven . . . . 153, 176 

ten Zeitdauer .... 204, 207 Konteneinteilung der Verwaltungs- 

Jahresrechnung . . . 80, 113, 114 doppelbuchhaltung 174 

Jahresquittungen 61 Konto , 141 

Journal der amerikanischen Buch- * Kontokorrentbuch J53. 179 

haltung 169, 170 Kontrolle 191, 193 

Journal der doppelten Buchhaltung 152 Kontrollebuchführung ... 79, 193 

Jung, Professor Dr 84 Kontrolle-Journal 194 

Kalkulatorische Prüfung der Belege 199 Kontrolle-Massnahmen 192 

Kameralistische Buchhaltung . . 84 Kontrolle, ständige, des Kassen- 

„ „ oder dienstes 193 

kaufmännische 188 Kontrolle-Quittungsbuch . . . .193 

Kameralstyl, Geschichte desselben 83 Konvertierung einer Anleihe . . .221 

Kampf der Zünfte gegen die Ge- Konvertierungsprämie 221 

schlechter 10 Kopierbuch 136 

Kapitalansammlung für bestimmte Korvey 2 

Zwecke .'.... 165,203,206 Kosten 21, 24 

Kapitalbuch 101 Kostenanschläge für den Etat . . 33 

Kapital-Konto 153 Krankenhauskasse-Rechnung . . . 125 

Kapitalverluste, deren Ausgleichung Kreditbenutzung 203 

durch Reservefonds 166 Kreditieren 140 

Kapitalvermögen 23 Kreditoren 140, 151 

Kaufhäuser 2 Kreuzzüge 11 

Kassenbeamte, Anstell ungsfahigkeit Kündigung einer Obligations-Anleihe 221 

derselben 47 Kurmainz 14 

Kassenberichte 75 Kurorte 16 

Kassenbuch .... 65, 68, 154, 174 Kurs der Obligationen 215 

„ der einfachen Buchhai- Kursnotierung 34, 77, 215 

tung 143 Kursrückgang 160 

Kassenbuch der doppelten Buchhai- Kurszettel 215 

tung 148 Lagerbuch 109 

Kassendienst und Kassenkontrolle . 193 Landesbede 3 

Kassenfehlbeträge 71 Lauben 2 

Kassen-Konto 140,148, 154,174,178, 134 Laufende Einnahme und Ausgabe . 24 

Kassenkontrolle . . . 45, 72, 77, 193 Lebensdauer der Tiere bei der Ab- 

Kassenkontrolleur, dessen Obliegen- Schreibung in Rücksicht zu ziehen 

heiten 46, 7^, 194 160, 164 

Kassen-Nebenbüchcr 69 Leibrente 9 

Kassenposten 141, 174 Leihehufe 5 

Kassenraum,dessen Einrichtung . . 50 Leipzig 13 

Kassenrevisionen 70, 72 Lieferscheine 197 

Kassenschlüssel 51 Lieferung und Lieferungsfrist für 

Kassenschränke 51 verkaufte Anleiheobligationen . 227 

Kassensturz 67, 70, 196 Lombardfähigkeit der Anleihen . . 226 

Kassenübergabe 47 Lübecker Heringsbuden 4 

Kassenüberschüsse 71 Lübecker Stadtrecht 3 

Kassen- und Rechnungswesen . . 44 Manual der kameral istischen Buch- 
Kassenverwaltung, deren Organi- haltung 85 

sation 45 „ das systematische und chro- 

Kassen Vorsteher 195 nologische 92 

Kassierernnd dessen Befugnisse 46,4y, 195 „ der Verwaltungsdoppelbuch- 
Kirchenbuden 4 führung 174 

Köln 2, 6, 8, 9 Marktbänke 4 

Königsberg 13 Marktgebühren . . 21 

Komma, dessen Anwendung ... 83 Markt- und Messprivilegien . • 3, 4 

Kommunale Anleihen 203 Maschinen 137, 164 

Kommunales Budgetwesen. ... 14 Massbezeichnungen 83 

Kommunalpapiere 221 Materielle Prüfung der Jahresrech- 

Konjunktur auf dem Börsenmarkt 221, 225 nung 200 

Konstruktion der Anleihen . . .217 Mauer- Accise 3 

Konten der Aktiven .... 153, 176 „ -Busse 4 
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Mauer-Drittel 4 sendung 60 

Mauerbaulast 3 Posteinlieferungsbuch 60 

Mauerzoll 3 Posten — einen Posten bilden — . .141 

Memorial der einfachen Buchführung 143 Postschein als Quittung .... 60 

Memorial der doppelten Buchführung 151 Potsdam 15 

Mieten 62 Preisrückgang 160, 164 

Mietgelder 20 Preussische Städteordnung ... 13 

Militärlast 8 Privatangelegenheiten der Beamten 49 

Mobilien . . . . 137 Produktives Vermögen 23 

Moderne Stadt, die 16 Prokurist 57 

Monatsgehalte 62 Prüfung der Belege vor der Zahlung 198 

München , . . 190 „ der Heberegister .... 200 

Mündelsichere Anlegung von Re- , der Rechnung 199 

servefonds und Sicherheitsfonds 166 Prüfungsbefund 72 

Münzen, beschädigte 54 Puechberg, Matthias 83 

Münzen, deren Verpackung ... 55 (Juartalsleistungen 62 

Münzsorten, gesetzliche 53 Quittungen 56 

Nachverwüligungen 30 „ , deren Abänderung . . 56 

Nagler, Preussischer Generalpost- „ , Ersatz verloren ge- 

meister 15 gangener 63 

Natural- Abgaben 6 „ über Wartegeld, Pen- 

„ -Besoldungen 5 sionen pp. u 61 

-Rechnung 114 Quittungsaussteller, deren Legiti- 

Netto-Einnahrae 24 mation 57 

Nördlingen 10 Quittungsform 56 

Nürnberg 6, 7, 12, 15 Quittungsinhalt 56 

Nummerierung der Obligationen . .217 Quittungs-Kon trollebücher . . .193 

„ ., Zinsscheine . . 218 Quittungsleistung der Almosenem- 

Nutzbare Rechte 23 pfänger 57 

Nutzung des Gemeindevermögens 20 Quittungsleistung der Ehefrauen 59 
Oberbehördliche Genehmigung von Quittungsleistung der Rechnungs- 
Obligationsanleihen 226 föhrer von Behörden 59 

Obligationen 214 Quittungsleistung der Vormünder 59 

„ auf den Inhaber lautend 214 Quittung, wer ist zu einer solchen 

„ auf den Namen lautend 214 ermächtigt? 57 

Obligationsanleihen 214 Rechenfehler, deren Erledigung . .202 

Obligationsregister 102 Rechnung, deren Gliederung . . .121 

Obligatorische Aufgaben der Ge- Rechnungsabschluss 128 

meinde 19 Rechnungsberichte ...... 77 

Ordentliche Einnahme und Ausgabe . 24 Rechnungsbüreau 200 

Ordinarium . . 24. 28 % 114, 12*, 132 Rechnungsdefizit 25 

Organisation derKassen Verwaltung 45, 191 Rechnungsdifferenzen 202 

Ort der Zahlungsleistung .... 60 Rechnungsformular 120 

Ortsgemeinde 18 Rechnungsjahr 114 

Paciolo, Luca 135 Rechnungskontrolle 192 

Pachtgelder 20 Rechnungslegung 113 

Papiergeld 53 Rechnungsprüfung .... 192, 199 

pari 215 Rechnungsüberschuss 25 

Passiven 137, 142 Registrande 112 

Passivvermögen 23 Reichsbankgirokonto . . . 61, 195 

Pensionen 61, 62 Reichspolizeiordnungen 9 

.per" 140 Reine Einnahme 24 

Periodische Hebungen 62 Reingewinn ... 138, 143, 161, 186 

„ Prüfung der Kasse . . 72 Reines Vermögen 23, 142 

Personenkonten 141 Rembours 214 

Pfennigbruchteile 63 Rente 24 

Pferde, Abschreibung von deren Wert Rentendarlehen 212 

160, 164 Rentenkauf 9 

Poppe, O., Neue Buchführung . . 167 Reservefonds 187, 165 

Portobuch 146 Reste • . 24, 183 

Porto, Kürzung bei der Geldein- Restenkonto 182, 188 
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Restenverwaltung 90 »Strassen, deren Zustand in früheren 

Rettungskörbe 51 Jahrhunderten 6 

Reutlingen 7 Substanzverringerung ist massgebend 

Revision der Kassenführung ... 72 für die Abschreibung 164 

Revisionsberichte 75, 201 Systeme der Buchhaltung . . 80, 134 

Revisionshüreau 200 Tabelle 94 

Rohe Einnahme 24 Teilzahlungen 69, 62 

Rostocker Tuchbuden 4 Terminskalender .... 112 

Rückkauf von Obligationen . . . 215 Text der Obligationen u. Zinsscheine 217 

Rückzahlung von Anleihen . . .211 Tilgung eines Anlehens . . 29, 203 

Sachkonten 141, 152 Tilgung einer Schuld 206 

Sachsenhausen 7 „ „ ., aus dem Amor- 
Saldo 140 tisationsfonds ..... 163, 207 

Saldo-Vertrag 139, 148, 149, 154, 180 Tilgung, formelle und materielle . 206 

Satzung 9 Tilgungsberräge, deren Abrundung . 222 

Schaaf, YV., kaufmännische Buch- Tilgungsdauer, zulässige .... 204 

haltung 150 Tilgungsfonds 164, 207 

Schlussnotenstempel 226 Tilgungspläne 204, 222 

Schreibmaterialen-Kontobuch . . . 110 „ für Annuitätendarlehen 213 

Schrott, Professor Dr. Joseph . . 83 Typus einer Anleihe 219 

Schützenkompagnien , deren Ent- Überbringer einer Quittung ist nicht 

stehung 3 immer empfangsberechtigt ... 57 

Schulden 23, 137 Übergabe einer Kasse 48 

Schuldenmachen 8, 206 Übergang von Forderungen aufAndere 59 

Schulden, schwebende. 23 Übernahmekurs 226 

Schuldentilgung 25, 206 Überschüsse beim Kassensturz . .71 

Schuldentilgungsfonds 207 Überschuldung 23 

Schul den wesen, früheres, in Köln . 9 Übersehuss .25 

Schuldverschreibung 214 Übersichten zum Etat, 34 

Schulkasserechnung 127 Übertragung von Etatspositionen auf 

Schutzrücken der Bücher .... 82 ein künftiges Jahr 30 

Serie einer Anleihe 217 Übertragung von Obligationen auf 

Seitenbezeichnung 81 Andere durch Cession .... 214 

Sicherheitsfonds 166 Uhland, E M Finanzorganisation der 

Sicherheitsleistung der Banken . . 226 deutschen Städte 190 

„Soll* und .Haben - . . . . 139, 175 Ummaurang der Städte 3 

.Soll a und .Ist- 175 Unbrauchbarkeit, deren Eintritt bei 

Sollgewährschaft 90 Maschinen 164 

Sollspalte und Istspalte . . 86, 173 Ungelt 3 

Sommerfrischen 16 Unkosten ........ 24 

Sondergemeinden 18 Unkostenkonto 153, 177 

Spanndienste 3 Unkündbare Anleihen 214 

Spezial-Etats 28 Unproduktives Vermögen .... 23 

Spezial- Reservefonds 166 Unständige Einnahmen und Ausgaben 24 

Staatsbankrott Spaniens und Frank- Unterbilanz 138 

reichs 12 Unternehmungen 16, 21 

Stadtwage 5 Unvorhergesehene Einnahme und 

Stadtrechte 3 Ausgaben 197 

Ständige Einnahmen und Ausgaben 24 Utensilien, Abschreibung .... 160 

Stamm vermögen 23 Utensilienkonto 150 

Stammvermögen-Einnahme ... 24 Valuta 226 

Standgelder 5 Verbot der Geldausleihung gegen 

Steigender Zinsfuss 221 Zinsen 9 

von Stein. Freiherr, Preuss. Minister 13 Verbrauchsabgaben 21 

Stellenwechsel 46 Verfall der Handelsbeziehungen und 

Stellvertretung der Beamten ... 46 des Städtewesens ,12 

Stettin . . 13 Vergütung für Einlösung der Zins- 
Steueraufkommen 29 scheine 226 

Stiftungsvermögen 23 Verjährungsfristen 64 

Stornieren 181 Verkauf der Anleihen 225 

Strassenbaukosten ... 6, 29, 205 Verkehr mit Bankhäusern .... 227 
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Verkehr mit dein Publikum und Mit- Wirtschaftsfonds 23 

beamten 48 Wirtschaftsjahr 24 

Verkehrsverhältnisse, erschwerte 14 Wirtschaftskapital 23 

Verlagskontobuch 100 Worms 2 

Verlust 25 Zahlungsanweisung . . 58, 117, 199 

Verluste, Haftung für solche ... 48 Zahlungsermächtigung 199 

Vermögensbestandskonten . . 153, 177 Zahlungsleistung 56 

Vermögensbestandsrechnung . . . 227 „ an Auswärtige . . 60 

Vermögensverwaltung 24 „ wenn der Zahltag 

Verpflichtung der Beamten ... 47 auf einen Sonntag oder Feiertag 

Verschmelzung der kaufmännischen u. fällt 62 

kameralistischen Buchhaltung 173, 187 Zahlungsmittel 53 

Verstärke Tilgung 214 Zahlungsort 60 

Vertrauliche Behandlung der dienst- Zahlungstermine 62 

angelegenheiten 48 Zahlungszeugen 57 

Verwahrloste Strassen und Verkehrs- Zeitdauer der Amortisation bei Til- 

wege 14 gung von l U Q / 9 bis 10% . . . 210 

Verwaltungsdoppelbuchhaltunff 171, 190 Zeitpachthufe 5 

Verwendbarkeit, zweckmässigste der Zeitpunkt, günstiger, zur Ausgabe 

kaufmännischen und der kamera- einer Obligationsanleihe . . . 225 

listischen Buchhaltung in der Ver- Zeitz 94 

waltung 188 Zinsen 62 

Verzicht auf verstärkte Tilgung . .214 r des Kapitalvermögens ... 21 

Visum des Bureauvorstehers . . .197 Zinsfius, dessen Schwankungen . .215 

Vorausgegriffene Einnahmen und Zinsherabsetzung 220 

Ausgaben 24, 132 Zinsrente 8 

Vorräte 23 Zinsschein 218 

Vorspann 15 Zinschein-Anweisung 215 

Vollmacht 57 „ -Bogen 215 

Waren 137 Zinsschein-Einlösung .... 62 

Warenbuch 145 Zinsscheine ausgeloster Obligationen 107 

Warenkonto 145 Zinsscheinregister 102 

Wahl der kaufmännischen oder käme- Zinsverbot 8 

ralistischen Buchführung in der Zünfte 2 

Verwaltung 188 Zulassung von Obligationen zum 

Wartegeld 61 ßörsenhandel 215 

Wechselgeschäft, Wechselbrief . . 11 Zusammenbruch norddeutscher Han- 

Weddeschatt 9 delsgeschäfte 12 

Weimar 94 Zuschlagsfrist bei Anleihen . . . 226 

Werbendes Vermögen 23 Zuschuss 24 

Werkzeuge 137 Zustände der Strassen in früheren 

Wertpapiere 51, 137 Jahrhunderten 6, 14 

Werts Verminderung .... 159,162 Zuwachs der bei fortschreitender Til- 

Wetzlar 9 gung ersparten Zinsen zur Tilgungs- 

Wiederkäufliche Zinsen 9 quote 204 

Wirtschaft 24 ZweifelhafteForderungen 136, 163,165, 183 



preisschriflen der Städte-Ausstellung. 



Der Vorstand der Deut- 
schen Städteausstellung 
1903 zu Dresden hat zur 
Verwirklichung der ein- 
heitlichen Gestaltung des 
Kanzlei- und des Kassen- 
wesens d. deutschen Städte- 
verwaltungen Preisaus- 
schreiben erlassen, wonach 
Leitfäden für das Kanzlei- 
we>en und Buchführung, 
sowie für das Kassen- und 
Rechnungswesen geschaffen 
werden sollen, in welchen 
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ganisation und die Ge- 
schäftsführung so zur Dar- 
stellung kommen soll, wie 
sie vom Preisgericht als 
mu>tergültig erkannt wor- 
den sind und wie sie zu 
allgenieinerEinführungem- 
empfohlen werden können. 

Die preisgekrönten Ar- 
beiten erscheinen im Ver- 
lage von 

F. 'Leineweber In Leipzig, 

Könneritzstr. 57. 



die Einrichtung, die Or- 

Ausser dem vorliegenden Werke: Das Kassen- und Rechnungswesen 
der deutschen Stadtgemeinden von Stadtkämmerer E. Constantlni ist 
ferner erschienen: 

Leitfaden 

für die 

Einrichtung der Kanzleien, Registranden und Akten der 

deutschen Stadtgemeinden. 

Vom Vorstande d. deutschen Städte-Ausstellung 1903 z. Dresden gekrönte Preisschrift. 

Von Ratsobersekretär G. Frenzel in Dresden. 
Gross Oktav 52 Seiten mit 5 Abbildungen, 8 Tabellen und einem Verzeich- 
nis der in der Kegistrande zu gebrauchenden Abkürzungen. Preis: geheftet 

1 Mk., gebunden 1 Mk. 60 Pfg. 
Inhaltsverzeichnis. 
Einleitung. I. Bureau-Einrichtung: a. Eingangsbureau, b. Ge- 
schäftsverteilungsplan, c. Formular- und Materialverwaltung, d. Schreib- 
tisch-Einrichtung, e. Aktenregale, f. Bücher, g. Stempel, h. Aktenbei- 
legen. i. Terujinskalender. k. Inventarverzeichnis. — II. Regi stranden- 
führ ung: a. Zeitfolge oder Konten-Kegistrande V b. Tabellarische Ke- 
gistrande, c. Konten-Kegistrande, d. Vereinigte Konten und tabellarische 
Kegistrande, e. Durchsicht der Konten-Kegistrande, f. Restverzeichnis, 
Wiedervorlage, Erinnerung unerledigter Sachen, g. Index, h. Behandlung 
der Eingänge. — III. Akten halt ung: a. Akten-Aufzeichnung, b. Akten- 
Einrichtung, Inhaltsverzeichnis, c. Aktenhefte, Interimsaktenhefte, d. Archiv, 



Makulierung 



der Akten. — IV. Allgemeines: a. Formulare 



zur Benutzung 



für mehrere Geschäftsstellen, b. Stempelverwendung, c. Generalanweisungen. 
d. Abkürzungsverzeichnis, e. Niederschrift über den Geschäftsgang, f. Kanz- 
lei- und Kegistranden-Kevision. 
Ferner sei allen Stadtgemeinden zur Anschaffung empfohlen die 

u6Sttndfl6it. Hygienische und gesundheitstechnische Zeltschrift. 

Unter Mitwirkung 

Städtischer Gesundheitskommissionen und vieler Mitarbeiter 

herausgegeben von 

J. Brix und Dr. J. Petruschky 

Stadtbaurat a. D. Direktor der Allgem. Stadtant und Direktor der hygienischen 

Städtereinigungsgeselltchaft. Untenuchunpsan^talt tu Danzig. 

28. Jahrgang 1903. Monatlich 2 meist illustrierte Hefte. Preis 4 M. Viertelj. 
Die Zeitschrift dient speziell der gedeihlichen Weiterentwicklung der 
Gemeinwesen. Die sozialen Fragen klären sich darin mehr und mehr zu 
Fragen der Hygiene ab. Sie lehrt in gediegenen Originalaufsätzen und Re- 
feraten und in den Berichten über die Tätigkeit der Gesundheits-Kommis- 
sionen, was die städtischen Verwaltungen zur Verbesserung der hygienischen 
Verhältnisse tun können und welche Erfahrungen mit diesen Bestrebungen in 
anderen Gemeinwesen erzielt werden. Die Zeitschrift ist eine der interes- 
santesten, speziell ffir Stadt- und Gemeindeverwaltungen. 

Probenummern gratis. 
Verlag von F. Leineweber in Leipzig, Ktfnneritzstrnsse 57. 



Zur Anschauung für Stadt. Bibliotheken empfohlen: 

IMe Gesnndheitskommisslon. 

Beleuchtet vom ärztlichen und hygienischen Standpunkte durch 

Geh. Medizinalrat Dr. RJ86I, Kgl. Kreisarzt, 
und vom Standpunkte des Juristen und Verwaltungsbeamten von 

Stadtrat Schnackenburg in Halle a. S. 
Gr. 8°. 32 Seiten. 1903. Preis 1 M. 



Wasserversorgung* 

Darapsky. Die Grundwasserfrage in Hamburg. Preis 1 M. 

Darapsky. Tage oder Tiefenwasser? Preis 1 M. 

Darapsky, Altes und Xeues von der Wünschelrute mit einem Titelbild. 

1903. 1 Mk. 50 Pfg. 
Erlwein, Dr. Trinkwasser-Reinigung durch Ozon. Nach dem System 

von Siemens & Halske. Mit Abb 1 M. 
Erlwein, Dr., Die Ozonwasserwerke in Wiesbaden-Schierstein und Paderborn 

mit Abb. 2 M. 
Kröhnke, Dr., Über die zerstörende Wirkung freier Kohlensäure im Wasser 

auf Eisen. Ein Beitrag zur Frage der Trinkwasser-Beurteilung. Mit 

Abb. Preis 50 Pf. 
Kröhnke, Dr., Ursache und Wirkung des Bleiangriffs durch Leitungs- 
wasser. 50 Pf. 
Römer, Dr., Über Trinkwasserversorgung mit besonderer Berücksichtigung 

der Wasserverhältnisse Marburgs. Mit 4 Plänen. Preis 1 M. 
Wessely, von, Rud. Kitter. Wasserversorgung Prags nach dem Projekte 

der Böhmischen Sparkasse. Preis 7U Pf. 

Kanalisation« 

Büsing, Prof., Über die Bestimmung der von städt. Kanälen aufzu- 
nehmenden Wassermengen. 1 M. 

Forbat-Fischer, Die Kanalisation von Mailand. Mit Abb. 1 M. 

Hopp, A., Haus-Kanalisations- und Haus- Wasserleitungsanlagen amerikani- 
schen Svstems. Mit 68 Abbildungen. 2 M. 

Kröhnke, Dr!, Über Spül abortgruben. I u. U. ä 70 Pfg. 



Abwässer-Reinigung;. 

Dankwerts, Reg. u. Baurat Prof. Dr., Ausnutzung der Kanalisations- 
Abwässer. 1 M. 50 Pfg. 

Degener, Priv.-Doz., Dr.. Das Kohlebrei-Verfahren. 29 S. 1899 50 Pf. 
2. Teil 1901. 50 Pf. 

Ko8chmieder, lng. H., Die Verwendung elektrischer Energie zur Reinigung 
und Sterilisierung von Abwässern. 1902. 1 Mk. 

Koschmieder, lng. H., Die Verwertung des Schlammes von Kläranlagen für 
Abwässer... 1908. 1 M. 

Kröhnke, Dr., Über kontinuierlich arbeitende Oxydationsverfahren b. d. Ab- 
wasserreinigung. Mit vielen Abbildungen. (Erscheint im Laufe des 
Juli ) Preis ca. 2 Mk. 

Kröhnke, Dir. Dr., Entwickelung und Wesen des Kohlebreiverfahrens. 
Eine kritische Studie. 32 S. u. 1 Tabelle. 1900. 1 M. 

Müllenbach, lng. H.. Zur Frage der natürlichen Abwasserreinigung. 1901. 
13 S. 70 Pf. 

Müllenbach, lng. H., Aus der Praxis der Abwasserreinigung. 1903. 
Mit Abbild. Preis 1 M. 

Müller, Prof. Dr., Die Reinigung füulnisfähiger Abwässer und die sekun- 
däre Verpestung. 1902. Preis 70 Pfg. 

Schweder, Kultur-Ing. V., Die Grosslichterfelder Versuchsanlage zur Reini- 
gung städtischer Abwässer, ihr Schlussergebnis und Nutzanwendung. 
1899. 1 M. 

Verlag von F. Leineweber in Leipzig, Könneritzstr. 57. 



Zur Anschaffung für städt Bibliotheken empfohlen : 

Reinhaltung der Flüsse. 

Bonne, Dr. med., Neue Untersuchungen und Beobachtungen über die zu- 
nehmende Verunreinigung der Unterelbe. 1902. Gr. 8°. 100 >>. 
4 2. Aufl. 2 Mk. 

Bonne, Dr., Wichtigkeit der Reinhaltung der Flüsse, erläutert durch 
das Beispiel der Unterelbe bei Hamburg-Altona. 8". 89 Seiten. 1 Mk. 

Bonne, Dr ., Die Notwendigkeit der Reinhaltung der deutschen Gewässer 
8°. 250 S. 11)01. 4 Mk., geb. 5 Mk 

Bonne, Dr. med., Über die militärische Bedeutung der Reinhaltung 
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